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Einleitung 


Gegenstand der Bemerkungen 

1. Der Bundesrechnungshof leitet hiermit dem 
Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesregierung 
die Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 
(einschließlich der Bundesvermögensrechnung) für 
das Haushaltsjahr 1971 zu (§ 97 BHO). Die Bemer- 
kungen beziehen sich, soweit geboten, auch auf die 
Sondervermögen des Bundes und juristische Perso- 
nen. Sie sind vom Großen Senat des Bundesrech- 
nungshofes beschlossen worden. 

2 . In die Bemerkungen sind auch Feststellungen 
über spätere und frühere Haushaltsjahre auf genom- 
men worden (§ 97 Abs. 3 BHO). 


Zusammenarbeit mit anderen Rechnungshöfen 

3 . Die Zusammenarbeit mit ausländischen Rech- 
nungshöfen und mit den Landesrechnungshöfen 
wurde fortgesetzt. Sie erstreckte sich auf den Erfah- 
rungsaustausch, auf die Mitwirkung an zwei inter- 
regionalen Seminaren in Wien und Berlin für lei- 
tende Angehörige von obersten Finanzkontrollinsti- 
tutionen aus Entwicklungsländern sowie insbeson- 
dere auf das Zusammenwirken mit den obersten 
Finanzkontrollinstitutionen der anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften. Die Er- 
örterungen in diesem Kreis konzentrierten sich in 
den Jahren 1972 und 1973 fast ausschließlich auf 
die Lage der externen Finanzkontrolle bei den 
Europäischen Gemeinschaften. 


Stand des Entlastungsverfahrens 

4 . Der Deutsche Bundestag hat am 14. Juni 1973 
beschlossen, der Bundesregierung für die Haus- 
haltsjahre 1967, 1968 und 1969 aufgrund der Bun- 


deshaushaltsrechnungen und der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes Entlastung zu erteilen. Da 
der Bundesrat die Entlastung für das Haushaltsjahr 
1967 schon am 15. Mai 1970 und für die Haushalts- 
jahre 1968 und 1969 am 17. Dezember 1971 be- 
schlossen hatte, ist das Entlastungsverfahren für 
die Haushaltsjahre 1967 bis 1969 abgeschlossen. 

Der Bundesrat hat am 25. Mai 1973 beschlossen, der 
Bundesregierung auch wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Haushaltsjahr 1970 aufgrund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 114 BHO zu erteilen. Der Beschluß des 
Deutschen Bundestages über die Entlastung für das 
Haushaltsjahr 1970 steht noch aus. Der Rechnungs- 
prüfungsausschuß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages hat jedoch in seiner Sitzung 
vom 14. Juni 1973 mit der Beratung der Bemerkun- 
gen des Bundesrechnungshofes zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1970 begonnen. 


Enquete-Kommission — Auswärtige Kulturpolitik 

5 . Im März 1970 hat der Deutsche Bundestag zur 
Vorbereitung einer Entscheidung über die zukünf- 
tigen Aufgaben der auswärtigen Kulturpolitik eine 
Enquete-Kommission eingesetzt (Drucksache VI/ 515). 
Die Kommission hat den Bundesrechnungshof Ende 
1971 um eine funktionale Haushaltsübersicht aller 
Ausgaben des Bundes und der größeren Mittler- 
organisationen auf dem Gebiet der auswärtigen 
Kulturbeziehungen im Haushaltsjahr 1971 gebeten. 
Der Bundesrechnungshof hat der Kommission die 
Übersicht nebst Anlagenheft im Mai 1972 zugeleitet 
(Kommissionsdrucksachen 68 A, 68 B) und gleichzei- 
tig die Bundesregierung unterrichtet (§ 88 Abs. 2 
BHO). Dabei hat er der Kommission auch Anregun- 
gen und Vorschläge zu verschiedenen Teilfragen aus 
dem Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik unter- 
breitet. 
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Allgemeine Prüfungsergebnisse 

6. Ergebnis der Geldrechnung 



Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

a) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1971 betragen die Ist-Einnahmen und 
die Ist-Ausgaben 

102 503 753 209,21 

102 503 753 209,21 

b) Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 
' verbliebenen Haushaltsreste, die auf das Haus- 
haltsjahr 1972 übertragen, jedoch dem Haus- 
haltsjahr 1971 zuzurechnen sind, mit 

274 763 494,21 *) 

4 384 350 340,20 

c) Summe der Ist-Beträge und der am Schluß des 
Haushaltsjahres 1971 verbliebenen Haushalts- 
reste 

102 778 516 703,42 

106 888 103 549,41 

d) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Haus- 



haltsjahr 1971 beträgt das Haushaltssoll 

100 144 629 700,— 

100 144 629 700,— 

e) Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1970 
übernommenen Haushaltsreste 

- 36 523 850,75 

3 843 004 703,34 

f) Summe der Sollbeträge und der aus dem Haus- 
haltsjahr 1970 übernommenen Haushaltsreste . . 

100 108 105 849,25 

103 987 634 403,34 

g) Gegenüber den Summen unter c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

+ 2 670 410 854,17 

+ 2 900 469 146,07 

h) Mithin rechnungsmäßiges Ergebnis des Haus- 
haltsjahres (Fehlbetrag) 

230 051 

1291,90 


*) betrifft ausschließlich Einzelplan 14 

Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus dem Unterschied zwischen den aus dem 
Haushaltsjahr 1970 übernommenen Einnahme- und Ausgaberesten (e) von 

(36 523 850,75 + 3 843 004 703,34 = ) 3 879 528 554,09 DM 

abzüglich des Unterschieds zwischen den am Schluß des Haushaltsjahres 1971 
verbliebenen Einnahmen- und Ausgaberesten (b) von (4 384 350 340,20 

- 274 763 494,21 =) -4 109 586 845,99 DM 

- 230 058 291,90 DM 


Ungedeckte Fehlbeträge 

DM 

7 . Nach Nr. 6 der Bemerkungen 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1970 
betrugen die ungedeckten Fehl- 
beträge an dessen Ende 3 879 528 554,09 

In der Bundeshaushaltsrechnung 
1971 sind als Fehlbetrag nachge- 
wiesen 230 058 291,90 

Kassenmäßige Mehrausgaben aus 
Vorjahren waren am Ende des 
Haushaltsjahres nicht vorhanden. 

Das Haushaltsjahr 1971 wurde kas- 


senmäßig ausgeglichen abgeschlos- DM 

sen. 

Am Ende des Haushaltsjahres 1971 
waren demnach insgesamt unge- 
deckt 4 109 586 845,99 


Ausgabereste 

8 . Die am Schluß des Haushaltsjahres verbliebenen 
Ausgabereste von rd. 4 384,0 Millionen DM (Vor- 
jahr: rd. 3 843,0 Millionen DM) betragen 4,27 v. H. 
(Vorjahr: 4,1 v. H.) der Ist- Ausgaben von rd. 
102 503,8 Millionen DM (Vorjahr: rd. 93 623,2 Mil- 
lionen DM). 
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Die größten Anteile an den Ausgaberesten entfallen auf 


DM v. H. 


Epl. 14 (Bundesminister der Verteidigung) 

(Vorjahr: 

Epl. 25 (Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen) 

(Vorjahr: 

Epl. 09 (Bundesminister für Wirtschaft) 

(Vorjahr: 


rd. 785,2 Millionen 
rd. 840,5 Millionen 


3,4 der Ist- Ausgaben 
4,0 der Ist- Ausgaben) 


rd. 753,7 Millionen 
rd. 717,7 Millionen 

rd. 674,2 Millionen 
rd. 583,7 Millionen 


34.4 der Ist- Ausgaben 
41,1 der Ist- Ausgaben) 

47.5 der Ist- Ausgaben 
48,7 der Ist- Ausgaben) *) 


Epl. 60 (Allgemeine Finanzverwaltung) 
(Vorjahr: 

Epl. 12 (Bundesminister für Verkehr) . 
(Vorjahr: 


rd. 560,4 Millionen — 
rd. 89,5 Millionen = 

rd. 491,4 Millionen = 
rd. 694,3 Millionen = 


4.6 der Ist- Ausgaben 
0,7 der Ist-Ausgaben) *) 

3,9 der Ist-Ausgaben 

6.7 der Ist- Ausgaben) 


*) In Höhe von rd. 278,4 Millionen DM waren im Vorjahr Reste bei Ausgaben des Einzelplans 60 entstanden; die 
entsprechenden Ausgaben waren im Haushaltsjahr 1971 beim Einzelplan 09 nachzuweisen. Die für das Vorjahr 
angegebenen Zahlen sind zu Vergleichszwecken insoweit bereinigt. 


Einzelne Ausgabereste, die betragsmäßig nennenswert erscheinen, sind insbesondere bei folgenden Haus 


haltsstellen verblieben: 


DM 

Kapitel 09 02 

Titel 862 04 

(Maßnahmen zur Sicherung der deutschen Erdöl- 
versorgung) 

140,6 Millionen 


Titel 892 51 

(Zuschüsse für betriebliche Investitionen) 

165,6 Millionen 

Kapitel 12 02 

Titel 892 21 

(Zuwendungen für Investitionen zur Förderung des 
kombinierten Verkehrs) 

127,6 Millionen 

Kapitel 12 18 

Titel 883 01 

(Zuschüsse und Darlehen für den kommunalen Stra- 
ßenbau) 

138,9 Millionen 

Kapitel 14 19 

Titel 554 01 

(Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern) .... 

100,0 Millionen 

Kapitel 25 03 

Titel 852 26 

(Darlehen für Maßnahmen nach § 19 a Abs. 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes im Rahmen des 
langfristigen Wohnungsbauprogramms) 

104,1 Millionen 

Kapitel 60 06 

Titel 686 07 

(Abführung der Abschöpfungen von Preisunterschie- 
den bei Lebensmitteleinfuhren) 

113,9 Millionen 


Titel 686 10 

(Abführung des Anteils an den Zöllen aus dem Ge- 
meinsamen Zolltarif) 

165,0 Millionen 


Titel 686 17 

(Beitrag zum Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft — Abt. Garan- 
tie — zur Abwicklung des Rückvergütungsver- 
fahrens) 

135,4 Millionen 


Diese Ausführungen dienen ausschließlich der Unterrichtung; eine Wertung ist damit vorläufig nicht ver- 
bunden. 


Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

9 . Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben sind 
in der Anlage 1 zur Bundeshaushaltsrechnung 1971 
(S. 2171 bis 2271) aufgeführt. Sie betragen rd. 3 354,5 
Millionen DM, das sind rd. 3,22 v. H. des Haushalts- 
solls von rd. 103 987,6 Millionen DM. Im Jahr 1970 
beliefen sich diese Überschreitungen auf 1,1 v. H. 

In dem Gesamtbetrag von 3 354,5 Millionen DM 
sind 1 Milliarde DM als Zuführungen an Konjunk- 
turausgleichsrücklagen enthalten, die bei Kapitel 
60 02 Titel 915 01 nachgewiesen worden sind. Läßt 
man diesen Betrag bei der Berechnung des Verhält- 
nisses der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 


zum Haushaltssoll außer Betracht, dann beträgt der 
Vomhundertsatz rd. 2,26. Er ist damit etwa doppelt 
so hoch wie im Haushaltsjahr 1970. 

Die umfangreichsten Haushaltsüberschreitungen sind 
bei folgenden Einzelplänen ausgewiesen: 

Epl. 60 = 1 524,6 Millionen DM = rd. 13,38 v. H. 

(mit Konjunk- 
turausgleichs- 
rücklage) 

oder = rd. 4,6 v. H. 
(ohne Kon- 
junkturaus- 
gleichsrück- 
lage) 
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Epl. 

14 = 

583,4 

Millionen 

DM = rd. 

2,57 

v. H. 

Epl. 

12 = 

420,7 

Millionen 

DM = rd. 

3,4 

v. H. 

Epl. 

11 = 

147,9 

Millionen 

DM = rd. 

0,74 

v. H. 

Epl. 

27 = 

102,1 

Millionen 

DM = rd. 

39,78 

v. H. 


des Haushalts- 
solls. 


10 . Zu den während des Haushaltsjahres 1971 ge- 
leisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
von Bedeutung hat sich der Bundesrechnungshof im 
Verfahren nach § 37 Abs. 4 BHO geäußert. 

Der Bundesrechnungshof wird der Entwicklung der 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben sein beson- 
deres Augenmerk zuwenden. 


1 1 . Ergebnis der Vermögensrechnung 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

Ziff. 


Restand am 

Zugang 

Gegenstand 

Beginn des 
Haushaltsjahres 

mit 

ohne 



haushaltsmäßige (r) Zahlung 

0 

00 

Vermögen 

Allgemeines Verwaltungsvermögen .... 
Unbewegliche Sachen 

DM 

31 111 454 172,— 

DM 

1 893 995 354,86 

DM 

1 719 474 676,03 

03 

Geldwerte Rechte 

1 507 300 000,— 

1 000 000 000 — 

— 


Summe . . . 

32 618 754 172,— 

2 893 995 354,86 

1 719 474 676,03 

1 

10 

Sachen im Gemeingebrauch 

Unbewegliche Sachen 


2 124 059 741,17 

43 316 569,— 

2 

20 

Vermögen der Bundesanstalten und 

-einrichtungen 

Unbewegliche Sachen . . 

292 608 002 — 

59 008 864,21 

21 366 627,25 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

3 849 660,— 

— 

5 077,09 

23 

Geldwerte Rechte 

776 489,65 

- 49 457,81 

— 


Summe . . . 

297 234 151,65 

58 959 406,40 

21 371 704,34 

3 

32 

Betriebsvermögen 

Wirtschaftsbetriebe 

339 531 748,92 

9 406 528,79 

4 572 035,56 

33 

Geldwerte Rechte 

4 190 991 341,46 

187 459 100,— 

300 868 706,68 


Summe . . . 

4 530 523 090,38 

196 865 628,79 

305 440 742,24 

4 

40 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 
Unbewegliche Sachen 

2 945 485 069,— 

89 059 663,11 

218 507 762,74 

43 

Geldwerte Rechte j 

43 707 593 039,22*) 

3 842 1 1 1 657,20 

1 521 557 997,72 


Summe . . . 

46 653 078 108,22 

3 931 171 320,31 

1 740 065 760,46 

5 

Treuhandvermögen 

5 115 502 203,53 

— 

35 540 427,14 


Vermögen zusammen 

| 89 215 091 725,78*) 

| 9 205 051 451,53 

| 3 865 209 879,21 

96 

Schulden 

Fundierte Schuld 

45 506 747 944,39 

1 143 853 142,86 

809 097 351,95 

97 

Schwebende Schuld 

1 914 800 000,— 

— 

— 

99 

Andere Schulden 

248 311 710,18 

1 534,68 

15 584 800,20 


Schulden zusammen 

47 669 859 654,57 

1 143 851 608,18 

824 682 152,15 


*) — ,70 DM weniger gegenüber Endbestand des Vorjahres wegen Berichtigung eines Rechenfehlers in der Vermögens- 
Zentralrechnung 1970 zu Epl. 15 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1242 


Abgang 

Abschreibungen 

Bestand am 

Ende des 
Haushaltsj ahres 

Bestands- 

veränderungen 

insgesamt 

mit | 

ohne 

haushaltsmäßige (r) Zahlung 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

11 840 399,— 

1 591 733 477,52 

273 732 695,37 

32 847 617 631,— 


— 

— 

— 

2 507 300 000 — 


11 840 399,— 

1 591 733 477,52 

273 732 695,37 

35 354 917 631,— 

+ 2 736 163 459,— 

491 542,44 

7 696 394,02 

2 159 188 373,71 

— 

— 


15 623 144,75 

2 774 979,71 

354 585 369,— 


— 

53 746,09 

— 

3 800 991,— 


488,90 

— 

— 

726 542,94 


488,90 

15 676 890,84 

2 774 979,71 

359 112 902,94 

+ 61 878 751,29 

462 330,25 

93 042,89 



352 954 940,13 


64 009 009,98 

388 234 234,21 

— 

4 227 075 903,95 


64 471 340,23 

388 327 277,10 

— 

4 580 030 844,08 

+ 49 507 753,70 

72 329 682,60 

116 887 748,40 

32 634 202,85 

3 031 200 861, — 


1 008 556 235,08 

1 632 319 705,26 

— 

46 430 386 753,80 


1 080 885 917,68 

1 749 207 453,66 

32 634 202,85 

49 461 587 614,80 

' +2 808 509 506,58 

— 

14 838 620,60 

— 

5 136 204 010,07 

+ 20 701 806,54 

1 157 689 688,25 

| 3 767 480 113,74 

| 2 468 330 251,64 

| 94 891 853 002,89 

| +5 676 761 277,11 

20 653 616,44 

684 791 259,59 


46 754 253 563,17 


— 

198 000 000,— 

— 

1 716 800 000,— 


429 093,50 

8 777 283,49 

— 

254 688 598,71 


21 082 709,94 

j 891 568 543,08 

— 

48 725 742 161,88 

+ 1 055 882 507,31 


DM 

60 738 927 933,83 
55 767 678 379,19 
50 831 474 795,44 
43 615 295 781,49 
38 294 437 509,63 


Am Ende des Haushaltsjahres bestehende Verpflichtungen des Bundes aus Bürg- 
schafts-, Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen Zwecken dienenden Verträgen 
(§ 39 BHO, § 71 Abs. 4 VBRO) 

Gegenüber im Vorjahr 


1969 

1968 

1967 
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12 . Die in der Vermögensrechnung für den Beginn 
des Haushaltsjahres nachgewiesenen Beträge sind 
bei allen Vermögensgruppen richtig übernommen 
worden. Dabei wurde ein in der Vermögenszentral- 
rechnung 1970 zum Einzelplan 15 unterlaufener 
Rechenfehler von 0,70 DM und eine in der Ver- 
mögenszentralrechnung 1970 zum Einzelplan 09 
unterlaufene, einen Betrag von 4 400 DM betref- 
fende Verwechslung von zwei Untergruppen der 
Vermögensgruppe 43 13 richtiggestellt. 

13 . Unter Nr. 13 der Bemerkungen zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1970 hatte der Bundesrechnungs- 
hof darauf hingewiesen, daß die in der Vermögens- 
rechnung ausgewiesenen Beträge für das Sachver- 
mögen nur einen eingeschränkten Aussagewert 
haben, da sie nach dem jeweiligen Anschaffungs- 
wert, wegen der unterschiedlichen Preisverhältnisse 
also nach uneinheitlichen Maßstäben, bewertet wer- 
den. Diese Feststellung, die sich auf das in der Ver- 
mögensrechnung nachgewiesene Sachvermögen be- 
zieht, ist dahin zu ergänzen, daß das übrige Bundes- 
vermögen entweder in der Vermögensrechnung über- 
haupt nicht erfaßt (bewegliches Vermögen, Verwal- 
tungsvermögen im Gemeingebrauch) oder nach ganz 
anderen Maßstäben bewertet wird. So werden Dar- 
lehensforderungen und Schulden mit ihrem Nominal- 
wert oder mit dem ungetilgten Restwert, die Wert- 
papiere nach dem jeweiligen Kurswert am Jahres- 
schluß bewertet. 

Die Angelegenheit, deren Regelung äußerst schwie- 
rig ist, wird zwischen dem Bundesrechnungshof und 
dem Bundesminister der Finanzen erörtert. Die Er- 
örterungen beziehen sich auch auf die Frage, ob es 
der Vermögensrechnung weiterhin bedarf. 

14 . Nach der Vermögensrechnung 1971 waren von 
den rd. 102 503,75 Millionen DM Gesamtausgaben 
rd. 9 226,1 Millionen DM vermögenswirksam; d. s. 
rd. 9,0 v. H. (Vorjahr: 11,3 v. H.). 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben haben rd. 
9 205,0 Millionen DM (Vorjahr: 8 607,5 Millionen 
DM) zur Mehrung des Vermögens beigetragen. Zur 
Tilgung der Schulden sind rd. 21 Millionen DM (Vor- 
jahr: 1 971,5 Millionen DM) verwendet worden. 

15 . Von den Haushaltseinnahmen von rd. 
102 503,75 Millionen DM sind rd. 2 301,5 Millionen 
DM vermögenswirksam gewesen; d. s. rd. 2,24 v. H. 
(Vorjahr: 3,65 v. H.). 

16 . Nach der Vermögensrechnung hat sich das 
Vermögen während des Haushaltsjahres 1971 um 
rd. 5 676,8 Millionen DM (Vorjahr: 147,9 Millionen 
DM) vermehrt. In der gleichen Zeit haben die 
Schulden um rd. 1 055,9 Millionen DM zugenom- 
men; im Vorjahr hatten sie um 2 945,6 Millionen 
DM abgenommen. 

17 . 

a) Der Bundesrechnungshof hat, soweit sich aus 
den folgenden Ausführungen nichts anderes er- 
gibt, für das Haushaltsjahr 1971 keine Abwei- 


chungen zwischen den in der Bundeshaushalts- 
rechnung und den in den Büchern aufgeführten 
Beträgen festgestellt. Das gilt entsprechend für 
die Hauptrechnung bei der Zentralkasse beim 
Bundesausgleichsamt über die Einnahmen und 
Ausgaben des ERP-Sondervermögens. 

b) Die der Rechnung zu Kapitel 10 02, Maßnahme- 
gruppe G 3, Titel 685 61 angefügte Nachweisung 
über die von anderen Haushaltsstellen gemäß 
§ 20 Abs. 2 BHO (Deckungsfähigkeit) in An- 
spruch genommenen Ausgabemittel ist insoweit 
unzutreffend, als die dort aufgeführten 
120 000 DM von Kapitel 10 02 Titel 652 06 und 
50 000 DM von Kapitel 10 02 Titel 686 01 nach 
einer Mitteilung des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten nicht zur Ver- 
stärkung der Ausgabemittel bei Titel 685 61 in 
Anspruch genommen wurden. 

Dementsprechend mindert sich die bei Titel 
685 61 zugunsten von Kapitel 60 02 Titel 46101 
aufgeführte Einsparung um 170 000 DM, wäh- 
rend die Einsparungen von 120 000 DM bei Titel 
652 06 und von 50 000 DM bei Titel 686 01 zur 
Verstärkung der Ausgabemittel bei Kapitel 
60 02 Titel 461 01 herangezogen wurden. 

c) Nach den Vorworten zu den Einzelplänen 02, 04 
und 33 wurden die Ausgabemittel 

bei Einzelplan 02 um 4 682 356,60 DM 
bei Einzelplan 04 um 3 745 474,25 DM 
bei Einzelplan 33 um 321 388229,95DM 

zu Lasten des Globalansatzes Kapitel 60 02 Titel 
461 01 verstärkt. Die Erläuterungen zur Haus- 
haltsrechnung weisen bei Kapitel 60 02 Titel 
461 01 folgende Verstärkungen zugunsten dieser 
Einzelpläne aus: 

bei Einzelplan 02 ’ 4 555 252,36 DM 

bei Einzelplan 04 3 738 733,05 DM 

bei Einzelplan 33 321 388 229,95 DM 

Tatsächlich dienten die Mittel des Kapitel 60 02 
Titel 461 01 jedoch 

bei Einzelplan 02 mit 4 682 356,60 DM 
bei Einzelplan 04 mit 3 745 474,25 DM 
bei Einzelplan 33 mit 321 254 384,51 DM 
der Deckung von Ausgaben. 

Der infolge der geminderten Deckung durch Ti- 
tel 461 01 bei Einzelplan 33 aufgetretene Restbe- 
darf von 133 845,44 DM wurde durch Einsparun- 
gen bei Kapitel 32 05 Titel 574 62 ausgeglichen. 
Außerdem erhöht sich dadurch die bei Kapitel 
33 07 Titel 642 01 mit 57 170 997,24 DM ausge- 
wiesene überplanmäßige Ausgabe um 
133 845,44 DM. 

Die Angaben unter Nr. 4 des Vorworts zum Ein- 
zelplan 33 und in den Erläuterungen zu Kapitel 
60 02 Titel 461 01 sowie in Anlage 1 der Haus- 
haltsrechnung zu Kapitel 33 07 Titel 642 01 sind 
insoweit unrichtig. 
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d) In einer größeren Anzahl von Fällen haben die 
aufgrund gesetzlich zugelassener Deckungsfä- 
higkeit oder aus dem Globalansatz bei Kapitel 
60 02 Titel 461 01 verfügbaren Deckungs- oder 
Verstärkungsmittel nicht ausgereicht, Mehraus- 
gaben bei Personaltiteln haushaltsmäßig zu dek- 
ken. Die haushaltsmäßige Deckung fehlt z. B. 

bei Kapitel 02 01 Titel 411 01 für 
282 290,83 DM - 

bei Kapitel 02 01 Titel 425 01 für 
125 248,89 DM 

bei Kapitel 06 01 Titel 425 01 für 
555 708,97 DM 

bei Kapitel 08 01 Titel 422 01 für 
299 258,89 DM. 

Zwar hat der Bundesminister der Finanzen die- 
sen Haushaltsüberschreitungen — global — zu- 
gestimmt. Sie hätten jedoch in der Haushalts- 
rechnung als überplanmäßige Ausgaben nachge- 
wiesen und in der Anlage 1 begründet werden 
müssen. Das ist nicht geschehen. 

Der Nachweis der überplanmäßigen Ausgaben 
ist daher unvollständig. 

e) In der Bundesvermögensrechnung ist bei der 
Vermögensgruppe 0010 ein Vermögenszugang 
von 1 1 000 DM aufgrund einer Ausgabe bei Ka- 
pitel 27 01 Titel 812 01 enthalten, der in den Bü- 
chern und in der Zentralrechnung des Einzel- 
plans 27 (Geld- und Vermögensrechnung) infolge 
einer Berichtigung durch die Vorprüfungsstelle 
beim Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 
hungen nicht mehr als vermögenswirksam ge- 
führt wird. Durch ein Versehen sind die nicht 
berichtigten Zahlen in die Bundesvermögens- 
rechnung und in die (nachrichtlich als vermö- 
genswirksam geführten) Beträge der Bundes- 
haushaltsrechnung eingegangen. 

f) Die geprüften Einnahmen und Ausgaben sind — 
von Einzelfällen abgesehen — ordnungsgemäß 
belegt. 


Druck- und Darstellungsfehler 

18. Der Bundesrechnungshof hat keine Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt, die das Rechnungs- 
ergebnis beeinflußt haben. 

Vorläufige Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Bundes im Jahre 1972 

19. Auf Wunsch des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages hat der Bundesrechnungs- 
hof auch die Vorläufige Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung des Bundes im Jahre 1972 in seine 
Prüfung für das Haushaltsjahr 1971 einbezogen. 
Teilergebnisse sind in Nr. 70 bis 79 und Nr. 123 bis 
126 dieser Bemerkungen enthalten. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, ergänzend 
zu berichten, falls weitere wesentliche Ergebnisse 
dazu Anlaß bieten. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 06 02) 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports 
und der Leibesübungen 

(Titel 684 07) 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

20. Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen hat der Bundesmini- 
ster im Haushaltsjahr 1971 Zuwendungen nach 
§§ 23, 44 BHO im Gesamtbeträge von rd. 20 Millio- 
nen DM gewährt. 

über die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel und 
die Verwendung derartiger Zuwendungen hat der 
Bundesrechnungshof den gesetzgebenden Körper- 
schaften mehrmals berichtet, zuletzt unter Nr. 47 bis 
50 seiner Bemerkungen zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Haushaltsjahr 1970 (Drucksache 7/8). 

Die weitere Prüfung hat zu neuen Beanstandungen 
geführt: 

21, Der Deutsche Segler-Verband hatte seine Auf- 
gaben bis zum Jahre 1967 ohne nennenswerte Zu- 
schüsse erfüllt. Seitdem gewährt ihm der Bund in 
steigendem Maße Zuwendungen zur Deckung des 
Fehlbedarfs bei bestimmten Vorhaben, insbesonde- 
re bei der Teilnahme an Regatten, bei der Durch- 
führung des Trainings und bei Bootskäufen. Für 
1971 hat der Verband 578 000 DM erhalten. 

a) Bei der Bemessung der Zuwendungen hat es der 
Bundesminister hingenommen, daß die dem Ver- 
band angehörenden Vereine für jedes erwachse- 
ne Mitglied monatlich im Durchschnitt nur rd. 
0,80 DM an den Verband abführen. Eine Verdop- 
pelung dieses Betrages würde den Verband von 
Bundeszuwendungen unabhängig machen. Der 
Schatzmeister hat bereits im November 1971 er- 
klärt, eine Erhöhung der Verbandsbeiträge sei 
zumutbar. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster empfohlen, hier — wie auch in vielen ande- 
ren Fällen — darauf zu achten, daß sich der 
Verband nach dem Grundsatz der Subsidiarität 
der Zuwendungen (§ 23 BHO) an der Finanzie- 
rung der Vorhaben mehr als bisher mit Eigen- 
mitteln beteiligt. 

Der Bundesminister hat erwidert, der an den 
Verband abgeführte Beitrag sei überdurch- 
schnittlich hoch. Ihn noch zu erhöhen, sei 
schwierig, weil dann die Vereinsbeiträge erhöht 
werden müßten und die Mitglieder, denen er- 
hebliche persönliche Kosten bei der Ausübung 
des Sports entständen, bereits verhältnismäßig 
hohe Beiträge zu zahlen hätten. Trotzdem sei er 
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— wie bei anderen Verbänden — bemüht, eine 
Erhöhung der Verbandsbeiträge zu erreichen. 
Von den Verbänden könne jedoch nicht erwar- 
tet werden, daß sie für ihre „zentralen Maßnah- 
men" nur eigene Mittel einsetzten. 

Die Seglervereine sollten nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes jene Aufgaben ihres Ver- 
bandes, die den Sportbetrieb innerhalb der Bun- 
desrepublik betreffen, selbst finanzieren. Dazu 
waren sie früher in der Lage; sie dürften es bei 
Ausschöpfung ihrer Finanzierungsmöglichkeiten 
auch künftig sein. Die Zuwendungen könnten 
dann auf die Repräsentation bei internationalen 
Anlässen beschränkt werden. Im übrigen sollte 
der im Bundeshaushaltsplan verwendete Begriff 
„zentrale Maßnahmen" näher bestimmt wer- 
den. 

Der Bundesminister sollte das Erforderliche als- 
bald veranlassen. 

b) Der Segler-Verband hatte im Verwendungs- 
nachweis über die im Jahre 1970 erhaltenen Zu- 
wendungen angegeben, er habe 40 000 DM für 
den Kauf von zwei Motorbooten gezahlt; er hat- 
te aber nicht erwähnt, daß ihm die Lieferfirma 
für ein Boot einen Nachlaß von 7 000 DM „zur 
Förderung Olympia-Vorbereitung; zweckgebun- 
den zur Anschaffung eines Motorbootes" und 
für das andere Boot einen Rabatt von 5 000 DM 
gewährt hatte. Der Verband hatte somit nur 
28 000 DM aufgewendet. 

Der Bundesminister stellte diese Unstimmigkeit 
bei der Prüfung des Verwendungsnachweises 
fest, ging ihr aber nicht nach. Er hat zwar eine 
örtliche Prüfung vorgesehen, doch ist es bis zu 
den Erhebungen des Bundesrechnungshofes im 
Dezember 1972 dazu nicht gekommen. Der Bun- 
desminister hat es auch unterlassen, die bis 
Ende 1970 nicht verbrauchten und somit verfal- 
lenden Teilbeträge der Zuwendungen zurückzu- 
fordern. Der Verband hat damit im Jahre 1971 
ein drittes Motorboot gekauft. 

Der Bundesminister ist aufgefordert worden, den 
nicht ordnungsgemäß verwendeten Betrag zu- 
rückzufordern. Er wird ferner den bei der Prü- 
fung der Verwendungsnachweise festgestellten 
Unstimmigkeiten unverzüglich nachgehen müs- 
sen. 

c) Der Verband hat Bundesmittel auch zur Finan- 
zierung des Jugendsports erhalten. Er konnte 
aber nicht nachweisen, daß er die Mittel ord- 
nungsgemäß verwendet hat; zum Teil steht 
schon jetzt fest, daß Bundesmittel zu sachlich 
nicht gerechtfertigten Ausgaben verwendet wor- 
den sind. 

So hat der frühere Jugend-Obmann, der dann im 
Mai 1971 zurückgetreten ist, einem Vorschuß- 
konto rd. 51 000 DM ungerechtfertigt entnom- 
men. Er will daraus u. a. zwei Veranstaltungen 
im Jahre 1970 finanziert haben, von denen je- 
doch die eine wahrscheinlich nicht und die an- 
dere nach seiner eigenen späteren Angabe be- 
stimmt nicht stattgefunden hat. 


Ferner hat der Verband dem früheren Jugend- 
Obmann Hotelkosten in Höhe von 33 198 DM er- 
stattet, obwohl dieser die Verauslagung nicht 
ordnungsgemäß nachgewiesen hatte; die Hotel- 
rechnungen sind lückenhaft und teilweise vor- 
datiert. Außerdem liegen Belege über Spenden 
an den Verband in Höhe von 33 350 DM vor, die 
für diese Zwecke bestimmt waren, aber nicht 
gebucht worden sind und deren Verwendung 
daher nicht nachweisbar ist. In einem anderen 
Fall sind in der Abrechnung über eine Jugend- 
regatta die Einnahmen aus Teilnehmerbeiträgen 
von mindestens 10 000 DM nicht angegeben wor- 
den. Bei einer anderen Jugendregatta hat der 
Verband 4 284 DM an ehrenamtliche Helfer aus- 
gezahlt, obwohl diese schon aus Bundesmitteln 
eines anderen Einzelplans abgefunden waren. 

Überdies konnte eine Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft, die der Verband mit einer besonderen 
Prüfung der Geschäftsführung des Jugendaus- 
schusses beauftragt hatte, für die Jahre 1968 
und 1969 wegen Fehlens ausreichender Belege 
und Nachweise überhaupt nicht prüfen. 

Der Bundesminister hat das Fehlverhalten, das 
ihm bekanntgeworden war, hingenommen. 

d) Schließlich hat der Verband Ausgaben von 
72 451 DM, die schon in dem Verwendungsnach- 
weis über die Zuwendung des Jahres 1970 auf- 
genommen worden waren, nochmals in den Ver- 
wendungsnachweis für 1971 eingestellt. 

Auch das hat der Bundesminister hingenom- 
men. 

Insgesamt hat der Verband die bestimmungsgemäße 
Verwendung von rd. 200 000 DM nicht nachgewie- 
sen. Der Bundesrechnungshof . hat den Bundesmini- 
ster gebeten, den Betrag einzuziehen. Die Angele- 
genheit ist noch nicht abgeschlossen. 

Im übrigen hat der Bundesminister dem Verband 
trotz des mangelhaften Verwendungsnachweises 
für 1970 weiterhin Zuwendungen gewährt, obwohl 
Zuwendungen nur solchen Empfängern bewilligt 
werden dürfen, bei denen eine ordnungsmäßige Ge- 
schäftsführung gesichert ist und die in der Lage 
sind, die Verwendung der Mittel bestimmungsge- 
mäß nachzuweisen (Vorl. VV Nr. 1.2 zu §44 BHO). 
Da es hieran offensichtlich gefehlt hat, hätte der 
Bundesminister die Förderung des Verbandes zu- 
mindest vorübergehend einstellen müssen. 

22 . Der Bundesminister bewilligte dem Deutschen 
Skiverband in den Jahren 1969, 1970 und 1971 Zu- 
wendungen in Höhe von 828 000 DM, 1 300 000 DM 
und 1 073 000 DM. 

a) Weil der Verband in finanzielle Schwierigkei- 
ten geraten war, sah der Bundesminister für 
1970 davon ab zu verlangen, daß sich der Ver- 
band mit eigenen Mitteln an den geförderten 
Maßnahmen beteilige. Der Verband hätte jedoch 
seine wirtschaftliche Lage verbessern können. 
Er hatte gestattet, daß der Verbandsname zu 
Werbezwecken im Versicherungswesen und auf 
dem Gebiet der Touristik verwendet wurde, 
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ohne dafür das angemessene Entgelt zu verlan- 
gen. 

b) Trotz der weitgehenden Finanzierung durch Zu- 
wendungen aus öffentlichen Mitteln, die eine 
besonders sorgfältige Rechnungsführung hätte 
erwarten lassen, enthielten die zugehörigen Be- 
lege des Verbandes viele Doppelabrechnungen, 
Unklarheiten und Widersprüche. Soweit der 
Verband dazu Stellung genommen hat, befriedi- 
gen seine Auskünfte oft nicht. Statt eindeutig zu 
antworten, hat er nur Vermutungen geäußert. 
Der Bundesminister hat dies widerspruchslos 
hingenommen und auch nicht selbst dazu Stel- 
lung genommen. Wie sehr eine schärfere Über- 
wachung vonnöten gewesen wäre, zeigt folgen- 
des Beispiel: 

Der Betreuer einer im Ausland startenden 
Mannschaft hat bei der Abrechnung über seinen 
Vorschuß erklärt, er habe rd. 4 000 DM für Flug- 
kosten ausgegeben. Diese waren indessen vom 
Verband unmittelbar bestritten worden. Der Ver- 
band hat jedoch den Betrag nochmals als Ausgabe 
in den Verwendungsnachweis eingestellt. Der 
Bundesminister hat dies bei der Prüfung nicht 
bemerkt. Auf die Bitte des Bundesrechnungs- 
hofes um Aufklärung teilte er erst nach mehr als 
einem Jahr mit, der Verband vermute, daß der 
Betrag von dem ausländischen Veranstalter dem 
Betreuer vergütet worden sei, also keine Aus- 
gabe, sondern eine Einnahme des Betreuers dar- 
stelle. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes 
hat der Bundesminister den Verband nunmehr 
aufgefordert, den Betrag von rd. 8 000 DM an 
den Bund abzuführen. 

c) Die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungs- 
hofes über die Zuwendungen an den Skiverband 
sind dem Bundesminister im Mai 1971 zugegan- 
gen. Das Prüfungsverfahren konnte jedoch noch 
immer nicht abgeschlossen werden. Im Januar 
1973 teilte der Bundesminister mit, zu 13 Punk- 
ten seien nochmals Rückfragen bei dem Ver- 
band notwendig geworden. 

Die schleppende Erledigung beruht nicht zuletzt 
darauf, daß der Verband die erforderliche Be- 
reitschaft zur Klärung von Sachverhalten ver- 
missen läßt. So hat der jetzige Verbandspräsi- 
dent auf eine Anfrage des Bundesministers vom 
24. November 1971 nach dem Verbleib eines Be- 
trages von 12 506 DM aus einem Industriespen- 
denfonds nach dreimaliger Erinnerung schließ- 
lich erwidert, er habe in seiner knapp bemesse- 
nen Freizeit anderes zu tun, als sich „mit büro- 
kratischen Rückfragen herumzuschlagen". 

Der Bundesminister hat auch gegenüber dem 
Deutschen Ski verband bisher nicht die notwen- 
digen Folgerungen daraus gezogen, daß Zuwen- 
dungen nur solchen Empfängern bewilligt wer- 
den dürfen, bei denen eine ordnungsgemäße Ge- 
schäftsführung gesichert ist und die in der Lage 
sind, die bestimmungsgemäße Verwendung der 
Mittel nachzuweisen (Vorl. VV Nr. 1.2 zu §44 
BHO). 


23 . Die Deutsche Eisschnellaufgemeinschaft hat für 
1971 zur Durchführung von Veranstaltungen Zu- 
wendungen von 165 000 DM erhalten. Davon hat 
der Verband rund 60 000 DM an einen Verein wei- 
tergegeben; diesen Betrag hatte der Verein angeb- 
lich für den Verband, insbesondere für Training, 
Lehrgänge und Wettkämpfe, verauslagt. Die Beträ- 
ge waren jedoch in vielen Fällen nicht ordnungsge- 
mäß belegt; oft fehlten die Quittungen. Die Einnah- 
men, die der Verein bei den Wettkämpfen vor al- 
lem aus Eintrittsgeldern bei Veranstaltungen im 
örtlichen Bundesleistungszentrum erzielte, hat er 
weder verrechnet noch nachweislich an den Ver- 
band abgeführt. Der Verbands Vorsitzende war zu- 
gleich Geschäftsführer des Vereins und außerdem 
Verwalter des Bundesleistungszentrums. 

Der Bundesminister hat dem Bundesrechnungshof 
hierzu mitgeteilt, er werde die Angelegenheit „in 
den nächsten Monaten" prüfen. Seit Juni 1972 führe 
der Verein keine Veranstaltungen des Verbandes 
oder im Aufträge des Verbandes mehr durch; der 
Verband arbeite Richtlinien aus, nach denen Verei- 
ne mit der Durchführung von Verbandsveranstal- 
tungen betraut werden sollten. 

Der Bundesminister sollte unabhängig hiervon den 
Unstimmigkeiten sofort nachgehen. 

24 . Für eine zweitägige Europameisterschaft im 
Bundesleistungszentrum für Eisschnellauf in Inzell 
mit rund 40 Wettkämpfern bewilligte der Bundes- 
minister im Jahre 1969 eine Zuwendung über 
90 000 DM. Ein prüfbarer Kostenvoranschlag hatte 
ihm nicht Vorgelegen. 

Nach dem Verwendungsnachweis, den die Gemein- 
de als Trägerin des Leistungszentrums aufstellte, 
waren Gesamtkosten von rund 362 000 DM entstan- 
den. Sie wurden durch Zuschüsse des Bundes mit 
90 000 DM, des Landessportverbandes und des 
Landkreises mit je 10 000 DM und der Gemeinde 
mit rund 30 000 DM sowie durch eigene Einnahmen 
mit rund 222 000 DM gedeckt. 

Der Verwendungsnachweis enthält allein für Spei- 
sen und Getränke bei Empfängen und Mitarbeiter- 
treffen Ausgaben von 33 000 DM. Ob dieser Ansatz 
zutrifft, konnte nicht geprüft werden, da wichtige 
Belege, z. B. schriftliche Vereinbarungen über die 
einzelnen Veranstaltungen, vollständige Unterlagen 
über die Teilnehmer und über den Verzehr, beson- 
ders über die Getränke, fehlen und die Gemeinde 
dem Bundes rechnungshof keine zufriedenstellenden 
Auskünfte geben konnte. Als Miete für ein Hotel 
sind 35 000 DM angesetzt worden, obwohl nur 
25 000 DM vereinbart waren. Vom Bundesrech- 
nungshof darauf hingewiesen, hat die Gemeinde er- 
klärt, sie habe den überzahlten Betrag von 
10 000 DM dem Hotel als zusätzliches Entgelt für 
die vorgenannten Empfänge belassen. Dazu bestand 
jedoch kein Anlaß, da die hierfür berechneten Ko- 
sten voll bezahlt waren. 

Der Bundesminister hat das hingenommen. Auf die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes hin hat 
er auch einen Teil der Teilnehmer genannt mit dem 
Bemerken, der genaue Teilnehmerkreis sei nicht 
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mehr feststellbar; im übrigen seien Belege über die 
Kosten im einzelnen nicht mehr vorhanden. 

Der Bundesminister wird zu beachten haben, daß 
Zuwendungen nur aufgrund ausreichender Unterla- 
gen, insbesondere eines Finanzierungsplans, bewil- 
ligt werden dürfen sowie daß nicht ordnungsgemäß 
belegte Ausgaben nicht anzuerkennen und die ent- 
sprechenden Beträge zurückzufordern sind 
(Vorl. VV Nr. 3. 3. 1 und 10. 3 zu § 44 BHO). 

25. über das überwiegend mit Bundesmitteln er- 
richtete Bundesleistungszentrum, dessen Unterhal- 
tung der Bund durch Zuwendungen mitfinanziert, 
hatte der Bundesrechnungshof unter Nr. 50 d seiner 
Bemerkungen 1970 (Drucksache 7/8) aufgrund von 
Prüfungsmitteilungen vom 30. November 1971 be- 
richtet, daß es sechs Jahre lang einem Hotel Strom 
und Heizöl unentgeltlich geliefert hat, obwohl der 
Pachtvertrag diese Vergünstigungen nicht vorsah. 
Pächterin des Hotels war eine nahe Familienange- 
hörige des Bürgermeisters. Erst im April 1973 hat 
der Bundesminister mitgeteilt, er habe die Gemein- 
de als Trägerin des Bundesleistungszentrums aufge- 
fordert, für den Strom 70 741 DM einzuziehen. Zur 
Heizölversorgung des Hotels seien noch Erhebun- 
gen im Gange. 

Der Bundesrechnungshof verfolgt die Angelegen- 
heit weiter und wird ggf. wieder berichten. 

26. Die aufgeführten Beispiele zeigen, daß die 
unter Nr. 48 bis 50 der Bemerkungen 1970 dargeleg- 
ten Mängel bei der Bewilligung und Verwendung 
der Zuwendungen zur Sportförderung fortbestehen 
und der Bundesminister den Anregungen des Bun- 
desrechnungshofes weithin nicht gefolgt ist. Der 
Bundesminister hat in den in Betracht kommenden 
Fällen auch nicht die weitere Förderung gesperrt, 
um zu erreichen, daß die Verwendung ordnungsmä- 
ßig nachgewiesen wird. 

Der Bundesminister meint dazu, er könne nicht auf- 
grund des Prüfungsverfahrens die Bundeszuwen- 
dungen einstellen, weil dann die gesamte interna- 
tionale und nationale Verbandstätigkeit zum Erlie- 
gen käme. An Maßnahmen der Verbände bestehe 
aber vor allem deshalb ein erhebliches Bundesinter- 
esse, weil diese für eine angemessene nationale Re- 
präsentation auf dem Gebiet des Sports erforderlich 
seien. 

Der Bundesminister wird bei der Abwägung, ob mit 
Hilfe der Bundeszuwendungen eine angemessene 
nationale Repräsentation in der betreffenden Sport- 
art erreicht wird und daher ein erhebliches Bun- 
desinteresse besteht, die in diesem Bereich erziel- 
ten oder zu erwartenden internationalen Erfolge 
nicht unberücksichtigt lassen können. Wenn er da- 
nach zu dem Ergebnis kommen sollte, das Interesse 
des Bundes rechtfertige weitere Zuwendungen, so 
darf er doch keinesfalls die den Verbänden gewähr- 
ten Zuwendungen weniger kritisch beurteilen, als 
das bei Bundeszuwendungen ganz allgemein zu for- 
dern ist. 


Jedenfalls muß gesichert sein, daß die den Verbän- 
den zur Verfügung gestellten öffentlichen Mittel 
ordnungsgemäß verwendet werden. 

Der Bundesrechnungshof kann sich im übrigen des 
Eindrucks nicht erwehren, daß auch über schwer- 
wiegende Verstöße mit erheblichem finanziellen 
Nachteil für den Bund großzügig hinweggegangen 
wird. Nur so kann erklärt werden, daß sich der 
Bundesminister bisher nicht entschließen konnte, 
krassen Verfehlungen, wie zum Beispiel den sich 
mehrenden Fällen doppelter Abrechnung vor allem 
von Reisekosten, auch strafrechtlich nachzugehen 
oder die Sportverbände zu solchen Maßnahmen zu 
veranlassen. 


Zuschuß an die Evangelische Kirche und die Katholische 
Kirche sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich- 
rechtliche Körperschaften waren, für die Versorgung der 
heimatvertriebenen und sonstigen versorgungsberechtigten 
Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestellten sowie 
ihrer Hinterbliebenen 

(Titel 685 05) 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

27. Der Bund hat in den Jahren 1958 und 1959 
mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

den Erzbistümern und Bistümern der Katholi- 
schen Kirche, 

der Europäisch-Festländischen Brüder-Unität, 

der Evangelisch-Lutherischen (altluth.) Kir- 
che, 

der Methodistenkirche in Deutschland, 

dem Bund Evangelisch-Freikirchliche Gemein- 
den in Deutschland und 

der Evangelischen Gemeinschaft in Deutsch- 
land 

Abkommen geschlossen, nach denen er Zuschüsse 
gewährt zur Versorgung der in das Bundesgebiet 
zugezogenen heimatvertriebenen und sonstigen ver- 
drängten Seelsorger, Kirchenbeamten (einschließ- 
lich Forstbeamten), Kirchenangestellten sowie ihrer 
Hinterbliebenen, die nach dem am 8. Mai 1945 gel- 
tenden Recht ihrer Kirche versorgungsberechtigt 
waren. Der Zuschuß beträgt höchstens 50 v. H. des 
gesamten von den Kirchen für diesen Personenkreis 
geleisteten Versorgungsaufwandes. 

Wie der Bundesrechnungshof bei seinen bisherigen 
Prüfungen festgestellt hat, haben die kirchlichen 
Dienststellen infolge unzutreffender Auslegung der 
Abkommen Bundesmittel vielfach ungerechtfertigt 
in Anspruch genommen. Die Rückzahlungen zugun- 
sten des Bundes werden nach den bisherigen Fest- 
stellungen etwa 10 Millionen DM betragen, von de- 
nen rd. 8 Millionen DM bereits erstattet worden 
sind. 

Ein großer Teil der Überzahlungen hätte nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes vermieden wer- 
den können, wenn der Bundesminister die Verwen- 
dung der Zuschüsse, vornehmlich in der ersten Zeit 
der Zuschußgewährung, geprüft hätte. 
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Der Bundesminister stimmt nunmehr mit dem Bun- 
desrechnungshof darin überein, daß Vorkehrungen 
gegen derartige Überzahlungen getroffen werden 
müssen. Der Bundesrechnungshof wird den Fort- 
gang der Angelegenheit im Auge behalten. 

Zuschüsse zu Veranstaltungen aus Anlaß 
der 100. Wiederkehr der Reichsgründung 1871 

(Titel 685 34) 

Haushaltsjahre 1970 und 1971 

28 . Der Bundesminister hatte für die Durchführung 
der Jubiläumsveranstaltungen der Bundesregierung 
aus Anlaß der 100. Wiederkehr des Jahres der 
Reichsgründung zu sorgen. Nachdem die Bundesre- 
gierung die Grundkonzeption im Oktober 1969 ge- 
billigt hatte, beauftragte der Bundesminister einen 
Historiker, die historischen Ausstellungen zu pla- 
nen, und bestellte ihn später auch zu deren General- 
sekretär. Er setzte ihm jedoch kein Kostenlimit. So 
entstand schließlich eine nach wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten orientierte Ausstellung, die aller- 
dings erheblich mehr Kosten verursachte, als ur- 
sprünglich veranschlagt war. In den Bundeshaus- 
haltsplan 1970 waren bei Kapitel 06 02 Titel 685 34 
Ausgaben von 980 000 DM und eine Verpflichtungs- 
ermächtigung für 1971 von 520 000 DM eingestellt 
worden. 

Der Bundesminister erörterte im Juli 1970 das Mo- 
dell der historischen Ausstellungen mit Vertretern 
des Bundesministers der Finanzen und allen an der 
Ausstellung beteiligten Steilen. Die Kosten wurden 
dabei auf rd. 2 650 000 DM geschätzt. Der Bundesmi- 
nister der Finanzen wies darauf hin, daß zur Dek- 
kung der Mehrkosten die Zustimmung des Bundes- 
kabinetts herbeizuführen ist. 

Am 19. August 1970 berichtete der Bundesminister 
der Regierung über den Stand der Vorbereitungen. 
Unter der Rubrik „Finanzierung" nannte er nur den 
Betrag von 1 500 000 DM. Auf die Mehrkosten wies 
er nicht hin. 

29 . In mehreren Verträgen beauftragte der Bun- 
desminister eine Werbeagentur, die Ausstellungen 
nach der Konzeption des Historikers zu gestalten 
und auszurichten. Auf die zum Teil sehr aufwendi- 
ge Form der Darstellung hat er keinen Einfluß ge- 
nommen. Er hatte sich lediglich ein Entscheidungs- 
recht für den Fall unüberbrückbarer Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Generalsekretär und Wer- 
beagentur ausbedungen. Obwohl der Deutsche Bun- 
destag bis dahin nur 1,5 Millionen DM bewilligt 
hatte, stellte der Bundesminister aufgrund des „Pro- 
duktions- und Bauüberwachungsvertrages" vom 
September 1970 der Werbeagentur für den Aufbau, 
die Durchführung und den Abbau der Ausstellun- 
gen 2,65 Millionen DM zur Verfügung. Er verstieß 
damit gegen § 34 Abs. 2 BHO. 

Am 12. November 1970 erhöhte der Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages den Ansatz für 
1971 von insgesamt 1,5 Millionen DM um 
650 000 DM auf 2,15 Millionen DM. Die Differenz 
von 500 000 DM wollte der Bundesminister durch 


Erlöse aus dem Verkauf des Ausstellungskatalogs 
decken. Das verstieß gegen das Bruttoprinzip. 

30 . Der Bundesminister ließ, um Einnahmen in 
dieser Höhe zu erzielen, 100 000 Kataloge drucken 
und wendete dafür 450 000 DM auf. Bei einem Ein- 
zelverkaufspreis von 9,50 DM rechnete er mit einem 
Uberschuß von 500 000 DM. Diese Erwartung ist je- 
doch nicht eingetreten, womit der Bundesminister 
auch hätte rechnen müssen. Schon die Werbeagen- 
tur hatte darauf hingewiesen, daß so viele Kataloge 
während der Laufzeit der Ausstellungen von März 
bis September kaum abzusetzen sein würden. Aber 
selbst durch den Verkauf aller Kataloge hätte sich 
kein Einnahmeüberschuß von 500 000 DM ergeben, 
weil zahlreichen Beziehern von vornherein Ermäßi- 
gungen und Mengenrabatte eingeräumt wurden. 

Tatsächlich sind bis zum 30. September 1971, dem 
zunächst vorgesehenen Ende der Laufzeit der Aus- 
stellungen, lediglich rd. 20 000 und bis Ende 1971 
24 600 Kataloge verkauft worden. Die Gesamtein- 
nahme hierfür betrug rd. 208 000 DM. Um zu ver- 
meiden, daß der Rest der Auflage unverkauft blieb, 
sind die Preise mehrmals gesenkt worden-, die Kata- 
loge werden jetzt für 2 DM abgegeben. Nachdem 
der Deutsche Bundestag die Ausstellung im Reichs- 
tagsgebäude am 1. Januar 1972 übernommen hatte, 
wurden bis Mitte 1973 rd. weitere 40 000 Kataloge 
verkauft und dafür etwa 80 000 DM erlöst. Im Juni 
1973 waren noch rd. 33 000 Kataloge vorhanden. 
Sollten diese alle noch verkauft werden, so würden 
aus dem Katalogverkauf rd. 360 000 DM Einnahmen 
erzielt werden, also 590 000 DM weniger, als ur- 
sprünglich angenommen, und 90 000 DM weniger, 
als die Herstellungskosten betrugen. 

Im. übrigen ist das Referat „Öffentlichkeitsarbeit" 
bei der Herstellung des Katalogs entgegen den in- 
nerdienstlichen Weisungen nicht beteiligt worden. 
Bei einer auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofes durchgeführten Nachkalkulation ist es zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Kosten für den 
Katalog um mindestens 100 000 DM hätten niedriger 
gehalten werden können. Es liegt insoweit auch ein 
Verstoß gegen § 7 BHO vor. 

31 . Als sich zeigte, daß die bewilligten Mittel 
nicht ausreichen würden, beantragte der Bundesmi- 
nister Ende 1971 beim Bundesminister der Finanzen 
die Einwilligung zur Leistung einer überplanmäßi- 
gen Ausgabe bis zu 512 000 DM sowie zu einer au- 
ßerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung für 
1972 in Hohe von 72 000 DM. 

Zur Begründung für die überplanmäßige Ausgabe 
gab er an, nicht nur seien die Einnahmen aus dem 
Katalogverkauf zum großen Teil ausgeblieben, son- 
dern die Verwaltung des Deutschen Bundestages 
fordere nachträglich die Erstattung zusätzlicher 
Ausgaben für den laufenden Betrieb der Ausstel- 
lung. Die Verpflichtungsermächtigung für 1972 soll- 
te den ordnungsgemäßen Abbau der Ausstellungen 
ermöglichen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat zwar der 
überplanmäßigen Ausgabe bis zu 512 000 DM zuge- 
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stimmt, hieran jedoch die Bedingung geknüpft, daß 
durch die Fortsetzung der Ausstellungen bis Ende 
1971 keine weiteren Mehrkosten anfallen. Der be- 
antragten außerplanmäßigen Verpflichtungsermäch- 
tigung wurde nicht entsprochen. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen forderte vielmehr, die Ausstellun- 
gen finanziell noch im Haushaltsjahr 1971 abzu- 
wickeln. 

Der Bundesminister hatte es versäumt, bei der Ko* 
stenermittlung auch die der Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages für die Inanspruchnahme der 
technischen Einrichtungen des Reichstagsgebäudes 
zu erstattenden Kosten rechtzeitig zu ermitteln. Sei- 
ne Begründung gegenüber dem Bundesminister der 
Finanzen, es handele sich dabei um zusätzliche Ko- 
sten, war unzutreffend. In der Kostenschätzung wa- 
ren überhaupt keine Betriebskosten enthalten, ob- 
wohl von Anfang an feststand, daß Kosten für die 
Benutzung technischer Einrichtungen anfallen wür- 
den und der Verwaltung des Deutschen Bundesta- 
ges erstattet werden müßten. Wenn ihre genaue 
Höhe auch damals noch nicht ermittelt werden 
konnte, so hätte doch zumindest ein geschätzter Be- 
trag in die Kostenkalkulation aufgenommen werden 
müssen. Auch die Möglichkeit etwaiger Minderein- 
nahmen aus dem Katalogverkauf ließ der Bundes- 
minister bei der Veranschlagung außer acht. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hat es 
der Bundesminister des Innern durch eine wenig 
sorgfältige Veranschlagung verschuldet, daß die 
bereitgestellten Haushaltsmittel nicht ausgereicht 
haben. 

32 , Die Gesamtkosten stiegen auch dadurch, daß 
der Bundesminister offenbar die Überlegung ver- 
nachlässigt hatte, von welchen Stellen die einzel- 
nen Aufgaben jeweils mit dem geringsten Aufwand 
hätten erledigt werden können. So hat der Bundes- 
minister nach Eröffnung der Ausstellungen die 
Werbeagentur im Mai 1971 gegen ein Honorar von 
rd. 150 000 DM auch mit rein administrativen Auf- 
gaben beauftragt, zum Beispiel den Einlaßkontrol- 
len, der Bewachung der Ausstellungen, der Reini- 
gung und der Garderobenaufbewahrung. Die Wer- 
beagentur hat sodann Subunternehmen eingeschal- 
tet. Außerdem hat sie u. a. den Vertrieb des Aus- 
stellungskataloges im Postversand und den Verkauf 
des Kataloges innerhalb der Ausstellungen über- 
nommen. 

Das hat z. B. dazu geführt, daß die Agentur für die 
Reinigung der Ausstellungsräume im Reichstagsge- 
bäude jenes Unternehmen verpflichtete, das bereits 
seit Jahren mit der Reinigung des Reichstagsgebäu- 
des beauftragt ist, daß es ihm aber ein höheres Ent- 
gelt zugestand, als ihm die Hausverwaltung des 
Reichstagsgebäudes zahlte. Erst nach Übernahme 
der Ausstellung durch die Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages ist deren Vertrag auf die Aus- 
stellungsfläche ausgedehnt worden. Hierdurch 
konnten Ausgaben von monatlich rd. 2 000 DM ein- 
gespart werden. 

In ähnlicher Weise hätten auch die Kontroll- und 
Bewachungsmaßnahmen (rd. 105 000 DM) sowie der 
Katalogverkauf mit geringerem Aufwand durchge- 


führt werden können. Das gilt auch für die Aufbe- 
wahrung der Ausstellungskataloge bei einer Spedi- 
tion, wofür monatlich rd. 550 DM zu zahlen waren; 
im Reichstagsgebäude standen ausreichende Räum- 
lichkeiten kostenlos zur Verfügung. Es liegt ein 
Verstoß gegen § 7 BHO vor. 

33 . Die Aufträge an die Werbeagentur (über Vor- 
bereitung, Produktion und Durchführung der beiden 
Ausstellungen) hat der Bundesminister freihändig 
vergeben. In Anbetracht des erheblichen Auftrags- 
volumens — die Firma erhielt insgesamt rd. 
430 000 DM an Honoraren — hätte, wenn schon kei- 
ne öffentliche Ausschreibung möglich gewesen sein 
sollte, zumindest beschränkt ausgeschrieben oder 
es hätten Preisermittlungen vorgenommen werden 
müssen. 

Der Bundesminister begründet sein Verhalten da- 
mit, daß die beauftragte Firma bereits 1963 eine 
ähnliche Ausstellung durchgeführt und aufgrund 
ihrer speziellen Erfahrungen die besten Vorausset- 
zungen geboten habe. Außerdem seien preisgünsti- 
gere und ähnlich leistungsfähige Firmen nicht in 
Erfahrung zu bringen gewesen. Bei Ausschöpfung 
aller Konkurrenzmöglichkeiten sei im übrigen die 
termingerechte Fertigstellung der Ausstellungen 
gefährdet gewesen. 

Dem ist entgegenzuhalten: 

Mit den Vorbereitungen für die Veranstaltungen 
hat der Bundesminister bereits 1968 begonnen. Er 
hätte deshalb ohne Gefährdung des Eröffnungster- 
mins die Aufträge beschränkt ausschreiben lassen 
können. Da der Bundesminister hiervon abgesehen 
hat, konnte er auch nicht feststellen, ob es wirklich 
keine preisgünstigeren und leistungsfähigen Firmen 
gab. 

34 . Die Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
war zeitraubend und konnte noch nicht abgeschlos- 
sen werden. Trotz wiederholter Anmahnungen gab 
der Bundesminister seine, überdies unvollständige, 
Stellungnahme erst nach fast 12 Monaten ab. Viel- 
fach wurden Unterlagen nicht rechtzeitig zur Ver- 
fügung gestellt oder waren unvollständig. So ist 
dem Bundesrechnungshof das Ergebnis der endgül- 
tigen Abrechnung bis zum 31. Dezember 1971, dem 
Zeitpunkt, bis zu welchem der Bundesminister die 
Ausstellungen betrieben hat, immer noch nicht be- 
kannt, weil der Bundesminister die bereits im Januar 
1972 angeforderten Gesamtunterlagen und Zahlungs- 
übersichten bisher nicht übersandt hat. Auch die vom 
Bundesrechnungshof zur gleichen Zeit mit der Prü- 
fung aller in diesem Zusammenhang angefallenen 
Reisekostenabrechnungen beauftragte Vorprüfungs- 
stelle konnte dieser Aufgabe bisher nicht nachkom- 
men, da das Fachreferat die Abrechnungen trotz 
mehrfacher Aufforderungen noch nicht vollständig 
vorgelegt hat. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sind 
die dargestellten Mängel in erster Linie darauf zu- 
rückzuführen, daß der Bundesminister mit der Pla- 
nung, der Durchführung und der Abrechnung des 
Vorhabens Bedienstete beauftragt hat, die hierfür 
fachlich nicht geeignet waren. 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1242 


Bundesverband für den Selbstschutz 

(Kapitel 06 21) 

Verschiedene Titel der Anlage zu Kapitel 06 21 
Titel 685 11 und 893 11 

Haushaltsjahre 1971 und 1972 

Bewirtungen 

35. Bereits in den Bemerkungen zur Haushalts- 
rechnung 1970 hatte der Bundesrechnungshof den 
unangemessenen Aufwand des Verbandes bei Be- 
wirtungen gerügt. Auch im Haushaltsjahr 1971 hat 
der Verband dienstliche Besprechungen zum Anlaß 
genommen, Gäste, Pressevertreter und Behördenan- 
gehörige mit einem Aufwand zu bewirten, der mit 
den Grundsätzen der Sparsamkeit nicht zu verein- 
baren ist. 

36. Der Direktor des Verbandes hielt Besprechun- 
gen mit Vertretern des Bundesministeriums und mit 
Leitern von Bundesoberbehörden in Hotels ab und 
bewirtete die Gesprächspartner zu Lasten des Titels 
529 01 (für außergewöhnlichen Aufwand aus dienst- 
licher Veranlassung in besonderen Fällen). Eine 
dieser Besprechungen wurde offiziell als „Arbeits- 
essen" bezeichnet. Auch Besprechungen mit Ver- 
tretern von Länderministerien, mit Angehörigen des 
eigenen Verbandes und der nachgeordneten Lan- 
desstellen sowie anderen im Katastrophenschutz tä- 
tigen Organisationen wurden auf dieser Weise ab- 
gehalten. Ein Bewerber um eine freie Stelle wurde 
vom Direktor auf Kosten des Verbandes zum Essen 
eingeladen. Die Bewirtungskosten betrugen bis zu 
48 DM je Person. Die Namen der Bewirteten waren 
auf den Belegen in keinem Fall angegeben. Oft war 
nicht einmal zu erkennen, welcher Dienststelle die 
Eingeladenen angehörten. 

Der Bundesrechnungshof hat den Verband um Aus- 
kunft gebeten, weshalb solche Besprechungen nicht 
in den Diensträumen, sondern in Hotels und Gast- 
stätten abgehalten worden sind. Der Verband hat 
auf diese Frage nicht geantwortet, aber mitgeteilt, 
daß die vom Bundesrechnungshof gerügten Ausga- 
ben von 837 DM vom Direktor des Verbandes er- 
stattet worden seien. 

Ebenso hält es der Bundesrechnungshof für unzu- 
lässig, daß aus Titel 539 99 (Förderung des Erfah- 
rungsaustausches) Bewirtungskosten von rd. 182 DM 
bestritten wurden, die bei der Besprechung mit dem 
Vorsitzenden des Berliner Zivilschutzes in einem 
der führenden Hotels der Bundeshauptstadt ent- 
standen sind, an der außer dem Direktor noch ein 
weiterer Angehöriger des Verbandes teilgenommen 
hat. 

Ähnlich großzügig bewirtete der Direktor des Ver- 
bandes Vertreter von Presse, Rundfunk und Fernse- 
hen aus Titel 531 01 (Aufklärung und Werbung). So 
kostete die „Besprechung mit dem Chefredakteur 
einer namhaften Illustrierten" in einem der führen- 
den Hotels der Bundeshauptstadt — der Sitz des 
Verbandes ist Köln — für 2 Personen rd. 143 DM. 
In demselben Hotel wurden bei einer Besprechung 


mit anderen Journalisten für 3 Personen rd. 137 DM 
ausgegeben. Auch in einer Reihe anderer Fälle hält 
der Bundesrechnungshof den finanziellen Aufwand 
nicht für vertretbar. In keinem Fall war die Notwen- 
digkeit der Ausgaben dargelegt. 

37. Der Bundesrechnungshof hat erneut gefordert, 
die bisherigen Gepflogenheiten abzustellen. Neuer- 
liche Feststellungen haben ergeben, daß sich die 
Ausgaben im Haushaltsjahr 1972 im angemessenen 
Rahmen gehalten haben. 

Zeitschriften 

38. In der Vergangenheit hatten der Verband und 
das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz drei 
Zeitschriften — „Ziviler Bevölkerungsschutz — ZB", 
„Helferbrief" und „ Das technische Hilfswerk" — mit 
einer Gesamtauflage von 175 000 Exemplaren für 
1970 herausgegeben; von einer vierten Zeitschrift — 
„Zivilverteidigung" — wurde die Auflage von 7 000 
Stück angekauft. Im Jahre 1969 hatte der Bundes- 
rechnungshof dem Bundesminister empfohlen, an- 
stelle dieser vier Veröffentlichungen nur eine Zeit- 
schrift herauszugeben, weil durch eine einheitliche 
Information ein größerer Nutzeffekt bei gleichzeiti- 
ger Einsparung von Mitteln erzielt werden könne. 
Mitte 1971 wurde eine — neue — Zeitschrift — „ZS- 
Magazin" — herausgebracht, deren Umfang 48 Sei- 
ten mit weißem Papier und 22 Seiten mit farbigem Pa- 
pier für Helfernachrichten umfassen sollte; die Her- 
ausgabe der bisherigen drei Zeitschriften wurde 
eingestellt, der Vertrag mit der Zeitschrift „Zivil- 
verteidigung" zum 31. Dezember 1971 gekündigt 
(vgl. dazu jedoch Nr. 40). 

39. Diese Maßnahme hat aber aus folgenden Grün- 
den nicht zu Einsparungen geführt: 

a) Von Beginn an wurde die vorgesehene Seiten- 
zahl erheblich überschritten. Dadurch sind allein 
für die ersten 11 Ausgaben rd. 185 000 DM 
Mehrkosten entstanden. Der Verband hat das 
damit entschuldigt, daß der Umfang des einlau- 
fenden Materials ursprünglich nicht überschau- 
bar gewesen sei. Das „ZS-Magazin" sei inzwi- 
schen jedoch auf die ursprünglich vorgesehenen 
Seitenzahlen zurückgeführt worden. 

b) Der Empfehlung des Bundesrechnungshofes, 
ebenfalls aus Kostenersparnisgründen die ver- 
schiedenen Helfernachrichten für die einzelnen 
Organisationen der Zeitschrift nur in der jeweils 
benötigten Anzahl lose beizulegen und sie nicht 
fest mit dem Heft zu verbinden, ist der Verband 
nicht gefolgt. Er ist der Ansicht, daß eine nur 
auf den jeweiligen Verband beschränkte Unter- 
richtung der Helfer den Bestrebungen, die ge- 
genseitige Kommunikation und das zum Teil 
durch Konkurrenzdenken getrübte gegenseitige 
Verständnis nachhaltig zu verbessern, entgegen- 
wirken würde. 

Nach Inhalt und Umfang der bisherigen Veröf- 
fentlichungen sind demgegenüber nur die Fach- 
beiträge von allgemeinem Interesse für alle Or- 
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ganisationen, nicht dagegen spezifisch organisa- 
tionsbezogene Darstellungen und Berichte. So 
mögen z. B. Anleitungen für den Bau von Dei- 
chen oder Brücken wichtig für die Helfer des 
Technischen Hilfswerks sein, Helfern der Unfall- 
hilfe dagegen ist damit nicht gedient. Sie sind 
mangels geeigneter Ausbildung und Ausrüstung 
gar nicht in der Lage, solche Anleitungen zu be- 
folgen. 

c) Die Zeitschrift wird allen Helfern durch die Post 
unmittelbar zugesandt. Zur Einsparung von Ko- 
sten hält es der Bundesrechnungshof für ange- 
bracht, daß die Zeitschrift im Postzeitungsgut- 
verfahren den Dienststellen der Organisationen 
übersandt wird, die sie z. B. gelegentlich der re- 
gelmäßigen Ausbildungsveranstaltungen an die 
Helfer verteilen können. 

Der Verband räumt ein, daß der Direktversand 
mehr Kosten verursacht als die geschlossene 
Übersendung an die Dienststellen. Gleichwohl 
will er an dem Direktversand festhalten, weil 
nach den Erfahrungen in der Vergangenheit die 
Zeitschriften nicht selten bei den Dienststellen 
liegen blieben und veralteten. Nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes muß daraus gefolgert 
werden, daß die Helfer entweder zu den Ausbil- 
dungsveranstaltungen nicht kommen oder kein 
Interesse an der Zeitschrift haben. 

40 . Da die neue Zeitschrift die bisherigen Publika- 
tionen auf dem Gebiet des Zivilschutzes ersetzen 
sollte, kündigte der Verband auch den Vertrag 
über den Kauf von 7 000 Exemplaren der Zeitschrift 
„Zivilverteidigung“ fristgerecht zum 31. Dezember 
1971. Am 28. Oktober 1971 beschloß der Vorstand, 
die Auflage auf ein weiteres Jahr anzukaufen, „um 
in der Publikation auf dem Gebiet des Zivilschutzes 
keine Lücke entstehen zu lassen“. Eine solche Lük- 
ke wäre aber nach der ursprünglichen Konzeption 
durch die Zusammenlegung überhaupt nicht ent- 
standen. Nach den Unterlagen war diese Entschei- 
dung vielmehr vornehmlich darauf zurückzuführen, 
daß der Verband dem Herausgeber über den Ver- 
trag hinaus Zusagen gemacht hatte; bei einer Kün- 
digung zum 31. Dezember 1971 hätte ein Prozeß ge- 
droht. Der Verband ging dann sogar über seinen 
Beschluß hinaus und vereinbarte den Kauf auf die 
Dauer von drei Jahren, obwohl weder die hierfür 
benötigten Mittel von rd. 255 000 DM im Haushalts- 
plan veranschlagt noch Verpflichtungsermächtigun- 
gen für die Folgejahre ausgebracht waren. 

Im übrigen hat der Verband erklärt, daß die Ent- 
scheidung über den Abschluß und insbesondere die 
längere Laufzeit des Vertrags der damalige Parla- 
mentarische Staatssekretär getroffen habe. Die Ko- 
sten für den Ankauf der Auflage seien von vorn- 
herein eingeplant worden. 

Es ist nicht ersichtlich, in welcher Eigenschaft der 
Parlamentarische Staatssekretär für den Verband 
gehandelt hat. Schließlich hat das Abweichen von 
der ursprünglichen Konzeption, mit der Herausgabe 
der neuen Zeitschrift den Bezug der Zeitschrift „Zi- 
vilverteidigung“ einzustellen, zu erhöhten Ausga- 
ben geführt. 


Öffentlichkeitsarbeit 

41 . Der Verband beauftragte eine Agentur, dafür 
zu sorgen, daß zur Zeit des Helfertages 1971 in 
Stuttgart in der Presse für seine Zwecke geworben 
werde. Hierfür waren 130 000 DM vorgesehen. Der 
Auftrag wurde nicht ausgeschrieben; das Einschalt- 
honorar für Presseartikel wurde, wie auch bei frü- 
heren Aufträgen, auf 5 DM je 1 000 Stück nachge- 
wiesener Auflage festgesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Verband vorge- 
halten, daß er keine Vergleichsangebote eingeholt 
und nicht versucht habe, ein geringeres Einschalt- 
honorar zu erreichen. Bei einem kurze Zeit danach 
vergebenen Auftrag habe sich die Agentur ohne 
Widerspruch bereit erklärt, für ein Honorar von 
nur 3 DM zu arbeiten. 

Der Verband hat erwidert, die Werbung anläßlich 
des Helfertages habe nur von den Personen durchge- 
führt werden können, die mit der Thematik voll- 
ständig vertraut gewesen seien. Es wäre deshalb 
ein Risiko gewesen, hiermit eine andere Firma zu 
beauftragen. Die Tatsache, daß sich die Firma spä- 
ter mit einem geringeren Honorar begnügt habe, 
beweise nicht, daß sie dazu auch zu einem früheren 
Zeitpunkt bereit gewesen wäre. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wider- 
spricht es jeder Erfahrung, daß für eine derartige 
Werbemaßnahme, bei der es lediglich darauf an- 
kam, für entsprechende Presseveröffentlichungen 
zu sorgen, nur eine einzige Firma geeignet gewesen 
sein soll. 

Der Bundesrechnungshof hält seine Beanstandung 
auch insoweit aufrecht, als der Verband ausweis- 
lich der Akten nicht einmal den Versuch gemacht 
hat, ein geringeres Honorar zu erzielen. Er hat den 
Verband zur künftigen Beachtung der VOL aufge- 
fordert. 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 und Wirtschaftsplan 
des ERP-Sondervermögens) 

Haushaltsjahre 1969 bis 1972 

Zielplanung und Ergebnisprüfung bei Maßnahmen zur Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der Produktivität 
Allgemeines 

42 . Zu den bei der Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans zu beachtenden Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gehört es, für 
geeignete Maßnahmen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung Nutzen-Kosten-Untersuchungen anzu- 
stellen (§ 7 BHO). In entsprechender Anwendung 
dieses Grundsatzes sind bei der Vorbereitung von 
Förderungsmaßnahmen Kriterien für die Zielpla- 
nung aufzustellen; während und nach Durchfüh- 
rung sind geeignete Kontrollen vorzusehen. Nur 
durch eine mitschreitende Kontrolle läßt sich eine 
laufende Anpassung und Korrektur erreichen. Eine 
abschließende Ergebnisprüfung ist notwendig, da- 
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mit festgestellt werden kann, ob und wieweit das 
angestrebte Ziel erreicht worden ist. Sie soll außer- 
dem der Sicherung von Erfahrungswerten für die 
Planung weiterer Maßnahmen dienen. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfungen 
schon wiederholt darauf hingewiesen, daß bei eini- 
gen Förderungsmaßnahmen ein Mißverhältnis zwi- 
schen finanziellem Aufwand und nachweisbarem 
Erfolg besteht. Auch die im Auftrag des Bundesmi- 
nisters im Jahre 1971 erstellte Studie der Prognos 
AG über die Auswirkungen der öffentlichen Förde- 
rungsmaßnahmen auf die wirtschaftliche und struk- 
turelle Entwicklung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men bestätigt die Beobachtungen des Bundesrech- 
nungshofes und hält es für notwendig, die Förde- 
rung kontrollierbar zu gestalten. Der Bundesmini- 
ster war allerdings schon bisher in Einzelfällen be- 
strebt, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
die Auswirkungen einzelner Förderungsmaßnahmen 
erkennbar werden. Jedoch bedarf es weiterer und 
intensiver Überlegungen und Maßnahmen, um zu 
einer systematischen Zielplanung und Ergebnisprü- 
fung zu kommen. Die Rechnungsprüfung hat ge- 
zeigt, daß selbst dort nicht immer ausreichende 
Vorkehrungen getroffen worden sind, wo dies ohne 
großen Aufwand möglich gewesen wäre. 


Maßnahmen zur Förderung der Wirtschaft aus Mitteln 
des ERP-Sondervermögens über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau 

(Kapitel 1 des ERP-Wirtschaftsplans) 

43 . Im Bereich der Förderung aus dem ERP-Son- 
dervermögen hat der Bundesminister die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau veranlaßt, ihre EDV- 
Datensammlung über geförderte Unternehmen, die 
sich bisher auf vorwiegend kreditstatistische An- 
gaben beschränkte, um wirtschaftlich aussagekräf- 
tigere Daten unter Förderungsgesichtspunkten zu 
ergänzen. Die bisher vom Bundesminister getroffe- 
nen Maßnahmen reichen jedoch nicht aus. So stel- 
len die zusätzlichen Daten nur Erstzahlen ohne 
Fortschreibung dar und haben nur die Ausgangsba- 
sis für eine kontrollierbare Förderung geschaffen. 
Die Bemühungen sollten daher intensiv fortgesetzt 
werden, damit über Erstzahlen hinaus Periodenver- 
gleiche angestellt und so die Voraussetzungen für 
eine wirtschaftlichere Verwendung der Haushalts- 
mittel verbessert werden können. Entsprechend den 
daraus gewonnenen Erkenntnissen sollte der Bun- 
desminister die Programmrichtlinien alsbald ergän- 
zen. 

Maßnahmen zur Förderung der Produktivität 

(Kapitel 09 02 Titel 685 17 des Bundeshaushaltsplans) 

Zuwendungen an das Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft e. V. 

44 . Der Bundesminister gewährt zur Förderung der 
Rationalisierung und der Steigerung der Produkti- 


vität in der deutschen Wirtschaft Zuwendungen, 
die insbesondere das Rationalisierungskuratorium 
der deutschen Wirtschaft e. V. (RKW) erhält. Dem 
RKW obliegt es vor allem, Rationalisierungsarbei- 
ten anzuregen und zu fördern sowie Arbeiten von 
Fachorganisationen und von anderen Stellen auf- 
einander abzustimmen und zusammenzufassen. Au- 
ßerdem soll es dafür sorgen, daß die Arbeitsergeb- 
nisse in der Praxis verwertet werden. Die Zentrale 
des RKW beschränkt sich vor allem auf Veröffent- 
lichungen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
mitgeteilt, er habe Zweifel, ob dem jährlichen Auf- 
wand von etwa 10 Millionen DM ein angemessener 
Erfolg gegenübersteht. Der Absatz und die Verbrei- 
tung der Veröffentlichungen, denen zum Teil teure 
Projekte zugrunde liegen, sei im Verhältnis zu der 
Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland beste- 
henden produzierenden Unternehmen gering. So hät- 
ten im Jahre 1970 von den zum Verkauf bestimm- 
ten 282 RKW-Schriften 196 einen Absatz von weni- 
ger als 100 und 155 sogar von weniger als 50 Stück 
gehabt. 

Der Bundes rechnungshof hat daher empfohlen zu 
prüfen, wie eine dem hohen Aufwand angemessene 
Verbreitung der Erkenntnisse gesichert werden 
kann. Insbesondere sei eine vorherige genaue Er- 
mittlung des Bedarfs an Arbeits- und Informations- 
material erforderlich. Das RKW sollte einen einge- 
henden Informationsaustausch mit anderen Rationa- 
lisierungsträgern pflegen und danach seine Ziele 
auf Schwerpunkte beschränken. 

Der Bundesminister hat sich der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. Die Angele- 
genheit bedarf jedoch noch weiterer Erörterungen 
mit den beteiligten Stellen. 

Förderung der Forschung in Berlin 

(Kapitel 2 Titel 685 01 des ERP-Wirtschaftsplans) 

45 . Der Bundesminister fördert über das Land 
Berlin (Senator für Wirtschaft) aus Mitteln des 
ERP-Sondervermögens Forschungsvorhaben in Ber- 
lin, deren Ergebnisse erwarten lassen, daß sie die 
technische und wirtschaftliche Entwicklung voran- 
bringen. Durch besondere Bewirtschaftungsgrund- 
sätze wird den Zuwendungsempfängern auferlegt, 
über die Anwendbarkeit der Ergebnisse im prak- 
tisch-wirtschaftlichen Sinne zu berichten und Ge- 
winne, die aus der Auswertung von Forschungser- 
gebnissen erzielt werden, bis zur Höhe der Zuwen- 
dung zurückzuzahlen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß in den 
Berichten vielfach die Frage der Verwertbarkeit 
nicht angesprochen worden ist und daß bei nur 
zwei der bisher geförderten 1 878 Vorhaben Rück- 
zahlungen — zusammen 6 388 DM — angefallen 
sind. Der Bundesrechnungshof hat auch kaum An- 
haltspunkte dafür vorgefunden, daß die Ergebnisse 
der Forschungsvorhaben, die der Allgemeinheit — 
z. B. durch Veröffentlichung — alsbald nutzbar zu 
machen sind, angemessen verbreitet werden. 
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Weder über den Kreis der Empfänger noch über die 
Höhe der Auflagen der Veröffentlichungen lagen 
Aufzeichnungen vor; der Senator hat lediglich jähr- 
lich in mehr als 100 Ausfertigungen eine Liste der 
vorliegenden Berichte vorwiegend an Behörden, 
Verbände sowie Wirtschafts- und Forschungsverei- 
nigungen verteilt. Von der Möglichkeit, die Berich- 
te auszuleihen, wurde wenig Gebrauch gemacht. 
Von 1969 bis 1971 sind nur in 17 Fällen Ergebnisbe- 
richte angefordert worden. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, der Förde- 
rung Kriterien zugrunde zu legen, die gewährlei- 
sten, daß das mit der Förderung der Forschungsvor- 
haben angestrebte Ziel auch erreicht wird. Er hat 
außerdem angeregt, die Frage der praktisch-wirt- 
schaftlichen Verwertung der Ergebnisse weiterzu- 
verfolgen. Schließlich hat es der Bundesrechnungs- 
hof als erforderlich bezeichnet, daß eine dem Auf- 
wand für die Forschungsvorhaben von jährlich 2,8 
Millionen DM — allein aus Mitteln des ERP-Son- 
dervermögens — angemessene und nachweisbare 
Verbreitung der Ergebnisse sichergestellt wird. Der 
Bundesminister hat mitgeteilt, er werde den Emp- 
fehlungen des Bundesrechnungshofes folgen und 
ggf. die Richtlinien für das Programm überarbeiten. 

Förderung der Formgebung 

(Kapitel 09 02 Titel 685 23 des Bundeshaushaltsplans) 

46. Auf Anregung des Deutschen Bundestages ist 
im Jahre 1953 der Rat für Formgebung als gemein- 
nützige Stiftung des bürgerlichen Rechts gegründet 
worden, der vom Bund Zuwendungen erhält. Stif- 
tungszweck ist die Förderung von Maßnahmen, die 
der Erreichung einer guten Form der Erzeugnisse 
der deutschen Industrie und des deutschen Hand- 
werks dienen. Im Zusammenhang damit hat der 
Bundesminister am 4. März 1969 einen Bundespreis 
„Gute Form“ gestiftet und in dem Stiftungserlaß be- 
stimmt, daß ein Hersteller ein Erzeugnis, das mit 
dem Bundespreis ausgezeichnet worden ist, mit ei- 
nem einheitlichen Kennzeichen versehen kann, das 
auf die Auszeichnung hinweist. Durch das Kennzei- 
chen, das vom Rat für Formgebung zu beziehen ist, 
soll für den Verkauf des Erzeugnisses geworben 
werden. Die Werbewirkung soll die Hersteller an- 
regen, ihre Erzeugnisse ansprechend zu gestalten. 

Ob dieses mit der Stiftung des Bundespreises ange- 
strebte Ziel erreicht worden und damit die Förde- 
rungsmaßnahme wirksam geworden ist, kann be- 
sonders daran gemessen werden, in welchem Aus- 
maß die Hersteller von der Möglichkeit Gebrauch 
machen, die Erzeugnisse mit dem Kennzeichen zu 
versehen. 

Trotz ausdrücklicher Aufforderung des Rates für 
Formgebung an die Preisträger der Jahre 1969 und 
1970 sind nur für acht der 28 im Jahre 1969 und für 
drei der 14 im Jahre 1970 preisgekrönten Erzeugnis- 
se Kennzeichen verkauft worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat daraus auf ein geringes Interesse der 
Preisträger an der Werbung mit dem Kennzeichen 
geschlossen und dem Bundesminister empfohlen, 
das Verfahren der Kennzeichnung zu überprüfen. 


Der Bundesminister hat mitgeteilt, er führe das ge- 
ringe Interesse an der Verwendung des Kennzei- 
chens, das bereits Gegenstand wiederholter Erörte- 
rungen zwischen ihm und dem Rat für Formgebung 
gewesen sei, darauf zurück, daß das Verfahren — 
wie jede Neuerung — eine gewisse Anlaufzeit be- 
nötigt habe. Für 17 der 27 im Jahre 1971 und für 18 
der 21 im Jahre 1972 preisgekrönten Erzeugnisse 
seien Kennzeichen gekauft worden. Er und der Rat 
für Formgebung würden, sofern die günstige Ent- 
wicklung des Verkaufs der Kennzeichen nicht an- 
halte, das Verfahren neu überdenken. 

Finanzierungshilfen zur Leistungssteigerung kleiner 
und mittlerer Unternehmen 

(Kapitel 1 Titel 862 01 des ERP-Wirtschaftsplans) 

Kredite zur Refinanzierung privater Kapitalbeteiligungen 

47. Im ERP-Wirtschaftsplan 1970 ist erstmals ein 
Ansatz von 10 Millionen DM für die Refinanzierung 
von privaten Kapitalbeteiligungen ausgebracht 
worden. Kleinen und mittleren Unternehmen soll 
durch die Förderungsmaßnahme die Beschaffung 
von haftendem Kapital bei privaten Kapitalbeteili- 
gungsgesellschaften erleichtert werden. 

Der Planung der Förderungsmaßnahme war keine 
genaue Bedarfsermittlung vorausgegangen. Da- 
durch blieb die Inanspruchnahme der Mittel weit 
hinter den Ansätzen im ERP-Wirtschaftsplan zu- 
rück. Im ERP-Wirtschaftsplan waren für 1971 13 
Millionen DM, für 1972 15 Millionen DM veran- 
schlagt; für 1973 sind 10 Millionen DM vorgesehen. 
Die Kürzung des Mittelansatzes für 1973 beruht of- 
fenbar auf der geringen Inanspruchnahme, denn die 
Zusagen betrugen bis Ende 1972 bei einem Gesamt- 
ansatz von 38 Millionen DM nur 7,3 Millionen DM. 
Erst seit 1972 haben die Zusagen an Umfang zuge- 
nommen. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß einer solchen Maßnahme eine eingehende Be- 
darfsermittlung hätte vorausgehen müssen. Er hat 
angeregt, die Angelegenheit zu überprüfen und — 
sofern nicht nachweislich ein nennenswert größerer 
Bedarf vorhanden ist — bei seinen Maßnahmen die 
Einstellung des Programms nicht auszuschließen. 
Der Bundesminister hat zugesagt, den Anregungen 
nachzugehen. 

Förderung von Entwicklung und damit zusammen- 
hängender Forschung in der Berliner Industrie 

(Kapitel 09 02 Titel 685 18 des Bundeshaushaltsplans) 

48. Bei der Bewilligung der Zuwendungen für die 
Förderung von Entwicklung und damit zusammen- 
hängender Forschung in der Berliner Industrie, die 
seit 1969 — in der Regel in Teilbeträgen je nach 
dem Fortgang der Vorhaben — gewährt werden, 
werden zwar durch Auflagen Voraussetzungen für 
eine gewisse Ergebnisprüfung geschaffen. Die Zu- 
wendungen sind zurückzuzahlen, wenn die Vorha- 
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ben erfolgreich abgeschlossen werden, d. h. wenn 
unter anderem die Verwertung zu Erlösen führt. 
Nach den Rückflüssen — von bisher geförderten 
etwa 150 Vorhaben sind bereits nach verhältnismä- 
ßig kurzer Zeit bei etwa 30 Vorhaben Rückzahlun- 
gen geleistet worden — kann auch unterstellt wer- 
den, daß die Förderungsmaßnahme den Erwartun- 
gen entspricht und im allgemeinen erfolgreich ver- 
läuft. 

Indessen ist nicht ausreichend sichergestellt, daß 
Fehlentwicklungen rechtzeitig erkannt werden. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb empfohlen, die 
Zwischenberichte der Zuwendungsempfänger je- 
weils durch die bereits bei der Bewilligung betei- 
ligten Sachverständigen überprüfen zu lassen und 
die weitere Förderung von dem Ergebnis dieser 
Überprüfung abhängig zu machen. Die Erfolgsaus- 
sichten eines Vorhabens lassen sich so zeitnah be- 
urteilen; Korrekturen können rechtzeitig vorgenom- 
men werden. 

Der Bundesminister hat zugesagt, so zu verfahren 
und die Zahlungen künftig einzustellen, wenn der 
Bericht des Sachverständigen Anlaß zu Zweifeln 
gibt. 

49. Diese Beispiele, die von erheblicher finanzieller 
Bedeutung sind, zeigen, wie wichtig es ist, vor der 
Einleitung von Förderungsmaßnahmen eine genaue 
Zielplanung durchzuführen und sowohl Kontrollen 
während der Durchführung der Maßnahme als auch 
Ergebnisprüfungen nach deren Abschluß vorzuneh- 
men. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 09 02) 

Kosten der Beteiligung des Bundes 
an der Weltausstellung 1970 in Osaka 

(Haushaltsjahr 1968: Titel 952 
Haushaltsjahr 1969: Titel 531 22 
Haushaltsjahre 1970 und 1971: Titel 532 03) 

50. Auf Beschluß der Bundesregierung vom 
28. Juni 1967 beteiligte sich die Bundesrepublik 
Deutschland an der Weltausstellung in Osaka, die 
in der Zeit vom 15. März bis zum 13. September 
1970 stattfand. Federführend war der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft. Daneben waren beteiligt der 
seinerzeitige Bundesschatzminister wegen der Bau- 
maßnahmen, das Auswärtige Amt wegen des kultu- 
rellen Rahmenprogramms und das Bundespresse- 
und Informationsamt wegen der Öffentlichkeitsar- 
beit. Die Durchführung des Ausstellungssektors 
übertrug der Bundesminister für Wirtschaft einer 
aus zwei Messegesellschaften bestehenden Arbeits- 
gemeinschaft. 

Die gesamten Ausgaben für die Beteiligung der 
Bundesrepublik an der Weltausstellung betrugen 
26,56 Millionen DM. Durch Mängel in der Vorberei- 
tung, insbesondere durch Umgestaltung der Kon- 
zeption für den Beitrag der Bundesrepublik wurden 
dabei Kosten verursacht, die vermeidbar waren. 


51. Der Bundesminister hatte aus seinen Erfah- 
rungen mit früheren Weltausstellungen, insbeson- 
dere aus der Vorbereitung der Weltausstellung in 
Montreal, Grundsätze für die Planung und Vorbe- 
reitung abgeleitet. Danach sollte ein möglichst klei- 
nes Team von Fachleuten den gedanklichen Inhalt 
der Ausstellung erarbeiten, und zwar so zeitig, daß 
sich die äußere Form des Bauwerkes dem Inhalt an- 
passen konnte. 

Der Ablauf der Arbeiten zeigt, daß der Bundesmini- 
ster diese selbst aufgestellten Grundsätze nicht be- 
achtet hat. Die für die Planung und Vorbereitung 
bis zur Fertigstellung der Ausstellungsanlagen zur 
Verfügung stehenden rd. zweieinhalb Jahre konn- 
ten daher nicht zweckentsprechend genutzt wer- 
den. 

Im Herbst 1967 wurde ein Ideenwettbewerb veran- 
staltet, dessen Auswertung Mitte Januar 1968 vor- 
lag. Das Preisgericht prämierte 13 Einsendungen 
mit insgesamt 80 000 DM. Außerdem kaufte der 
Bundesminister noch vier nicht prämierte Einsen- 
dungen für insgesamt 16 000 DM an. Die Ergebnisse 
des Ideenwettbewerbs wurden jedoch nicht verwer- 
tet. In einer Besprechung am 5. Februar 1968 einig- 
ten sich die Vertreter der beteiligten Ressorts viel- 
mehr auf ein vom Bundesminister vorgetragenenes 
Thema „Zusammenarbeit, Fortschritt, Frieden 11 , des- 
sen Inhalt in die Abschnitte „Allgemeine Informa- 
tion", „Industrieausstellung 11 (mit den Bereichen 
Nachrichtentechnik einschließlich Feinmechanik 
und Optik, Chemie und Pharmazie, Maschinenbau) 
und „Kulturauditorium 11 (mit dem Schwerpunkt Mu- 
sik) gegliedert sein sollte. Der Industrieausstellung 
sollte etwa die Hälfte der Ausstellungsfläche zuer- 
kannt werden. Die Bundesregierung hat diese Kon- 
zeption am 21. März 1968 gebilligt. 

Nachdem der Bundesschatzminister aufgrund eines 
beschränkten Wettbewerbs einen Architekten mit 
der baulichen Gestaltung des deutschen Pavillons 
beauftragt hatte, übertrug er diesem Architekten 
auch die Koordinierung der Innengestaltung mit 
dem Bauwerk. Der zuständige Staatssekretär im 
Bundesministerium stimmte in einer Ressortbespre- 
chung am 10. Oktober 1968 den von dem Architek- 
ten vorgeschlagenen Maßnahmen zu. Zu diesem 
Zeitpunkt war die Gestaltung des Ausstellungsthe- 
mas schon bis in Einzelheiten ausgearbeitet. Auch 
die Verhandlungen über die Beschaffung der Expo- 
nate waren weit fortgeschritten. Für das Kultur-Au- 
ditorium waren Aufträge zur Auswahl geeigneter 
Musikstücke, Kompositionsauf träge und Aufträge 
zur „visuellen Gestaltung von Musik" vergeben 
worden. Auch diesen Maßnahmen hatte der Staats- 
sekretär in der Ressortbesprechung zugestimmt. 
Wenige Tage später, am 24. Oktober 1968, bezeich- 
nete er jedoch in einer Vorlage an den Minister die 
bisherige Konzeption als unbefriedigend, da sie 
nicht sicherstelle, daß die Ausstellung einen wirkli- 
chen Höhepunkt habe. Er schlug statt dessen vor, 
den deutschen Beitrag ganz auf die Musik auszu- 
richten. Der Inhalt des Pavillons solle zum Aus- 
druck bringen, die Deutschen setzten ihre hochent- 
wickelte Technik ein, um- ihre weltbekannte Musik 
darzubieten. Der Bundesminister machte sich diesen 
Vorschlag zu eigen und legte ihn der Bundesregie- 
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rung vor, die ihn billigte. Der deutsche Beitrag er- 
hielt dadurch eine neue Konzeption. Der Industrie- 
teil mußte völlig umgestaltet werden, der kulturelle 
Teil erhielt durch die Betonung der modernen, elek- 
tronischen Musik einen neuen Inhalt. 

52 . In der 225. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. März 1969 richtete ein Abgeordneter an die 
Bundesregierung die Frage, ob es richtig sei, „daß 
das im Sommer 1968 aus gearbeitete und im Sep- 
tember gutgeheißene Programm für die kulturel- 
le Selbstdarstellung der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit Oktober von dem zu diesem Zweck gebil- 
deten interministeriellen Ausschuß nicht mehr 
weiterverfolgt wurde, obwohl sich die Bundesregie- 
rung darüber im klaren sein müßte, daß ein solches 
(neues) Programm ... in nunmehr einem Jahr 
kaum mehr erprobt und fertig entwickelt werden 
kann". Der damalige Parlamentarische Staatssekre- 
tär des Bundesministers beantwortete die Frage da- 
hin, es sei nicht richtig, daß irgendein Programm 
aufgegeben wurde, um durch ein völlig neues er- 
setzt zu werden. Vielmehr werde das bisherige Pro- 
gramm laufend verbessert und mit neuen Akzenten 
versehen. Demgegenüber hat der Bundesminister in 
dem abschließenden „Bericht über die Deutsche Be- 
teiligung an der Weltausstellung in Osaka 1970" 
vom Juni 1971 aus geführt, daß die ursprüngliche 
Konzeption verworfen und durch eine neue Kon- 
zeption ersetzt wurde. Die Antwort der Bundesre- 
gierung im Bundestag und die Feststellung in dem 
Schlußbericht weichen voneinander ab. 

53 . Die Änderung des deutschen Beitrages ver- 
kürzte die für die Vorbereitungen nunmehr noch 
zur Verfügung stehende Zeit auf knapp eineinhalb 
Jahre. Unabhängig davon waren bereits Ausgaben 
für Leistungen, die nicht mehr verwertet werden 
konnten, entstanden. Das teilweise schon errichtete 
Bauwerk mußte durch Änderungen und Ergänzun- 
gen der neuen Konzeption angepaßt werden. Hier- 
druch fielen Mehrausgaben von etwa 1,1 Millio- 
nen DM an. Der Zeitmangel zwang zu Improvisatio- 
nen, die weitere erhöhte Kosten zur Folge hatten. 
Wegen des Terminzwanges konnten die teilweise 
hochempflindlichen Apparaturen nicht ausreichend 
unter Ausstellungsbedingungen erprobt werden. 
Am Eröffnungstag der Weltausstellung und etwa 
eine Woche lang danach versagte — außer im Au- 
ditorium — die gesamte Technik, so daß Hallen ge- 
schlossen werden mußten. Allein für die Behebung 
der technischen Mängel entstanden Mehrausgaben 
von rd. 176 800 DM. Der Bundesrechnungshof geht 
davon aus, daß diese Schwierigkeiten hätten ver- 
mieden werden können, wenn für die Errichtung 
des Bauwerkes und die technische Ausrüstung ge- 
nügend Zeit zur Verfügung gestanden hätte. 

Unabhängig von diesen erheblichen Mehrausgaben 
hat das Versagen der technischen Einrichtungen in 
den ersten Tagen der Weltausstellung dem Anse- 
hen der Bundesrepublik Deutschland und der mit 
der Beteiligung angestrebten weltweiten Wirkung 
geschadet. 


54 . In dem erwähnten Schlußbericht hat der Bun- 
desminister aufgrund der Erfahrungen aus der 
Weltausstellung in Osaka wiederum Kriterien für 
die Vorbereitung und Durchführung der deutschen 
Beteiligung an künftigen Weltausstellungen nieder- 
gelegt. Wie der Ablauf der Planung und Vorberei- 
tung der Beteiligung an der Weltausstellung in 
Osaka zeigt, ist es nur sinnvoll, Grundsätze und 
Regeln aufzustellen, wenn auch danach verfahren 
wird. Besonders für Großprojekte solcher und ähn- 
licher Art ist es unerläßlich, daß Planung und Vor- 
bereitung unter Abwägung aller Umstände so 
rechtzeitig und sorgfältig vorgenommen und abge- 
schlossen werden, daß wesentliche Veränderungen 
oder gar grundlegende Umplanungen den reibungs- 
losen Ablauf nicht mehr gefährden können. 

Abschluß von Werkverträgen 

55 . Der Bundesrechnungshof hat wiederholt auf 
die wirtschaftlichen Nachteile hingewiesen, die 
dem Bund entstehen können, wenn bei der Auf- 
tragsvergabe konkrete vertragliche Vereinbarungen 
nicht oder nicht rechtzeitig getroffen und insbeson- 
dere die zu erbringenden Leistungen im einzelnen 
nicht schriftlich festgelegt werden. Neuere Feststel- 
lungen beim Bundesminister für Wirtschaft haben 
ähnliche Mägel gezeigt. 

Der Architekt, der den deutschen Pavillon für die 
Weltausstellung in Osaka im Jahre 1970 entworfen 
hatte, wurde — zunächst nur durch eine mündliche 
Abrede — auch mit der technischen Beratung für 
die Innengestaltung von vier Ausstellungsräumen 
und der Mitgestaltung des Auditoriums, des Restau- 
rants und der Außenanlagen beauftragt, ohne daß 
Art und Umfang der erwarteten Leistungen genau 
bezeichnet worden wären. Im ersten Vertragsent- 
wurf des Bundesministers vom 21. Oktober 1968 
war für diese Tätigkeit des Architekten ein Hono- 
rar von 80 000 DM vorgesehen. Der Architekt for- 
derte in seinem eigenen Vertragsentwurf vom 
1. April 1969 96 000 DM. Wegen ungeklärter Haf- 
tungsfragen und der Höhe des Honorars kam es je- 
doch zunächst nicht zum Abschluß eines Vertrages. 
Trotzdem begann der Architekt im Frühjahr 1969 
mit seiner Arbeit. Es wurde auch noch kein Ver- 
trag abgeschlossen, nachdem bereits im Juli und 
Oktober 1969 die mit der Durchführung der deut- 
schen Beteiligung an der Weltausstellung beauf- 
tragte Arbeitsgemeinschaft zweier Messegesell- 
schaften und der Generalkommissar der Bundesre- 
publik für die Weltausstellung in Osaka ausdrück- 
lich darauf hingewiesen hatten, daß sich aus dem 
vertragslosen Zustand nachteilige Folgen für den 
Bund ergeben könnten. Vielmehr verhandelte der 
Bundesminister weiter ohne Ergebnis mit dem Ar- 
chitekten, und zwar über insgesamt sieben verschie- 
dene Vertragsentwürfe, von denen der letzte das 
Datum vom 13. März 1970 trägt. Der Vertrag wurde 
erst am 29. März 1971, also sechs Monate nach Be- 
endigung der Weltausstellung, geschlossen. Das 
Honorar betrug nun 139 450 DM zuzüglich pauscha- 
ler Kostenerstattungen von 21 300 DM sowie Einzel- 
erstattung der Kosten für In- und Auslandsreisen 
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und für Telefonate zwischen Berlin und Osaka. Im 
Ergebnis hat das Verhalten des Bundesministers 
dazu geführt, daß der Architekt über 40 000 DM 
mehr erhalten hat, als er zu Beginn der Verhand- 
lungen selber gefordert hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat die verspätete schrift- 
liche Festlegung ebenso gerügt wie die Tatsache, 
daß die von dem Architekten zu erbringenden Lei- 
stungen nicht einmal mündlich genau im voraus 
festgelegt worden, sondern praktisch ihm überlas- 
sen worden sind. Der Bundesminister hat sich dar- 
auf berufen, die vertragliche Arbeitsleistung sei im 
voraus nicht abzuschätzen gewesen und der Archi- 
tekt sei seinen tatsächlichen Leistungen entspre- 
chend honoriert worden. Diese Entgegnung vermag 
nicht zu überzeugen. Einmal muß davon ausgegan- 
gen werden, daß den ursprünglichen Honorarvor- 
stellungen des Bundesministers und auch denen des 
Architekten konkrete Überlegungen über das Aus- 
maß der erforderlichen Arbeiten zugrunde gelegen 
haben. Der genaue Umfang der zu erbringenden 
Leistungen durfte aber nicht dem Ermessen des 
Auftragnehmers überlassen werden, da die Gefahr 
bestand, daß der Bund nicht gewollte Leistungen 
werde bezahlen müssen. Entscheidend ist jedoch, 
daß es sich überwiegend um Leistungen handelte, 
die nicht nach einer Gebührenordnung abrechenbar 
sind; das Honorar unterlag der freien Vereinba- 
rung. Diese hätte, damit der Bund nicht willkürli- 
chen Forderungen ausgesetzt werde, vor Beginn der 
Arbeiten getroffen werden müssen. 

56. Auch für eine Reihe weiterer Werkverträge im 
Rahmen der deutschen Beteiligung an der Weltaus- 
stellung in Osaka mit Honorarbeträgen bis zu 
156 000 DM wurden zunächst nur mündliche Abre- 
den getroffen. Die schriftlichen Verträge wurden 
erst später, häufig erst dann geschlossen, wenn die 
Leistungen schon zum größten Teil oder vollstän- 
dig erbracht waren. 

57. Im Jahre 1968 hat der Bundesminister einen 
Rechtsanwalt und Wirtschaftsprüfer im Rahmen 
von Verhandlungen über einen Zusammenschluß 
der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie zu Ge- 
sprächen mit der Industrie hinzugezogen. Der 
Rechtsanwalt hat an mehreren Sitzungen teilge- 
nommen, eine Studie ausgearbeitet und mehrere 
Berichte für das Bundesministerium gefertigt, über 
Art und Umfang der Mitwirkung sowie über ein 
Honorar wurden keine Regelungen getroffen. Im 
Dezember 1969 forderte der Rechtsanwalt unter 
Hinweis auf die Gebührenordnung für Rechtsan- 
wälte ein Honorar von 20 000 DM zuzüglich 
2 562,74 DM für Auslagen und Mehrwertsteuer. Der 
Bundesminister erklärte sich mit Schreiben vom 
19. Februar 1970 bereit, ein Honorar von nur 
7 000 DM zugüglich der Auslagen und der Mehr- 
wertsteuer zu bezahlen. Der Rechtsanwalt bestand 
auf der Begleichung seiner Forderung. Er kündig- 
te an, andernfalls auf der Grundlage eines höheren 
Streitwertes, als er seiner Forderung von DM 20 000 
zugrunde lag, ein Honorar von 81 900 DM zuzüglich 
5 967,24 DM für Auslagen und Mehrwertsteuer zu 
berechnen und notfalls einzuklagen. Daraufhin hat 


der Bundesminister im Mai 1970 die ursprüngliche 
Forderung erkannt. 

Der Bundesminister hat zu diesem Fall vorgebracht, 
eine Honorarvereinbarung sei zunächst nicht ge- 
troffen, worden, weil sich erst im Laufe der Gesprä- 
che mit der Industrie herausstellen konnte, welchen 
Umfang die Tätigkeit des Rechtsanwalts annehmen 
werde. Auch sei zunächst von der Überlegung aus- 
gegangen worden, eine gesonderte Vergütung aus 
Bundesmitteln würde nicht erforderlich, da die In- 
dustrie den Rechtsanwalt mit weiteren Aufgaben 
betrauen werde. Dazu sei es jedoch nicht gekom- 
men. Der Rechtsanwalt habe seiner Honorarforde- 
rung die Gebührenordnung für Rechtsanwälte zu- 
grunde gelegt. Bei einem Prozeß wäre vermutlich 
die ursprüngliche Forderung erheblich überschrit- 
ten worden. 

Die Erklärungen des Bundesministers können den 
Vorwurf nicht entkräften, daß es versäumt wurde, 
vor der Hinzuziehung des Rechtsanwalts konkrete 
Vorstellungen über die zu erbringende Leistung 
und das zu zahlende Honorar zu entwickeln und 
entsprechende Vereinbarungen zu treffen. Durch 
dieses Versäumnis hat sich der Bundesminister zu- 
mindest in eine ungünstige Verhandlungsposition 
gebracht. Der Hinweis, es sei davon ausgegangen 
worden, der Rechtsanwalt würde durch weitere 
Aufträge der Industrie für seine Mitwirkung an den 
Verhandlungen entschädigt, ist im Hinblick auf die 
unterschiedlichen Positionen der Verhandlungspart- 
ner zumindest ungewöhnlich. 

58. Die Beispiele zeigen erneut, daß es notwendig 
ist, auch beim Abschluß von Werksverträgen die zu 
erbringende Leistung und die Höhe des Honorars im 
einzelnen festzulegen sowie entsprechende Verein- 
barungen rechtzeitig schriftlich zu treffen. Die wie- 
derholt festgestellten Mängel sind mit einer sparsa- 
men und wirtschaftlichen Verwaltung nicht verein- 
bar. 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(Einzelplan 10) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 10 02) 

Gasölverbilfigung für Betriebe der Landwirtschaft 

(Titel 652 06) 

Haushaltsjahre 1969 bis 1971 

59. Betriebe der Landwirtschaft erhalten für Diesel- 
kraftstoff (Gasöl) zum Betrieb von Arbeitsmaschi- 
nen, Schleppern und Sonderfahrzeugen, die der 
landwirtschaftlichen Bodenbewirtschaftung dienen, 
auf Antrag eine Verbilligung, über die Anträge 
entscheiden die Länder. Das Verfahren war zu- 
nächst durch Rechtsverordnung geregelt (zuletzt 
durch die Zweite Verordnung über die Gewährung 
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von Betriebsbeihilfe für Betriebe der Landwirtschaft, 
des Garten- und des Weinbaues — GÖBB-VO — 
i. d. F. der Verordnung vom 3. Dezember 1965); es 
richtet sich jetzt nach dem Gesetz über die Ver- 
wendung von Gasöl durch Betriebe der Landwirt- 
schaft (Gasöl-Verwendungsgesetz-Landwirtschaft 
— GVLwG — ) vom 22. Dezember 1967 (BGBL I 
S. 1339). 

Nach der GÖBB-VO waren die Anträge jeweils in 
der Zeit vom 1. Januar bis 15. Februar für das vor- 
angegangene Jahr zu stellen; die Beihilfe wurde so- 
dann in einer Summe ausgezahlt. Nunmehr — nach 
dem GVLwG — ist die Verbilligung in der gleichen 
Zeit, aber für das folgende Jahr (Bewilligungsjahr) 
zu beantragen. Der Verbilligungsbetrag wird im Be- 
willigungsjahr in drei Teilbeträgen im Februar, 
Juni und Oktober gewährt, und zwar für eine Men- 
ge, die dem nachgewiesenen begünstigten Ver- 
brauch in dem dem Zeitpunkt der Antragstellung 
vorangegangenen Jahr (Referenzjahr) entspricht. 
Dabei zu hoch oder zu niedrig festgesetzte Mengen 
sind bei der Festsetzung für das folgende Jahr aus- 
zugleichen. 

Hiernach mußte z. B. in der Zeit vom 1. Januar bis 
15. Februar 1971 der Antrag auf Gewährung derGas- 
ölverbilligung für das Jahr 1972 unter gleichzeiti- 
gem Nachweis des begünstigten Verbrauchs für das 
Jahr 1970 gestellt werden. Dabei bildete der nach- 
gewiesene Verbrauch des Jahres 1970 die Bemes- 
sungsgrundlage für die im Jahre 1972 gezahlten 
Teilbeträge. Waren die Verbilligungsmengen für 
das Jahr 1970 zu hoch oder zu niedrig festgesetzt 
worden, so mußten sie bei der Festsetzung für 1972 
ausgeglichen werden. 

60 . Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes hat -dieser Dreijahresrhythmus die Bearbeitung 
wesentlich erschwert; außerdem ist das Verfahren 
für den Antragsteller unübersichtlich. Auch die 
Länder haben es als schwerfällig bezeichnet. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
auf die Nachteile hingewiesen, die das Verfahren 
gegenüber dem früheren hat. Insbesondere müßten 
den Begünstigten jetzt zum Teil erhebliche Beträge 
ausgezahlt werden, ohne daß die Höhe des endgül- 
tigen Anspruchs hinreichend feststehe. Falls an 
dem neuen Verfahren festgehalten werden müsse, 
z. B. weil den Berechtigten im Übergangsjahr sonst 
keine Verbilligung zufließen würde, solle zumin- 
dest erworgen werden, den Zeitraum von einem 
Jahr, der bei dem jetzigen Verfahren zwischen An- 
tragstellung und erster Auszahlung liegt, zu ver- 
kürzen. Dies könne erreicht werden, wenn der Ver- 
biiligungsantrag für das laufende und nicht für das 
folgende Jahr zu stellen wäre. 

Der Bundesminister will die Anregung des Bundes- 
rechnungshofes in seine Überlegungen zur Verein- 
fachung des Verfahrens einbeziehen. 

61 . Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster mitgeteilt, er halte es nicht für sachgerecht, daß 
sich die jährliche Verbilligungsmenge auch dann 
nach dem Verbrauch im Referenzjahr richtet, wenn 
die bewirtschaftete Fläche verkleinert worden ist 


oder begünstigte Arbeitsmaschinen weggefallen 
sind, und daß der Begünstigte den Minderbedarf 
der Bewilligungsstelle nicht anzuzeigen braucht. 
Das habe nämlich zur Folge, daß zu hohe Verbilli- 
gungsbeträge ausgezahlt werden müßten, die frühe- 
stens nach zwei Jahren ausgeglichen würden. Im 
Ergebnis gewähre damit der Bund den Empfängern 
für einen längeren Zeitraum einen zinslosen Kredit; 
dies beabsichtige das Gesetz nicht. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
empfohlen, eine entsprechende Gesetzesänderung 
einzuleiten. Der Bundesminister will die Anregung 
aufgreifen, sobald eine Novellierung des Gesetzes 
ansteht. 

62 . Durch .das GVLwG wurden — anders als bei 
der vorher geltenden Regelung — Teilnehmerge- 
meinschaften nach dem Flurbereinigungsgesetz und 
Wasser- und Bodenverbände von der Gasölverbil- 
ligung ausgenommen. Dem widersetzten sich die 
Betroffenen. Durch das Gesetz zur Änderung des 
GVLwG vom 8. September 1968 wurden daher Teil- 
nehmergemeinschaften und Wasser- und Bodenver- 
bände wieder zur Förderung zugelassen. Sie kön- 
nen auf Antrag Gasölverbilligung erhalten, soweit 
sie für landwirtschaftliche Betriebe Arbeiten zur 
Gewinnung pflanzlicher oder tierischer Erzeugnisse 
durch Bodenbewirtschaftung oder durch mit Boden- 
bewirtschaftung verbundene Tierhaltung ausführen. 
Schwierigkeiten bei der Anwendung dieser Vor- 
schrift durch die Länder suchte der Bundesminister 
mit Rundschreiben vom 28. April 1970 an die zu- 
ständigen Landesminister (Senatoren) auszuräumen. 
Danach sollte Gasöl, das bei Arbeiten im Rahmen 
der gesetzlichen oder satzungsmäßigen Aufgaben 
von Teilnehmergemeinschaften und Wasser- und 
Bodenverbänden verbraucht wurde, nicht verbilligt 
werden können. Im Ergebnis bedeutete dies, daß 
eine Verbilligungsberechtigung der Teilnehmerge- 
meinschaften oder Wasser- und Bodenverbände so- 
wie der Lohnbetriebe, die in deren Auftrag tätig 
wurden, nahezu ausgeschlossen war. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß meh- 
rere Länder seit 1Ö69 abweichend von der Rechts- 
auffassung des Bundesministers Lohnbetriebe, die 
Bodenverbesserungsarbeiten für Teilnehmergemein- 
schaften und Wasser- und Boden verbände ausführ- 
ten, als uneingeschränkt verbilligungsberechtigt 
angesehen haben. Er hat den Bundesminister an- 
hand von Einzelfällen auf die insoweit zwischen 
Bund und Ländern bestehenden Meinungsverschie- 
denheiten bei der Auslegung des Gesetzes aufmerk- 
sam gemacht. 

Nachdem die Länder Zweifel an der vom Wortlaut 
des Gesetzes abgeleiteten Rechtsauffassung des 
Bundesministers im Hinblick auf das Ziel der För- 
derung vorgetragen hatten, hat dieser im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen (jetzt Bundesminister der Finanzen) die Rechts- 
lage erneut geprüft. Er kam unter Berücksichtigung 
der Entstehungsgeschichte des Gesetzes (vgl. Punkt 1 
des Kurzprotokolls vom 6. Februar 1969 über die 
118. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten) zu dem Ergebnis, daß der 
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Gesetzgeber Teilnehmergemeinschaften oder Was- 
ser- und Bodenverbände sowie auch Lohnbetriebe, 
die für diese arbeiten, insoweit nicht von der Gas- 
ölverbilligung ausschließen wollte. Seine geänder- 
te Rechtsauffassung teilte er den Ländern am 
26. Juli 1972 (MinBl BML 1972 S. 99) mit. 

Die nunmehrige Auslegung entspricht auch nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes dem Sinne 
des Gesetzes und dem Willen des Gesetzgebers ; es 
ist allerdings zweifelhaft, ob sie durch den Wort- 
laut des Gesetzes hinreichend gedeckt wird. Im In- 
teresse der Rechtssicherheit hält es der Bundes- 
rechnungshof daher für notwendig, daß der Bundes- 
minister der Finanzen das zur Behebung dieser 
Zweifel Erforderliche in die Wege leitet. 

Ländliche Siedlung (Förderung der Siedlung im Ausland) 

(Titel 863 11 und 89311) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1971 

63 . Der Bundesminister fördert aus den für die 
ländliche Siedlung bereitgestellten Mitteln seit 1955 
auch die Ansiedlung deutscher Landwirte im Aus- 
land, die in der Bundesrepublik keine ausreichende 
Existenz in der Landwirtschaft finden konnten. Für 
diesen Zweck hat er bis 31. Dezember 1971 19,5 Mil- 
lionen DM auf gewendet, die 491 Siedlern gewährt 
wurden. Die überwiegend in Form von Darlehen 
bewilligten Beträge werden von der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank verwaltet. In die 
Vergabe ist eine für diesen Zweck gegründete Sied- 
lungsgesellschaft eingeschaltet, die zugleich die 
Siedlungsmöglichkeiten in den Einwanderungslän- 
dern und die angebotenen Siedlungsobjekte über- 
prüft. 

Anfänglich hatte die Auslandsiedlung nur Bedeu- 
tung in Frankreich. Sie hat sich später vorwiegend 
auf überseeische Länder verlagert. 

Der Bundesrechnungshof hatte in der Vergangen- 
heit bereits mehrmals bezweifelt, daß es notwendig 
sei, die Siedlung im Ausland noch länger zu för- 
dern. Er hat auf die veränderte Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftslage im Inland hingeweisen und auf die 
tiefgreifenden strukturellen Veränderungen, die die 
Landwirtschaft überall in der westlichen Welt er- 
fahren habe. Nach seiner Auffassung ist insbeson- 
dere die Ansiedlung vertriebener und geflüchteter 
Landwirte — zudem noch im Ausland — xd. 25 Jah- 
re nach der Vertreibung mit besonderen Problemen 
behaftet. Er hat deshalb angeregt, keine weiteren 
Mittel mehr für die Auslandsiedlung bereitzustellen. 
Der Bundesminister hat jedoch daran festgehalten, 
daß die Siedlung im Ausland die im Inland durch- 
geführten Maßnahmen zur Vertriebeneneingliede- 
rung wirksam unterstütze. Sie trage auch zu einer 
Verbesserung der Agrarstruktur in der Bundesrepu- 
blik bei. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhin die Verwen- 
dung der in den letzten Jahren für Siedlungsvorha- 
ben im Ausland zur Verfügung gestellten Beträge 
mit folgendem Ergebnis geprüft: 


Seit 1965 sind 119 Siedlungen mit Bundesmitteln in 
Höhe von 5 126 270 DM gefördert worden. Davon 
entfallen 96 auf Kanada, 16 auf Österreich, 2 auf Ir- 
land, 2 auf Bolivien und je 1 auf Südafrika, Schwe- 
den und Paraguay. Von den*T19 Antragstellern wa- 
ren 75 Vertriebene und 44 Einheimische. Davon 
hatten vor der Auswanderung 86 keinen landwirt- 
schaftlichen Betrieb. Sie waren zuletzt in außer- 
landwirtschaftlichen Berufen, z. B. als Vertreter, 
Kraftfahrer, Zimmerleute oder Industriearbeiter, 
teilweise sogar nie in der Landwirtschaft tätig. Die- 
se Personen — über zwei Drittel der insgesamt ge- 
förderten Antragsteller — hätten nicht als hauptbe- 
rufliche Landwirte im Sinne der Förderungsgrund- 
sätze angesehen werden dürfen. Da die agrarsozia- 
len Maßnahmen im Inland seit Jahren darauf hin- 
auslaufen, das Ausscheiden aus der Landwirtschaft 
zu erleichtern, ist nicht erkennbar, welches Interesse 
die Bundesrepublik haben könnte, im Inland aus der 
Landwirtschaft bereits Ausgeschiedene im Ausland 
wieder in sie einzugliedern. 

Darüber hinaus waren in mehreren Fällen die Siedler 
wirtschaftlich so gut gestellt, daß eine Förderung 
nicht notwendig war. Der Einfluß auf die Verbesse- 
rung der Agrarstruktur war unbedeutend. Viele 
Auslandsiedler haben ihre Betriebe inzwischen wie- 
der aufgegeben. Andere befinden sich in wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten, so daß mit der Aufgabe 
weiterer Betriebe zu rechnen ist. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb seine Beden- 
ken gegen die Weiterführung der Auslandsiedlung 
voll aufrecht erhalten müssen. 

Neuerdings hat der Bundesminister eingewendet, 
daß die Förderung auch deshalb fortgeführt werden 
müsse, weil nach §§ 35 und 36 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes (BVFG) nach wie vor die Verpflich- 
tung zur Eingliederung von Vertriebenen und So- 
wjetzonenflüchtlingen bestehe, die aus der Landwirt- 
schaft stammten. 

Auch dieser Hinweis kann die Bedenken des Bun- 
desrechnungshofes nicht ausräumen, da das BVFG 
die Förderung auf solche Personen beschränkt, die 
ihren ständigen Aufenthalt im Inland haben (§ 9 
aaO). 

Der Bundesminister sollte nunmehr unverzüglich 
Folgerungen aus dem Prüfungsergebnis ziehen. 

In Frankreich, das Ausgangspunkt der Auslandsied- 
lung war, betreut eine dort ansässige Institution die 
deutschen Siedler. Sie verwaltet die Siedlungsmit- 
tel des Bundes treuhänderisch für den Bund, der 
durch die deutsche Siedlungsgesellschaft vertreten 
wird. Die Rückflüsse aus den Darlehen bleiben ver- 
einbarungsgemäß bei dieser Institution und werden 
gegenwärtig noch für Nachfinanzierungen einge- 
setzt. Die ausländische Betreuungsgesellschaft er- 
hält für ihre Dienstleistungen 4 v. H. der ausgelie- 
henen Beträge sowie eine Verwaltungsgebühr in 
Höhe von 1 v. H. der jährlichen Rückflüsse. Dane- 
ben berechnet die deutsche Siedlungsgesellschaft 
dem Bund eine einmalige Siedlungsgebühr von 10 
v. H. der ausgeliehenen Mittel. Die Deutsche Sied- 
lungs- und Landesrentenbank stellt eine Verwal- 
tungsgebühr von jährlich 3 /a v. H. in Rechnung. 
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Der Bundesrechnungshof hatte 1963 die Auflösung 
dieses „Roulierenden Fonds" angeregt. Da dies je- 
doch die Abwicklung der Förderungsmaßnahmen 
insgesamt in Frage gestellt hätte, wurde der Fonds 
bis jetzt beibehalten. Der Bundesminister hat ihm 
allerdings seit 1965 weitere Bundesmittel nicht 
mehr zugeführt. 

Nachdem etwa die Hälfte der Siedler ihre Betriebe 
aufgegeben hat und ein Teil der anderen wegen der 
agrarstrukturellen Entwicklung in diesem Land in 
einer wirtschaftlich schwierigen Lage ist, hat der 
Bundesminister veranlaßt, daß die Fondsmittel nur 
noch für die Nachfinanzierung und Sanierung ein- 
gesetzt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat zur Vermeidung unnö- 
tigen Gebühren- und Verwaltungsaufwandes ange- 
regt, sich von diesem Fonds zu trennen und notfalls 
sogar die Umwandlung von Darlehen in Beihilfen 
in Kauf zu nehmen. Die Darlehensforderungen 
konnten nur buchmäßig bei der Deutschen Sied- 
lungs- und Landesrentenbank erfaßt, aber aufgrund 
devisenrechtlicher Vorschriften des Nachbarlandes 
bisher nicht realisiert werden. 

Der Bundesminister beabsichtigt nunmehr, die För- 
derung aus dem „Roulierenden Fonds" nach Ab- 
schluß einiger anhängiger Sanierungsfälle gänzlich 
einzustellen. Er läßt über das Auswärtige Amt prü- 
fen, ob devisenrechtliche Bestimmungen einem 
Transfer der Fondsmittel in die Bundesrepublik 
weiterhin entgegenstehen. 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick- 
lung verfolgen. 

Darlehen zur Förderung der ländlichen Siedlung 

(Titel 863 11) 

Haushaltsjahre 1970 und 1971 

64 . Der Bundesminister leistete im Dezember 1970 
eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von etwa 
14,9 Millionen DM bei Kapitel 10 02 Titel 863 11. 
Den Antrag auf Einwilligung des Bundesministers 
der Finanzen in diese überplanmäßige Ausgabe, der 
für den Titel 893 11 (Zuschüsse zur Förderung der 
ländlichen Siedlung) gestellt war, hat er damit be- 
gründet, daß der erfolgreiche Abschluß des Einglie- 
derungsprogramms es erfordere, preisgünstige Mög- 
lichkeiten zum Erwerb von Bauland und zu dessen 
Erschließung zu nutzen. Nachdem ihm bekanntge- 
worden war, daß eine endgültige Verwendung des 
Betrages unmittelbar für den angegebenen Zweck 
im Jahre 1970 nicht mehr möglich sein würde, ver- 
anlaßte er ein Kreditinstitut, die Bundesmittel noch 
im laufenden Haushaltsjahr bei der Bundeskasse 
abzurufen. Er ließ die Mittel dem bei diesem Insti- 
tut für die Siedlungsfinanzierung bestehenden 
Zweckvermögen, bei dem es sich um einen revol- 
vierenden Fonds handelt, zuführen. 

Am 7. Dezember 1971 ordnete der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen auf Antrag des Bun- 
desministers gemäß § 5 Abs. 4 des Haushaltsgeset- 
zes 1971 mit Einwilligung des Haushaltsausschus- 


ses des Deutschen Bundestages die Verstärkung 
des Titels 863 11 um den Betrag von 10 Millionen 
DM an. Auch dieser Betrag wurde dem Zweckver- 
mögen zugeführt, obwohl im Haushaltsjahr 1971 
entsprechende Auszahlungsverpflichtungen noch 
nicht bestanden. In den Jahren 1970 und 1971 hat 
der Bundesminister Ausgaben aus dem Bundeshaus- 
halt mithin eher geleistet, als dies zur wirtschaftli- 
chen und sparsamen Verwaltung erforderlich war. 
überdies war die überplanmäßige Ausgabe im 
Haushaltsjahr 1970 nicht unabweisbar, da der Bun- 
desminister Ausgaben zunächst nicht für den Ver- 
wendungszweck geleistet, sondern Bundesmittel le- 
diglich dem verwaltenden Kreditinstitut zugeführt 
hat. 

Der Bundesminister hat sein Verhalten damit be- 
gründet, daß die im Einzelplan 10 insgesamt veran- 
schlagten Mittel nicht ausgereicht hätten, den 
agrarpolitisch anerkannten Bedarf in allen Berei- 
chen in vollem Umfang zu decken. Der Gesetzgeber 
habe dieser Tatsache dadurch Rechnung getragen, 
daß durch Haushaltsgesetz Deckungsmöglichkeiten 
geschaffen wurden, die weit über die in anderen 
Bereichen vorgesehenen Regelungen hinausgingen. 
Hieraus hätte er den Auftrag herleiten müssen, die 
Mittel in vollem Umfang der Landwirtschaft zuflie- 
ßen zu lassen. Mit der Bereitstellung und der Aus- 
zahlung der Mittel an das Zweckvermögen seien 
zusätzliche Nebenerwerbsstellen gefördert worden. 
Damit habe er dazu beigetragen, das in der Regie- 
rungserklärung vom Herbst 1969 erwähnte Ziel zu 
erreichen, die Eingliederungsmaßnahmen für Ver- 
triebene und Flüchtlinge zu vollenden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes konn- 
te der Bundesminister aus der durch die Haushalts- 
gesetze getroffenen Regelung keine Ermächtigung 
dazu herleiten, sich über zwingende Grundsätze des 
Haushaltsrechts hinwegzusetzen. 

Es liegen Verstöße gegen § 34 Abs. 2, § 37 Abs. 1 
BHO vor. 

Zuweisungen zur Förderung wasserwirtschaftlicher 
und kulturbautechnischer Maßnahmen 

(Titel 882 15) 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

65 . Der Bund gewährt Zuschüsse für den Bau 
zentraler Wasserversorgungsanlagen in ländlichen 
Gemeinden. Träger dieser mitunter recht umfang- 
reichen und sich über viele Jahre erstreckenden 
Maßnahmen sind in der Regel Wasser- und Boden- 
verbände. Die Maßnahmen, die seit 1. Januar 1973 
als Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (§ 1 Abs. 1 
des Gesetzes vom 3. September 1969) wahrgenom- 
men werden, wurden bis Ende 1972 nach Richtlini- 
en des Bundesministers gefördert. 

66 . Nach den Richtlinien durfte der Bund Zu- 
schüsse nur gewähren, wenn und soweit die Auf- 
wendungen für den Bauträger wirtschaftlich nicht 
tragbar waren. Die dazu erlassenen Bestimmungen 
sind nicht immer beachtet worden. 
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So hatte der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasser- 
verband iin seinem Finanzierungsplan Gesamtanla- 
gekasten von rd. 516 Millionen DM veranschlagt, 
davon rd. 341 Millionen DM als zuschußfähige Ko- 
sten. Unter Berücksichtigung der tragbaren Bela- 
stung hatte er einen Zuschußbedarf von rd. 174 
Millionen DM ermittelt, den Bund und Land je zur 
Hälfte decken sollten und den sie dann auch ihren 
Bewilligungen zugrunde legten. Der Verband hat 
jedoch außer acht gelassen, daß ihm der Bund im 
Rahmen der Gesamtfinanzierung neben den Zu- 
schüssen noch eine Zinsverbilligung für einen Dar- 
lehensbetrag von rd. 126 Millionen DM gewährt 
hatte; diese Verbilligung ermäßigt die Aufwendun- 
gen für -den Kapitaldienst. Der Verband hatte dies 
bei der Ermittlung der tragbaren Belastung nicht 
berücksichtigt. Eine deshalb vom Bundesrechnungs- 
hof veranlaßte Neuberechnung ergab einen um rd. 
42 Millionen DM geringeren Zuschußbedarf, wobei 
bereits berücksichtigt ist, daß die Kosten inzwi- 
schen um mehr als 5 Millionen DM gestiegen wa- 
ren. 

Der Verband hat außerdem in seinem Finanzie- 
rungsplan angegeben, daß er für die Bauabschnitte, 
über die bereits abgerechnet worden war, von 1948 
bis einschließlich 1967 insgesamt rd. 319 Millionen 
DM — davon rd. 249 Millionen DM zuschußfähig — 
aufgewendet und hierfür Zuschüsse von rd. 65 Mil- 
lionen DM erhalten habe. Dabei sind jedoch Darle- 
hensbeträge, für die das Land den vollen Kapital- 
dienst leistet oder eine Schuldendiensthilfe ge- 
währt, zu Unrecht zu den Eigenleistungen gerech- 
net worden. Nach den landesrechtlichen Vorschrif- 
ten waren diese Darlehensbeträge mit rd. 38 Millio- 
nen DM als Zuschuß anzusetzen, so daß sich die 
bereits gewährten Zuschüsse des Bundes und des 
Landes unter Berücksichtigung kleiner Änderungen 
insgesamt auf rd. 101 Millionen DM belaufen. Für 
die weiteren Bauabschnitte kann der Verband nun- 
mehr statt rd. 67 Millionen DM nur noch rd. 31 Mil- 
lionen DM erhalten. 

Der Verband hat ferner in seinen Abrechnungen bis 
einschließlich 1967 als zuschußfähige Baukosten 
auch die Kosten der Bauleitung, die er mit eigenem 
Personal wahrgenommen hat, mit rd. 10,7 Millionen 
DM angesetzt. Ihrer Berechnung legt er aber abwei- 
chend von der Gebührenordnung der Ingenieure 
1937 nicht nur die reinen Herstellungskosten, son- 
dern auch Grunderwerbskosten, Flur- und Nut- 
zungsentschädigung sowie Kapitalbeschaffungsko- 
sten und andere Nebenkosten zugrunde. Außerdem 
hat er Anteile an den Bauleitungskosten berück- 
sichtigt, die auf die nicht zuschußfähigen Bauko- 
sten entfallen und überdies einen Teil der Werke in 
eine zu hohe Bauklasse eingestuft. Dadurch sind 
Bauleitungskosten von mehr als 1 Million DM zu- 
viel berechnet worden. 

Schließlich hat der Verband für das Jahr 1967 bei 
einer Wasserförderung von rd. 22,3 Millionen m 3 
und einer Wasserabgabe von rd. 18,8 Millionen m 3 
einen Wasserverlust von rd. 3,5 Millionen m 3 er- 
rechnet. Eine Wassermenge von rd. 1,3 Millionen 
m 3 hat er als Normalverlust behandelt, während er 
den Rest von rd. 2,1 Millionen m 3 für die Druck- 


probe, die Entkeimung und die Spülung der Ver- 
bandsanlagen verbraucht haben will. Die Kosten 
dafür in Höhe von rd. 427 000 DM hat er den zu- 
schußfähigen Bauausgaben zugerechnet. Nach den 
Berechnungen des Bundesrechnungshofes waren je- 
doch höchstens 5 v. H. der 2,1 Millionen m 3 für die 
Herstellung betriebsbereiter Anlagen erforderlich. 
Der Bundesminister hat die Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes anerkannt und die Berichtigung 
des Finanzierungsplans sowie den Ausgleich von 
Überzahlungen veranlaßt. Er wird darüber hinaus 
sicherzustellen haben, daß vor der Bewilligung wei- 
terer Zahlungen deren Grundlagen ausreichend ge- 
prüft werden, damit Überzahlungen vermieden wer- 
den. 

67. Der Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Stadtlauringer Gruppe in Stadtlauringen hat im 
Verwendungsnachweis für 1967 angegeben, daß ins- 
gesamt rd. 7,1 Millionen DM an Kosten entstanden 
seien, wovon rd. 4,6 Millionen DM durch Zuschüsse 
des Bundes und des Landes finanziert worden seien 
und rd. 2,5 Millionen DM auf Eigenleistungen ent- 
fielen. 

Bis zum 30. Juni 1968 waren nach dem Kassenbuch 
jedoch nur rd. 6,6 Millionen DM ausgegeben wor- 
den. Somit war ein Betrag von rd. 0,5 Millionen DM 
sechs Monate nach Ablauf des Jahres, in dem er 
nach der Bescheinigung verwendet worden sein 
soll, noch nicht verausgabt. Bis zu demselben Zeit- 
punkt waren denn auch abweichend vom Verwen- 
dungsnachweis Eigenleistungen im Wert von rd. 0,5 
Millionen DM ebenfalls noch nicht erbracht. Im üb- 
rigen hatte die Verbandskasse einen bisher nicht 
aufgeklärten Fehlbestand von 44 308,79 DM. 

Der Bundesminister hat auf Veranlassung des Bun- 
desrechnungshofes die unrichtige Bescheinigung 
der Verwendung gerügt und verlangt, daß die zu 
früh in Anspruch genommenen Zuschüsse verzinst 
werden. Das beteiligte Land ist ebenso verfahren. 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

(Kapitel 10 03) 

Zuweisungen zur Förderung wasserwirtschaftlicher 
und kulturbautechnischer Maßnahmen 

(Titel 882 61) 

Haushaltsjahr 1973 

68. Seit dem 1. Januar 1973 wird die zentrale 
Wasserversorgung in ländlichen Gemeinden im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes” geför- 
dert. Für jede einzelne Maßnahme sind bestimmte 
Förderungsgrundsätze in einen Rahmenplan aufzu- 
nehmen, den der Planungsausschuß für Agrarstruk- 
tur und Küstenschutz beschließt (§ 5 des Gesetzes 
vom 3. September 1969). Dadurch soll insbesondere 
sichergestellt werden, daß in allen Ländern die 
gleichen Förderungsbedingungen gelten (vgl. amtl. 
Begr.). 
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Der Rahmenplan 1973 wird dem indessen insoweit 
nicht gerecht, als er es — anders als die bis Ende 
1972 geltenden Richtlinien — den Ländern überläßt, 
die Berechnung der Förderungsbeträge durch eige- 
ne Richtlinien näher zu bestimmen. Zwar sieht der 
Rahmenplan eine Förderung nur vor, wenn der 
nach den jeweiligen Landesrichtlinien ermittelte 
Wasserpreis von 0,80 DM/m 3 nicht unterschritten 
wird; die Kriterien, nach denen der Wasserpreis er- 
mittelt wird, sind jedoch in den einzelnen Ländern 
so unterschiedlich, daß die Forderungsbeträge bei 
sonst gleichen Grundlagen erheblich voneinander 
abweichen können. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
wiederholt darauf hingewiesen, daß eine einheitli- 
che Förderung nur gewährleistet ist, wenn der 
Bund durchsetzt, daß die Grundlagen für die Be- 
rechnung der Forderungsbeträge in den Förde- 
rungsgrundsätzen selbst näher bestimmt werden. 

Der Bundesminister hat schließlich den Ländern 
vereinfachte Berechnungsformeln zur Ermittlung 
von Höchstzuschüssen vorgeschlagen; sie sind je- 
doch von den Ländern nicht gebilligt worden. Ein 
Einvernehmen mit den Ländern konnte nur darüber 
erreicht werden, daß die Zuschüsse einen bestimm- 
ten Vomhundertsatz der zuschußfähigen Baukosten 
nicht überschreiten dürfen. Der Bundesminister be- 
absichtigt, diese Regelung dem Planungsausschuß 
für die Fortschreibung der Rahmenpläne zu empfeh- 
len. 

Der Bundesrechnungshof hat auch dagegen Beden- 
ken. Weder die Regelung für 1973 noch die vorge- 
sehene Begrenzung nach Vomhundertsätzen werden 
dem Gesetz gerecht. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und der Bundes- 
minister der Finanzen als Mitglieder des Bundes im 
Planungsausschuß sollten daher bei der Fortschrei- 
bung des Rahmenplanes darauf bestehen, daß die 
Berechnung der Forderungsbeträge für alle Länder 
einheitlich geregelt wird. 

69 . Die Förderungsgrundsätze sehen auch bei den 
übrigen wasserwirtschaftlichen und kulturbautech- 
nischen Maßnahmen keine einheitlichen Kriterien 
für die Bemessung der Forderungsbeträge vor. 
Auch in diesen Fällen hat der Bundesrechnungshof 
unter Hinweis auf das Gesetz vom 3. September 
1969 die Notwendigkeit einheitlicher Grundlagen 
für die Berechnung der Zuwendungen hervorgeho- 
ben. Bei der Fortschreibung des Rahmenplanes soll- 
te hier ebenfalls vorgesehen werden, daß in den 
Länder nach gleichen Maßstäben verfahren wird. 

Marktordnungen 

(Kapitel 10 04) 

Erstattungen bei der Ausfuhr von Zuchtvieh 

(Titel 683 81) 

Haushaltsjahr 1972 

70 . Der Bundesminister subventioniert — wie dies 
auch in anderen Staaten geschieht — die Ausfuhr 


von Zuchtvieh durch Beihilfen (sogenannte Erstat- 
tungen) . 

Während noch im Jahre 1964 722 489 DM für 2 315 
Tiere gezahlt wurden, erreichten die Erstattungen 
im Jahre 1971 den Betrag von 5 037 136 DM für 
11 242 Tiere. Die Zahl der im Jahre 1972 ausgeführ- 
ten Tiere steht noch nicht fest, nach vorläufigen 
Schätzungen wird sie etwa 15 000 betragen; an 
Haushaltsmitteln dürften hierfür mehr als 9 Millio- 
nen DM erforderlich sein. Da die Erstattungen pro- 
zentual an den Einkaufspreis des Ausführers ge- 
bunden waren, stiegen die Erstattungsbeträge mit 
dem Steigen der Rinder- und Zuchtviehpreise au- 
ßergewöhnlich stark an. Dieser Umstand, der welt- 
weite Rindermangel und die hohen Erstattungssätze 
— nach den Feststellungen der EWG-Kommission 
sind es die höchsten innerhalb der EWG-Staaten — 
hatten einen steilen Anstieg der Ausfuhren und da- 
mit der Haushaltsausgaben für Erstattungen zur 
Folge. 

71 . Die Erstattungen werden vom Bundesamt für 
Ernährung und Forstwirtschaft (Bundesamt) auf An- 
trag vor der Ausfuhr zugesagt und auf einen weite- 
ren Antrag nach der Ausfuhr bewilligt und ausge- 
zahlt. Das Verfahren und die Voraussetzungen sind 
in einer Bekanntmachung des Bundesministers über 
Erstattungen bei der Ausfuhr von Zuchtvieh gere- 
gelt. Es handelt sich dabei um eine Verwaltungs- 
richtlinie, die im Gegensatz zu einem Leistungsge- 
setz keinen Anspruch auf die Subvention gibt. Die 
Bekanntmachung hat allerdings durch die soge- 
nannten Erstattungszusagen dem Ausführer die 
Möglichkeit geschaffen, sich vor der Ausfuhr einen 
Anspruch zu sichern. 

72 . Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Prüfung 
Bedenken gegen diese Ausfuhrförderung und ein- 
zelne Voraussetzungen erhoben. Die Erörterungen 
hierüber sind noch nicht abgeschlossen. Er hat außer- 
dem festgestellt, daß der Bundesminister die bis zur 
Verkündigung des Haushaltsgesetzes 1972 anzuwen- 
denden Grundsätze des Artikels 111 GG in Verbin- 
dung mit den Richtlinien des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen über die vorläufige Haus- 
haltsführung (§ 5 BHO) sowie § 34 Abs. 2 BHO nicht 
beachtet hat, und dies gerügt. 

73 . Im Haushaltsentwurf 1972 waren für diese 
Erstattungen 4,5 Millionen DM vorgesehen. Bereits 
am 6. Juni 1972 meldete das Bundesamt dem Bun- 
desminister, daß dieser Betrag nicht ausreichen 
würde, sondern möglicherweise 6,5 Millionen DM 
erforderlich seien. Schon im Juli 1971 war der Bun- 
desminister auf den Anstieg der Ausfuhren hinge- 
wiesen worden. Auf die Meldung des Bundesamtes 
hin ordnete der Bundesminister an, weiter Erstat- 
tungszusagen zu erteilen, denn er strebe eine Erhö- 
hung des Haushaltsansatzes an. Als ihm jedoch am 
14. Juni 1972 berichtet wurde, daß bereits rd. 4,9 
Millionen DM ausgezahlt worden seien oder noch 
ausgezahlt werden müßten — in dem Betrag waren 
noch nicht weitere ausstehende Anträge auf Aus- 
zahlung berücksichtigt — , veranlaßte er am 
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22. Juni 1972, keine Erstattungszusagen mehr zu ge- 
ben; seine Bekanntmachung über Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Zuchtvieh ließ er jedoch unverän- 
dert in Kraft. Auf Vorstellung von Ausführern, 
ohne Erstattungszusage erhielten sie von den Zoll- 
stellen nicht die für eine eventuelle spätere Erstat- 
tung erforderliche Ausfuhrbescheinigung, wies er 
bereits am 23. Juni 1972 das Bundesamt wieder an, 
„mündlich unverbindliche Erstattungszusagen" un- 
ter dem Vorbehalt verfügbarer Haushaltsmittel zu 
geben. Das Bundesamt erteilte daraufhin solche Zu- 
sagen im Betrage von weit über 2 Millionen DM. 
Am 26. Juli 1972 beantragte er gemäß §37 BHO die 
Einwilligung des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen in eine überplanmäßige Ausgabe von 
2 Millionen DM. Dieser lehnte jedoch den Antrag 
mit der Begründung ab, die Voraussetzungen des 
Art. 112 GG in Verbindung mit § 37 BHO seien 
nicht erfüllt. Nach einer Besprechung zwischen dem 
Bundesminister und dem Parlamentarischen Staats- 
sekretär des Bundesministers für Wirtschaft und 
Finanzen wurde dann doch mit Bescheid vom 
3. Oktober 1972 eine überplanmäßige Ausgabe bis 
zu 2 Millionen DM bewilligt. 

74 . Daraufhin wies der Bundesminister das Bundes- 
amt am 20. Oktober 1972 an, alle bis zum 10. Okto- 
ber 1972 mündlich gegebenen unverbindlichen 
Erstattungszusagen schriftlich mit dem Hinweis zu 
bestätigen, daß die Ausfuhr bis zum 10. Oktober 
1972 erfolgt sein müsse. Diese Weisung erging, ob- 
wohl bekannt war, daß auch unter Einbeziehung der 
überplanmäßigen Mittel nicht alle Erstattungszu- 
sagen erfüllt werden konnten. 

75 . Nachdem ihm jetzt für weitere Erstattungen 
keine Mittel mehr zur Verfügung standen, bestimm- 
te der Bundesminisiter in einer Änderungsbekannt- 
machung vom 6. Oktober 1972, für Ausfuhren nach 
dem 10. Oktober 1972 bestehe kein Rechtsanspruch 
auf Erstattungen, Die Gewährung einer Erstattung 
hänge vielmehr von verfügbaren Haushaltsmitteln 
ab; dabei müsse auch mit geringeren Erstattungs- 
sätzen als bisher gerechnet werden. Das Bundesamt 
wies er mit Erlaß vom 20. Oktober 1972 an, die in 
Frage kommenden Ausführer auf diese neue 
Rechtslage aufmerksam zu machen. Da jedoch auch 
nach dem 10. Oktober 1972 in großem Umfang 
Zuchtvieh ausgeführt wurde, stellte sich die Frage 
der Subventionierung dieser Ausfuhren. In einer 
Besprechung am 19. Dezember 1972 wurde diese 
Frage mit Vertretern der Wirtschaft erörtert. Zu 
diesem Zeitpunkt vertrat er noch die Ansicht, ent- 
sprechend der Änderungsbekanntmachung verfah- 
ren zu können. 

Im Gegensatz hierzu nahm der Bundesminister in 
der Folgezeit den Standpunkt ein, daß für diese 
Ausfuhren ebenfalls Erstattungen zu zahlen seien. 
Aus diesem Grund erbat er hierfür und für Erstat- 
tungen im Jahre 1973 von den Berichterstattern des 
Einzelplanes 10 für den Haushalt 1973 eine Aufstok- 
kung von 4,5 auf 10,5 Millionen DM. In dieser Be- 
richterstatterbesprechung vertrat das Bundesmini- 
sterium die Ansicht, für die Ausfuhren nach dem 


10. Oktober 1972 bestünden in vollem Umfang zu 
erfüllende Rechtsansprüche auf Erstattung, was 
dazu zwinge, den Haushaltsansatz zu erhöhen. Der 
Bundesrechnungshof widersprach dieser Ansicht. 
Unter Berufung auf ein im Bundesministerium an- 
geblich erstelltes Gutachten wurde jedoch erreicht, 
daß die Berichterstatter auch hinsichtlich dieser 
Ausfuhren den Erhöhungsantrag in ihren Vorschlag 
an den Haushaltsausschuß übernahmen. Der Bun- 
desminister vertritt jetzt im Prüfungsverfahren den 
Standpunkt, einen Rechtsanspruch habe es zwar zu- 
nächst nicht gegeben, dieser sei aber mit der Ver- 
fügbarkeit neuer Mittel im Jahre 1973 entstanden; 
diese Auffassung sei auch den Berichterstattern 
vorgetragen worden. Die Bitte, den Haushaltsansatz 
1973 zu erhöhen, habe die Fortsetzung der Förde- 
rung im Jahre 1973 sichern sollen. 

76 . Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister vorgehalten, in seiner Haushaltsführung 
1972 die Grundsätze des Art. 111 GG i. V. mit 
den Richtlinien des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen über die vorläufige Haushaltsführung 
(§ 5 BHO) sowie § 34 Abs. 2 BHO nicht beachtet zu 
haben, weil er schon im Juni 1972 den im Haus- 
haltsentwurf vorgesehenen Betrag von 4,5 Millio- 
nen DM durch Zahlungen und eingegangene Ver- 
pflichtungen (Erstattungszusagen) überschritten 
hatte. Die Behauptung des Bundesministers, er habe 
angesichts einer unerwarteten Ausfuhrsteigerung 
und der Unmöglichkeit, die Maßnahme auszusetzen 
oder einzuschränken, nicht anders handeln können, 
ist nicht stichhaltig. Da er bereits seit Juli 1971 dar- 
über unterrichtet war, daß die Ausfuhren weiter 
stark ans teigen würden, hätte er rechtzeitig die 
weitere Entwicklung beobachten und Maßnahmen 
ergreifen müssen. Er wäre dazu auch rechtlich in 
der Lage gewesen, entweder durch Ablehnung wei- 
terer Anträge auf Erstattungszusagen, durch Aufhe- 
bung der Bekanntmachung oder durch Herabset- 
zung der Erstattungssätze. 

77 . Der Bundesminister hat in seinem Antrag an 
den Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
auf Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe 
von 2 Millionen DM gemäß Art. 112 GG i. V. mit 
§ 37 BHO nicht zu erkennen gegeben, daß der Titel- 
ansatz schon überschritten worden war. In seiner 
Begründung vertrat er die Ansicht, bei weiteren 
Ausfuhren hätten die Ausführer aufgrund der Be- 
kanntmachung einen Rechtsanspruch auf Gewäh- 
rung der Erstattungen. Diese Rechts ansicht hatte 
der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen in 
seiner ersten Entscheidung zurückgewiesen. War- 
um dieser später davon abgewichen ist, geht aus 
seinem Einwilligungsbescheid nicht hervor. 

78 . Nachdem der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen — um. weitere Zuchtviehausfuhren zu 
fördern — auf Vorstellungen des Bundesministers 
2 Millionen DM überplanmäßig zur Verfügung ge- 
stellt hatte, hätte der Bundesminister in seiner Wei- 
sung an das Bundesamt dafür Sorge tragen müssen, 
daß die ihm nunmehr für 1972 insgesamt zur Verfü- 
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gung stehenden 6,5 Millionen DM nicht überschrit- 
ten wurden. Der Erlaß vom 20. Oktober 1972, allen 
Ausführern die bis zum 10. Oktober 1972 münd- 
lich erteilten unverbindlichen Zusagen schriftlich 
zu bestätigen, hatte einen weiteren Verstoß gegen 
Art. 111 GG und § 34 Abs. 2 BHO zur Folge, da 
die hierdurch geschaffenen Verpflichtungen mit 
den überplanmäßig bewilligten Mitteln nur zum 
Teil gedeckt werden konnten, was dem Bundesmi- 
nister bekannt war. 

79. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister außerdem vorgehalten, dem Parlament 
nicht die notwendigen Entscheidungshilfen gege- 
ben zu haben, als die Berichterstatter des Einzel- 
planes 10 gebeten wurden, eine Erhöhung des Haus- 
haltsansatzes für 1973 vorzuschlagen. Bei dieser 
Bitte hätte darauf hingewiesen werden müssen, daß 
der Wortlaut der Änderungsbekanntmachung vom 
6. Oktober 1972 bestimmte, für Ausfuhren nach dem 
10. Oktober 1972 bestünden keine Rechtsansprüche, 
die Gewährung von Erstattungen hänge davon ab, 
daß die erforderlichen Haushaltsmittel für diesen 
Zweck bereitgestellt werden könnten. Mit dem Vor- 
trag, es bestünden Rechtsansprüche, setzte sich das 
Bundesministerium in Widerspruch zu der mit der 
Änderungsbekanntmachung geschaffenen Rechts- 
lage und zur Weisung an das Bundesamt vom 
20. Oktober 1972, in der ausdrücklich auf diese 
neue Rechtslage hingewiesen worden war. 

Dem Vorschlag des Bundesrechnungshofes an die 
Berichterstatter, hierfür allenfalls aus Billigkeits- 
überlegungen Mittel für Erstattungen mit niedrige- 
ren Sätzen zur Verfügung zu stellen, widersprach 
das Bundesministerium im Hinblick auf die von 
ihm vertretene Rechtsauffassung. In der Ände- 
rungsbekanntmachung war aber diese Möglichkeit 
für den Fall der Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
Vorbehalten worden. 

Wenn der Bundesminister nunmehr der Darstellung 
des Bundesrechnungshofes widerspricht und be- 
hauptet, den Berichterstattern sei vorgetragen wor- 
den, daß die Anträge für Ausfuhren des Jahres 1972 
aus den im Haushaltsentwurf 1973 vorgesehenen 4,5 
Millionen DM bedient werden müßten, eine Fortset- 
zung der Ausfuhrförderung im Jahre 1973 aber nur 
gewährleistet sei, wenn der Titel im Haushalt 1973 
auf 10,5 Millionen DM aufgestockt würde, so ent- 
spricht dies nicht dem Vortrag in der Besprechung. 
Hier wurde die Aufstockung nicht nur für die Fort- 
setzung der Förderung im Jahre 1973 beantragt, 
sondern, wie schon die Begründung des Bundesmi- 
nisters in den Berichterstattervorschlägen zum Ein- 
zelplan 10 vom 8. Mai 1973 zeigt, auch „zur Abdek- 
kung des Antragsüberhanges aus 1972" begehrt. 

Die Ansicht, die den Berichterstattern vorgetragen 
worden sein soll, mit der Verfügbarkeit neuer 
Haushaltsmittel im Jahre 1973 seien für die Aus- 
fuhren vom 10. Oktober bis 31. Dezember 1972 An- 
sprüche entstanden und daher zu erfüllen, ist recht- 
lich nicht haltbar. Sie ist auch sonst bisher nicht zum 
Ausdruck gebracht worden. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(Einzelplari 11) 

Koordinierung der Bettenplanung bei den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherungen 

80. Die Rentenversicherungsträger haben umfang- 
reiche Aufgaben auf dem Gebiete der Rehabilita- 
tion. Die Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der .Erwerbsfähigkeit {§§ 1236 ff 
RVO, §§113 ff AVG, §35 ff RKG) werden zum 
überwiegenden Teil in Kurheimen, Sanatorien und 
Spezialanstalten durchgeführt. Die Rentenversiche- 
rungsträger haben dafür teils eigene Behandlungs- 
stätten errichtet, teils stehen Betten in Vertrags- 
heilstätten zur Verfügung. Die Heilstätten der Ren- 
tenversicherungsträger sind aufgrund ihrer Perso- 
nalausstattung und ihrer Einrichtungen für eine in- 
tensive Behandlung von Kranken besonders geeig- 
net. Von den im Jahre 1971 insgesamt abgewickel- 
ten 693 171 stationären Behandlungen entfallen 
rd. 38 v. H. auf eigene Häuser der Rentenversiche- 
rungsträger. 

81- über die Probleme bei der Planung, Errichtung 
und Verwaltung eigener Sanatorien und über die 
Notwendigkeit eines Bettenausgleichs ist bereits in 
der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 (Drucksache 
IV/3052) berichtet worden. Durch das 3. Rentenver- 
sicherungsänderungsgesetz vom 28. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 956) wurde daraufhin den Rentenversicherungs- 
trägern auferlegt, ihre Maßnahmen bei der Errich- 
tung oder Erweiterung von Gebäuden, die der Durch- 
führung der Heilbehandlung dienen, so zu koordi- 
nieren, daß eine ausreichende, zweckmäßige, wirt- 
schaftliche und möglichst gleichmäßige Heilbehand- 
lung gewährleistet wird (§ 1244 Abs. 1 RVO). In den 
Bemerkungen 1968 und 1969 (Drucksache VI/2697) 
hat der Bundesrechnungshof die Notwendigkeit her- 
vorgehoben, die Planung zu verbessern und insbe- 
sondere die Planungsarbeiten aller Rentenversiche- 
rungsträger zusammenzufassen. Er hat empfohlen, 
diese Aufgaben dem Verband Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger zu übertragen. 

Dies ist bisher nicht geschehen. Die Versicherungs- 
träger berücksichtigen bei der Planung auch jetzt 
noch überwiegend nur den eigenen Bedarf, nicht 
dagegen den Gesamtbedarf aller Rentenversiche- 
rungsträger. Einheitliche Grundsätze für die Bedarfs- 
ermittlung, wie sie der Bundesrechnungshof dem 
Gesetzeszweck entsprechend fordert, sind bisher 
nicht aufgestellt worden. Dies hat dazu geführt, daß 
die Entwicklung bei den einzelnen Versicherungs- 
trägern völlig unterschiedlich verlaufen ist. 

So unterhalten zwei Rentenversicherungsträger bis- 
her keine eigenen Heilstätten, während z. B. ein an- 
derer Versicherungsträger so viele eigene Betten 
hat, daß er 1970 97 v. H. aller von ihm getragenen 
Gesundheitsmaßnahmen in eigenen Behandlungs- 
stätten durchführte. Erhebliche Unterschiede zeigen 
sich auch, wenn die eigenen Heilstätten der einzel- 
nen Versicherungsträger nach den besonderen Indi- 
kationen geordnet werden. So kann z. B. ein Träger 
rd. 43 v. H., ein anderer nur 5,9 v.H. seiner Stoff- 
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wechselfälle in eigenen Heilstätten behandeln. Da 
ein überregionaler Bettenausgleich nicht vorgenom- 
men wird, ist eine unterschiedliche Behandlung der 
Versicherten nicht auszuschließen. 

Der Bundesrechnungshof hält gut ausgestattete 
Heilstätten der Rentenversicherungsträger, die ein 
Optimum an Leistungen erbringen können, durch- 
aus für angebracht. Es sind aber keine Anhalts- 
punkte dafür erkennbar, daß der Bedarf an gut 
aus gestatteten eigenen Heimen bei den einzelnen 
Versicherungsträgern tatsächlich so unterschiedlich 
ist. Durch eine übergreifende Planung der Errich- 
tung von Anstalten und der Vergabe von Betten 
muß nunmehr sichergestellt werden, daß diese Un- 
terschiede nach und nach beseitigt werden, damit 
alle Versicherungsträger diejenigen Kranken, die 
besonders intensiv behandelt werden müssen, in 
gut ausgestatteten Heilstätten unterbringen können, 
und zwar unabhängig davon, welche Anstalt der 
Träger ist. 

82 . Das Fehlen einheitlicher und ausreichender 
Planungsmethoden wirkte sich insbesondere dann 
ungünstig aus, wenn die Entwicklung der Verhält- 
nisse besondere Maßnahmen erfordert hätte. So ha- 
ben nicht alle Rentenversicherungsträger rechtzei- 
tig dem Umstand Rechnung getragen, daß die Zahl 
der Anträge auf stationäre Behandlung wegen Tu- 
berkulose seit längerer Zeit dank verbesserter Be- 
handlungsmethoden, wirksamerer Vorbeugemaß- 
nahmen, besserer Hygiene und günstigerer Wohn- 
verhältnisse stark und stetig zurückging. 

83 . Das Sanatorium eines Versicherungsträgers 
war nach dem 2. Weltkrieg bis Juli 1956 für die 
ausländischen Streitkräfte in Anspruch genommen. 
Hach der Freigabe ist es von dem Versicherungs- 
träger mit einem Kostenaufwand von über 2 Millio- 
nen DM in eine Tb-Heilstätte umgebaut und am 
15. April 1958 in Betrieb genommen worden. Am 
31. Dezember 1965 wurde es im wesentlichen man- 
gels tuberkulosekranker Patienten geschlossen und 
mit einem Kostenaufwand von über 7 Millionen DM 
zu einer Rheumaheilstätte umgebaut, obwohl orts- 
gebundene Kurmittel nicht zur Verfügung stehen. 
Während der 3V2jährigen Dauer des Umbaues zu 
einer Rheumaheilstätte fielen dem Versicherungs- 
träger zudem die erheblichen fixen Kosten zur Last. 
Auch mußte der Versicherungsträger den Chefarzt 
der ehemaligen Lungenheilstätte während des Um- 
baus in seinen Diensten behalten und ihn für die 
neue Heilanzeige der Heilstätte umschulen. 

Gegen diesen Umbau bestanden nicht nur deshalb 
Bedenken, weil der Bau einer Rheumaheilstätte an 
dieser Stelle von vornherein nicht wirtschaftlich 
war, sondern auch, weil bei diesem Versicherungs- 
träger ein Rückgang der Rheimaerkrankungen ab- 
zusehen war. Die Lungenheilstätte hätte, wie auch 
aus einem von der Anstalt eingeholten Gutachten 
eines Fachinstituts hervorgeht, mit verhältnismäßig 
geringem Aufwand an Zeit und Geld in eine Heil- 
stätte für unspezifische Erkrankungen der At- 
mungsorgane oder für 'Störungen des Vegetativums 
umgewandelt werden können. 


84 . Eine andere Anstalt hat, als der Rückgang der 
Tuberkulose schon deutlich erkennbar war, ein 
neues Tb-Sanatorium für 300 Patienten errichtet, 
das von der Inbetriebnahme an nur zu einem gerin- 
gen Teil belegt werden konnte. Es wurde auf andere 
Heilanzeigen umgestellt, besaß aber hierfür we- 
der die bautechnischen Voraussetzungen noch den 
geeigneten Standort. Mit erheblichem Kostenauf- 
wand wurde eine Badeabteilung eingerichtet. We- 
gen des ungeeigneten Standorts müssen die jetzt 
notwendigen Kurmittel mit hohen Transportkosten 
herbeigeschafft werden; die abgeschiedene Lage 
des Hauses erfordert darüber hinaus hohe Aufwen- 
dungen für die Freizeitgestaltung der Versicher- 
ten. 

In einer Tuberkuloseheilstätte eines anderen Versi- 
cherungsträgers sind, obgleich andere Tb-Sanatori- 
en dieses Versicherungsträgers nicht mehr voll be- 
legt werden konnten, in den Jahren 1960 bis 1966 
rd. 1,5 Millionen DM für den Bau eines Arztwohn- 
hauses, eines Schwestern- und Personalwohnhei- 
mes, für Garagen und andere technische Einrich- 
tungen auf ge wendet worden. Bereits im Jahre 1967 
wurde das Haus nicht mehr belegt. Einige ältere 
Funktionsgebäude wurden abgerissen, die verblie- 
benen Gebäude weit unter Wert verkauft. 

Ein anderer Versicherungsträger hat ein Lungensa- 
natorium in ein Kneipp Sanatorium umgewandelt, ob- 
gleich das Angebot an Kneipp-Betten ohnehin nicht 
unerheblich über der Nachfrage liegt und das Haus 
eine betriebswirtschaftlich ungünstige Größe be- 
sitzt. Die Selbstkosten pro Bett und Tag liegen bei 
diesem Versicherungsträger dementsprechend über 
dem Durchschnitt gleichwertiger Betten in Ver- 
tragsheilstätten. 

Derselbe Versicherungsträger hat im Jahre 1961 ein 
Sanatorium für Terrainkuren errichtet. Die bauliche 
Gestaltung war ausschließlich auf diese Therapie- 
form abgestellt, die möglichst Bungalows mit wei- 
ter räumlicher Streuung verlangt. Nach Inbetrieb- 
nahme des Hauses stellte sich heraus, daß aus dem 
Bereich des Versicherungsträgers nicht genügend 
Anträge für die volle Belegung eingingen. Die Heil- 
anzeige wurde daher auf eine andere mit grund- 
sätzlich anderer Therapie umgestellt. Dabei haben 
sich wegen der für die neue Heilanzeige ungünsti- 
gen Bauweise betriebswirtschaftliche Nachteile er- 
geben, die sich in andauernd zu hohen Betriebsko- 
sten äußern. 

85 . Die erwähnte Landesversicherungsanstalt, die 
97 v. H. ihrer Heilverfahren in eigenen Heilstätten 
durchführt, besitzt eine Klinik für Lungen- und 
Bronchialerkrankungen, die zur Zeit der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof über 275 Betten 
verfügte. Wegen des Rückgangs der Tuberkulose 
waren im Durchschnitt der ersten zehn Monate des 
Jahres 1971 ständig 103 Betten nicht belegt. 

Dieser Fall zeigt, daß ohne einen zentral gelenkten 
Ausgleich eine Umstellung der Indikation auf eine 
Heilanzeige nichttuberkulöser Art nicht möglich 
sein wird. Die Anstalt hat ihre eigenen Belegungs- 
möglichkeiten praktisch bereits ausgeschöpft. 


29 



Drucksache 7/1242 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


86. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
werden insbesondere kleine und mittlere Anstalten 
eine gleichwertige Versorgung der Versicherten 
mit den ihrem Krankheitszustand adäquaten Mit- 
teln für sich allein nicht sicherstellen können. Die 
Aufgabe, im ganzen Bundesgebiet systematisch den 
Markt zu beobachten, krankenhausbetriebswirt- 
schaftliche und medizinische Informationen auszu- 
werten sowie Normen für die medizinische Versor- 
gung der Versicherten aufzustellen, kann nur von 
einer zentralen Institution, dem Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger, wahrgenommen wer- 
den. 

Neben der sachlichen Notwendigkeit, die Planung 
auf dem Gebiete der eigenen Heilstätten zu zentra- 
lisieren, zwingen dazu auch finanzielle Gründe. 
Während die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte wegen ihrer Einanzkraft praktisch unbe- 
schränkt eigene Heilstätten errichten kann, unter- 
liegen die Träger der Rentenversicherung der Ar- 
beiter dann erheblichen Beschränkungen bei Bau- 
maßnahmen auch für Heilstätten, wenn ihre Rück- 
lage eine bestimmte Höhe nicht erreicht. Diese Be- 
schränkung nach § 1390 a Abs. 3 RVO trifft insbe- 
sondere die finanziell nicht so günstig ausgestatte- 
ten Anstalten unter den Rentenversicherungsträ- 
gern. Auch dies kann zu einer unterschiedlichen 
Versorgung der Versicherten innerhalb der Bundes- 
republik führen. 

Der Bundesrechnungshof dringt daher weiterhin 
darauf, daß der Bundesminister möglichst bald 
eine gesetzliche Regelung einleitet, durch die die 
organisatorischen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, daß dem Verband Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger — entsprechend dem Vorschlag in 
den Bemerkungen (Drucksache W2697) — die Pla- 
nungs- und Koordinierungsaufgaben auf dem Gebiet 
der Heilbehandlung übertragen werden können. Auf 
längere Sicht würde dadurch bei den eigenen Heil- 
stätten der notwendige Ausgleich bei der Versor- 
gung aller Versicherten sicherzustellen sein. Um 
auch kurzfristig dieses Ziel zu erreichen, war schon 
in der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 (Druck- 
sache IV/3052) vorgeschlagen worden, für einen zen- 
tralen Bettenausgleich zu sorgen. Dies ist ebenfalls 
bisher nicht geschehen. Auch diese Aufgabe sollte 
zweckmäßigerweise dem Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger übertragen werden. 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

(Kapitel 11 10) 

Durchführung der Versehrtenleibesübungen 

(Titel 671 01) 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

87. Kriegsbeschädigte haben unabhängig von Art 
und Auswirkung ihrer kriegsbedingten Gesund- 
heitsstörungen Anspruch auf unentgeltliche Teil- 
nahme an Versehrtenleibesübungen. Diese Leistung 
wird ergänzend zur individuellen Heilbehandlung 


als Gruppenbehandlung unter ärztlicher Überwa- 
chung gewährt Die Versorgungsverwaltung be- 
dient sich dabei privater Versehrtensportgemein- 
schaften, in denen Kriegs- und Zivilbeschädigte ge- 
meinsam Sport treiben. Die Kosten für die Durch- 
führung des Versehrtensports (Mieten für Übungs- 
stätten, Ausgaben für Geräte und Sportkleidung, 
Vergütungen an Ärzte und Sportwarte, Fahrtausla- 
gen) werden fast ganz aus Bundesmitteln erstattet, 
obwohl der Bund nur für die durch die Kriegsbe- 
schädigten verursachten Kosten aufzukommen hat. 
Im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1973 sind 
hierfür rd. 6,2 Millionen DM vorgesehen. Daneben 
leisten bisher nur die Berufsgenossenschaften einen 
geringen Beitrag zu den Durchführungskosten. 

Unmittelbar nach Einführung der Versehrtenleibes- 
übungen durch das Fünfte Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes — 
BVG — vom 6. Juni 1956 — (BGBl. I S. 463) bestan- 
den die Versehrtensportgemeinschaften weit über- 
wiegend aus Kriegsbeschädigten. Ihr Anteil an der 
Gesamtzahl der Übungsteilnehmer ist jedoch seit- 
dem stark zurückgegangen. Während er 1958 noch 
mehr als 75 v. H. betragen hatte, war er zehn Jahre 
später bereits auf etwa 66 v. H. abgesunken und ver- 
minderte sich nach den statistischen Mitteilungen 
der Versehrtensportgemeinschaften im Jahre 1972 
auf weniger als 60 v. H. Der Anteil der kriegsbe- 
schädigten Teilnehmer ist länderweise sehr ver- 
schieden; in einem Land liegt er nach der Statistik 
weit unter 50 v. H. Er dürfte aber auch in den ande- 
ren Ländern geringer als mitgeteilt sein, denn die 
in die Statistik aufgenommenen Zahlen stimmen 
mit den Tatsachen nicht überein. Insbesondere ha- 
ben Versehrtensportgruppen bei ihren statistischen 
Meldungen als aktive Ubungsteilnehmer nicht die 
bei den Veranstaltungen tatsächlich anwesenden, 
sondern die erheblich höhere Gesamtzahl aller akti- 
ven und passiven Mitglieder übernommen. Auch 
auf andere Weise sind überhöhte Zahlen über die 
Anwesenheit von Kriegsbeschädigten zustande ge- 
kommen. So wurden in etlichen Fällen Kriegsbe- 
schädigte, die zu längeren Kuraufenthalten abwe- 
send waren, weiter als ständige Teilnehmer an den 
Veranstaltungen geführt. Außerdem hat sich her- 
ausgestellt, daß offenbar das Abrechnungsverfahren 
zu umständlich und zu fehlerträchtig ist. Der Anteil 
der Kriegsbeschädigten, die in gewisser Regelmä- 
ßigkeit die Übungsveranstaltungen besuchen, dürf- 
te tatsächlich nicht mehr als etwa 50 v. H. betragen. 
Aus Altersgründen wird dieser Anteil in nächster 
Zeit weiter erheblich abnehmen. 

88. Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster seit mehreren Jahren wiederholt auf diesen 
Sachverhalt sowie die voraussehbare Entwicklung 
des Anteils der Kriegsbeschädigten an den Teilneh- 
mern der Versehrtenleibesübungen aufmerksam ge- 
macht. Er hat den Bundesminister aufgefordert, da- 
für zu sorgen, daß der Bund entsprechend der 
Rechtslage nur mit den Ausgaben für die Versehr- 
tenleibesübungen belastet wird, die dem Anteil der 
Kriegsbeschädigten an der Zahl der aktiven Teil- 
nehmer entsprechen. Auch in der Verwaltungsvor- 
schrift Nr. 6 zu § 1 1 a BVG wird ausdrücklich be- 
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stimmt, daß darüber hinaus Kosten nicht übernom- 
men werden dürfen. Um die günstige Entwicklung 
der weiteren Versehrtenleibesübungen, die sich als 
Rehabilitationsmaßnahme bewährt haben, nicht zu 
gefährden, hat der Bundesrechnungshof gleichzeitig 
empfohlen, darauf hinzuwirken, daß andere Lei- 
stungspflichtige, insbesondere die Träger der So- 
zialversicherung und der Sozialhilfe, sich angemes- 
sen an den Lasten beteiligen. Soweit es hierzu an 
rechtlichen Voraussetzungen fehlt, sollten gesetzli- 
che Regelungen, rechtzeitig in die Wege geleitet 
werden. Der Bundesrechnungshof hat ferner vorge- 
schlagen, durch Pauschalierung des Kostenersatzes 
das Abrechnungsverfahren einfacher und damit 
wirtschaftlicher zu gestalten. Damit würde zugleich 
die Zusammenarbeit der Verwaltung mit den ‘Ver- 
sehrtensportverbänden reibungsloser werden. 

Der Bundesminister hat die Forderungen und Anre- 
gungen des Bundesrechnungshofes als berechtigt 
anerkannt. Der Bundesminister der Finanzen hat 
den Bundesrechnungshof bei seinen Bemühungen 
um eine sachgerechte Lastenverteilung nachhaltig 
unterstützt. Die Angelegenheit ist auch inzwischen 
in Arbeitskreisen und mit Sachverständigen mehr- 
fach erörtert worden. Ein greifbares Ergebnis ist je- 
doch nicht erzielt worden. Zwar kam in einem Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Angleichung der Lei- 
stungen zur Rehabilitation (Drucksache VI/3742) 
die Absicht zum Ausdruck, den Behindertensport 
nunmehr auch in den verschiedenen Zweigen der 
Sozialversicherung einzuführen. Dieses Gesetz ist 
aber noch nicht erlassen worden. Ebenso hat der 
Bundesminister in der Frage der Pauschalierung die 
notwendigen gesetzgeberischen Schritte bisher 
nicht eingeleitet, obwohl sich der Versehrtensport- 
verband mit einer pauschalen Abgeltung der 
Durchführungskosten für die Kriegsbeschädigten 
grundsätzlich einverstanden erklärt hat. 

89 . Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, 
daß er anläßlich der Beratung des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Kriegsopferrechts (Er- 
stes Neuordnungsgesetz) vom 27. Juni 1960 (BGBl. I 
S. 453) ein anderes Abrechnungsverfahren ange- 
strebt habe mit dem Ziel, die Teilnahme der Nicht- 
kriegsbeschädigten gebührend zu berücksichtigen 
und die Abrechnung pauschal zu gestalten; diesen 
Vorschlägen habe sich damals der Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen des Deutschen 
Bundestages verschlossen. 

Dieser Hinweis des Bundesministers liegt neben der 
Sache. Damals ging es nur um die Frage, in wel- 
cher Art die Kostenerstattung am zweckmäßigsten 
geregelt werden könnte und ob dies durch Rechts- 
verordnung oder Verwaltungsvorschriften gesche- 
hen sollte. In materieller Hinsicht war der Aus- 
schuß sich einig, daß für die nichtkriegsbeschädig- 
ten Teilnehmer an den Versehrtenleibesübungen 
eine Regelung gefunden werden müsse, die den 
Kriegsopferhaushalt nicht belastet. Entsprechende 
Verhandlungen sollten mit dem sozialpolitischen 
Ausschuß sowie den Sozialversicherungsträgern und 
Berufsgenossenschaften geführt werden (Kurzproto- 
kolle der 31., 32. und 33. Sitzung des Ausschusses 


für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen des Deut- 
schen Bundestages am 23., 24. und 25. März 1960). 

Dfer Bundesminister wird sich mit Nachdruck um 
eine baldige Regelung mit einer sachgerechten Be- 
grenzung des Kostenersatzes aus Bundesmitteln 
und einem pauschalen Abrechnungsverfahren zu 
bemühen haben. Notwendige gesetzliche Maßnah- 
men sollten eingeleitet oder bevorzugt fortgeführt 
werden. 

Versorgungsbezüge für Beschädigte 

(Titel 681 01) 

Haushaltsjahre 1970 bis 1972 

Ersatz der Aufwendungen für außergewöhnlichen Verschleiß an 
Kleidung oder Wäsche 

90 . Nach dem BVG haben die Kriegsbeschädigten 
Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen für den 
durch die Folgen der Schädigung verursachten außer- 
gewöhnlichen Verschleiß an Kleidung oder Wäsche. 
Diese Aufwendungen werden dem einzelnen Beschä- 
digten durch einen monatlichen Pauschbetrag ersetzt 
(§15 BVG). Die Höhe der Pauschale richtet sich nach 
Art und Umfang des Verschleißes. Die häufig vor- 
kommenden Verschleißtatbestände sind in einer Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 15 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, zuletzt in der Fassung vom 31. Ja- 
nuar 1972 (BGBl. I S. 105) aufgezählt und bewertet. 

Im Herbst 1970 hat der Bundesrechnungshof festge- 
stellt, daß in den vier norddeutschen Ländern über- 
einstimmend die Absicht bestand, für weitere Ver- 
schleißtatbestände, die nicht in der Verordnung er- 
wähnt sind, Pauschbeträge zu zahlen. Nach Wei- 
sung der zuständigen Landesdienststellen hatten 
die Versorgungsämter zum Teiil mit den vorberei- 
tenden Arbeiten begonnen und in Frage kommende 
Beschädigte sogar schon veranlaßt, Anträge zu stel- 
len. Die vier Länder hatten bei dieser Erweiterung 
der Verordnung den Bundesminister nicht beteiligt. 
Aus den anderen Bundesländern waren derartige 
Schritte nicht bekannt. Der Bundesrechnungshof 
hat den Bundesminister erstmals im Oktober 1970 
hiervon unterrichtet und ihm eine Liste der Fälle 
überreicht. Er hat gebeten zu prüfen, ob die 
Pauschbeträge sachlich gerechtfertigt sind und ggf. 
die Verschleiß tatbestände in die Verordnung aufzu- 
nehmen wären. Aufgrund späterer Feststellungen, 
nach denen Bewilligungen bereits ausgesprochen 
worden waren, hat der Bundesrechnungshof dann 
im November 1970 den Bundesminister besonders 
auf die Dringlichkeit der Angelegenheit hingewie- 
sen. Sowohl in einer Stellungnahme einer orthopä- 
dischen Versorgungsstelle als auch in einem Urteil 
eines Landessozialgerichts waren die Pauschbeträ- 
ge zum Teil als ungerechtfertigt angesehen worden. 
Dem Bundesminister wurde daher angeraten, sofort 
Maßnahmen zu ergreifen, damit nicht ständig wei- 
tere Bewilligungen ausgesprochen würden. Dies 
war nicht nur wegen der zu erwartenden finanziel- 
len Auswirkungen notwendig, sondern lag auch im 
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Interesse der Gleichbehandlung aller Beschädigten. 
Der Bundesminister hat jedoch nichts unternom- 
men. Schließlich hat der Bundesrechnungshof Ende 
Januar 1971 die Frage erneut mit dem Bundesmini- 
ster erörtert und die schleppende Bearbeitung die- 
ser eilbedürftigen Angelegenheit beanstandet. 

Erstmals Mitte Februar 1971 hat der Bundesminister 
die vier Länder gebeten, die Gewährung von 
Pauschbeträgen in den zweifelhaften Fällen auszu- 
setzen. Daraufhin haben in drei Ländern die zustän- 
digen Minister sofort die Versorgungsbehörden an- 
gewiesen, die beanstandeten Pauschbeträge nicht 
mehr zu bewilligen. In einem dieser Länder waren 
bis zu diesem Zeitpunkt allerdings bereits in etwa 
2000 derartigen Fällen Leistungen zuerkannt wor- 
den. In dem vierten Land wurde die Bitte des Bun- 
desministers nicht beachtet. Der Landesminister hat 
seine vorher erteilte Zustimmung, daß in den fragli- 
chen Fällen die Leistungen von Amts wegen mit 
Rückwirkung zum 1. Januar 1970 gewährt werden, 
nicht zurückgenommen. Das Landesversorgungsamt 
hat deshalb noch im April 1971 die Versorgungsäm- 
ter entsprechend angewiesen. Daraufhin haben die 
Versorgungsämter dieses Landes in ca. 5000 Fäl- 
len die Pauschbeträge gewährt oder erhöht. Der 
Bundesrechnungshof hat den Bundesminister im 
April/Mai 1972 über den neuesten Stand der Ent- 
wicklung — insbesondere über die eingetretenen fi- 
nanziellen Auswirkungen — in den vier Ländern 
unterrichtet und die endgültige Entscheidung über 
die Berechtigung der Pauschbeträge angemahnt. Im 
Juni 1972 hat der Bundesminister den Ländern ab- 
schließend mitgeteilt, daß sich in den fraglichen 
Fällen nach seiner Auffassung ein allgemeiner Ver- 
schleißtatbestand nicht feststellen lasse, so daß 
Pauschbeträge sachlich nicht gerechtfertigt seien. 

91. Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß der Bundesminister nicht rechtzeitig und nicht 
mit genügend Nachdruck die notwendigen Maßnah- 
men getroffen hat. Demgegenüber meint der Bun- 
desminister, mit seinem Schreiben vom Februar 
1971 rechtzeitig eingegriffen zu haben, um einer 
unterschiedlichen Entwicklung im Bundesgebiet 
vorzubeugen. Dem kann sich der Bundesrechnungs- 
hof nicht anschließen. Spätestens im November 
1970 war dem Bundesminister die Dringlichkeit der 
Angelegenheit bekannt. Hätte er damals sofort die 
betreffenden Länder veranlaßt, die Bewilligungsak- 
tion bis zur endgültigen Klärung der Sach- und 
Rechtslage anzuhalten, wäre ein großer Teil der 
Leistungen unterblieben. Weil es voraussehbar län- 
gere Zeit in Anspruch nahm, die sachliche Berech- 
tigung der Pauschbeträge zu prüfen, galt es zu- 
nächst, alles zu tun, um sachlich nicht begründete 
Ausgaben zu vermeiden. Die zögernde Haltung des 
Bundesministers hat dazu geführt, daß in erhebli- 
chem Umfang Leistungen gewährt worden sind, die 
er selbst nicht für gerechtfertigt hielt. Schnelles 
Handeln des Bundesministers war um so mehr ge- 
boten, als eine Änderung der Entscheidungen zuun- 
gunsten der Beschädigten nach § 41 des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver- 
sorgung i. d. F. vom 27. Juni 1960 (BGBl. I S. 474) 
nicht möglich ist. 


In den festgestellten etwa 7000 Fällen ergibt sich 
eine Dauerbelastung, die für 1971 auf rund 
840 000 DM zu veranschlagen ist und durch die An- 
passung der Leistungen an die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage jährlich steigt. 1972 erhöhte sie 
sich auf rund 900 000 DM. Bis einschließlich des 
Jahres 1974 werden sich die Ausgaben hierfür auf 
insgesamt 3,5 bis 4 Millionen DM belaufen und sich 
in den folgenden Jahren fortsetzen. 

92. Der Bundesminister wird künftig unverzüglich 
und mit Nachdruck die notwendigen Vorkehrungen 
zu treffen haben, damit unberechtigte Leistungen 
verhindert werden. Er wird weiter zu prüfen haben, 
wie Maßnahmen der Länder, die eine unterschiedli- 
che Entwicklung im Bundesgebiet zur Folge haben, 
künftig vermieden werden können. Schließlich wird 
der Bundesminister zu untersuchen haben, ob es 
Möglichkeiten gibt, in den fraglichen Fällen die — 
jährlich sich verstärkende — ungleiche Behandlung 
der Kriegsbeschädigten mit gleichen Schädigungs- 
folgen zu beseitigen; hierbei ist auch von Bedeu- 
tung, wie die übrigen Bundesländer die Tatbestän- 
de beurteilt haben. 


Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 12 02) 

Zuweisungen an das Sondervermögen Deutsche Bundes- 
bahn 

(Titel 682 11) 

Haushaltsjahre 1969 und später 

Bemessung der Ausgleichszahlungen des Bundes für die der 
Deutschen Bundesbahn auferlegten Unterstützungstarife zugun- 
sten des Saarlandes 

93. Der Bundesminister für Verkehr hat der Deut- 
schen Bundesbahn am 28. April 1969 auf erlegt, zu- 
gunsten der Montanindustrie des Saarlandes Aus- 
nahmetarife für den Transport von Montangütern 
von und nach dem Saarland als Unterstützungstari- 
fe anzuwenden, die niedriger sind als die normaler- 
weise anwendbaren Tarife. Die Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften hat dem unter der Vor- 
aussetzung zugestimmt, daß die Deutsche Bundes- 
bahn die gleiche Regelung für Montangüter anwen- 
det, die von lothringischen Kohlenversandbahnhö- 
fen und von Stahl erzeugenden Unternehmen in 
Belgien, Frankreich, Luxemburg und den Niederlan- 
den nach bestimmten inländischen Bahnhöfen ver- 
sandt werden. Nach der Entscheidung der Kommis- 
sion können die Frachtverbilligungen bis zum 
31. Dezember 1975 unverändert beibehalten werden. 
Vom 1. Januar 1976 an sind sie jährlich um wenig- 
stens 20 v. H. zu verringern und zum 1. Januar 1980 
ganz aufzuheben. Nach Auffassung der Bundesre- 
gierung und der Kommission sollen die Unterstüt- 
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zungstarife es den saarländischen Montanunterneh- 
men erleichtern, ihre Struktur, ihre Produktion und 
ihren Absatz den Wettbewerbsbedingungen anzu- 
passen, die für die konkurrierenden Unternehmen 
des Ruhrgebiets, Lothringens und Luxemburgs vor 
allem durch die Kanalisierung des Mains, des Nek- 
kars und der Mosel wesentlich günstiger geworden 
sind. 

Der Bund ist der Deutschen Bundesbahn nach § 28 a 
des Bundesbahngesetzes zu einem Ausgleich für die 
mit der Auflage verbundenen Mehraufwendungen, 
Investitionsausgaben oder Mindererträge verpflich- 
tet. Seit dem 1. Januar 1971 steht der Deutschen 
Bundesbahn dafür auch nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 26. Juni 1969 „über das Vorge- 
hen der Mitgliedstaaten bei mit dem Begriff des öf- 
fentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen 
auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehrs " (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 156/1) ein Ausgleichsan- 
spruch zu. Der Bundesminister hat mit der Deut- 
schen Bundesbahn vereinbart, daß die Grundsätze 
der Verordnung auch für die Bemessung der nach 
§ 28 a BbG schon vor dem Inkrafttreten der Verord- 
nung zu leistenden Ausgleichszahlungen angewen- 
det werden. 

Bei der Ermittlung der Höhe dieser Zahlungen be- 
rücksichtigt die Deutsche Bundesbahn entsprechend 
einer Weisung des Bundeministers grundsätzlich 
nur den Unterschied zwischen den Unterstützungs- 
tarifen und den normalerweise anwendbaren Tari- 
fen. Der Ausgleichbetrag ergibt sich durch Verviel- 
fältigung der in den einzelnen Verbindungen beför- 
derten Mengen mit dem Unterschied zwischen den 
jeweiligen Tarifsätzen. Auflagen der Kommission 
zu verschiedenen Ermäßigungssätzen werden dabei 
beachtet. Nach diesem Verfahren hat der Bund der 
Deutschen Bundesbahn für 1969 rd. 12,2 Millionen 
DM, für 1970 rd. 18,9 Millionen DM, für 1971 rd. 
18,8 Millionen DM und für 1972 rd. 17,8 Millionen 
DM bezahlt. 

94 . Nach Art. 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/ 
69 sind bei der Bemessung des Ausgleichs jedoch 
nicht nur der Unterschied zwischen den jeweiligen 
Tarifsätzen zu berücksichtigen, sondern auch Ände- 
rungen des Verkehrsaufkommens der Bahn und da- 
mit ihrer Kosten, die eintreten, wenn anstelle der 
normalerweise anwendbaren Tarife die Unterstüt- 
zungstarife angewendet werden. Außerdem ist zu 
berücksichtigen, welche Folgen die Aufhebung der 
Verpflichtung, die Unterstützungstarife anzuwenden, 
auf die gesamte Tätigkeit der Bahn hätte. Erst wenn 
diese Gesichtspunkte mit berücksichtigt werden, läßt 
sich ermessen, welcher Nachteil der Bahn insgesamt 
aus der Tarifauflage erwächst. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß 
das Verkehrsaufkommen der Deutschen Bundes- 
bahn im Montanverkehr des Saarlandes mit dem 
übrigen Bundesgebiet trotz der Unterstützungstarife 
insgesamt von Jahr zu Jahr zurückgegangen ist. 
Während der nach diesen Tarifen abgefertigte Ver- 


kehr 1969, dem Jahr ihrer Einführung, rd. 3,5 Mil- 
lionen t betrug, waren es 1972 nur noch rd. 2,6 Mil- 
lionen t. Da die Unterstützungstarife der Deutschen 
Bundesbahn keinen Verkehrzuwachs gebracht haben, 
ist der Bundesminister bei seiner Entscheidung über 
die Bemessung des Ausgleichs davon ausgegangen, 
daß dabei keine auf die Anwendung dieser Tarife 
zurückzuführenden Änderungen im Verkehrsauf- 
kommen und in den Kosten der Bahn zu berücksich- 
tigen seien. 

95 . Es kann dahin gestellt bleiben, ob eine Unter- 
stützung von Industrieunternehmen durch Güterta- 
rifermäßigungen überhaupt ihren Zweck erfüllte, 
wenn sie nicht auch zu einem Verkehrsaufkommen 
führt, das höher ist als bei normalerweise anwend- 
baren Tarifen. Im Falle der Unterstützungstarife zu- 
gunsten des Saarlandes ist nämlich davon auszuge- 
hen, daß das Aufkommen der Bahn an Montangü- 
tern von der Höhe der Tarife beeinflußt wird. Mon- 
tangüter sind frachtempfindlich. Das bewirken das 
bei solchen Massengütern gegebene Verhältnis von 
Gewicht und Wert, der Wettbewerb zwischen den 
Montanunternehmen der verschiedenen Reviere 
und — soweit es sich um Brennstoffe handelt — 
der Wettbewerb anderer Energieträger. Eine Unter- 
suchung im Aufträge des Bundesministers über das 
Nachfrageverhalten der verladenden Wirtschaft im 
Güterverkehr der Bundesrepublik Deutschland hat 
sich erst unlängst u. a. mit dem Steinkohlenverkehr 
befaßt und ergeben, daß die Nachfrage nach Trans- 
portleistungen der Bahn in diesem Verkehr wesent- 
lich von den Preisen der Bahn abhängt (Schriften- 
reihe des Bundesministers für Verkehr, Heft 43, Sei- 
te 65). Zwar ist das Verkehrsaufkommen der Deut- 
schen Bundesbahn im montanverkehr des Saarlan- 
des seit der Einführung der Unterstützungstarife 
ständig zurückgegangen. Das besagt aber nicht, 
diese Maßnahme sei wirkungslos gewesen. Viel- 
mehr ist angesichts der Standortnachteile der saar- 
ländischen Montanindustrie und des allgemeinen 
Absatzrückganges im Steinkohlenbergbau davon 
auszugehen, daß das Aufkommen der Bahn in die- 
sem Verkehr noch stärker zurückgegangen wäre, 
wenn ihn die Bahn statt zu Unterstützungstarifen zu 
den normalerweise anwendbaren Tarifen abgewik- 
kelt hätte. 

96 . Zu dem Hinweis, bei dieser Sachlage müsse 
der Ausgleich nach Art. 11 auch unter Berück- 
sichtigung der Unterschiede im Aufkommen und in 
den Kosten der Bahn bemessen werden, hat der 
Bundesminister erwidert, nach einer Durchschnitts- 
rechnung der Bahn würde der Aufwand für eine 
solche Berechnung jährlich rd. 60 000 DM betra- 
gen; das sind rd. 0,3 v. H. der bisherigen jährli- 
chen Ausgleichszahlungen des Bundes. Das würde 
in keinem Verhältnis zu etwaigen Einsparungen ge- 
genüber dem bisher ermittelten Ausgleich stehen. 
Außerdem gehe jede Absatzsteigerung aufgrund 
der Unterstützungstarife für das Saarland zu Lasten 
des Absatzes anderer Reviere. Eine solche Absatz- 
verstärkung zugunsten der saarländischen Montan- 
industrie brächte für die Deutsche Bundesbahn 
nur Nachteile, weil die Saarindustrie hauptsächlich 
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den süddeutschen Markt beliefere und die Deutsche 
Bundesbahn somit Transporte über weite Strecken 
gegen solche über kurze Strecken eintausche. Ein 
hierfür zu gewährender Ausgleich würde aber et- 
waige Kostenunterschiede der Bahn aufgrund von 
Änderungen im Aufkommen des Montanverkehrs 
mit dem Saarland kompensieren. Zudem seien die 
Unterstützungstarife befristet und würden in ihren 
Ermäßigungen systematisch abgebaut. Ein Präjudiz 
für Ausgleichsberechnungen in anderen Fällen wer- 
de nicht geschaffen. 

97. Der Hinweis auf die Kosten für eine Verord- 
nung (EWG) Nr. 1191/69 entsprechende Berechnung 
des Ausgleichs vermag nicht zu überzeugen. Erst 
durch eine solche Berechnung läßt sich feststellen, 
wie groß der Unterschied zwischen dem gewährten 
und dem nach der Verordnung zu leistenden Aus- 
gleich ist. Äußerstenfalls kommt ein Fortfall der 
gesamten Ausgleichsleistung in Betracht, beispiels- 
weise falls es sich erweisen sollte, daß die Deut- 
sche Bundesbahn aus dem Güterverkehr zu den Un- 
terstützungstarifen keinen Verlust erleidet und die- 
ser Verkehr weitgehend zum Erliegen käme, wenn 
die normalerweise anzuwenden Tarife berechnet 
würden. Zudem können die Kosten für die Berech- 
nung des Ausgleichs bei sachgerechter Beschrän- 
kung der Kalkulationen auf repräsentative Verbin- 
dungen in vertretbaren, engen Grenzen gehalten 
werden. 

Ob die Deutsche Bundesbahn im ganzen gesehen 
Nachteile dadurch erleidet, daß der Absatz der 
saarländischen Montanindustrie zu Lasten entfern- 
terer Reviere gefördert wird, erscheint sehr frag- 
lich. Durch die Unterstützungstarife werden näm- 
lich auch Bahntransporte über große Entfernungen 
begünstigt, so beispielsweise Transporte von Er- 
zeugnissen der Stahlindustrie aus dem Saarland 
nach zahlreichen Orten in Nord- und Nordwest- 
deutschland sowie von Rohstoffen und Halbzeug 
für die Stahlindustrie von niederländischen Grenz- 
übergängen nach dem Saarland. Auch kann die 
Förderung des Absatzes eines Kohlenreviers zu La- 
sten von Energieträgern gehen, die die Eisenbahn 
nicht beanspruchen. Außerdem ist zu berücksichti- 
gen, daß die für Erzeugnisse der Montanindustrie 
geschaffenen Unterstützungstarife häufig und vor 
allem in Süddeutschland für solche Empfangsorte 
gelten, die an oder in der Nähe von Wasserwegen 
liegen. Insoweit geht die Förderungsmaßnahme in 
erster Linie zu Lasten des Binnenschiffverkehrs 
zwischen den mit dem Saarland konkurrierenden 
Revieren und diesen Empfangsorten oder den ihnen 
benachbarten Häfen. Allenfalls werden davon 
Bahntransporte berührt, bei denen die Deutsche 
Bundesbahn im scharfen Wettbewerb mit der Bin- 
nenschiffahrt steht und nach ihrer Auffassung unter 
Wettbewerbs Verzerrungen leidet. Es wären mithin 
eingehendere Ermittlungen notwendig, als bisher 
angestellt worden sind, um ermessen zu können, ob 
und welche Nachteile der Deutschen Bundesbahn 
aus der Anwendung der Unterstützungstarife ent- 
stehen. 

Eine sachgerechte Ermittlung des Ausgleichs ist 
schon deswegen geboten, weil die Unterstützungs- 


maßnahme noch mehrere Jahre laufen wird. Der 
Bundesminister hat es in neuester Zeit in einer 
Vorlage an das Bundeskabinett über einen Wasser- 
straßenanschluß für das Saarland sogar nicht ganz 
ausgeschlossen, daß die Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften zum Zeitpunkt des Auslau- 
fens der Unterstützungstarife über einen begründe- 
ten Antrag auf begrenzte Verlängerung positiv ent- 
scheidet. 

Selbst wenn es sich nicht um ein Präjudiz für Aus- 
gleichsberechnungen in anderen Fällen handeln 
sollte, wird der Bundesminister das bisherige Be- 
rechnungsverfahren für den Ausgleich an die Deut- 
sche Bundesbahn durch ein den geltenden Vor- 
schriften und den Gegebenheiten des Verkehrs ent- 
sprechendes Verfahren zu ersetzen haben. 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 
— Bundeswasserstraßen — 

(Kapitel 12 03) 

Verschiedene Titel 

Organisation und Wirtschaftlichkeit 

der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV) 

98. Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung die Organisation 
und Wirtschaftlichkeit der WSV auf Ersuchen des 
Bundesministers für Verkehr und des Bundesmini- 
sters der Finanzen geprüft und dazu Erhebungen 
bei etwa 40 v. H. der rd. 65 Ämter, bei allen Di- 
rektionen sowie bei den Fachreferaten des Bundes- 
ministers durchgeführt. Das Ergebnis ist im August 
1972 in Form eines Gutachtens herausgegeben wor- 
den. 

Der Bundesbeauftragte zeigt in zahlreichen Fest- 
stellungen auf verschiedenen Gebieten Mängel und 
unzweckmäßige Regelungen auf. Sie betreffen vor 
allem den Aufbau der Verwaltung, die Personal- 
wirtschaft und den Arbeitsablauf. Die Dienstberei- 
che der Direktionen, Ämter und Außenbezirke sind 
zu klein. Die Zuständigkeitsverteilung unter den 
Behördenstufen ist durch nicht ausreichend dele- 
gierte Befugnisse gekennzeichnet. Auch läßt der in- 
nere Aufbau der Verwaltung zu wünschen übrig. Er 
ist uneinheitlich, und es bestehen zu viele und zu 
kleine Organisationseinheiten. Gleichwohl sind Lei- 
tungsfunktionen meist auf nur wenige Führungs- 
kräfte beschränkt. Die Personalstruktur ist nicht 
der Art und dem Umfang der Dienstgeschäfte ange- 
paßt. So ist der Anteil der Kräfte des höheren Dien- 
stes am Gesamtpersonal zu groß; die Zahl der tech- 
nischen Beamten des gehobenen Dienstes (graduier- 
te Ingenieure) dagegen ist zu gering. Eine weitere 
Schwierigkeit besteht darin, daß Bedienstete, die 
zunächst für besondere oder zeitlich begrenzte Auf- 
gaben, z. B. Neubaumaßnahmen, eingestellt worden 
sind, aus tarifrechtlichen und sozialen Gründen 
nicht ohne weiteres umgesetzt werden können. Dar- 
aus folgen ein überhöhter Personalaufwand und in 
organisatorischer Hinsicht eine vielfach personen- 
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bezogene Geschäftsverteilung. Auch entsprechen 
die Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnun- 
gen nicht den Erfordernissen. 

In den Aufsichtsbezirken — den für Außenaufga- 
ben zuständigen Untereinheiten der Wasser- und 
Schiffahrtsämter — werden die Arbeiten nur selten 
geplant und in Arbeitsprogrammen zusammenge- 
faßt. Die Selbständigkeit der im Aufsichtsbezirk ge- 
legenen Betriebsstellen, wie Schleusen, Staustufen, 
Wehranlagen und Sperrwerke, verursacht einen zu 
hohen Verwaltungsauf wand. Es fehlen — wie auch 
in den anderen Bereichen — Dienst- und Arbeits- 
vorschriften. 

Bei den Ämtern ist der Umfang fachlicher Aufga- 
ben vielfach so gering, daß der Einsatz von Kräften 
mit besonderen Fachkenntnissen oder von Spezial- 
geräten nicht zu rechtfertigen ist. Die zu zahlrei- 
chen und zu kleinen Organisationseinheiten und 
die in einigen Fällen Vorgefundene Verteilung zu- 
sammengehöriger Aufgaben auf verschiedenen Or- 
ganisationseinheiten behindern die wirtschaftliche 
Aufgabenerledigung. 

99 . Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen verfü- 
gen kaum über Unterlagen als Grundlage für Ziel- 
vorstellungen in der Durchführung von Aufgaben 
und für die Erfolgskontrolle. Die Aufgliederung in 
zu viele und zu kleine Dezernate hat dazu geführt, 
daß Dezernenten Sachbearbeitertätigkeiten ausüben 
und Sachbearbeiter auf bloße Zuarbeit abgedrängt 
werden. Der Aufgabenumfang der Dezernate ist oft 
so gering, daß ein Dezernent zwei oder mehr Dezer- 
nate leitet und Sachbearbeiter in mehreren Dezer- 
naten tätig sind. Dadurch erhöht sich der Auf- 
wand, der in Zuständigkeitsstreitigkeiten und in 
dem Zwang zu vermehrter -Koordinierung erkenn- 
bar wird. Außerdem wird die Dienstaufsicht über 
die Sachbearbeiter, insbesondere der Überblick 
über ihre Auslastung, erschwert, wenn sie mehre- 
ren Dezernaten unterstehen. Die Zuständigkeiten 
innerhalb der Direktionen sind nur teilweise geord- 
net. Arbeitsplatzbeschreibungen, in denen auch Zu- 
ständigkeit und Verantwortungsbereich des einzel- 
nen Arbeitsplatzinhabers festgelegt wären, sind bei 
keiner Direktion vorgefunden worden. 

100 . Eine sachgerechte, einheitliche und wirt- 
schaftliche Bearbeitung aller zentralen nichtmini- 
steriellen Aufgaben ist bisher noch nicht erreicht 
worden. Derartige Aufgaben sind bisher fünf Bun- 
desoberbehörden sowie 11 zentralen Stellen über- 
tragen, die fachlich unmittelbar dem Bundesmini- 
ster unterstehen, verwaltungsmäßig jedoch jeweils 
Mittel- oder Unterbehörden angegliedert sind. Auch 
im Bundesministerium selbst werden nichtministe- 
rielle Aufgaben erledigt. Es hat sich herausgestellt, 
daß es darüber hinaus erforderlich ist, weitere Tä- 
tigkeiten der Ämter und Direktionen zu zentralisie- 
ren. Schließlich erscheint es auch nicht zweckdien- 
lich, daß sich das Bundesministerium unmittelbar 
mit der Koordinierung aller zentralen Aufgaben be- 
faßt. 


101 . Die Bearbeitung der ministeriellen Aufgaben 
durch die drei hauptsächlich beteiligten Fachabtei- 
lungen des Bundesministeriums führt im allgemei- 
nen zu guten Ergebnissen, weil Überschneidungen 
der Abteilungsinteressen auf einzelne Aufgabenbe- 
reiche oder auf Ausnahmefälle beschränkt bleiben. 
Bei der Zielplanung reicht die Zusammenarbeit der 
Abteilungen jedoch nicht aus. Die entsprechenden 
Planungsarbeiten der Abteilungen Binnenschiffahrt, 
Seeverkehr und Wasserstraßen werden nicht unter- 
einander abgestimmt. Es besteht vielmehr die Nei- 
gung, die Koordinierung der Teilpläne für die Be- 
reiche des Beförderungsmittels Schiff und des Ver- 
kehrsweges Wasserstraße der Grundsatzabteilung 
zu überlassen. Die Zusammenarbeit läßt außerdem 
auf den Teilbereichen Verkehrsregelung und Ver- 
kehrslenkung zu wünschen übrig. Der derzeitige 
Geschäftsverteilungsplan grenzt die Aufgaben der 
Abteilungen dort nicht klar genug gegeneinander 
ab, so daß sich ohne eine Neuregelung die Verhält- 
nisse nicht wesentlich verbessern lassen. Die Orga- 
nisationsgewalt gegenüber den nachgeordneten Be- 
hörden wird nicht einheitlich wahrgenommen. 

102 . Der Bundesbeauftragte hat zahlreiche Ände- 
rungen vorgeschlagen und Hinweise gegeben, die 
es ermöglichen werden, die festgestellten Mängel 
zu beheben und die Aufgaben sachgerechter und 
wirtschaftlicher wahrzunehmen. 

Er hat empfohlen, die Zuständigkeit der einzelnen 
Behördenstufen neu zu regeln und einerseits die 
Befugnisse weitgehend nach unten zu verlagern, an- 
dererseits die Zentralinstanz mit den Zuständigkei- 
ten auszustatten, die zur Vereinheitlichung der 
WSV notwendig sind. Dazu ist mehr als bisher die 
Aufgabenerledigung bei der Außenverwaltung 
durch Dienst- und Arbeitsvorschriften sowie durch 
Gestaltungsvorschriften für Sachmittel und für Or- 
ganisationseinheiten zu regeln. Ein neu einzurich- 
tendes Zentralamt als Bundesoberbehörde innerhalb 
der WSV sollte den Bundesminister hierbei unter- 
stützen. Innerhalb der einzelnen Behörden sollte 
durch Arbeitsplatzbeschreibungen sichergestellt 
werden, daß Entscheidungen immer auf derjenigen 
untersten Stufe getroffen werden, die dazu in der 
Lage ist. Allgemein ist auf allen Behördenstufen 
nach einheitlichen Gesichtspunkten eine Ziel- und 
Programmplanung aufzustellen und die Erfolgskon- 
trolle zu verbessern. 

Da die Personalstruktur mit den Aufgaben nur 
langfristig in Übereinstimmung gebracht werden 
kann, sollte vordringlich mit entsprechenden Maß- 
nahmen begonnen werden, die zudem durch die 
derzeitige Altersschichtung des Personals erleich- 
tert würde. 

Die künftige . Personalplanung erfordert Arbeitsun- 
tersuchungen der verschiedenartigen Funktionen, 
die Anpassung der veralteten Laufbahn-, AusbiJ- 
dungs- und Prüfungsordnungen sowie die Errich- 
tung einer verwaltungseigenen Schule. Außerdem 
bedarf es einheitlicher Richtlinien für Personalbe- 
messung und -bewertung. 
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103 . Der Bundesbeauftragte hält es für geboten, den 
Bereich der Aufsichtsbezirke und der Ämter zu ver- 
größern sowie ihren inneren Aufbau zu straffen 
und zu vereinheitlichen. Den Ämtern sollte regel- 
mäßig nicht nur der Vollzug aller laufenden Aufga- 
ben einschließlich Lenkung und Überwachung, son- 
dern von Ausnahmen abgesehen auch der Vollzug 
aller Neubauaufgaben obliegen. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen als regional 
gegliederte Mittelinstanz sind vom Bundesbeauf- 
tragten als notwendig anerkannt worden. Aber 
auch ihr Bereich sollte wesentlich vergrößert und 
damit ihre Anzahl entsprechend verringert, ihr Auf- 
bau vereinheitlicht und ein Teil ihrer bisherigen 
Funktionen auf die Ämter verlagert werden. Uber- 
bezirkliche nichtministerielle Aufgaben sollten zur 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit in stärkerem 
Maße zusammengefaßt und dem bereits erwähnten 
neuen Zentralamt übertragen werden. 

Für die Zielplanung des Verkehrssystems Schiffahrt 
hat der Bundesbeauftragte vorgeschlagen, im Bun- 
desministerium ein Entscheidungskollegium aus 
den Leitern der Abteilungen Binnenschiffahrt, See- 
verkehr und Wasserstraßen zu bilden und ihm ei- 
nen Planungsstab zuzuordnen, der sich in erster Li- 
nie aus Angehörigen der Planungsreferate dieser 
Abteilungen zusammensetzt. Damit soll erreicht 
werden, daß 

— der Planung in den drei Abteilungen dieselben 
Prognosen der Entwicklung des Schiffsverkehrs 
zugrunde gelegt werden, 

— in die integrierte Verkehrswegeplanung der 
Grunds atz abteilung das Ergebnis einer gemein- 
sam getragenen einheitlichen Planung für das 
Verkehrssystem Schiffahrt eingebracht wird 
und 

— aus einer einheitlichen Zielplanung heraus Teil- 
ziele für die Abteilungen und für die einzelnen 
Bezirke der Außenverwaltung gesetzt werden 
können. 

Ein Gesamtplan sollte Aufschluß über alle kurz-, 
mittel- und langfristigen Programmplanungen ge- 
ben. 

Auch hinsichtlich der bisher für die Länder als 
Auftragsverwaltung währgenommenen Aufgaben 
hat das Gutachten erhebliche Änderungen vorge- 
schlagen. Die WSV des Bundes sollte nur noch sol- 
che Landesaufgaben übernehmen, die von den Län- 
dern aus besonderen Gründen nicht selbst wahrge- 
nommen werden können. 

104 . Die Vorschläge sind mit dem Bundesmini- 
ster wiederholt erörtert worden. Er hat eine Ar- 
beitsgruppe eingesetzt, die prüfen soll, auf welchem 
Wege sich die Vorschläge verwirklichen lassen. 
Zugleich hat er auf politische und personelle 
Schwierigkeiten hingewiesen, die manche der vor- 
geschlagenen Änderungen erschweren können. 

Der Bundesrechnungshof verkennt das Gewicht die- 
ser Schwierigkeiten nicht. Er hält jedoch baldige 


Entscheidungen im Interesse der dringend gebote- 
nen Steigerung der Effizienz der WSV für unerläß- 
lich, zumal die Verwirklichung der Maßnahmen 
sich ohnehin über Jahre erstrecken wird. 

Beteiligung des Bundes an dem Bauvorhaben Umkanalisie- 
rung der unteren Fulda zwischen Kassel und Hann.Münden 

(Titel 746 04) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1972 

105 . Der Bundesminister beabsichtigt, die in den 
Jahren 1893 bis 1895 an der unteren Fulda errichte- 
ten sieben Staustufen wegen ihres baufälligen Zu- 
standes, der hohen Unterhaltungskosten und der 
Gefahren für Personal und Benutzer durch zwei 
neue Staustufen bei Hann. Münden und Wahnhau- 
sen zu ersetzen. Das Vorhaben ist nach dem Preis- 
stand Von 1962 mit 80 Millionen DM und nach dem 
Preisstand von 1970 mit 135 Millionen DM veran- 
schlagt worden. Zu seiner Durchführung schlossen 
der Bund und die Länder Hessen, Nordrhein-West- 
falen, Niedersachsen und Bremen sowie die Stadt 
Kassel am 30. September 1968 ein Regierungsab- 
kommen und gründeten für die Finanzierung der 
Maßnahme die „Untere Fulda GmbH". Das Abkom- 
men sieht u. a. vor, daß die untere Fulda in Anpas- 
sung an die Schiffahrtsverhältnisse der Oberweser 
als Wasserstraße der Klasse III für den Verkehr 
von Schiffen mit 1000 1 Tragfähigkeit ausgebaut 
wird. Nach dem mit den Vertragspartnern verein- 
barten Finanzierungsprogramm sollten für 1970 
mehr als 6 Millionen DM und von 1971 an bis 1975 
jährlich mehr als 13 Millionen DM für die Bauarbei- 
ten bereitgestellt werden. 

Seit 1965 ist die Maßnahme bei Kapitel 12 03 in den 
Bundeshaushaltsplan aufgenommen. Mittel wurden 
jedoch — dem Finanzierungsplan vom Oktober 
1968 entsprechend — nur in den Jahren 1970 in 
Höhe von 1,3 und 1971 in Höhe von 2,75 Millionen 
DM bewilligt. In den Haushaltsplänen für 1972 und 
1973 sind keine Geldansätze enthalten, desgleichen 
nicht im Entwurf für das Haushaltsjahr 1974. Aller- 
dings standen schon seit 1968 Mittel der beteiligten 
Länder sowie Kreditmittel der öffa zur Verfügung, 
und zwar bis Ende 1972 in Höhe von rd. 3,35 Mil- 
lionen DM. 

Seit 1968 bis Mitte 1973 sind für die Baumaßnahme 
rd. 6,4 Millionen DM ausgegeben worden. Davon 
entfallen rd. 3,9 Millionen DM auf Voruntersu- 
chungen, Planungen und andere vorbereitende Ar- 
beiten. Die Vorarbeiten waren soweit durchgeführt, 
daß Anfang 1971 mit den Ausschreibungen für die 
Schleuse in Hann. Münden begonnen wurde. We- 
gen der Einschränkungen bei der Durchführung des 
Bundeshaushaltsplans 1971 mußte jedoch auf An- 
weisung des Bundesministers von einer Vergabe 
der Bauleistungen abgesehen werden. In der folgen- 
den Zeit zwang der Mangel an Haushaltsmitteln 
dazu, die Ausführung des Vorhabens wiederum zu- 
rückzustellen. Auch in die mittelfristige Finanzpla- 
nung sind seit 1972 keine Beträge mehr aufgenom- 
men worden. 
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Erst Anfang 1973 hat der Bundesminister sich ent- 
schlossen, die Umkanalisierung nunmehr in zwei 
Stufen vorzunehmen. Zunächst sollen mit einem 
Kostenaufwand von rd. 69 Millionen DM die ge- 
fährdeten alten Anlagen durch neue Wehre ersetzt 
und anstelle der ursprünglich geplanten Schiffs- 
schleusen von 110 m Lange und 12 m Breite Schleu- 
sen von 35 m Länge und 6,5 m Breite für Sportboote 
und kleinere Fahrgastschiffe gebaut werden. Der 
Bau größerer Schiffsschleusen ist für später in einer 
zweiten Stufe vorgesehen, falls sich dafür eine ver- 
kehrswirtschaftliche Notwendigkeit ergeben sollte. 
Nach der vom Bundesminister neuerdings vertrete- 
nen Auffassung ist der Ausbau der unteren Fulda 
als Wasserstraße der Klasse III mit 110 m langen 
Schleusen vorerst nicht mehr zu rechtfertigen. Mit 
diesen Schleusen entfällt auch der Bau von Schleu- 
senvorhäfen und der Ausbau der Flußstrecke durch 
Abflachung der Kurven und Vertiefung der Fahr- 
rinne. 

Wegen der Änderung der Planung sind Verhand- 
lungen mit den beteiligten Gebietskörperschaften 
anhängig. 

Die Planung der Baumaßnahme wurde zunächst 
beim Wasser- und Schiffahrtsamt Hann. Münden 
durchgeführt. Für die weitere Planung und die 
Bauaufsicht bei der Ausführung der Baumaßnah- 
men wurde beim Wasser- und Schiffahrtsamt Kas- 
sel Ende des Jahres 1968 eine Neubaugruppe und 
im Jahre 1970 nach Auflösung des Amtes in dessen 
Dienstgebäude ein Neubauamt eingerichtet. Das 
Personal des aufgelösten Amtes wurde weitgehend 
übernommen. Das Neubauamt war in den Jahren 
1970 im Durchschnitt mit 30, 1971 mit 33 und 1972 
mit 28 Kräften besetzt. Dieser Bestand ist bis ‘Mitte 
1973 unverändert geblieben. Außerdem sind in der 
Neubauabteilung der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion Hannover Bedienstete mit diesem Vorhaben 
beschäftigt. Für die Personal- und Sachausgaben 
werden derzeit jährlich rd. 1 Million DM benötigt. 

106 . Der Bundesrechnungshof ist der Meinung, 
daß der Bundesminister bei der Planung von einer 
unzutreffenden Beurteilung der Verkehrsverhältnis- 
se in diesem Raum ausgegangen ist und daß der 
größte Teil der bisher für die Vorarbeiten entstan- 
denen Kosten hätte vermieden werden können. 

Schon beim Abschluß des Regierungsabkommens 
hat nach Ansicht des Bundesrechnungshofes kein 
verkehrswirtschaftliches Bedürfnis für den Ausbau 
der unteren Fulda zu einer Wasserstraße der Klas- 
se III bestanden. Das Transportaufkommen im Gü- 
terverkehr lag seit 1963 nur noch zwischen 9 000 
und 30 000 t jährlich; seit 1971 ist es bedeutungslos 
geworden. Der größte Teil der Güter entfiel auf Ge- 
treide, das im Rahmen der von der Einfuhr- und 
Vorratsstelle vorgenommenen Umlagerungen in ein 
anderes Lager gebracht wurde. Daneben wurden 
hauptsächlich Düngemittel, Futtermittel und Bau- 
stoffe transportiert. Es handelte sich mithin um Gü- 
ter, von denen keine Impulse auf die industrielle 
und gewerbliche Entwicklung des Wirtschafts- 
raums um Kassel ausgehen konnten. Eine wesentli- 


che Vermehrung des Güterverkehrs auf der Fulda 
durch die Umkanalisierung war bereits 1968 nicht 
zu erwarten; denn das Transportaufkommen war 
auch in den Jahren vor 1963 nicht wesentlich grö- 
ßer. Es kommt hinzu, daß auf der unteren Fulda 
nach dem Bau großer Schiffsschleusen ebenso wie 
auf der Oberweser nur 1000-t-Schiffe verkehren 
und auch diese während eines großen Teils des 
Jahres nur zum Teil beladen werden könnten. Seil 
vielen Jahren geht jedoch die Binnenschiffahrt 
mehr und mehr zum Einsatz größerer Einheiten 
über, um die Wirtschaftlichkeit aufrechtzuerhalten 
und zu verbessern. 

Die unzutreffende Beurteilung des Bundesministers 
hatte zur Folge, daß in erheblichem Umfang Vorar- 
beiten (Aufstellung von Berechnungen und Entwür- 
fen, Einleitung der Planfeststellung, Ausschreibun- 
gen u. a.) geleistet worden sind, die nicht verwertet 
werden können. Bis Ende 1972 sind Kosten in Höhe 
von rd. 3,5 Millionen DM entstanden, für 1973 
wird voraussichtlich 1 Million DM anfallen. Die 
Überarbeitung und Neufassung der Pläne und Ent- 
würfe sowie die Durchführung neuer Planfeststel- 
lungsverfahren werden diese Kosten weiter erhö- 
hen. Darüber hinaus ist zu befürchten, daß das mit 
diesem Vorhaben beschäftigte Personal, das nach 
der Überzeugung des Bundesrechnungshofes schon 
in der rückliegenden Zeit nicht immer ausgelastet 
war, für eine noch nicht absehbare Zeit nicht so 
wirtschaftlich eingesetzt wird, wie es bei einem 
normalen Ablauf eines größeren Bauvorhabens 
möglich ist; denn da das Vorhaben bislang nicht in 
die Finanzplanung aufgenommen wurde, ist nicht 
zu übersehen, wann es finanziert und verwirklicht 
werden kann. 

107 . Nach der Sperrung der Mittel durch den Ge- 
sellschafter Bund im Jahre 1971 hätte der Personal- 
bestand des Neubauamtes alsbald stärker verrin- 
gert werden müssen, wenn nicht überhaupt die 
Auflösung des Amtes angebracht war. Der Bundes- 
minister hat hiervon jedoch Abstand genommen, da 
die Umkanalisierung der unteren Fulda nicht aufge- 
geben sei, die eingearbeitete Arbeitsgruppe nicht 
habe auseinandergerissen werden sollen und Mit- 
glieder des Aufsichtsrates der Gesellschaft die Er- 
haltung des Amtes und seines Personalbestandes als 
Voraussetzung für eine zügige Aufnahme der ei- 
gentlichen Ausbaumaßnahmen angesehen hätten. 
Er will an dieser Entscheidung festhalten, weil 
auch eine unselbständige Neubaugruppe wegen des 
größtenteils in Kassel bodenständigen Personals 
und wegen der vorhandenen Räumlichkeiten, die in 
Hann. Münden nicht zur Verfügung ständen, 
zweckmäßigerweise dort verbleiben müsse. Die ge- 
ringe mögliche Personalverringerung rechtfertige 
es nicht, das Neubauamt gerade zu dem Zeitpunkt, 
an dem die Bauarbeiten anlaufen sollten, aufzulö- 
sen. Auch dürften die Belange der Stadt Kassel, die 
auf die Erhaltung des Neubauamtes Kassel Wert 
lege, nicht außer acht gelassen werden. 

Der Bundesrechnungshof vermag diesen Erwägun- 
gen nicht beizupflichten. Die nahezu unveränderte 
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Beibehaltung des Personalbestandes des Amtes war 
und ist angesichts der vorhandenen Situation mit 
dem Grundsatz einer sparsamen und wirtschaftli- 
chen Verwendung der Haushaltsmittel nicht zu ver- 
einbaren, Der Bundesrechnungshof hält auch für 
die weitere Planung und die spätere Bauaufsicht 
eine Projektgruppe beim Wasser- und Schiffahrtsamt 
Hann. Münden, in dessen Nähe die Bauwerke er- 
richtet werden sollen, für ausreichend, zumal für die 
Ausführung der Bauarbeiten 10 Jahre vorgesehen 
sind, jährlich also nur verhältnismäßig kleine Raten 
ausgegeben werden können. Er sieht es als sicher 
an, daß im vorliegenden Falle bei zügiger Planung 
und Vorbereitung und von Anfang an geregelter und 
ausreichender Finanzierung des Vorhabens ein be- 
trächtlicher Teil der Vorarbeiten, die, soweit es bis 
jetzt zu übersehen ist, etwa 25 v. H. der zu erwar- 
tenden Baukosten betragen werden, hätte einge- 
spart werden können. 

108 . Der bisherige Ablauf gibt Anlaß zu weiteren 
allgemeinen Bedenken. 

Die Haushaltslage des Bundes hat die Finanzierung 
des Vorhabens allein mit Mitteln des Bundes von 
Anfang an nicht zugelassen. Auch die ursprünglich 
vorgesehene Finanzierung des Bundesanteils von 
zwei Dritteln der Baukosten mit Bundesmitteln 
mußte aufgegeben werden. Er wird vom Haushalts- 
jahr 1972 an, obwohl es sich bisher nur um die 
Vorarbeiten handelt, mit Kreditmitteln finanziert. 
Diese Schwierigkeiten sind eine Folge davon, daß 
an den Bundeswasserstraßen zahlreiche Großbau- 
vorhaben und daneben eine ganze Reihe kleinerer 
Baumaßnahmen gleichzeitig durchgeführt werden, 
für die aus dem Bundeshaushalt nicht genügend 
Mittel bereitgestellt werden können. Es muß auf 
Kreditmittel ausgewichen und die Ausführung der 
Baumaßnahmen gestreckt werden. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, 
daß die Baumaßnahmen an der unteren Fulda im 
Hinblick auf die Bedeutungslosigkeit des Flußlaufs 
für den Güterverkehr auf das unumgänglich not- 
wendige Maß beschränkt werden, hierfür die Finan- 
zierung sichergestellt wird und zur Anpassung an 
die neue Planung und entsprechend dem nach der 
vorgesehenen Finanzierung zu erwartenden Bauab- 
lauf alle notwendigen Maßnahmen getroffen wer- 
den. 

Darüber hinaus hält es der Bundesrechnungshof für 
geboten, daß der Bundesminister ungeachtet ähnli- 
cher ergebnisloser Versuche in der Vergangenheit 
prüft, ob der Wasserlauf der Fulda nach Fertigstel- 
lung der neuen Bauwerke in die Zuständigkeit der 
Länder Hessen und Niedersachsen abgegeben wer- 
den kann, und ggf. in dieser Richtung, möglichst 
vor Inangriffnahme der Baumaßnahmen, die not- 
wendigen Verhandlungen aufnimmt. 

Schließlich wird der Bundesminister prüfen müssen, 
wie die für den Ausbau der Bundeswasserstraßen 
zur Verfügung stehenden Mittel durch Konzentra- 
tion auf solche Vorhaben, die einen besonders gro- 
ßen volkswirtschaftlichen Nutzen erwarten lassen, 
wirkungsvoller eingesetzt werden können. 


Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg 

(Kapitel 12 09) 

Größere Um- und Erweiterungsbauten 

(Titel 712 01) 

Haushaltsjahre 1970 bis 1973 

Schaden im neuen Laboratoriumsgebäude für die Untersuchungen 
des Meereswassers auf Radioaktivität in Hamburg-Süildorf 

109 . Im sogenannten „Warmen Labor" des neuen 
Laboratoriumsgebäudes des Deutschen Hydrogra- 
phischen Instituts in Hamburg-Sülldorf entstand am 
26. Juni 1970 dadurch erheblicher Sachschaden, daß 
zwei Bolzen eines Schwimmerventils der Leitungs- 
wasser-Druckerhöhungsanlage in den frühen Mor- 
genstunden brachen und nach und nach rd. 140 m 3 
Wasser die tiefer gelegene, noch nicht in Betrieb 
genommene Dekontaminationsanlage überfluteten. 
Nach der Darstellung des Instituts bemerkte ein 
Betriebselektriker den Vorfall erst nach acht Stun- 
den, als er den Tagespförtner vorübergehend ver- 
trat und in der Pförtnerloge die Warnlampe 
leuchten sah, die bei zu hohem Wasserstand 
durch einen in den Pumpensumpf der Druckerhö- 
hungsanlage eingebauten Alarm-Schwimmschalter 
in Gang gesetzt wird. Nach dieser Darstellung wol- 
len der Tagespförtner und sein Vorgänger zuvor 
kein Alarmzeichen bemerkt haben. Ein akustischer 
Alarm wurde nicht ausgelöst, weil der akustische 
Teil der Alarmanlage tags zuvor ausgeschaltet wor- 
den war, damit durch noch andauernde Bauarbeiten 
bedingte Fehlalarme und Störungen des Dienstbe- 
triebes vermieden wurden, und weil es versäumt 
worden war, die Anlage am Ende der regelmäßigen 
Dienstzeit wieder in Betrieb zu nehmen. 

Die Instandsetzungsarbeiten, die im Sommer 1973 
noch nicht abgeschlossen waren, werden voraus- 
sichtlich rd. 176 000 DM erfordern. Ein noch grö- 
ßerer Schaden ist dadurch entstanden, daß die De- 
kontaminationsanlage drei Jahre nach dem Scha- 
densfall noch immer nicht in Betrieb genommen 
werden konnte. 

110 . Das Institut hat gemeinsam mit der Ober- 
finanzdirektion, der Baubehörde, den beteiligten In- 
genieurbüros sowie den Bau- und Installationsfir- 
men versucht, die Schadensursache zu ermitteln 
und insbesondere festzustellen, weshalb der Zwi- 
schenfall erst so spät erkannt worden ist, obwohl 
die Pförtnerloge, in der die Warnzeichen ausgelöst 
werden, ständig besetzt war. Das Bewachungsunter- 
nehmen, das die Tages- und Nachtpförtner stellt, ist 
allerdings in die Erhebung nicht einbezogen und 
auch später nicht zur Stellungnahme aufgefordert 
worden. Außerdem hat das Institut die Angaben 
der Beteiligten nicht verhandlungsschriftlich festge- 
halten. 

Die Untersuchung hat kein allgemein anerkanntes 
Ergebnis erbracht. Das Institut glaubt annehmen zu 
müssen, daß sich der Schwimmerschalter im Pum- 
pensumpf zeitweilig verklemmt und dies zu einem 
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vorübergehenden Versagen der Alarmanlage geführt 
habe, obwohl alle nach dem Schadensfall angestell- 
ten Versuche die volle Funktionsfähigkeit des 
Alarmschalters bestätigt haben. Erst als der Betriebs- 
elektriker den Pförtner für wenige Minuten vertre- 
ten habe, müsse sich der Schalter aus nicht mehr 
feststellbaren Gründen gelöst und den optischen 
Alarm ausgelöst haben. Ein Verschulden könne 
deshalb weder den Pförtnern noch irgendeinem In- 
stitutsangehörigen nachgewiesen werden, zumal 
ausreichende schriftliche Weisungen für die Pfört- 
ner Vorgelegen hätten und das Aus schalten des 
akustischen Teils der Alarmanlage durch betriebli- 
che Belange gerechtfertigt gewesen sei. Es müsse 
deshalb angenommen werden, daß höhere Gewalt 
Vorgelegen habe. Ersatzansprüche gegen Instituts- 
angehörige oder Außenstehende seien daher nicht 
geltend gemacht worden. 

Alle übrigen Beteiligten, nämlich die Oberfinanzdi- 
rektion, das örtliche Landesbauamt, die Ingenieur- 
büros und die Herstellungsfirmen, haben dieser 
Würdigung widersprochen. Sie sahen zunächst ein 
vorübergehendes Versagen der Alarmanlage für 
völlig ausgeschlossen an. Anläßlich einer nochma- 
ligen Erörterung im August 1971 hielt das Hoch- 
bauamt, ohne daß inzwischen weitere Feststellun- 
gen getroffen worden waren, in einer Niederschrift 
fest, daß letztlich auch ein zeitweiliges Verklem- 
men des Schwimmers nicht ausgeschlossen werden 
könne. 

111 . Der Bundesrechnungshof hält die Behandlung 
der Angelegenheit durch das Institut für nicht 
sachgerecht. Er ist — aufgrund des bisher ermittel- 
ten Sachverhalts — der Ansicht, daß für das vom 
Institut vermutete zeitweilige Versagen der Alarm- 
anlage jeder Anhaltspunkt fehlt, zumal das Was- 
ser langsam und gleichmäßig in den Pumpensumpf 
geflossen ist und es technisch nicht erklärt werden 
kann, daß der Schalter sich dabei habe verklemmen 
und sich später — und zwar ausgerechnet während 
der nur wenige Minuten dauernden Anwesenheit 
des Betriebselektrikers — wieder habe lösen kön- 
nen. Alle späteren Versuche haben die volle Funk- 
tionsfähigkeit der Alarmanlage bestätigt. Es muß 
demnach davon ausgegangen werden, daß die An- 
lage ordnungsgemäß gearbeitet hat und die Warn- 
zeichen von den Pförtnern übersehen oder in ihrer 
Bedeutung verkannt worden sind. Letzteres er- 
scheint nicht ausgeschlossen, da dem Beauftragten 
des Bundesrechnungshofes eine Pförtner-Dienstan- 
weisung trotz ausdrücklicher Nachfrage nicht vor- 
gelegt werden konnte. Die dem Bundesrechnungs- 
hof vom Institut nachträglich übersandte Anwei- 
sung trägt kein Datum. Entwürfe für diese Anwei- 
sung oder sonstige Vorgänge, aus denen sich zwei- 
felsfrei ergibt, daß die Weisungen den Pförtnern 
schon vor dem Schadensfall bekanntgegeben wor- 
den sind, konnten nicht vorgelegt werden. 

Bei dieser Sachlage ist anzunehmen, daß der für die 
Organisation und den Betrieb des Laboratoriums 
verantwortliche Personenkreis notwendige Maß- 
nahmen pflichtwidrig unterlassen hat. Eine solche 
Unterlassung ist auch darin zu sehen, daß der be- 
sonders wichtige akustische Teil der Alarmanlage, 


der erfahrungsgemäß auch von wenig erfahrenen 
Kräften schnell und sicher wahrgenommen wird, 
nach Ablauf der regelmäßigen Dienstzeit nicht wie- 
der eingeschaltet worden ist. Unter diesen Umstän- 
den kommt eine Ersatzpflicht von Institutsangehö- 
rigen und von sonstigen Beteiligten in Betracht. Im 
übrigen sind bei der Untersuchung des Schadensfal- 
les insofern wichtige Verwaltungsgrundsätze außer 
acht gelassen worden, als weder das Bewachungs- 
unternehmen herangezogen noch Niederschriften 
über die Vernehmungen der Beteiligten gefertigt 
worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Auffassung dem 
Institut mitgeteilt und dieses aufgefordert, alles 
zum Ausgleich des Schadens Erforderliche zu ver- 
anlassen und dafür Sorge zu tragen, daß dem Bund 
nicht durch Fristablauf Nachteile entstehen. 

112 . Der Bundesminister hat sich die Darstellung 
des Instituts im wesentlichen zu eigen gemacht und 
bemerkt, bei der Beurteilung müsse berücksichtigt 
werden, daß eine Verkettung verschiedener un- 
glücklicher Umstände Vorgelegen habe und das In- 
stitut bemüht sei, eine Wiederholung ähnlicher 
Vorgänge auszuschließen. 

Dieses Vorbringen vermag eine andere rechtliche 
Beurteilung nicht zu rechtfertigen. Der Bundesmini- 
ster wird daher sicherzustellen haben, daß das für 
den Schadensausgleich Erforderliche veranlaßt 
wird und daß Schadensfälle künftig zügig und ord- 
nungsgemäß bearbeitet werden. 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 1210) 

Haushaltsjahre 1969 und früher 

Änderung eines Vertrages zum Nachteil des Bundes 

113 . In einem Vertrag über die Ausführung von 
Arbeiten zum Bau einer Bundesautobahn im Be- 
reich des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
hatte ein Straßenneubauamt mit dem Auftragneh- 
mer einen Termin vereinbart, zu dem die Arbeiten 
fertiggestellt sein sollten. Nach dem Vertrag soll- 
ten Terminüberschreitungen nur bei Vorliegen hö- 
herer Gewalt und bei ungewöhnlichen Witterungs- 
einflüssen, mit denen bei Angebotsabgabe nicht ge- 
rechnet werden konnte, anerkannt werden. Bei wit- 
terungsbedingten Arbeitsunterbrechungen, mit de- 
nen bei Angebotsabgabe zu rechnen war, sollte der 
Auftragnehmer keinen Anspruch auf Hinausschie- 
ben des Termins haben. 

Während der Ausführung der Arbeiten beantragte 
der Auftragnehmer zunächst, den Termin um ein- 
einhalb Monate zu verschieben, weil die Arbeiten 
durch Winterwetter und länger anhaltende Regenfäl- 
le behindert worden seien. Auf Aufforderung des 
Amtes reichte der Auftragnehmer einen Bauzeiten- 
plan ein, der aber nicht auf den beantragten End- 
termin abgestellt war, sondern dessen weitere Ver- 
schiebung um fünf Wochen vorsah. Die Verzöge- 
rung der Bauarbeiten begründete der Auftragneh- 
mer mit außergewöhnlichen Niederschlägen. 
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Das Amt sah sich außerstande, der weiteren Ver- 
schiebung des Termins zuzustimmen, und forderte 
den Auftragnehmer auf, den Geräte- und Personal- 
einsatz auf eigene Kosten so zu verstärken, daß die 
Einhaltung des um eineinhalb Monate hinausge- 
schobenen Endtermins sichergestellt sei. Kurz da- 
nach setzte der Landschaftsverband jedoch nach ei- 
ner Streckenbereisung neue Zwischentermine fest, 
so daß der Fertigstellungstermin nunmehr drei Wo- 
chen nach dem hinausgeschobenen Endtermin lag. 
Beendet wurden die Arbeiten aber erst weitere sie- 
ben Wochen später. 

Nach Fertigstellung der Arbeiten forderte der Auf- 
tragnehmer u. a. rd. 601 000 DM als Vergütung für 
Mehrkosten. Der Landschaftsverband hielt den An- 
trag des Auftragnehmers auf Vergütung von Mehr- 
kosten insoweit für berechtigt, als infolge der Ver- 
längerung der Bauzeit die Baustelleneinrichtung ver- 
größert und zusätzliches Baustellen- und Hilfsperso- 
nal benötigt worden war, und zahlte im Jahre 1969, 
dreieinhalb Jahre nach Abschluß der Arbeiten, eine 
Vergütung von rd. 243 000 DM. 

114 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Terminverschiebungen zugestanden wurden, 
ohne daß ungewöhnliche Witterungsverhältnisse 
nachgewiesen waren. Aber selbst — so hat er wei- 
ter ausgeführt — wenn die Witterungsverhältnisse 
ungewöhnlich gewesen wären, hätte der Auftrag- 
nehmer nur eine Terminverschiebung verlangen 
können; Anspruch auf Vergütung von Mehrkosten 
hatte er nach dem Vertrag nur, wenn die hindern- 
den Umstände vom Auftraggeber zu vertreten wa- 
ren. Das war hier nicht der Fall. 

115 . Eineinhalb Jahre nach Absendung der Prü- 
fungsmitteilungen erwiderte der Landschaftsver- 
band, der Auftragnehmer habe sowohl die Ver- 
schiebung des Fertigstellungstermins als auch die 
Vergütung der Mehrkosten verlangen können: Das 
Amt habe eine Zusammensetzung der Frostschutz- 
schicht ausgeschrieben, die erfahrungsgemäß zwar 
preisgünstig, aber beim Einbau sehr witterungsab- 
hängig sei. Da die Frostschutzschicht überwiegend 
in den Wintermonaten habe hergestellt werden 
müssen, habe es in zwei Alternativpositionen auch 
Angebote für den Einbau unter Verwendung ande- 
rer Baustoffe eingeholt. Die Entscheidung über die 
Ausführungsart habe es sich Vorbehalten. Der fach- 
kundige Bieter, dem die Abhängigkeit der in der 
Hauptposition vorgesehenen Leistung von der Wit- 
terung bekannt gewesen sei, habe bei der Errech- 
nung seiner Einheitspreise davon ausgehen können, 
daß bei ungünstigen Witterungsbedingungen an- 
stelle der witterungsabhängigen Leistung eine der 
alternativ angebotenen Leistungen gefordert werde. 
Er habe auch unterstellen können, daß das Amt we- 
gen der Abhängigkeit von der Witterung bestrebt 
sein werde, den Auftrag nicht erst kurz vor Ablauf 
der Zuschlagsfrist, sondern möglichst bald zu ertei- 
len. Er sei daher nicht gehalten gewesen, alle aus 
dem Einbau während einer Schlechtwetterperiode 
sich ergebenden Erschwernisse in die Einheitsprei- 
se einzukalkulieren. 


Das Amt habe dies bei der Auswertung der Ange- 
bote und Auftragserteilung berücksichtigt und da- 
bei festgestellt, daß es unter Bewertung aller Um- 
stände günstiger sei, die witterungsabhängige Bau- 
weise in Auftrag zu geben, auch wenn hierbei je 
nach den Verhältnissen noch zusätzliche Kosten zu 
erwarten seien. Als dem Bieter der Auftrag für die 
witterungsabhängige Bauweise erteilt worden sei, 
habe er davon ausgehen können, daß der Auftrag 
erforderlichenfalls hinsichtlich des Frostschutzma- 
terials umgestellt werde. Das sei nur deshalb nicht 
geschehen, weil die Behinderungen durch die Wit- 
terung erst eingetreten seien, als eine Umstellung 
nur noch mit unangemessen hohen Kosten möglich 
gewesen wäre. Damit habe für das Amt Anlaß be- 
standen, dem Auftragnehmer die Verschiebung der 
Fertigstellungstermine zu bewilligen. 

Wenn das Amt den Auftragnehmer zunächst aufge- 
fordert habe, den Geräte- und Personaleinsatz zu 
verstärken, so nur, weil damals noch nicht nachge- 
wiesen gewesen sei, daß ungewöhnliche Witterungs- 
verhältnisse Vorgelegen hätten. Diesen Nachweis 
habe erst ein anderer Auftragnehmer später und für 
ein anderes Baulos durch zwei Schreiben eines Wet- 
teramtes ausreichend und zweifelsfrei geführt. Da 
das Amt die Umstellung der Frostschutzschicht nicht 
angeordnet habe, habe es die hindernden Umstände 
zumindest mittelbar zu vertreten gehabt. Damit 
habe er Auftragnehmer die Vergütung der Mehr- 
kosten beanspruchen können. 

116 . Diese Ausführungen stehen im Widerspruch 
zu den vertraglichen Abreden. In den Vertragsbe- 
standteil gewordenen Angebotsunterlagen war be- 
schrieben, welche Leistungen von dem Bieter er- 
wartet wurden und in welcher Zeit sie ausgeführt 
werden sollten. Daraus ging eindeutig hervor, daß 
wesentliche Teile der Leistung in Jahreszeiten mit 
ungünstiger Witterung, insbesondere auch im Win- 
ter, zu erbringen waren. An keiner Stelle war auch 
nur angedeutet, daß der Auftraggeber bei ungünsti- 
ger Witterung davon absehen wollte, die in der 
Hauptposition ausgeschriebene, beim Einbau von 
der Witterung abhängige, Frostschutzschicht ein- 
bauen zu lassen. Vielmehr war sogar ausdrücklich 
darauf hingewiesen worden, daß aus witterungsbe- 
dingten Arbeitsunterbrechungen, mit denen bei An- 
gebotsabgabe zu rechnen war, kein Anspruch auf 
Terminverschiebung hergeleitet werden konnte. 
Auch aus dem Ausbringen von Alternativpositionen 
konnte eine derartige Folgerung nicht gezogen wer- 
den. Dem konnte nur die Bedeutung zukommen, die 
die Aufnahme von Alternativpositionen auch bei 
anderen Ausschreibungen hat, nämlich festzustel- 
len, ob eine andere als die vom Amt vorgesehene 
Bauweise wirtschaftlicher war. Eine derartige Mög- 
lichkeit lag hier deshalb besonders nahe, weil der 
Auftragnehmer bei richtiger Kalkulation wegen der 
knapp bemessenen Baufrist und jahreszeitlich un- 
günstigen Bauzeit erhöhte Risiken in seinen Preisen 
berücksichtigen mußte. 

Der Auftragnehmer war also verpflichtet, die witte- 
rungsabhängige Frostschutzschicht zu den von ihm 
angebotenen Preisen auch in witterungsmäßig un- 
günstiger Zeit termingerecht auszuführen. 
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Einen Anspruch auf Terminverschiebung hatte er 
nicht. Er hatte nicht nachgewiesen, daß ungewöhn- 
liche Witterungsverhältnisse seine Arbeiten behin- 
dert hatten. Unterlagen, die andere Auftragnehmer 
für andere Baustellen beigebracht hatten, konnten 
diesen Nachweis nicht ersetzen. Selbst wenn diese 
Unterlagen als Nachweise anerkannt werden könn- 
ten, hätten bei großzügiger Auswertung ungewöhn- 
liche Witterungsverhältnisse an höchstens 20 Ta- 
gen bestanden, während der Landschaftsverband 
Fristverlängerungen von mehr als neun Wochen 
zu gestanden hat. 

Für die Verwaltung bestand nach dem eindeutigen 
Vertragsinhalt kein Anlaß, eine Umstellung der 
Arbeiten vorzunehmen. Daher kann auch nicht, wie 
sie ausführt, der Auftraggeber „die hindernden Um- 
stände zumindest mittelbar zu vertreten haben". 
Damit fehlte es an einer Rechtsgrundlage für die 
dem Auftragnehmer zusätzlich gewährte Vergü- 
tung. Der Auftragnehmer konnte seinen Anspruch 
auch nicht darauf stützen, daß das Amt ihn aufge- 
fordert hatte, den Geräte- und Personaleinsatz zu 
verstärken. Der Auftragnehmer erhielt dadurch le- 
diglich einen Hinweis auf die ihm schon nach § 5 
Ziff. 3 VOB/B obliegende Verpflichtung. 

117 . Ergänzend hat der Landschaftsverband aus- 
geführt, zur Zeit der Ausschreibung hätten wenig 
Erfahrungen über das Verhalten der für die Frost- 
schutzschicht vorgesehenen Baustoffe beim Einbau 
Vorgelegen. Deshalb sei bei Festsetzung des Fertig- 
stellungstermins die besondere Witterungsempfind- 
lichkeit der vorgesehenen Baustoffe nicht berück- 
sichtigt worden. Aufgrund der bei der Bauausfüh- 
rung gewonnenen Erkenntnisse müsse festgestellt 
werden, daß sowohl die Verwaltung als auch alle 
Bieter und vor allem auch der Auftragnehmer die 
Witterungsabhängigkeit nur ungenügend erkannt 
gehabt hätten und daß der Bau einer solchen Frost- 
schutzschicht nicht hätte ausgeschrieben werden 
dürfen. 

Diese neuen Ausführungen stehen teilweise im Wi- 
derspruch zu der ersten Stellungnahme. Sie werden 
auch durch die Tatsache widerlegt, daß jenes Mate- 
rial wegen seines häufigen Vorkommens und der 
leichten Gewinnungsmöglichkeit in dem Gebiet die- 
ses Autobahnbaues seit langem als Baustoff ver- 
wendet wird. Daß dem Auftragnehmer die Witte- 
rungsempfindlichkeit bekannt gewesen ist, geht 
überdies daraus hervor, daß er bereits 14 Tage 
nach Auftragserteilung, also zu einem Zeitpunkt, zu 
dem er neue praktische Erfahrungen noch nicht ge- 
sammelt haben konnte, wegen der Witterungsemp- 
findlichkeit eine Umstellung auf andere Baustoffe 
gefordert hat. Wenn er trotzdem vorbehaltlos die 
geforderte Leistung anbot, konnte er zusätzliche 
Ansprüche nicht daraus herleiten, daß wegen der 
Eigenart der zu erbringenden Leistung Witterungs- 
einflüsse sich besonders nachteilig auswirkten. 

118 . Die zusätzliche Vergütung kann nicht zurück- 
gefordert werden, weil sie aufgrund einer Verein- 
barung geleistet wurde. Mit dieser Vereinbarung 
hat der Landschaftsverband den Vertrag zum Nach- 


teil des Bundes geändert (§ 50 RHO, jetzt § 58 BHO) 
und ihm einen Schaden in Höhe von mindestens 
243 000 DM zugefügt. 

Da der Landschaftsverband auch jetzt noch nicht 
bereit ist, zuzugestehen, daß er fehlerhaft gehandelt 
hat, hat der Bundesrechnungshof den Bundesmini- 
ster gebeten, zu prüfen, ob und weiche Folgerungen 
in dieser Angelegenheit gegenüber der Auftrags- 
verwaltung zu ziehen sind. 

Haushaltsjahre 1969 bis 1972 

Inanspruchnahme von Bundesmittel für eine Straßenbaumaß- 
nahme des Saarlandes 

119 . Zum Aufschütten von Dämmen für den Bau 
einer neu geführten Bundesstraße wurden Erdmas- 
sen in erheblichem Umfang benötigt, die in der 
Nähe der Baustelle gewonnen werden sollten. Da- 
bei hätte die Erde über enge und kurvenreiche 
Straßen mit erheblichen Steigungen und durch eine 
Ortschaft zu der Baustelle befördert werden müs- 
sen. Deshalb entschied sich die Straßenbauverwal- 
tung des Landes, eine in der Baulast des Landes 
stehende Landstraße 2. Ordnung schon früher, als 
zunächst vorgesehen war, zu verlegen. Ohne Be- 
rührung einer Ortschaft wurde eine nahezu geradli- 
nige Verbindung zwischen der Entnahme- und der 
Einbaustelle geschaffen. Allerdings konnte die Ver- 
waltung das Vorhaben nicht aus Landesmitteln fi- 
nanzieren, weil der Haushalt des Landes hierfür 
keinen Ansatz enthielt. Ohne Zustimmung des Bun- 
desministers bestritt sie deshalb die Kosten für den 
Bau der Landstraße so lange aus Mitteln, die ihr 
der Bund für den Bau der Bundesstraße zugewiesen 
hatte, bis im Landeshaushalt Mittel bereitgestellt 
wurden. Dementsprechend wurden von 1970 bis 
1972 die Ausgaben für den Bau der Landstraße 
2. Ordnung zu Lasten des Bundes bei den Ausgaben 
für die Bundesstraße gebucht. Erst Anfang 1972 
wurden dem Bund 1,1 Millionen DM aus Landesmit- 
teln erstattet. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
hat das Land die Inanspruchnahme des Bundeshaus- 
halts damit begründet, daß der Bau der Landstraße 
2. Ordnung zu diesem Zeitpunkt nur wegen des 
Neubaus der Bundesstraße erforderlich gewesen 
sei. Das in den nächsten zehn Jahren zu erwartende 
Verkehrsaufkommen allein habe den Bau der Land- 
straße nicht gerechtfertigt. Der Bau der Landstraße 
dürfe nicht für sich allein, sondern nur im Zusam- 
menhang mit der Gesamtmaßnahme gesehen wer- 
den. Das Land hat eingeräumt, es wäre angebracht 
gewesen, die Zustimmung des Bundesministers zu 
seiner Auffassung einzuholen. 

Diese Ausführungen können das Vorgehen des Lan- 
des nicht rechtfertigen. Hier ist eine Baumaßnahme 
des Landes so, wie sie unabhängig vom Bau der 
Bundesstraße geplant war, ausgeführt worden. 
Nach dem in Art. 104 a Abs. 1 GG festgelegten 
Grundsatz der Lastenteilung durfte das Land hier- 
für auch nicht vorübergehend eigenmächtig Bun- 
desmittel in Anspruch nehmen. 
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Unberechtigte Inanspruchnahme von Bundesmitteln beim 
Wechsel der Baulast 

120 . Eine in Bau befindliche Landstraße im Be- 
reich des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1969 zur Bun- 
desfernstraße aufgestuft. Der weitere Ausbau wur- 
de mit von der öffa für den Autobahnbau bereitge- 
stellten Mitteln (Rechnung ö) finanziert. Die Stra- 
ßenbauverwaltung ließ alle Zahlungen, die nach 
dem Aufstufungsstichtag anfielen, zu Lasten der 
Rechnung ö leisten, auch für solche Leistungen, 
die vor dem 1. Januar 1969 erbracht worden wa- 
ren. 

Zahlungen für vor dem 1. Januar 1969 erbrachte 
Leistungen hätten nicht aus den von der öffa be- 
reitgestellten Mitteln geleistet werden dürfen. Nach 
§ 6 Abs. 1 FStrG gehen zwar beim Wechsel der 
Straßenbaulast alle Rechte und Pflichten, die mit 
der Straße in Zusammenhang stehen, ohne Ent- 
schädigung auf den neuen Träger der Straßenbau- 
last über. Ausgeschlossen davon sind aber Verbind- 
lichkeiten, die zur Durchführung früherer Baumaß- 
nahmen eingegangen sind. In Richtlinien des Bun- 
desministers ist ausdrücklich geregelt, daß Ver- 
pflichtungen für Bauleistungen, die vor dem Stich- 
tag erbracht worden sind, vom bisherigen Träger 
der Baulast zu erfüllen sind. Der Bundesrechnungs- 
hof hat verlangt, daß die dem Bund zu Unrecht an- 
gelasteten Beträge von rd. 471 000 DM erstattet 
werden. Das ist inzwischen geschehen. 

Kostenbeteiligung anderer Träger der Straßenbaulast bei 
Straßenkreuzungen 

121 . Die besonderen Verhältnisse an Kreuzungen 
mehrere Straßen, an denen die mit den beteiligten 
Verkehrswegen verbundenen Rechte und Pflichten 
Zusammentreffen und sich überlagern, lassen es 
nicht zu, daß der eine Träger der Baulast den eige- 
nen Aufgaben nachkommen kann, ohne zugleich 
Aufgaben zu berühren, die anderen Trägem der 
Baulast obliegen. 

Wie die Kosten einer Straßenkreuzung auf die be- 
teiligten Träger der Straßenbaulast zu verteilen 
sind, ist in den §§12, 13 FStrG geregelt. Der Bun- 
desminister hat hierzu Richtlinien herausgegeben, 
die die gesetzlichen Bestimmungen eingehend er- 
läutern. Gleichwohl ist der Bund von nahezu allen 
Straßenbauverwaltungen mit Ausgaben belastet wor- 
den, die andere an der Kreuzung beteiligte Träger 
der Straßenbaulast hätten übernehmen müssen oder 
die überhaupt nicht kreuzungsbedingt waren. 

Der Bundesrechungshof führt Beispiele aus einigen 
Bundesländern an: 

a) Anläßlich der Elektrifizierung einer Bundesbahn- 
strecke wurde die Überführung einer Bundes- 
straße durch ein neues Bauwerk mit größerer 
Tragfähigkeit ersetzt. Dieses Bauwerk wurde so 
verlängert, daß unter ihm neben der Strecke der 
Bundesbahn auch eine in der Baulast des Landes 
Hessen stehende neue Umgehungsstraße geführt 


werden konnte. Die Kosten der Überführung 
wurden voll dem Bund angelastet. 

Dies hat der Bundesrechnungshof beanstandet. 
Durch den Bau der Umgehungsstraße ist eine 
neue Kreuzung der Bundesstraße mit der Landes- 
straße geschaffen worden, deren Kosten nach 
§ 12 Abs. 1 FStrG das Land als Träger der Bau- 
last der neuen Straße zu tragen hat. Der Bundes- 
rechnungshof hat gefordert, daß 440 000 DM als 
Kostenanteil des Landes den Bundesmitteln wie- 
der zugeführt werden und daß das Land die 
Mehrkosten der Unterhaltung gemäß § 13 Abs. 3 
FStrG erstattet. 

Das Land ist bereit, entsprechend zu verfah- 
ren. 

b) Beim vierspurigen Ausbau einer Bundesstraße in 
Bayern mußte die Planung einer Stadt, die den 
Bau einer neuen, die Bundesstraße höhengleich 
kreuzenden städtischen Straße vorsah, berück- 
sichtigt werden. Dafür waren zusätzliche bauli- 
che Anlagen zu schaffen. Nach einer Vereinba- 
rung zwischen der für den Bund handelnden 
Straßenbauverwaltung und der Stadt hatte jeder 
Vertragspartner die Kosten der Herstellung der 
in seine Baulast übergehenden Straßenteile und 
der dafür benötigten Grundflächen selbst zu tra- 
gen. Die Kosten der durch die neue Kreuzung be- 
dingten zustätzlichen Anlagen hatte die Stadt 
entsprechend § 12 Abs. 1 FStrG allein zu tra- 
gen. 

Das für den Bund handelnde Straßenbauamt hat 
aber die dadurch verursachen Kosten der Stadt 
nicht voll in Rechnung gestellt. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungsho- 
fes sind rd. 135 000 DM den Bundesmitteln zuge- 
. führt worden. 

c) Gleichzeitig mit dem Neubau einer Bundesauto- 
bahn ließ das Land Hessen eine Landesstraße 
ausbauen und verlegen. Die Bundesautobahn 
kreuzt die verlegte Landesstraße mit einem 
Überführungsbauwerk. Dessen Kosten von rd. 
612 000 DM wurden voll aus Bundesmitteln be- 
stritten. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewie- 
sen, daß nach § 12 Abs. 2 FStrG die Kosten im 
Verhältnis der Fahrbahnbreiten unter den bei- 
den Trägern der Straßenbaulast hätten auf geteilt 
werden müssen. Beide Straßen wurden gleich- 
zeitig neu gebaut, ohne daß der Bau der Auto- 
bahn den Bau der Landstraße nötig gemacht hät- 
te. 

Das Land hat die Beanstandung anerkannt und 
sich bereit erklärt, rd. 111 000 DM zu erstat- 
ten. 

d) Beim Neubau einer Bundesautobahn mußten im 
Bereich des Landschaftsverbandes Westfalen- 
Lippe eine Landesstraße und eine Kreisstraße, 
die die Trasse der Autobahn kreuzten, verlegt 
werden. Bei dieser Gelegenheit wurde die Lan- 
desstraße begradigt und an eine andere, neu ge- 
führt Landesstraße angeschlossen. Ferner wurde 
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sie um 1,90 m verbreitert. Die Kreisstraße wurde 
auf etwa 1,3 km neu geführt. Sämtliche Kosten 
wurden dem Bund angelastet. Dies hat der Bun- 
desrechnungshof beanstandet, weil es sich um 
Kosten handelte, die nicht kreuzungsbedingt 
waren. Die Verwaltung hat die Beanstandung 
anerkannt und sich bereit erklärt, den Betrag, 
dessen Höhe noch nicht errechnet ist, dem Bund 
zu erstatten. 

ej Zum verkehrsgerechten Ausbau des Einmün- 
dungsbereiches einer Landesstraße im Lande 
Hessen in eine Bundesstraße mußte ein bebautes 
Grundstück erworben werden. Die Kosten wur- 
den allein vom Bund getragen. . 

Im gleichen Lande wurde in einem anderen Fal- 
le die Einmündung einer Kreisstraße in eine Bun- 
desstraße umgebaut. Dabei mußten drei Wasser- 
läufe verlegt werden. Auch diese Kosten wur- 
den dem Bund angelastet. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewie- 
sen, daß in beiden Fällen nach § 12 Abs. 3 a 
FStrG die Änderung der Kreuzungen unabhän- 
gig vom Ausbau einer Straße wegen der Ent- 
wicklung des Verkehrs erforderlich geworden 
war. Daher hätten die Kosten im Verhältnis der 
Fahrbahnbreite von den beteiligten Trägern der 
Straßenbaulast übernommen werden müssen. Zu 
diesen Kosten gehörten im ersten Fall die Kosten 
des Grunderwerbs, im zweiten Fall die Kosten 
für die Verlegung der Wasserläufe. 

Das Land hat die Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofes anerkannt und den Bundesmit- 
teln Beträge von rd. 1 1 600 DM und 27 300 DM 
wieder zugeführt. 

Kosten für die Wiederherstellung einer Umleitungsstrecke 

122 . Die in der Baulast des Bundes stehende Orts- 
durchfahrt einer Bundesstraße in Hessen wurde 
während ihres Ausbaues gesperrt und der Durch- 
gangsverkehr u. a. über die Ortsdurchfahrt einer 
Landesstraße umgeleitet. Durch eine vom Straßen- 
bauamt abgeschlossene Vereinbarung wurde der 
Bund verpflichtet, nach der Aufhebung der Umlei- 
tung den alten Fahrbahnzustand wiederherzustel- 
len. Tatsächlich wurden aber nicht nur die Schäden 
behoben. Die Umleitungsstrecke wurde vielmehr 
voll ausgebaut. Sie erhielt einen frostsicheren Un- 
terbau und wurde um 0,50 bis 1,50 m verbreitert. 
An Gehwegen, Hochborden und Entwässerungsein- 
richtungen wurden umfangreiche Arbeiten durchge- 
führt. Die Ausbaukosten von insgesamt 226 700 DM 
wurden dem Bund voll angelastet. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Nach 
§ 14 FStrG sind die Träger der Straßenbaulast ande- 
rer öffentlicher Straßen verpflichtet, bei vorüberge- 
hender Sperrung von Bundesstraßen die Umleitung 
des Verkehrs auf ihren Straßen zu dulden. Aufwen- 
dungen, die der Träger der Straßenbaulast der Um- 
leitungsstrecke zur Beseitigung wesentlicher durch 
die Umleitung verursachter Schäden machen muß, 
sind ihm, wie es auch die Vereinbarung vorsah, zu 


erstatten. Dagegen kann er nicht verlangen, daß 
der Bund auch die Kosten für einen verbesserten 
oder höherwertigen Ausbau übernimmt. 

Der Bundesrechnungshof hat daher gefordert, daß 
die Aufwendungen insoweit dem Bund erstattet 
werden. Das Land hat dem durch Zahlung von rd. 
113 000 DM entsprochen. 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik 

(Kapitel 1212) 

Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Verkehrsunfälie 

(Titel 532 06) 

Haushaltsjahr 1972 

Druckschrift „Besser leben mit modernem Verkehr“ 

123 . Der Bundesminister hat im Herbst 1972 — also 
vor der Verabschiedung des Haushaltsplans — eine 
Druckschrift von 16 Seiten mit dem Titel „Besser 
leben mit modernem Verkehr" in einer Auflage von 
mehr als 2,5 Millionen herausgegeben, die in allen 
Bundesländern verteilt worden ist. Sie enthält ei- 
nen ausführlichen, durch zahlreiche Fotos ergänz- 
ten Bericht über die verkehrspolitischen Erfolge 
und Absichten der Bundesregierung und anderer 
Gebietskörperschaften auf dem Gebiet des Straßen- 
verkehrs, der Eisenbahn, der Binnen- und Seeschiff- 
fahrt und der Luftfahrt. Fragen der Verkehrssicher- 
heit treten selbst in dem den Straßenverkehr be- 
handelnden Abschnitt weit zurück hinter den Hin- 
weisen auf den Straßen-, insbesondere den Auto- 
bahnbau und dessen Finanzierung, die Koordinierung 
von Straßenverkehr und Städtebau, die Fünfjahres- 
pläne, das Bundesverkehrsprogramm „Verkehrs- 
bund", den öffentlichen Personennahverkehr u. ä. 
Auch das die Druckschrift abschließende „Große 
Verkehrs-Preisausschreiben" enthält kaum Fragen, 
die sich auf die Beachtung der Verkehrsvorschrif- 
ten und das Verkehrs ge rechte Verhalten beziehen. 
Der Zweck der Druckschrift wird im Vorwort des 
Bundesministers wie folgt beschrieben: 

„Wir sagen Ihnen hier, wie es auf dem Gebiet 
des Verkehrs aussieht. Schließlich haben Sie ein 
Recht zu erfahren, wohin Ihre Steuergelder flie- 
ßen, was die Regierung damit macht. Und Sie sol- 
len wissen, was in unserem Verkehrswesen alles 
geplant ist, was wir noch verwirklichen wollen 
und wer in Parlament und Regierung dafür ein- 
steht." 

Die Gesamtkosten einschließlich des Aufwandes für 
Druck, Versand, Transport und für die Entwurfsge- 
staltung durch eine Werbeagentur betrugen rd. 
300 000 DM. Sie wurden jedoch nicht bei Kapitel 
12 02 Titel 531 10 — Unterrichtung der Bevölkerung 
über verkehrspolitische Maßnahmen — gebucht, 
wo im Haushaltsplan 1971 nur ein Betrag von 
185 000 DM und im Entwurf des Haushaltsplans 
1972 nur ein Ansatz von 195 000 DM vorgesehen 
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war. Der Bundesminister hat den Betrag vielmehr 
zu Lasten von Kapitel 12 02 Titel 532 06 — Aufklä- 
rungs- und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Verkehrsunfälle — verausgabt. 

Auf die Leistungen der Werbeagentur entfielen 
33 477 DM. Der Auftrag war ihr im August 1972 
freihändig erteilt worden, weil die Druckschrift bis 
zum 9. Oktober verteilt werden sollte und der Bun- 
desminister, wie er später erklärte, vermeiden woll- 
te, „daß ein späterer Veröffentlichungstermin mit 
dem Wahlkampfzeitraum 1972 kollidierte". 

124 . Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister darauf hingewiesen, daß Mittel des Titels 
532 06 nicht hätten in Anspruch genommen werden 
dürfen. Auch fehle es an den in Art. 111 GG ge- 
nannten Voraussetzungen für die Leistung von 
Ausgaben vor Verabschiedung des Haushaltsplans, 
und schließlich erscheine der Verzicht auf eine 
Ausschreibung des der Werbeagentur erteilten 
Auftrags nicht gerechtfertigt. 

125 . Der Bundesminister hält die Bedenken für 
unbegründet. Er meint, man dürfe die Öffentlich- 
keitsarbeit im Verkehrsbereich nur als einheitliches 
Ganzes sehen und müsse berücksichtigen, daß eine 
auf Verkehrsvorschriften, -Zeichen und -Unfälle be- 
schränkte Darstellung von vornherein zum Mißer- 
folg verurteilt sei. Denn es gehöre „zu den pädago- 
gischen Grunderkenntnissen, daß die isolierte, nur 
den Ausschnitt behandelnde Darstellung keine aus- 
reichende Motivation dafür setzt, die angestrebten 
Verhaltensweisen zu internalisieren". Für die den 
Straßenbau betreffende Öffentlichkeitsarbeit gelte 
das um so mehr, als jede Beschränkung vom einzel- 
nen Verkehrsteilnehmer zunächst als repressiv 
empfunden werde und diese Sperre sich nur über- 
winden lasse, „wenn neben den Sachinformationen 
zu einer Maßnahme gleichzeitig die Motive und die 
übergreifenden Zusammenhänge dargestellt wer- 
den". Ein Vergleich mit den anderen Werbemaß- 
nahmen des Jahres 1972 (Ferienfaltblatt, Aktion 
„Sicherheit geht vor" und Winterfaltblatt) mache 
deutlich, daß die Druckschrift in ein zusammenhän- 
gendes Konzept eingefügt sei, das sehr deutlich der 
Verkehrssicherheit diene. 

Die Ausgabe sei somit durch die Zweckbestimmung 
des Titels 532 06 gedeckt. „Wegen des Charakters 
der Öffentlichkeitsarbeit innerhalb eines abge- 
stimmten Konzepts" seien auch die Voraussetzun- 
gen des Art. 111 GG erfüllt. Die Werbeagentur 
habe deshalb freihändig beauftragt werden müssen, 
weil sie auf dem Verkehrssektor eingearbeitet und 
besonders qualifiziert sei und andere Agenturen zu 
lange Termine sowie überhöhte Preise gefordert 
hätten. 

126 . Die Ausführungen sind nicht geeignet, die 
Bedenken zu entkräften. Der Bundesrechnungshof 
bezweifelt nicht, daß die Öffentlichkeitsarbeit im 
Verkehrssektor — wie auch in anderen Bereichen 
— im Zusammenhang gesehen werden muß und daß 
ihr die richtigen Erkenntnisse aus Verkehrspsycho- 


logie und -pädagogik zugrunde liegen müssen. Aber 
weder der Hinweis auf die großen Zusammenhänge 
noch der auf die Motivation vermögen die fehlende 
haushaltsrechtliche Ermächtigung zu ersetzen. Öf- 
fentlichkeitsarbeit, die aus dem Titel 532 06 finan- 
ziert wird, muß sich — betrachte man sie im gro- 
ßen Zusammenhang oder jede Einzelmaßnahme für 
sich — in den Grenzen halten, die -die Zweckbe- 
stimmung zieht; sie muß sich also der Absicht un- 
terordnen, die Zahl der Unfälle im Straßenverkehr 
durch geeignete Aufklärung und Erziehung zu ver- 
ringern. Gerade in diesen Zusammenhang aber läßt 
sich die Druckschrift „Besser leben ..." im Gegensatz 
zu den übrigen im Jahre 1972 und in den Vorjahren 
veröffentlichten Schriften nach ihrem Titel und Ge- 
samtinhalt nicht einfügen. Der Straßenverkehr und 
seine Gefahren treten weit zurück gegenüber -der 
Darstellung verkehrspolitischer Erfolge und Ab- 
sichten der Bundesregierung nicht nur auf dem Ge- 
biet des Straßenbaues, sondern ebenso der Bundes- 
bahn, der Binnen- und Seeschiffahrt sowie der Luft- 
fahrt. Selbst die wenigen Hinweise auf Verkehrsge- 
fahren sind in die Form eines nicht unmittelbar an 
das Verhalten der Verkehrsteilnehmer appellieren- 
den Erfolgsberichts gekleidet. 

Die übrigen vom Bundesminister herausgegebenen 
und aus Mitteln des Titels 532 06 finanzierten Schrif- 
ten zeigen, daß er in anderen, und zwar auch in 
den von ihm selbst aufgeführten Fällen die sich 
hieraus ergebenden Grenzen gewahrt hat. 

Entgegen der Ansicht -des Bundesministers war die 
Ausgabe somit nicht durch die Zweckbestimmung 
des Titels 532 06 gedeckt. Damit entfiel von vornher- 
ein die Möglichkeit, sie nach Art. 111 GG als zu- 
lässig anzusehen, ganz abgesehen davon, daß eine 
besondere Dringlichkeit nicht nachgewiesen ist und 
von der Fortsetzung einer Leistung, für die „durch 
-den Haushaltsplan eines Vorjahres bereits Beträge 
bewilligt worden sind" (Art. 111 Abs. 1 Buchst, c 
GG), nicht die Rede sein kann. 

Aber auch aus Kapitel 12 02 Titel 531 10 hätte die 
Ausgabe nicht geleistet werden dürfen, obwohl sie 
von dessen Zweckbestimmung gedeckt gewesen 
wäre. Sie überschritt nämlich den im Haushaltsent- 
wurf 1972 vorgesehenen Ansatz bei weitem. Das 
aber ist selbst dann, wenn — anders als im vorlie- 
genden Falle — die Begleitumstände für einen Zu- 
sammenhang mit früheren Teilmaßnahmen sprechen 
würden, ein sicheres Anzeichen dafür, daß nicht 
von der Fortsetzung einer bereits begonnenen Lei- 
stung gesprochen werden kann. Es würde sich viel- 
mehr um eine „neue Maßnahme" i. S. des Art. 111 
GG handeln, weil das Begonnene über die Planung 
hinaus erweitert und verstärkt wird. Die strittige 
Ausgabe hätte daher allenfalls nach Art. 112 GG 
geleistet werden dürfen, dessen Voraussetzungen 
jedoch auch nach dem Vorbringen des Bundesmini- 
sters nicht Vorgelegen haben. 

Dieser Sachverhalt und Verstöße, die der Bundes- 
rechnungshof in anderem Zusammenhang festge- 
stellt hat, deuten darauf hin, daß im Bundesministe- 
rium und in seinen nachgeordneten Behörden der 
Art. 111 GG nicht immer richtig angewendet worden 
ist. 
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Schließlich hat der Bundesminister auch nicht aus- 
reichend begründen können, weshalb er von einer 
ordnungsmäßigen Vergabe des Gestaltungsauftra- 
ges habe absehen dürfen. Es gibt im Bundesgebiet 
mehrere für diese Aufgaben qualifizierte Werbe- 
agenturen. Die Vergabe häte auch frühzeitig vorbe- 
reitet werden können, wenn die Druckschrift, wie 
der Bundesminister behauptet, Bestandteil eines 
sorgfältig geplanten Gesamtkonzepts gewesen 
wäre. 

Aber auch wenn davon ausgegangen wird, daß 
über die Herausgabe der Druckschrift erst im Au- 
gust 1972 entschieden worden ist und daß ein spä- 
terer Veröffentlichungstermin, wie der Bundesmini- 
ster meint, mit dem Wahlkampfzeitraum kollidiert 
hätte, kann hiermit die gewählte Vergabeart nicht 
gerechtfertigt werden. Anfang August 1972 war be- 
reits abzusehen, daß die auf Anfang Oktober fest- 
gesetzte Auslieferung der Druckschrift in die Zeit 
des Wahlkampfes geraten werde. Wollte der Bun- 
desminister das vermeiden, hätte er die Herausgabe 
zurückstellen können und dadurch Zeit für eine 
vorschriftsmäßige Vergabe gewonnen. 


Luftfahrt 

Ungewöhnliche Bedingungen für Darlehen an ein Unternehmen 

Haushaltsjahre 1970 und später 

127 . Zur Finanzierung von Investitionen gewährt 
der Bund einem Unternehmen, an dem er maßge- 
bend beteiligt ist, zinsgünstige Darlehen. Sie wer- 
den regelmäßig mit 5 v. H. verzinst; der Bund ist 
berechtigt, im Falle einer Kapitalerhöhung jederzeit 
die Umwandlung der Darlehen in Kapitalanteile 
zu verlangen. Für die Darlehen, die er im Jahre 
1970 gewährte, hat er sich jedoch mit einem Zins- 
satz von nur 2 v. H. begnügt. Gegenüber einer Ver- 
zinsung mit 5 v. H. ergibt das um jährlich 2,7 Mil- 
lionen DM verminderte Zinseinnahmen. 

128 . Der Bundesrechnungshof sieht in der Bewil- 
ligung eines so ungewöhnlich niedrigen Zinssatzes 
einen Verstoß gegen den Grundsatz der wirtschaft- 
lichen und sparsamen Haushaltsführung (§ 7 BHO). 
Er hält es nicht für vertretbar, daß allein der Bund 
einer Gesellschaft, deren Anteile ihm nur zu einem 
Teil gehören, solche Vergünstigungen gewährt. 
Hinzu kommt, daß das Unternehmen im Geschäfts- 
jahr 1970 einen Gewinn ausgewiesen und ausge- 
schüttet hat. 

Der Bundesminister hat entgegnet, der Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages habe in sei- 
ner Sitzung am 6. März 1968 anläßlich der Beratung 
des Bundeshaushalts 1968 ausdrücklich festgestellt, 
daß das Unternehmen bestimmte Steuern, die ab 
1. Januar 1968 zu zahlen seien, nicht selbst aufzu- 
bringen habe und ihm zur Erhaltung seiner Wettbe- 
werbsfähigkeit gegenüber anderen Unternehmen 
die entsprechenden Beträge als Zuschüsse des Bun- 
des zur Verfügung gestellt würden. 


129 . Auf diese Entschließung berief sich der Bun- 
desminister jedoch zu Unrecht. Der Haushaltsaus- 
schuß hat es nur für das Haushaltsjahr 1968 als ge- 
rechtfertigt anerkannt, daß im Zusammenhang mit 
einer bestimmten Steuer Zuschüsse geleistet wer- 
den können. 

Der Haushaltsplan für 1970 hat keine Ermächtigung 
zum Ausgleich einer vom Unternehmen zu zahlen- 
den Steuer enthalten. Bei den günstigen Ertragsaus- 
sichten des Unternehmens für 1970 bestand hierzu 
auch kein Anlaß. Die Finanz- und Ertraglage war 
im Jahre 1970 so gut, daß die Wettbewerbsfähigkeit 
des Unternehmens nicht gefährdet worden wäre, 
wenn es Zinsen in Höhe von 5 v, H. zu zahlen ge- 
habt hätte. 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung 
fest, daß es dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit nicht entsprach, für die im Jahre 
1970 gewährten Darlehen nur einen Zinssatz von 2 
v. H. zu vereinbaren. 


Änderung von Darlehensverträgen zum Nachteil des Bundes 

130 . Im Juli 1972 hat sich der Bund damit ein- 
verstanden erklärt, daß für dieses Jahr für seit 1964 
gewährte Darlehen der Zinssatz ermäßigt werde, 
und zwar auf 2,5 v. H., und die Zinsen nicht, wie 
ursprünglich vereinbart, am 1 . April und 1 . Oktober, 
sondern am 31. Oktober zu zahlen waren. Der Zins- 
anspruch des Bundes ist dadurch um rd. 4,1 Millionen 
DM vermindert worden. Ein weiterer beträchtlicher 
Nachteil ist dem Bund überdies durch den neuen 
Zinstermin entstanden. 

Der Haushaltsausschuß hatte sich allerdings im Fe- 
bruar 1972 anläßlich der Beratung des Entwurfs 
zum Haushaltsplan damit einverstanden erklärt, 
daß die Zinsen auf 2,5 v. H. herabgesetzt werden. 
Dabei war in der Sitzung des Haushaltsausschusses 
auch vorgetragen worden, daß die abweichende 
Zinsregelung bereits vereinbart worden sei; tat- 
sächlich ist ein entsprechender Nachtragsvertrag 
erst 5 Monate später abgeschlossen worden. 

131 . Der Bundesrechnungshof vermag einen aus- 
reichenden Anlaß für das Abweichen von den ur- 
sprünglichen Kreditbedingungen auch in diesem 
Falle nicht zu erkennen. Der Haushaltsausschuß 
dürfte zu seiner Entscheidung wohl dadurch ge- 
kommen sein, daß er über den Zeitpunkt des Ver- 
tragsabschlusses unzutreffend und über die damali- 
gen Ertragsaussichten zumindest unvollständig un- 
terrichtet worden ist. Die Ertrags aussichten des Un- 
ternehmens waren nicht so ungünstig, wie sie der 
Bundesminister dem Haushaltsausschuß dargestellt 
hat. Etwa zu der Zeit, als er den Haushaltsausschuß 
unterrichtete, hat die Geschäftsleitung des Unter- 
nehmens im Finanzausschuß des Aufsichtsrats er- 
klärt, daß für das Geschäftsjahr 1972 das Ergebnis 
in etwa ausgeglichen sein werde und daß bei der 
Finanzierung der Investitionen selbst dann keine 
Schwierigkeiten entstehen würden, wenn sich ein 
Verlust bis zu einer Höhe von 50 Millionen DM er- 
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gäbe, weil Kreditlinien insoweit nicht ausgeschöpft 
seien. 

132. Der Bundesminister hat ausgeführt, er habe 
im Februar 1972 den Haushaltsausschuß zutreffend 
darüber unterrichtet, daß die im Herbst 1971 auf ge- 
stellte Budgetrechnung des Unternehmens für 1972 
mit einem hohen Verlust abgeschlossen habe. Der 
Abschluß des Nachtrags Vertrages sei auch deshalb 
gerechtfertigt, weil es sich nicht um Darlehen im 
üblichen Sinne handele. Bei der Beurteilung der 
Angemessenheit der Zinsen müsse berücksichtigt 
werden, daß der Bund durch die Hingabe der Darle- 
hen zugleich Vorsorge treffe, damit er im Falle ei- 
ner Kapitalerhöhung die ihm zustehenden Anteile 
voll übernehmen könne. Die Darlehen ersetzten au- 
ßerdem Eigenkapital; denn die Gesellschaft hätte 
ohne die Darlehen des Bundes ihr Kapital längst er- 
höhen müssen. Schließlich seien die Ertrags aussich- 
ten der Gesellschaft für 1972 so ungünstig gewesen, 
daß ein besonders begründeter Ausnahmefall nach 
§ 58 BHO Vorgelegen habe. 

133. Dem Bundesminister ist entgegenzuhalten, daß 
er den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges nur über das ungünstige Ergebnis der Budget- 
rechnung vom Herbst 1971 unterrichtet hat, nicht 
jedoch darüber, daß die Geschäftsleitung demge- 
genüber durch Verbesserungen auf der Kosten- und 
Ertragsseite bereits im Januar 1972 insgesamt mit 
einem leicht positiven Ergebnis für 1972 rechnete. 
Für die Beurteilung der Frage, ob ein besonders be- 
gründeter Ausnahmefall im Sinne des § 58 BHO 
Vorgelegen habe, ist es außerdem von Bedeutung, 
daß die Geschäftsleitung, noch bevor der Bundes- 
minister den Nachtragsvertrag unterzeichnet hatte, 
in der Sitzung des Aufsichtsrats im Juni 1972 mit- 
teilte, das Budget 1972 sei auf plus 12 Millionen 
DM fortgeschrieben worden. Hierbei ist das Unter- 
nehmen schon von einem Zinssatz von nur 2 v. H. 
ausgegangen. Das Budget hätte jedoch selbst dann 
noch mit einem Gewinn von rd. 8 Millionen DM ab- 
geschlossen, wenn die Zinsen für Darlehen des 
Bundes mit 5 v. H. angesetzt worden wären. Es mag 
zweckmäßig sein, die Beteiligung des Bundes an et- 
waigen Kapitalerhöhungen durch Hingabe von Dar- 
lehen vorzubereiten. Nicht gerechtfertigt war es je- 
doch, den Zinssatz unter 5 v. H. zu senken, zumal 
die übrigen Anteilseigner keine Darlehen zu so 
günstigen Bedingungen zur Verfügung gestellt ha- 
ben. Der Betand des Unternehmens wäre nicht ge- 
fährdet worden, wenn der Bund dessen weitere 
wirtschaftliche Entwicklung abgewartet hätte. Im 
weiteren Verlauf hat sich das bestätigt*, der Ab- 
schluß des Unternehmens für 1972 weist das beste 
Ergebnis aus, das die Gesellschaft seit vielen Jah- 
ren erzielt und das die Ausschüttung eines Ge- 
winns ermöglicht hat. 

Der Bundesrechnungshof hält auch unter Berück- 
sichtigung der Ausführungen des Bundesministers 
an seiner Auffassung fest, daß für die Vertragsän- 
derung zum Nachteil des Bundes ein besonders be- 
gründeter Ausnahmefall nach § 58 BHO nicht Vor- 
gelegen hat. 


Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 05 

(Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes) 
und dem Einzelplan 60 
(Allgemeine Finanzverwaltung) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Für humanitäre und andere sofortige Hilfsmaßnahmen im 
Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 

(Titel 68612) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 60 02) 

Humanitäre Hilfsmaßnahmen für Süd-Vietnam 

(Titel 686 02) 

Haushaltsjahre 1969 bis 1972 

Unzulässige Vorleistungen 

134. Der Bundesminister hat auf längere Zeit ein 
Schiff gechartert und es als Hospital in Süd-Viet- 
nam eingesetzt. Für andere humanitäre Zwecke hat 
er den Seetransport von Hilfsgütern — z. B. Was- 
seraufbereitungsanlagen, Klinomobilen, Kranken- 
wagen und Feldlazaretten — in die von Katastro- 
phen betroffenen Gebiete Jordaniens, Nigerias und 
des früheren Ostpakistan — jetzt Bangla-Desh — 
sowie die Rückführung entbehrlicher Hilfsgeräte 
aus diesen Gebieten vermittelt. Bei der Bewirt- 
schaftung der hierfür vorgesehenen Haushaltsmittel 
des Auswärtigen Amtes und der Allgemeinen Fi- 
nanzverwaltung hat er wiederholt vor Ende eines 
Haushaltsjahres auf Grund von „Proforma" -Rech- 
nungen, Kalkulationen oder sonstigen unzureichen- 
den Unterlagen Vorauszahlungen geleistet. Mehr- 
fach mußten die gezahlten Beträge ganz oder teil- 
weise zurückgefordert werden, weil Zahlungsver- 
pflichtungen des Bundes nicht oder nicht in der er- 
warteten Höhe entstanden. In einem Vermerk der 
Seetransportstelle des Bundesministeriums, der ei- 
nem der fraglichen Vorgänge beigefügt ist, werden 
die Vorauszahlungen ausdrücklich mit der Absicht 
begründet, verfügbare Haushaltsmittel vor Ablauf 
des Haushaltsjahres zu verbrauchen. 

Im einzelnen hat der Bundesrechnungshof bei sei- 
nen Prüfungen u. a. folgende Fälle festgestellt: 

An die mit der Verschiffung der Hilfsgüter beauf- 
tragten Reedereien leistete der Bundesminister ge- 
gen Ende der Haushaltsjahre wiederholt Voraus- 
zahlungen in z. T. beträchtlicher Hohe auf voraus- 
sichtlich im folgenden Haushaltsjahr entstehende 
Frachtkosten. So wurden für die Rückverschiffung 
von Krankenwagen u. ä. am 8. Dezember und von 
Wasseraufbereitungsanlagen am 29. Dezember 1970 
Zahlungen geleistet, obwohl die Geräte erst im Ja- 
nuar und September 1971 verladen worden sind. 
Auch war die Vorauszahlung in einem dieser Fälle 
um rd. 2 800 DM höher als die später festgestellten 
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Kosten. Am 17. Dezember 1971 erhielt eine Reederei 
eine Zahlung von mehr als 2,2 Millionen DM für 
den Einsatz von zwei Frachtschiffen, deren Bela- 
dung nach Angaben des Bundesministers erst am 
31. Dezember 1971 bzw. am 25. Februar 1972 abge- 
schlossen war. 

135. Auch auf dem Zeitchartervertrag sich erge- 
bende Zahlungen wurden wiederholt vorzeitig ge- 
leistet. So wurden am 29. Dezember 1969 90 900 DM 
im voraus auf die erst im Februar 1970 fällig ge- 
wordenen Heuern der Besatzungsmitglieder gezahlt. 
Im Dezember 1970 überwies der Bundesminister der 
Reederei vorsorglich 180 000 DM, mit denen Lohn- 
forderungen der Besatzung teilweise abgegolten 
werden sollten, obschon über die Forderungen noch 
ein Schiedsverfahren anhängig war und die zur 
Zahlung verpflichtende Entscheidung des Tarif- 
schiedsgerichts erst am 31. Juli 1972 zugestellt wur- 
de. Ebenfalls im Dezember 1970 wurden der Reede- 
rei weitere Vorauszahlungen in Höhe vn 30 000, 
45 000, 162 000 und 18 000 DM gewährt. Die 30 000 
DM sollten Kosten einer Havarie abdecken, von de- 
nen der Bundesminister ohne hinreichenden Grund 
annahm, daß sie der Bund zu tragen hätte. Der Be- 
trag wurde am 28. Juli 1971 zurückerstattet, nach- 
dem sich herausgestellt hatte, daß zum Ersatz ver- 
pflichtende Aufwendungen nicht entstanden waren. 
Der Teilbetrag von 45 000 DM sollte auf die erst am 
31. Januar 1971 fällig gewordene Monats-Charter 
angerechnet werden; 162 000 DM dienten als Vor- 
auszahlung für in den Monaten Dezember 1970 und 
Januar 1971 zu erbringende Überstunden der Besat- 
zung und für sonstige, noch nicht fällige Zulagen. 
Die 18 000 DM schließlich wurden im Hinblick auf 
eine zu erwartende Nachberechnung von erhöhten 
Sozialversicherungsbeiträgen für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. März 1971 ausgegeben. 

260 000 DM wurden bereits am 14. Dezember 1971 
wiederum für Überstunden der Besatzung in den 
Monaten Dezember 1971 und Januar 1972 und für 
sonstige noch nicht fällige Zulagen im voraus ge- 
leistet. 35 000 DM erhielt eine Erdölfirma am 8. De- 
zember 1971, der auch im Dezember 1970 schon 
45 000 DM im voraus gezahlt worden waren, für die 
noch zu erwartende Abrechnung über Bunkerko- 
sten. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Vorauszahlun- 
gen als Verstöße gegen haushaltsrechtliche Vor- 
schriften beanstandet. 

Der Bundesminister hat erwidert, er mißbillige 
grundsätzlich alle Abschlagszahlungen, die ohne 
Verpflichtung und auf Grund unzureichender Un- 
terlagen geleistet worden seien. Jedoch müsse be- 
rücksichtigt werden, daß sich unter den gegebenen 
schwierigen Umständen die Verzögerungen einzel- 
ner Transporte nicht hätten voraussehen lassen und 
daß auf die „üblichkeiten im riskanten Seetrans- 
portgeschäft" habe Rücksicht genommen werden 
müssen, zumal verhältnismäßig kleine und finanz- 
schwache Reedereien beteiligt gewesen seien. Was 
die Vorauszahlungen im Zusammenhang mit dem 
gecharterten Schiff angehe, so iseien sie geleistet 
worden, um den außerordentlichen Verzögerungen 
entgegenzuwirken, die sich bei der Übersendung 


der Abrechnungsunterlagen und infolge langwieri- 
ger Verhandlungen ergeben hätten. Die Abgeltung 
der Bunkerkosten vor Eingang der Abrechnung ent- 
spreche internationalen Gepflogenheiten. 

Dennoch werde er die Prüfungsfeststellungen zum 
Anlaß nehmen, alle Haushaltsmittel bewirtschaf- 
tenden Bediensteten zu strengen Einhaltung der Be- 
stimmungen und Grundsätze anzuhalten. 

136. Das Vorbringen vermag das eingeschlagene 
Verfahren nicht zu rechtfertigen. Das verkennt of- 
fenbar auch der Bundesminister nicht. Denn die ge- 
wiß vorhandenen Schwierigkeiten bei der Abwick- 
lung der Charter- und Transportleistungen hätten 
sich auf das Zahlungsverfahren nicht auswirken 
können, wenn die verantwortlichen Stellen die ein- 
deutigen Regelungen der §§34 Abs. 2 und 56 Abs. 1 
BHO beachtet hätten. Irgendwelche Handelsgepflo- 
genheiten, Besonderheiten des Seetransports oder 
besondere Umstände, die zur Vergütung von Trans- 
portleistungen vor Abschluß des Verladegeschäfts 
verpflichtet hätten, bestanden nicht. Auch lassen 
sich die Vorauszahlungen an die Charter-Reederei 
nicht mit Handelsbräuchen begründen. Im übri- 
gen bestätigen der Vermerk der Seetransport- 
stelle sowie die Tatsache, daß Vorleistungen ledig- 
lich zum Jahresschluß, nicht aber während des Jah- 
res vorgenommen wurden, daß nicht die vom Bun- 
desminister vorgetragenen Umstände, sondern das 
Bestreben, die nicht übertragbaren Haushaltsmittel 
möglichst aufzubrauchen, für das eingeschlagene 
Verfahren ursächlich waren. 

Der Bundesminister wird deshalb nicht nur die für 
die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln verant- 
wortlichen Bediensteten anzuweisen, sondern auch 
zu prüfen haben, ob die Verzinsung der vorzeitig 
gezahlten Beträge gefordert oder ein Ausgleich auf 
anderem Wege herbeigeführt werden muß. 


Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

Unwirtschaftliche Lagerung bundeseigenen Materials bei Firmen 

137. Im Jahre 1969 waren etwa 100 sogenannte 
„bundeseigene Lager" bei Firmen eingerichtet, die 
Wehrmaterial instandsetzen oder anfertigen. Allein 
die darin befindlichen Ersatzteile hatten damals ei- 
nen Wert von rd. 1,5 Milliarden DM. Das Material 
wurde von rd. 900 Firmenbediensteten verwaltet 
und bewirtschaftet. Die Kosten der Lager betrugen 
im Haushaltsjahr 1969 etwa 25 Millionen DM. 

Wie der Bundesrechnungshof schon früher berich- 
tet hat (Nr. 175 bis 177 seiner Bemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Haushaltsjahre 
1968 und 1969), lagern dort bundeseigene Ersatztei- 
le undSonderarbeitsmittel, die zum Teil aus techni- 
schen Gründen seit Jahren nicht mehr zu verwen- 
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den sind oder den Bedarf überschaubarer Zeiträume 
bei weitem überschreiten. 

138 . Inzwischen hat der Bundesrechnungshof in 
den bundeseigenen Lagern noch folgendes festge- 
stellt: 

— Für die Verwaltung und die Bewirtschaftung der 
bundeseigenen Vorräte haben die Firmen zuviel 
Personal eingesetzt. 

— Materialverluste sind dadurch entstanden, daß 
Teile mit begrenzter Lagerfähigkeit nicht recht- 
zeitig verbraucht wurden. Bei entsprechender 
Vorsorge hätten diese Teile von der Truppe im 
Rahmen der Feldinstandsetzung aufgebraucht 
werden können. 

— Firmen haben Material zwischen Bundeswehrde- 
pots und bundeseigenen Lagern sowie in bundes- 
eigenen Lagern umgelagert, ohne daß dafür eine 
Notwendigkeit bestand. 

— Die Teilstreitkräfte haben keinen Überblick 
über die Bestände in den bundeseigenen Lagern. 
Deshalb können Versorgungsengpässe im Trup- 
penbereich oft nur mit Hilfe von Firmenpersonal 
überbrückt werden, das bei den Verbänden zur 
technischen Betreuung der Waffensysteme tätig 
ist. 

— In einem Falle hatte eine Firma gleiche Ersatz- 
teile nach unterschiedlichen Ordnungssystemen 
nachgewiesen, wodurch der Überblick über die 
Vorräte erschwert, teilweise sogar verlorenge- 
gangen war. 

— Die Dienststellen des Bundes haben keine aus- 
reichende KontrollmÖglichkeit über die Material- 
entnahmen. über diese wird oft auch nicht auf- 
tragsbezogen abgerechnet. Zum Teil sind Vorar- 
beiter der Firmen berechtigt, bundeseigenes Ma- 
terial aus den bundeseigenen Lagern anzufor- 
dern. 

— In mehreren Fällen waren die Bestandsnachwei- 
se sowie die manuelle Bestandsführung zu ar- 
beitsaufwendig und unübersichtlich. 

— Oft wurden Kosten der Instandsetzung von Teil- 
geräten (Baugruppen) bei der Abrechnung als 
Aufwendungen der bundeseigenen Lager behan- 
delt und dadurch der Kontrolle der Instandset- 
zungskosten des jeweiligen Hauptgeräts entzo- 
gen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Mängel vor allem 
darauf zurückgeführt, daß der Bundesminister die 
hausinterne Zuständigkeit für diese Vorräte seit 
Einrichtung der Lager nicht festgelegt und die not- 
wendigen Richtlinien für die Einrichtung und den 
Betrieb der Lager sowie für die Abrechnung über 
die Ersatzteile in Verbindung mit dem Instandset- 
zungen nicht erlassen hat. Im übrigen hat der Bun- 
desrechnungshof dem Bundesminister mitgeteilt, er 
halte bundeseigene Lager überhaupt nicht für erfor- 
derlich, weil die Auftragnehmer die Ersatzteile für 
die ihnen übertragenen Instandsetzungen selbst be- 
schaffen und der Bundeswehr mit den Instandset- 
zungsleistungen in Rechnung stellen könnten. 


139 . Der Bundesminister hat nunmehr — ■ am 
6. Februar 1973 — Grundsätze für die Vorratshal- 
tung der Bundeswehr in der Industrie aufgestellt. 
Danach sollen entsprechend den Vorschlägen des 
Bundesrechnungshofes künftig grundsätzlich keine 
bundeseigenen Lager mehr eingerichtet und der In- 
dustrie die Instandsetzungsleistungen mit der Maß- 
gabe übertragen werden, daß sie die erforderlichen 
Ersatzteile eigenverantwortlich stellt. Die hohen 
Vorräte an bundeseigenem Material in den bundes- 
eigenen Lagern werden jedoch zu einem großen 
Teil noch für längere Zeit bestehenbleiben. 

Gleichzeitig hat der Bundesminister die Zuständig- 
keit für die bundeseigenen Vorräte in den Lagern 
dem Rüstungsbereich (Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung) übertragen. Nunmehr befaßt sich 
neben den Teilstreitkräften eine weitere Organisa- 
tion mit der Bewirtschaftung von Ersatzteilen im 
Rüstungsbereich. Das macht zusätzliches Personal 
erforderlich, erschwert die Bewirtschaftung der 
Vorräte und wirkt der Zentralisierung entgegen, 
die der Bundesrechnungshof für die Bewirtschaf- 
tung von Ersatzteilen im gesamten Bereich der Bun- 
deswehr empfohlen hat (vgl. dazu Nr. 160 und 177 
der Bemerkungen 1968 und 1969). 

Diese Frage und weitere Einzelheiten der Neurege- 
lung erörtert der Bundesrechnungshof noch mit 
dem Bundesminister. 

140 . Der Bundesminister hatte im Jahre 1970 mit- 
geteilt, daß er angeordnet habe, die Bestände in 
den bundeseigenen Lagern zu erfassen und das 
Überschußmaterial abzubauen. Bisher ist aber noch 
nicht einmal die Erfassung abgeschlossen, so daß 
vermeidbare Lager- und Verwaltungskosten für 
weitere Jahre entstanden sind und noch anfallen 
werden. Die dadurch bedingte Mehrbelastung des 
Bundes muß auf mindestens 10 Millionen DM jähr- 
lich geschätzt werden. 

Der Bundesminister sollte nunmehr unverzüglich 
die Richtlinien über die Einrichtung und den Be- 
trieb der bundeseigenen Lager erlassen. Im übrigen 
sollte er dafür sorgen, daß die Zahl dieser Lager 
baldigst vermindert wird und die dort gelagerten 
überhöhten Vorräte beschleunigt abgebaut wer- 
den. 

Haushaltsjahre 1968 bis 1973 

Organisation und Steilenbesetzung der Zentralen Deutschen 
Verbindungsstelle in Portugal, Lissabon 

141 . Bei der Prüfung der Dienststellen der Bun- 
deswehr in Portugal im Jahre 1968 hat sich der 
Bundesrechnungshof auch mit Fragen der Organisa- 
tion der „Zentralen deutschen Verbindungsstelle 
zwischen dem Bundesminister der Verteidigung der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Ministerium 
für Landesverteidigung der Republik Portugal" 
(ZDVP) befaßt. Die Dienststelle gliedert sich in 
ZDVP-Kommando und ZDVP-Verwaltung. 

Der Bundesrechnungshof hat damals festgestellt, 
daß der Personalbestand (ohne portug. Ortskräfte) 
mit 44 Bediensteten zu hoch war, weil nach dem 
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Verzicht auf den größten Teil der ursprünglichen 
Planungen und der militärischen Nutzung der Basis 
Beja insbesondere auf militärischem Gebiet nur 
noch wenige Aufgaben verblieben waren. Er hatte 
daher dem Bundesminister vorgeschlagen, das 
Kommando aufzulösen und die wenigen militäri- 
schen Aufgaben dem Kommandeur des deutschen 
Luftwaffenkommandos in Beja zu übertragen. Die 
Verwaltung sollte in Lissabon verbleiben, da bei 
ihr seit geraumer Zeit das Schwergewicht der Tä- 
tigkeit lag. Wäre dieser Vorschlag verwirklicht 
worden, so hätten allein an Personalausgaben jähr- 
lich mindestens 1,1 Millionen DM gespart werden 
können. 

Der Bundesminister hat seine Entscheidung über 
einen Personalabbau und eine neue Organisation 
immer wieder hinausgeschoben und schließlich im 
Oktober 1970 mitgeteilt, es sei beabsichtigt, anstel- 
le der Auflösung der ZDVP (Kommando und Ver- 
waltung) eine Verbindungsdelegation zu schaffen, 
die von allen Kommando- und Verwaltungsaufga- 
ben befreit sei und überwiegend Verbindungsaufga- 
ben gegenüber den portugiesischen Dienststellen 
wahrzunehmen habe. Bevor die Organisation dieser 
Dienststelle im einzelnen festgelegt werden könne, 
müsse Klarheit über Art und Umfang ihrer Aufga- 
ben bestehen. Insoweit seien aber die Untersuchun- 
gen noch nicht abgeschlossen. Hinzu komme, daß 
die vorgesehene zivil/militärisch gemischte Verbin- 
dungsdelegation eine für das Verteidigungsressort 
neuartige Organisationsform darstelle, die zahl- 
reiche der vorherigen Klärung bedürftige Probleme 
aufwerfe. 

Auf wiederholte Sachstandsanfragen hat der Bun- 
desminister im Februar 1972 geantwortet, vor einer 
abschließenden Entscheidung seien noch örtliche 
Erhebungen erforderlich. Im November 1972 hat er 
mitgeteilt, nunmehr lägen auf Grund der örtlichen 
Erhebungen vom Februar 1972 der Leitung des Mi- 
nisteriums Vorschläge für eine Neuorganisation der 
ZDVP vor. Die Entscheidung sei aber schwierig und 
brauche noch Zeit, weil dabei außenpolitische Fra- 
gen eine Rolle spielten und auch Entscheidungen 
der portugiesischen Regierung abgewartet werden 
müßten. 

Mit Schreiben vom 30. April 1973 hat der Bundes- 
minister weiter mitgeteilt, seine Prüfgruppe habe 
bei den örtlichen Erhebungen im Februar 1972 nicht 
feststellen können, daß das. Schwergewicht der Ar- 
beit der ZDVP im Verwaltungsbereich liege. Viel- 
mehr handle es sich bei den anfallenden Aufgaben 
gleichermaßen um militärische wie um administra- 
tive Verbindungsaufgaben, die zweckmäßig nur 
von den jeweiligen Bereichen wahrgenommen wer- 
den könnten. 

Die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungsho- 
fes beruhten auf Erkenntnissen aus der örtlichen 
Prüfung Ende 1968. Vom Herbst 1970 ab seien 
aber fliegende Verbände und Instandsetzungsein- 
heiten zur Ausbildung oder aus anderen Gründen 
nach Beja verlegt worden. Dem Organisationsvor- 
schlag des Bundesrechnungshofes könne daher 
nicht gefolgt werden. Außerdem wäre jede merkli- 
che Personalverringerung bei der ZDVP von portu- 


giesischer Seite als ein einseitiges Abrücken von 
Vereinbarungen und damit als Affront verstanden 
worden. 

Diese Darlegungen vermögen nicht zu überzeugen. 
Die stärkere Nutzung der Basis Beja seit Herbst 1970 
war nur von beschränkter Dauer und wirkte sich 
auf die Aufgabenstellung und Arbeitsbelastung der 
ZDVP-Kommando nicht aus. Die damit verbundenen 
„Durchführungsarbeiten“ fielen in die Zuständig- 
keit des Kommandeurs des Deutschen Luftwaffen- 
Kommandos Beja (eines Obersten) und seines 
Stabes. Es ist nicht dargetan, daß die portugiesische 
Regierung es als einen Affront betrachtet hätte, 
wenn der Bundesminister dem geschrumpften Auf- 
gabenbereich der Dienststelle auch die Personal- 
stärke angepaßt hätte. Eine solche innerbehördliche 
Maßnahme hätte den portugiesischen Stellen als 
Randerscheinung der Entwicklung in der Hauptsa- 
che erscheinen müssen; eine zusätzliche Verstim- 
mung hätte sie schwerlich hervorrufen können. 

Der Bundesrechnungshof hält daher an seiner Auf- 
fassung fest, daß der Bundesminister — ohne einer 
künftigen sachgerechten Organisation vorgreifen 
zu müssen — schon auf Grund der Prüfungsmittei- 
lungen vom 30. Juni 1969 die nicht oder nicht aus- 
reichend beschäftigten Bediensteten hätte zurück- 
ziehen müssen. 

Nunmehr hat zwar der Bundesminister am 19. Fe- 
bruar 1973 angeordnet, freie oder frei werdende 
Stellen bis auf weiteres grundsätzlich nicht mehr 
zu besetzen. Im Schreiben vom 30. April 1973 hat er 
angekündigt, daß er noch im Jahr 1973 eine 
Reduzierung der Aufgaben der Verbindungsstelle 
und einen spürbaren Personalabbau anstrebe. 
Schließlich hat der Bundesminister der Finanzen in 
der Vorlage Nr. 79/73 an den Haushaltsausschuß 
vom 1. Oktober 1973 mitgeteilt, daß der Bundesmi- 
nister der Verteidigung die ZDVP auflösen werde. 
Dazu hätte sich dieser nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes jedoch bereits 4 Jahre früher 
entschließen müssen. 

142 . Im übrigen stand mit Ablauf des Haushalts- 
jahres 1972 für den Dienstposten des Leiters der 
ZDVP wegen Wirksamwerdens des Ku-Vermerks 
im Haushaltsplan die Planstelle der Besoldungs- 
gruppe B 6 (Brigadegeneral) nicht mehr zur Ver- 
fügung (Kapitel 14 03 Titel 423 01). Der Bundes- 
minister hat daraus aber keine Folgerungen gezo- 
gen und weiterhin einen Brigadegeneral als Leiter 
der ZDVP belassen. 


Verschiedene Kapitel und Titel 

Haushaltsjahr 1970 

Kraftfahrzeuginstandsetzung im Feldheer 

143 . Der Bundesrechnungshof hatte in Nr. 133 bis 
142 seiner Bemerkungen 1970 (Drucksache 7/8) u. a. 
über seine Erhebungen über die Kraftfahrzeugin- 
standsetzung im Feldheer berichtet. Diese Feststel- 
lungen, die sich der Bundesminister zunächst in 
wesentlichen Punkten nicht zu eigenen machen 
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wollte, hatten ihn veranlaßt, eine Kommission für 
die „Überprüfung der Materialerhaltung für Rad- 
und Kettenfahrzeuge einschließlich des Ersatzteil- 
wesens " einzusetzen (vgl. Nr. 142 der genannten 
Bemerkungen). 

Die Kommission hat sich in ihrem Bericht in nahe- 
zu allen Punkten der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes angeschlossen und dem Bundesminister 
entsprechende Vorschläge unterbreitet. Dieser hat 
daraufhin im Februar 1973 eine Reihe von Maßnah- 
men angeordnet und Überprüfungen eingeleitet, die 
der strafferen und sachgerechteren Organisation und 
Führung der Instandsetzungseinheiten des Feldhee- 
res dienen sowie eine Verringerung der Betriebsko- 
sten bezwecken sollen. 

So hat der Bundesminister insbesondere die Bildung 
von „Divisionsinstandsetzungsverbänden" (bisher als 
Divisionsinstandsetzungskommandos bezeichnet, s. 
Nr. 138 der Bemerkungen 1970) angeordnet, denen 
künftig alle für eine Division eingesetzten Instand- 
setzungskompanien unterstellt werden. Hierdurch 
werden eine Instandsetzungskompanie je Division 
sowie die Stäbe der Versorgungsbataillone der Bri- 
gaden eingespart. Ferner will der Bundesminister 
die „Instandsetzungsfreundlichkeit" von neu einzu- 
führendem Gerät verbessern und dessen Versor- 
gungsreife durch die gleichzeitige Beschaffung der 
Materialgrundlagen, Sonderwerkzeuge, Meß- und 
Prüfgeräte, Ausbildungsmittel sowie wichtiger Er- 
satzteile und Baugruppen sicherstellen. Schließlich 
beabsichtigt er, in die Offizier- und Unteroffizier- 
ausbildung die Erziehung zu wirtschaftlichem Den- 
ken und zum Kostenbewußtsein aufzunehmen. 

Weitere Einzelheiten seiner Feststellungen erörtert 
der Bundesrechnungshof noch mit dem Bundesmini- 
ster. 

Haushaltsjahre 1972 und früher 

Materialwirtschaft bei Versorgungseinrichtungen des 
Territorialheeres 

144 . Der Bundesrechnungshof hat seine Erhebun- 
gen auf dem Gebiet der Materialwirtschaft der Bun- 
deswehr fortgesetzt und die vier Instandsetzungs- 
werke und mehrere Depots des Heeres geprüft. Wie 
die mobilen Einsatz verbände sind sie militärisch 
gegliedert, obwohl sie bodenständig und eher Ein- 
richtungen der Wirtschaft vergleichbar sind. 

Bei den Depots sind etwa 16 v. H., bei den Instand- 
setzungswerken etwa 26 v. H. des Führungs- ünd 
Verwaltungspersonals Soldaten. Die übrigen Be- 
diensteten im Führungs- und Verwaltungsdienst so- 
wie die gewerblichen Arbeitskräfte beider Einrich- 
tungen haben zivilen Status. 

Bei seinen Erhebungen hat der Bundesrechnungshof 
die betriebsbedingten Gemeinkosten von zwei De- 
pots und von zwei Ins tandsetzungs werken ermit- 
telt. Dabei hat sich herausgestellt, daß diese Kosten 
jährlich um mindestens 6,7 Millionen DM überhöht 
sind. Die Ursachen dafür sind im wesentlichen in 
teils entbehrlichen, teils umständlichen Verwal- 
tungsverfahren und Betriebsabläufen zu suchen. 
Außerdem sind die Kosten durch zu hohe Aufwen- 


dungen für innerbetriebliche Transporte und für die 
Lagerdienste belastet. 

In besondere hält der Bundesrechnungshof folgende 
Verfahren für änderungsbedürftig: 

— Personal- und Gebührnisangelegenheiten wer- 
den jeweils von zwei Dienststellen, nämlich von 
der Standortverwaltung und von dem Depot 
oder Instandsetzungswerk bearbeitet, was bei 
diesen Dienststellen zu Schwierigkeiten führt. 

— Den Depots und Instandsetzungswerken werden 
die fachbezogenen Stellen für Arbeiter fest für 
genau bestimmte Teileinheiten zugewiesen. Da- 
durch können die Arbeiter bei veränderter Auf- 
tragslage erst nach einem zeitraubenden und 
umständlichen Verwaltungsverfahren, bei dem 
zum Teil sogar der Bundesminister zu beteiligen 
ist, umgesetzt werden. 

— Die Depots führen sogenannte „Lagerorts- und 
Bewegungskarteien" .in einem zeitaufwendigen 
manuellen Verfahren, während zur Beschleuni- 
gung der Auslieferungsvorgänge teuere elektro- 
nische Datenverarbeitungsanlagen eingesetzt 
sind. 

— Die Depots buchen schadhaftes Material, das sie 
selbst instandsetzen, auch dann in andere Zu- 
standskodes um, wenn sich daraus keine Aussa- 
gen über den Zustand oder die Brauchbarkeit 
der Bestände ergeben. 

— Bei den laufenden und außerordentlichen Inven- 
turen werden alle Versorgungsartikel lückenlos 
ohne Rücksicht auf ihren Wert gezählt. 

— Die Verfahrensweisen und die damit verbunde- 
nen Kosten zur Aufklärung von Fehlmengen bei 
den Depotvorräten und bei Gerät, das von der 
Truppe angeliefert wird, sind zu aufwendig; sie 
stehen meist in keinem angemessenen Verhält- 
nis zu den Verlusten und verzögern die Wieder- 
verwendung der Geräte. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
Vorschläge für eine Neuorganisation der Depots 
und der Instandsetzungswerke gemacht, die die be- 
trieblichen Erfordernisse berücksichtigen und die 
Verantwortungsbereiche eindeutig voneinander ab- 
grenzen. Weiterhin hat der Bundes rechnungshof 
u. a. angeregt, 

— nach einem entsprechenden Versuch in einem 
Instandsetzungswerk einen Teil der Personalbe- 
arbeitung (Einstufung der Arbeiter) nur den De- 
pots und Instandsetzungswerken sowie einen 
Teil der Gebührnisbearbeitung (Ermittlung der 
Gedingeüberverdienste) nur den Standortver- 
waltungen zu übertragen und bei Einstufung der 
Arbeiter in die Lohngruppen des MTB auf ins 
einzelne gehende Tätigkeitsbeschreibungen zu 
verzichten, soweit die Tätigkeiten zweifelsfrei 
in dem Lohngruppenverzeichnis des MTB aufge- 
führt sind, 

— die Stellen für die Arbeiter den Depots und In- 
standsetzungswerken in Globalzahlen oder noch 
besser nur Kapazitätswerte in Stunden zuzuwei- 
sen, 
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— die Lagerorts- und Bewegungskarteien in den 
Depots wegfallen zu lassen; die Lagerorte kön- 
nen von den elektronischen Datenverarbeitungs- 
anlagen gespeichert und mit den Auslieferungs- 
anweisungen den Depots übermittelt werden, 

— auf entbehrliche Umbuchungen zu verzichten, 

— bei den Inventuren die zu zählenden Teile durch 
Anwendung statistisch-mathematischer Verfahren 
unter Berücksichtigung der Materialwerte we- 
sentlich zu vermindern und 

— die Verfahren zur Aufklärung von Fehlmengen 
zu vereinfachen. 

Außerdem hat der Bundesrechnungshof vorgeschla- 
gen, eine Betriebsabrechnung nach einheitlichen 
Auftragsnummernplänen einzuführen. 

Wenn der Bundesminister diesen Anregungen folgt, 
können allein in den Depots Darmstadt und Hese- 
dorf sowie in. den vier Instandsetzungswerken des 
Heeres Stellen für 370 Kräfte im Führungs- und 
Verwaltungsdienst eingespart werden. Das brächte 
bei allen Depots des Heeres sowie denen der ande- 
ren Teilstreitkräfte eine Einsparung von mindestens 
2000 bis 2500 Stellen. 

145 . Nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes werden außerdem die den Depots zur 
Verfügung stehenden Instandsetzungskapazitäten 
nicht genügend ausgelastet. So haben die Depots 
Crailsheim, Darmstadt und Hesedorf im Jahre 1970 
Aufträge in Höhe von rd. 3 Millionen DM — dies 
entspricht einem Auftragsvolumen von rd. 90 000 
Arbeitsstunden — an zivile Werkstätten vergeben, 
obwohl sie rd. 160 000 Arbeitsstunden ihrer eige- 
nen Instandsetzungskapazität nicht mit Arbeitsauf- 
trägen belegen konnten. 

Auch ist der Aufwand an Arbeitszeit bei der In- 
standsetzung der Geräte und Baugruppen zum Teil 
überhöht. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn 
einzelne Gerätearten unnötigerweise an mehreren 
Stellen instandgesetzt werden, bei denen noch dazu 
unterschiedliche fertigungstechnische Vorausset- 
zungen vorliegen. So wird das Gewehr G 3 sowohl 
im Depot Hesedorf als auch in den Instandsetzungs- 
werken Darmstadt und St. Wendel instandgesetzt. 
Das Depot Hesedorf wendet für die Überholung ei- 
nes Gewehres 0,5 Arbeitsstunden mehr auf als die 
Instandsetzungswerke. Das entspricht bei den vom 
Depot Hesedorf jährlich instandzusetzenden 24 000 
Gewehren einem Mehraufwand von rd. 12 000 Ar- 
beitsstunden. 

Die Depots setzen auch häufig anfallendes Gerät 
einzeln statt in Serien instand. 

Der Bundesrechnungshof schätzt, daß die Depots 
Crailsheim, Darmstadt und Hesedorf sowie die vier 
Instandsetzungswerke ohne Personalvermehrung 
zusätzlich noch etwa 500 000 Arbeitsstunden jähr- 
lich für die Materialerhaltung erbringen können. 

Die Werkstattanlagen sind oft nicht genügend aus- 
gelastet. So könnte im Instandsetzungswerk Darm- 
stadt nahezu die doppelte Zahl von Arbeitern be- 
schäftigt werden, ohne daß dadurch zusätzliche 
Baumaßnahmen notwendig wären. Anstatt für eine 


volle Auslastung der Anlagen in Darmstadt zu sor- 
gen, läßt der Bundesminister im Werk Jülich die 
Anlagen noch ausbauen. Der Bundesrechnungshof 
hat daher angeregt, die bereits vorhandenen Anla- 
gen personell besser zu nutzen und dafür auf den 
weiteren Ausbau des Werks Jülich zu verzichten, 
der nach Schätzung des Bundesrechnungshofes In- 
vestitionskosten von etwa 30 Millionen DM erfor- 
dert. 

Der Bundesrechnungshof ist im übrigen der Auffas- 
sung, daß das Heer mit den Instandsetzungswerken 
Aufgaben wahrnimmt, die ihm vom Auftrag und 
von der Struktur her fremd sind. Aus diesem Grun- 
de hat er vorgeschlagen, die Werke in zivile Be- 
triebe der Bundeswehrverwaltung umzuwandeln 
und sie — wie die Arsenale der Marine — dem Rü- 
stungsbereich zu unterstellen. 

Der Bundesminister hat sich zu den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes und zu seinen Vorschlä- 
gen noch nicht abschließend äußern können. Er hat 
bisher mitgeteilt, daß eine personelle Aufstockung 
im Instandsetzungswerk Darmstadt wegen der an- 
gespannten Lage auf dem dortigen Arbeitsmarkt 
nicht möglich sei. Die unwirtschaftliche Gewehrin- 
standsetzung im Depot Hesedorf will er schrittwei- 
se abbauen. Das Personal im Führungs- und Ver- 
waltungsdienst habe er bereits vermindert. 

Dazu ist anzumerken, daß der Bundesrechnungshof 
bei seinen Erhebungen schon von dem verminder- 
ten Personalumfang im Führungs- und Verwal- 
tungsdienst ausgegangen ist. Es ist daher nach wie 
vor möglich, die genannten 370 Stellen einzuspa- 
ren. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, über die 
Angelegenheit zu einem späteren Zeitpunkt ab- 
schließend zu berichten. 


Verschiedene Kapitel und Titel 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

Materialwirtschaft In der Marine 

146 . Der Bundesrechnungshöf hat die drei Ma- 
rinematerialdepots in Bargum, Wilhelmshaven und 
Weener örtlich geprüft und folgende Feststellungen 
getroffen: 

147 . Das Depot in Wilhelmshaven, das truppen- 
dienstlich und für den Einsatz der Marinedivision 
Nordsee unterstellt ist, erhält Weisungen im Auf- 
gabenbereich des Nachschubs von der Marinedivi- 
sion Ostsee. Uber seine Bestände disponieren die 
Marinedivision Ostsee und das Materialamt der 
Marine. Im Laufe des Jahres 1971 ist das Depot mit 
der Bearbeitung von Materialeingängen und -aus- 
gängen erheblich in Rückstand geraten. So waren 
im August 1971 rd. 16 400 Materialpositionen noch 
nicht vereinnahmt und rd. 7 400 Materialpositio- 
nen, für die teilweise die Ausgabeanweisungen 
bereits seit drei Monaten Vorlagen, noch nicht ver- 
ausgabt. Dadurch sind Skontofristen überschritten 
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worden und Ansprüche auf Verzugszinsen entstan- 
den. Obwohl die Marinedivision Nordsee daraufhin 
Überstunden anordnete, hatte sich die Arbeitslage 
im Depot bis zum Jahresende 1971 nur wenig ge- 
bessert. 

Die Ursachen für die Schwierigkeiten sind in erster 
Linie in der unzulänglichen Organisation der be- 
trieblichen Arbeitsabläufe zu suchen. Da für den 
Depotbetrieb betriebswirtschaftliche Grundsätze 
gelten müssen, hält der Bundesrechnungshof es im 
Interesse einer sachgerechten Planung, Steuerung 
und Überwachung der Arbeit für vordringlich, bei 
allen Marinematerialdepots eine Gruppe „Arbeits- 
vorbereitung" nach dem Beispiel der Betriebsorga- 
nisation in der Industie einzurichten. Nur mit ihrer 
Hilfe ist die Depotleitung in der Lage, das Betriebs- 
geschehen jederzeit zu überblicken, folgerichtige 
Entschlüsse zu fassen und in die Tat umzusetzen. 

Außerdem erscheint es erforderlich, das Unterstel- 
lungsverhältnis für die Depots Wilhelmshaven und 
Weener zu ändern. Auf Grund ihrer Dispositionsbe- 
fugnisse über die Depotbestände haben die Marine- 
division Ostsee und das Materialamt der Marine 
den maßgebenden Einfluß auf die Depots. Sie be- 
stimmen letztlich den Umfang der Bestände und da- 
mit das Betriebsgeschehen. Daher erscheint es nicht 
sinnvoll, daß diese Depots truppendienstlich und 
für den Einsatz der Marinedivision Nordsee unter- 
stehen, die mangels Diispositionsbefugnis Diskre- 
panzen zwischen Arbeitsanfall und -kapazität in 
d*en Depots erst nachträglich anhand ihrer Auswir- 
kungen zu erkennen vermag und daher zweckdien- 
liche Entscheidungen nicht rechtzeitig treffen kann. 
Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
deshalb vorgeschlagen, die Depots in jeder Hin- 
sicht nur einer Dienststelle zu unterstellen. 

Der Bundesminister hat die Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes bestätigt und eingeräumt, daß 
die Einsatzbereitschaft des Depots in Wilhelmsha- 
ven zeitweilig eingeschränkt und die Betriebssi- 
cherheit gefährdet gewesen seien. Als Ergebnis ei- 
ner Prüfung dieses Depots durch eine Untersu- 
chungskommission im November 1971 seien Maß- 
nahmen getroffen worden, um die Schwierigkeiten 
zu beheben. Inzwischen seien die Bearbeitungs- 
rückstände bei den Materialeingängen und -ausgän- 
gen abgebaut und die Überstunden eingestellt wor- 
den. 

Der Bundesminister hat auch der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes beigepflichtet, daß die De- 
potbetriebsorganisation unzureichend sei. Entspre- 
chende Untersuchungen hierüber seien im Gange; 
mit ihrer Auswertung könne voraussichtlich im 
Sommer 1973 begonnen werden. Zur Änderung des 
Unterstellungsverhältnisses für die Depots hat der 
Bundesminister zugesagt, daß im Zuge der Neuord- 
nung des Unterstützungsbereichs alle Depots nur 
noch einem Organisationsbereich zugeteilt und die 
Dispositionsbefugnisse für das Material bei einer 
Stelle, nämlich dem Marineunterstützungskömmando, 
konzentriert würden. 

148 . Uber die in den drei Depots lagernden Mate- 
rialvorräte disponiert mit Hilfe je einer EDV-Anla- 


ge teils die Marinedivision Ostsee (Bestände des 
Flottenkommandos) und teils das Materialamt der 
Marine (Basisvorrat sowie Bestände der Erstaus- 
stattung und des Friedensvorratfolgebedarfs). 

Da der Bundesrechnungshof diese Regelung für auf- 
wendig und unvorteilhaft hält, hat er dem Bundes- 
minister empfohlen, sie zugunsten einer Zentralisie- 
rung der Arbeiten aufzugeben und dazu auf seine 
früheren Vorschläge zur Zentralisierung der Depot- 
bestandsführung verwiesen (vgl. hierzu Drucksache 
VI/2697, Nr. 160, 161). Danach erscheint es vor- 
dringlich, die Materialvorräte der Marine nicht 
mehr von zwei Stellen, sondern nur noch von einer 
bewirtschaften zu lassen. Dadurch ließen sich die 
Materialbewirtschaftung straffen, der Personal- und 
Sachaufwand einschränken, die Anforderungswege 
verkürzen und die Vorratshaltung herabsetzen. 

Der Bundesminister hat zugesagt, bei der Neuord- 
nung des Unterstützungsbereiches der Marine die 
Bewirtschaftung der Vorräte zusammenzufassen 
und die bisher bewirtschaftenden Stellen — Abtei- 
lung Logistik der Marinedivision Ostsee und Mate- 
rialamt der Marine — zusammenzulegen. Maßnah- 
men zur Bildung dieser zentralen Versorgungslenk- 
stelle seien eingeleitet. Der Führungsstab der Mari- 
ne habe den nachgeordneten Bereich angewiesen, 
die Verfahrensumstellung vorzubereiten. 

149 . In der Versorgungsebene der Marinestütz- 
punkte werden die Materialvorräte im manuellen 
Verfahren nachgewiesen; das ist aufwendig und hat 
den Nachteil, daß die Marinedivision Ostsee als 
Materialkontrollzentrum und Materiallenkstelle 
über diese Vorräte keinen Überblick hat. Sie kann 
deshalb weder zur Überbrückung von Engpässen 
einen Materialausgleich veranlassen noch Material- 
überhänge und überschüssiges Material erkennen. 
Zur Straffung der Materialbewirtschaftung hat der 
Bundesrechnungshof deshalb vorgeschlagen, diese 
Vorräte — gleich denen der Depots — bei der Ma- 
rinedivision Ostsee maschinell erfassen zu lassen 
und bei den Versorgungseinrichtungen der Marine- 
stützpunkte das maschinelle Buchungsverfahren 
einzuführen. 

Die Marinedivision Ostsee führt die Materialvorrä- 
te der Marinestützpunkte inzwischen mit Hilfe der 
EDV und erfaßt in gleicher Weise auch den Mate- 
rialverbrauch. Der Bundesminister strebt als näch- 
sten Schritt eine weitgehende maschinelle Soller- 
rechnung und Bedarfsermittlung für die Vorräte so- 
wie deren automatische Wiederauffüllung an. 

150 . Für Bestandsprüfungen sind in den Stärke- 
und Ausrüstungsnachweisungen der drei Marine- 
materialdepots Dienstposten für insgesamt 17 Ange- 
stellte und 28 Arbeiter ausgebracht; die jährlichen 
Personalkosten kommen der Millionengrenze nahe. 
Für das Personal lagen Arbeitsanweisungen nicht 
vor. Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster darauf hingewiesen, daß sich Bestandsprüfun- 
gen — u. a. auch Spezialinventuren — einschrän- 
ken und demzufolge Personaleinsparungen erzielen 
lassen, wenn bei der Annahme und Ausgabe des Ma- 
terials sowie bei der Lagerhaltung und Bestandsfüh- 
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rung die gebotene Sorgfalt angewendet wird. Er hat 
ferner eine Rationalisierung der Bestandsprüfungen 
empfohlen und dabei auf die Erfolge eines indu- 
striellen Großunternehmens verwiesen, das seine 
jährliche Inventur ohne zusätzliches Personal an ei- 
nem Tag des Jahres durchführt und hierbei die Be- 
stände mit einer Genauigkeit von etwa 98 bis 
99 v. H. erfaßt, obwohl von insgesamt rd. 41 000 
Positionen nur etwa 3 000 gezählt werden. 

Der Bundesminister hat eingewendet, die Angsteil- 
ten und Arbeiter seien für die nach der Zentralen 
Dienstvorschrift 33/1 zwingend vorgeschriebenen 
laufenden Bestandsprüfungen zuständig. Die Stärke 
des Personals sei nach einem Schlüssel bemessen 
und vom Bundesminister der Finanzen und dem Bun- 
desrechnungshof in einer STAN-Verhandlung zuge- 
standen worden. Im übrigen werde er dafür sorgen, 
daß das Personal Arbeitsanweisungen erhalte. 

Die sachlich nicht zutreffende Berufung des Bun- 
desministers auf „ Personalzugeständnisse 11 des Bun- 
desrechnungshofes sowie sein Hinweis auf die 
derzeit geltenden Bestandsprüfungsvorschriften der 
ZDv33/l geht an dem eigentlichen Anliegen des 
Bundesrechnungshofes vorbei, nämlich die Prü- 
fungsmethoden mit Hilfe statistisch-mathematischer 
Verfahren rationeller zu gestalten und den bisheri- 
gen Personalaufwand zu verringern. Im übrigen 
schlägt auch das Materialamt der Bundeswehr in 
seiner Informationsschrift vom 1. September 1972 
vor, ein vereinfachtes Bestandsprüfungsverfahren 
nach dem Prinzip der Repräsentativerhebungen ein- 
zuführen. Das Amt verweist auf positive Erfahrun- 
gen in den US-Streitkräften mit Zeiteinsparungen 
von 60 bis 70 v. H. 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb an seiner 
Empfehlung fest. 

151 . In den Marinematerialdepots und Marine- 
stützpunkten lagerte zur Zeit der Prüfung über- 
schüssiges Material erheblichen Umfangs, das teil- 
weise rd. 10 Jahre lang nicht bewegt worden war. 
Beim Depot in Bargum waren es rd. 5000, beim 
Depot in Wilhelmshaven etwa 6000 Positionen. 
Auch Material, das wegen des geringen Bedarfs 
nicht bevorratet zu werden braucht (z. B. Profilei- 
sen und Bleche), ist festgestellt worden. Ferner la- 
gerten in den Depots rd. 200 Positionen nicht ver- 
wendungsfähigen Materials. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, die Vorräte 
laufend zu bereinigei} und bei Material, das nur in 
geringem Umfang oder gar nicht abfließt, zu prü- 
fen, ob es zu verringern oder auszusondern ist. 

Der Bundesminister beabsichtigt nunmehr, über- 
schüssiges und unbrauchbares Material maschinell 
zu erfassen, wodurch sich die Arbeitsgänge be- 
schleunigen und vereinfachen ließen. Die Bestände 
an Stählen, Profileisen und Blechen sollen zügig ab- 
gebaut werden; dieses Material soll künftig nur auf 
Anforderung beschafft werden. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß der Bundes- 
minister auch für den Abbau des weiteren über- 
schüssigen Materials zweckdienliche Maßnahmen 
treffen wird. 


152 . In den Depots waren zur Zeit der örtlichen 
Prüfung des Bundesrechnungshofes insgesamt 358 
Kraftfahrzeuge, Anhänger und Feldarbeitsgeräte — 
teilweise seit 1963 — abgestellt, für die in der Ma- 
rine keine Verwendungsmöglichkeit besteht. Die 
Daten der ersten Zulassung der Fahrzeuge reichten 
bis 1956 zurück. Der Zustand der Fahrzeuge war in 
hohem Maße unbefriedigend. Der Bundesrechnungs- 
hof hat den Bundesminister gebeten, die umfangrei- 
chen Versorgungsbestände an Fahrzeugen in den 
Depots alsbald abzubauen. Er hält es ferner für er- 
forderlich, an Fahrzeugen, für die keine Aussonde- 
rung in Betracht kommt, die notwendigen Material- 
erhaltungsarbeiten schnellstens auszuführen sowie 
die einer ausreichenden Material erhaltung entge- 
genstehenden Mängel personeller, materieller oder 
infrastruktureller Art abzustellen. 

Der Bundesminister hat das Materialamt der Mari- 
ne angewiesen, die Fahrzeugbestände konsequent 
abzubauen. Er hat ferner zugesichert, daß die not- 
wendigen Materialerhaltungsarbeiten an den in Be- 
tracht kommenden Fahrzeugen durchgeführt wür- 
den. 

Der Bundesrechnungshof wird die Materialwirt- 
schaft in der Marine weiter beobachten. 


Bundeswehrverwaltung und Personalausgaben für 
das Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, Trup- 
pen usw. 

(Kapitel 14 04) 

Haushaltsjahre 1971 und früher 

Organisation der Bundeswehrverwaitung 

153 . Der Bundesminister hat zur Rationalisierung 
der Bundeswehrverwaltung in den vergangenen 
Jahren mehrfach kleinere Behörden der Ortsinstanz 
aufgelöst und ihre Aufgaben benachbarten größe- 
ren Behörden oder Außenstellen dieser Behörden 
übertragen. 

Der Bundesrechnungshof hat gegenüber dem Bun- 
desminister stets die Auffassung vertreten, daß grö- 
ßere Ortsbehörden die Aufgaben in der Regel wirt- 
schaftlicher und personalsparender erledigen kön- 
nen. Er hat z. B. dem Bundesminister auf Grund ört- 
licher Untersuchungen im Jahre 1971 empfohlen, 
die kleinen Kreiswehrersatzämter Bremerhaven und 
Gemünden (Main) aufzulösen und ihre Aufgaben 
durch benachbarte größere Wehrersatzbehörden er- 
ledigen zu lassen. Ferner hat er vorgeschlagen, die 
Standortverwaltung Glückstadt, die nur rd. 1200 
Soldaten und Zivilkräfte zu betreuen hat, in eine 
Außenstelle -der Standortverwaltung Itzehoe umzu- 
wandeln. Außerdem hat der Bundesrechnungshof 
angeregt zu prüfen, ob zur weiteren Rationalisie- 
rung der Verwaltung noch 3 weitere Standortver- 
waltungen im Wehrbereich I in Außenstellen be- 
nachbarter Standortverwaltungen umgewandelt 
werden können. 

Durch entsprechende organisatorische Maßnahmen 
werden weder idle Belange der Wehrpflichtigen 
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noch die der zu betreuenden Soldaten und zivilen 
Kräfte beeinträchtigt; dem Bundeshaushalt können 
aber in jedem einzelnen Fall der Auflösung oder 
Umwandlung jährlich rd. 450 000 bis 600 000 DM 
Ausgaben für Personal- und Betriebskosten erspart 
werden. 

Der Bundesminister hat das Kreiswehrersatzamt 
Bremerhaven Ende 1971 aufgelöst und dessen Auf- 
gaben auf das Kreiswehrersatzamt Bremen übertra- 
gen. Weiterhin hat er im Juli 1973 die Umwandlung 
von zwei 'Standortverwaltungen in Außenstellen 
benachbarter Standortverwaltungen im Wehrbe- 
reich I angeordnet. 

Der Empfehlung, das Kreiswehrersatzamt Gemün- 
den (Main) aufzulösen, ist er bisher nicht gefolgt, 
sondern hat eine endgültige Entscheidung zurück- 
gestellt bis zum Abschluß der Prüfung, ob in Würz- 
burg durch Zusammenlegung der Kreiswehrersat- 
zämter Aschaffenburg, Gemünden und Würzburg 
die Einrichtung eines Musterungszentrums für den 
gesamten Regierungsbezirk Unterfranken möglich 
ist. 

Die Umwandlung der Standortverwaltung Glück- 
stadt in eine Außenstelle der Standortverwaltung 
Itzehoe hält der Bundesminister erst dann für 
möglich, wenn das Bundeswehrkrankenhaus Glück- 
stadt geschlossen wird und feststeht, wie die da- 
durch freiwerdenden Gebäude genutzt werden kön- 
nen. 

Bei der dritten Standortverwaltung sind die Unter- 
suchungen des Bundesministers noch nicht abge- 
schlossen. Dieser hat mitgeteilt, er könne alle vor- 
gesehenen Rationalisierungsmaßnahmen nicht 
gleichzeitig durführen und müsse deshalb Schwer- 
punkte setzen. Weiterhin sei es unverzichtbar, ein- 
gehende Untersuchungen vorzunehmen, um die er- 
forderlichen Maßnahmen gegen oft widerstrebende 
Auffassungen zu realisieren und um für das frei- 
werdende Personal sozial angemessene Lösungen 
zu finden. 

Der Bundesrechnungshof verkennt zwar die 
Schwierigkeiten nicht, ist aber der Meinung, daß 
der Bundesminister seine Entscheidungen ange- 
sichts der angespannten Haushaltslage beschleunigt 
treffen sollte, um unnötige Ausgaben zu vermei- 
den. 

Verpflegung 

(Kapitel 14 1-0) 

Haushaltsjahre 1970 und 1971 

Verpflegungswirtschaft der Bundeswehr 

154 . über seine Untersuchungen auf dem Gebiet 
der Verpflegungswirtschaft der Bundeswehr hat der 
Bundesrechnungshof schon einmal berichtet (vgl. 
Nr. 156 der Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Haushaltsjahr 1970 — Drucksache 7/8). 

Er ergänzt diese Ausführungen wie folgt: 

Der Wertansatz für eine Tagesverpflegung (Ver- 
pflegungsgeld) ist inzwischen aufgrund eines Be- 


schlusses des Haushaltsausschusses mit Wirkung 
vom 1. April 1972 um 0,20 DM auf 3,30 DM erhöht 
worden. In teuren Standorten darf darüber hinaus 
ein nach den jeweiligen Teuerungs Verhältnissen 
festgesetzter Betrag je Verpflegungsteilnehmer und 
Tag in Anspruch genommen werden. Zum Aus- 
gleich dafür sollen Ersparnisse, die sich bei Wirt- 
schaftstruppenteilen wegen niedriger Beschaffungs- 
kosten ansammeln, nach einem Erlaß vom 7. März 
1973 von einem bestimmten Betrag an abgeschöpft 
werden. 

Die Angemessenheit des Verpflegungsgeldes wird 
seit dem 1. Januar 1971 über den sog. „Warenkorb 
Verpflegung" kontrolliert In ihm sind alle für eine 
ausreichende und leistungsgerechte Truppenver- 
pflegung erforderlichen Verpflegungsmittel nach 
Art und Menge zusammengestellt; ihre Beschaf- 
fungskosten werden halbjährlich ermittelt. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes reicht dies als 
Berechnungsgrundlage für die Entscheidung über 
eine Erhöhung des Verpflegungsgeldes allein nicht 
aus. Er hat den Bundesminister deshalb darauf hin- 
gewiesen, daß das Bundeswehrverwaltungsamt seit 
längerem aus eigener Initiative eine zusätzliche 
Kontrolle der Preisverhältnisse anhand von Veröf- 
fentlichungen des Statistischen Bundesamtes durch- 
führt, und angeregt, diesem Amt die laufende Beob- 
achtung der allgemeinen Preisentwicklung auf dem 
Ernährungssektor zu übertragen. Mit Erlaß vom 
31. August 1971 hat der Bundesminister dieser An- 
regung entsprochen. 

155 . Die Truppenärzte haben wiederholt die Be- 
sorgnis geäußert, daß die für die Tages Verpflegung 
der Truppe festgesetzten ernährungsphysiologischen 
Bezugswerte zu hoch bemessen sind. 

Dazu hat der Bundesminister mitgeteilt, bei den 
Wehrpflichtigen sei diese Besorgnis im allgemeinen 
nicht begründet. Anders verhalte es sich bei den 
längerdienenden Zeit- und Berufssoldaten, weil sich 
diese vielfach zu wenig körperlich betätigten und 
kalorienreiche Zusatzkost verzehrten. In den Richt- 
linien für die leistungsgerechte Ernährung der Sol- 
daten werde der Tagesbedarf bei starker körperli- 
cher Tätigkeit, wie sie von den Wehrpflichtigen in 
der Grundausbildung erbracht wird, mit 4000 Kilo- 
kalorien (kcal) zugrunde gelegt. Bei Einheiten, de- 
ren Soldaten weniger schwere Arbeiten zu leisten 
haben, könne die Verpflegung dem Energiever- 
brauch angepaßt werden. Die Kalorienzufuhr betra- 
ge dann 3200 oder 2800 kcal. Innerhalb einer Ver- 
pflegungsgemeinschaft könnten die Verpflegungs- 
teilnehmer selbst dem unterschiedlichen Kalorien- 
bedarf dadurch Rechnung tragen, daß sie je nach 
Bedarf bei der Abendkost zwischen kräftiger und 
leichter Kost wählten. Zu diesem Zweck habe sich 
die Bereitstellung des sogenannten kalten Büffets 
bewährt. Eine leistungsgerechte Ernährung sei je- 
doch nur gewährleistet, wenn die Soldaten zu den 
festgesetzten Zeiten an der Gemeinschaftsverpfle- 
gung teilnähmen. Viele Soldaten erschienen aber 
z. B. nicht oder nur selten zur Einnahme der Mor- 
genkost; ähnliches gelte für die Abendkost. 
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Hierzu bemerkt der Bundesrechnungshof: 

Güte und Menge der Verpflegung werden im allge- 
meinen von Verpflegungsteilnehmern sowie Kom- 
mandeuren und Truppenärzten als ausreichend an- 
erkannt. Von den Möglichkeiten, eine dem jeweili- 
gen Bedarf entsprechende Verpflegung bereitzustel- 
len und eine leistungsgerechte Ernährung zu ge- 
währleisten, wird nach den Beobachtungen des 
Bundesrechnungshofes indessen nicht ausreichend 
Gebrauch gemacht. Bei Truppenteilen, bei denen 
die Soldaten im allgemeinen körperlich weniger be- 
ansprucht werden, geht die Truppenverpflegung 
nach Menge und Gehalt über das nach ernährungs- 
physiologischen Erkenntnissen Zuträgliche und Be- 
kömmliche hinaus. Das gilt besonders, wenn das 
„Kalte Büffet" als Abendkost bereitgestellt wird. 
Hier bleibt es den Soldaten weitgehend selbst über- 
lassen, ob sie sich gesundheitlich richtig ernäh- 
ren. 

Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Ernäh- 
rung und im Hinblick auf das Gebot einer sparsa- 
men Wirtschaftsführung sollten die Wirtschafts- 
truppenteile angehalten werden, der Truppenver- 
pflegung nur die Bezugswerte zugrunde zu legen, 
die der Tätigkeit der Soldaten entsprechen. Inso- 
weit werden auch die Truppenärzte mehr als bisher 
zu beteiligen sein. Darüber hinaus empfiehlt es 
sich, die Soldaten regelmäßig über eine richtige Er- 
nährungsweise zu belehren. Schließlich erscheint es 
erforderlich, sie zur Teilnahme an der Gemein- 
schaftsverpflegung anzuhalten. Dies hat der Bun- 
desminister inzwischen in der Neufassung der Zen- 
tralen Dienstvorschrift 10/5 vorgesehen. 

156 . Der Anregung des Bundesrechnungshofes, 
daß Bundeswehrangehörige, die Tagegeld nach dem 
Bundesreisekostengesetz erhalten, bei Teilnahme an 
der Truppenverpflegung als sog. Mitverpflegte hier- 
für nicht nur die Naturalkosten, sondern auch die 
anteiligen Personal- und Sachkosten zu erstatten 
haben, ist der Bundesminister der Verteidigung bis- 
her nicht gefolgt, weil die Bundeswehr, die ohnehin 
Truppen- und Standortküchen betreiben müsse, das 
Küchenpersonal nach einem Berechnungsschlüssel 
beschäftige und deshalb nicht in jedem Einzelfall 
der Mitverpflegung Personal- und Sachkosten an- 
fielen. Die Bezahlung anteiliger Kosten für Mitver- 
pflegung könne überhaupt nur dort ins Auge gefaßt 
werden, wo die Zubereitung der Mahlzeiten für Mit- 
verpflegte zusätzliche Kosten verursache. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes genießen 
die Betroffenen jedoch einen ungerechtfertigten 
Vorteil zu Lasten des Bundes, wenn sie die anteili- 
gen Personal- und Sachkosten nicht zu bezahlen 
haben. Dieser Gedanke liegt auch der ergänzenden 
Bestimmung zugrunde, die der Bundesminister zu 
Nr. 9 der Kantinenrichtlinien des Bundesministers 
des Innern erlassen hat; danach darf Empfängern 
von Tagegeld der Zuschuß zur Gemeinschaftsver- 
pflegung nicht gewährt werden. 

Der Bundesminister hat nunmehr mitgeteilt, daß er 
sich unverzüglich nochmals mit dem Vorschlag des 
Bundesrechnungshofes befassen werde. 


157 . Nach der Planung der NATO hat die Bundes- 
wehr für den Verteidigungsfall einen Mindestver- 
pflegungsvorrat bereitzuhalten. Außerdem ist ein 
zusätzlicher Vorrat vorgesehen, der im Falle von 
Beschaffungs-, Einlagerungs- und Auffrischungs- 
schwierigkeiten verringert werden kann. Daneben 
haben der Bundesminister der Verteidigung und der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der sich dabei der obersten Landesbehör- 
den bedient, Vorkehrungen für die Sicherstellung 
der Verpflegung der Streitkräfte im Falle einer Be- 
wirtschaftung der Lebensmittel getroffen. 

Die Bundeswehr hat den zusätzlichen Vorrat bisher 
nur geringfügig gekürzt, so daß Lagerung und Wäl- 
zung der Bestände nicht wesentlich erleichtert wor- 
den sind. Dem Bundesminister gelingt es nur mit 
großem Verwaltungsaufwand und unter finanziellen 
Verlusten, die zu wälzenden Verpflegungsvorräte 
wenigstens zum Teil zu verkaufen. 

Der Bundesrechnungshof hat im Hinblick auf die 
Vorkehrungen der Bundesminister der Verteidigung 
und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
empfohlen, die Lagerung weitgehend auf den Min- 
destverpflegungsvorrat zu beschränken. Die Ver- 
minderung der eingelagerten Grundverpflegungs- 
mittel könnte den Wert des Verpflegungs Vorrats 
um bis zu 27 Millionen DM verringern, so daß die 
jährlichen Wälzkosten nicht unerheblich zurückgin- 
gen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hält eine wei- 
tere Herabsetzung nicht für vertretbar. Der Bundes- 
minister führ Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten habe es ausdrücklich abgelehnt zu garantieren, 
daß die von den obersten Landesbehörden für den 
Fall einer Bewirtschaftung sicherzustellenden Ver- 
pflegungsmittel der Bundeswehr auch tatsächlich 
übergeben würden. Eine Verringerung des Vorrats 
an Grundverpflegungsmitteln bringe auch nur un- 
wesentliche Einsparungen, da diese Verpflegungs - 
mittel zum größten Teil zum Einkaufspreis abgege- 
ben würden. 

Der Bundesrechnungshof ist weiterhin der Ansicht, 
daß bei dem gegenwärtigen Verfahren finanzielle 
Verluste unvermeidbar sind und der Verwaltungs- 
aufwand erheblich ist, was von den beteiligten 
Dienststellen bestätigt wird. Die vorgeschlagene 
Einschränkung der Vorratshaltung würde zur Ein- 
sparung von Personal- und Sachkosten führen. 
Auch die Kosten der Beschaffung und Lagerung der 
Grundverpflegung würden sich entsprechend ver- 
ringern. 

158 . Im übrigen hat der Bundesminister nach 
Mitteilung des Bundesministers der Finanzen im 
Zuge der im Haushaltsjahr 1972 notwendig gewor- 
denen Sparmaßnahmen von den für die Erneuerung 
der Verpflegungs Vorräte vorgesehenen Mitteln 
15 Millionen DM wieder zur Verfügung gestellt. Er 
hat damit die Ergänzung der Verpflegungs Vorräte 
zum Teil zurückgestellt. Auch für das Haushalts- 
jahr 1974 hat er seine ursprüngliche Forderung von 
89 Millionen DM auf 57 Millionen DM ermäßigt, 
weil die Mittel an anderer Stelle benötigt wür- 
den. 
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Die auch nach Ansicht des Bundesrechnungshofes 
zu kurz bemessenen Lagerzeiten für Einsatzverpfle- 
gungsmittel hat der Bundesminister bis auf wenige 
Ausnahmen im Oktober 1972 von zwei auf drei 
Jahre verlängert. Dadurch werden erhebliche Beträ- 
ge ein gespart. 

159 . Der Anregung des Bundesrechnungshofes, die 
Zahl der im Güteprüfdienst „Verpflegung" bei den 
sechs Wehrbereichsverpflegungsämtern eingesetz- 
ten Beamten beträchtlich zu vermindern, ist ent- 
sprochen worden. 

Da dem Bundesrechnungshof die personelle Aus- 
stattung der Wehrbereichsverpflegungsämter und 
ihrer Zweigstellen stark überhöht erschien, hat er 
eine alsbaldige Überprüfung angeregt. Sie hat erge- 
ben, daß mehr als 200 Dienstposten entfallen kön- 
nen. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12) 

Haushaltsjahre 1972 und früher 

Unteroffizierheime 

160 . Der Bundesrechnungshof hat in den vergan- 
genen Jahren die Planung der Offizier- und Solda- 
tenheime und die damit zusammenhängenden Fra- 
gen geprüft. Über die wesentlichen Ergebnisse hat 
er unter Nr. 217 bis 231 seiner Bemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Haushaltsjahre 
1968 und 1969 (Drucksache VI/2679) berichtet. Da 
die Notwendigkeit neuer Vorhaben nur aus der 
gesamten Betreuungssituation des einzelnen Stand- 
orts beurteilt werden kann, hat der Bundesrech- 
nungshof 1972 auch, über die Unteroffizierheime nä- 
here Untersuchungen angestellt. 

161 . Der Bau von Unteroffizierheimen war ur- 
sprünglich nicht vorgesehen. Sie entstanden nach 
und nach, zunächst in Standorten, in denen von 
ausländischen Streitkräften geeignete Gebäude 
übernommen wurden. Im Jahre 1963 gelangte der 
Bundesminister zu der Überzeugung, daß Unteroffi- 
zierheime zur Betreuung, für dienstliche Vorträge, 
Planspiele, Besprechungen und zur sonstigen Wei- 
terbildung der Unteroffiziere allgemein benötigt 
würden. Der Bundesminister der Finanzen stimmte 
dem Vorhaben, Unteroffizierheime zu bauen, später 
grundsätzlich zu. Neuerdings sollen die Heime, wie 
einem Bericht des Bundesministers an den Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages vom 
25. Oktober 1971 zu entnehmen ist, vor allem dem 
Zusammenhalt der Unteroffiziere und der Hebung 
ihres Sozialprestiges dienen, gesellige Zusammen- 
künfte ermöglichen und den Unteroffizieren, die 
aus dienstlichen Gründen in der Kaserne bleiben 
müssen, als gepflegte Aufenthaltsräume in der Frei- 
zeit zur Verfügung stehen. 

Anstelle von Unteroffizierheimen, in einigen Fällen 
auch dort, wo bereits Heime bestanden, richteten 
sich Unteroffiziere in den Kasernen besondere Ge- 


meinschaftsräume ein, Kellerbars genannt, obwohl 
sie vielfach nicht im Keller liegen. Ihre Größe 
schwankt zwischen 15 und 250 qm. Der Bundesmini- 
ster billigte 1966 diese Einrichtungen. Gegen Ende 
des Jahres 1971 gab es etwa 2000 solcher Keller- 
bars. Während der Bundesminister 1966 und auch 
noch im Weißbuch 1970 einen Bedarf an solchen 
Bars nur anerkannte, sofern Unteroffizierheime 
nicht vorhanden waren, hat sich inzwischen weit- 
gehend die Meinung gefestigt, daß diese Räume 
z. B. für den Aufenthalt während der Dienstpausen 
auch nach Errichtung von Unteroffizierheimen bei- 
behalten werden sollten. 

Die Heimräume der Unteroffiziere befinden sich in 
der Regel in den Wirtschaftsgebäuden der Truppen- 
unterkünfte. Die Raumgebühr (Bemessungsgrundla- 
ge für Nutzflächen) hat der Bundesminister 1970 
von 0,6 auf 1,2 qm je Unteroffizier erhöht. Das löste 
einen vermehrten Bedarf an Neu- und Erweite- 
rungsbauten aus, dessen Kosten der Bundesminister 
in seinem Bericht an den Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages auf 294 Millionen DM be- 
zifferte. 

162 . Um einen Überblick über die Betreuungs- 
einrichtungen zu gewinnen, hat der Bundesrech- 
nungshof Erhebungen in einer Reihe von Standor- 
ten angestellt und auch 12 von 17 Standorten be- 
sucht, in denen im Haushaltsjahr 1971 Unteroffi- 
zierheime gebaut worden sind. Zumindest in 4 Stand- 
orten hat sich gezeigt, daß unnötigerweise neue 
Unteroffizierheime eingerichtet worden sind, weil 
es an einer genauen Bedarfsermittlung fehlte. Um 
derartige Fehlinvestitionen zu vermeiden, hat der 
Bundesrechnungshof auf entsprechende Erhebungen 
gedrängt. Seit 1972 werden sie vorgenommen. 

Die Prüfungen haben ergeben, daß die Unteroffizie- 
re die Heime auch dort, wo sie als notwendig ange- 
sehen wurden, nicht in dem Umfange benutzen, wie 
es der Bundesminister erwartet hat. Ausbildung 
und sonstige dienstliche Aufgaben finden nicht in 
den Heimen statt, sondern in den eigens dafür be- 
stimmten Ausbildungsstätten. Auch in der Freizeit 
werden die Heime verhältnismäßig wenig benutzt, 
weil die Unteroffizier die Kellerbars vorziehen, so- 
weit sie sich in ihrer dienstfreien Zeit überhaupt in 
der Kaserne aufhalten. Sie bevorzugen die Keller- 
bars, weil sie sie mit eigenen Mitteln nach ihren 
Vorstellungen gestaltet haben, um hier in kleinem 
Kreis mit den Kameraden ihrer Kompanie zusam- 
men zu sein. Auch sind die Räume bequemer zu er- 
reichen als die Unteroffizierheime. 

Bei dieser Entwicklung hätte es nahegelegen, die 
Raumgebühr herabzusetzen. Statt dessen hat der 
Bundesminister die Gebühr erhöht. Den Unteroffi- 
zieren stehen damit weit mehr Räume zur Verfü- 
gung, als benötigt werden. Der Bundesrechnungshof 
hält es für geboten, die Gebühr nunmehr herabzu- 
setzen. Auf jeden Fall müßten die Kellerbars bei 
künftigen Bauplanungen teilweise auf die zustehen- 
de Fläche angerechnet werden, wenn bei der örtli- 
chen Bedarfsprüfung zu erkennen ist, daß diese Ge- 
meinschaftsräume in den Kompaniegebäuden auch 
künftig erhalten bleiben. Außerdem sollte berück- 
sichtigt werden, daß mit zunehmender Größe des 
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Heims erfahrungsgemäß der Raumbedarf abnimmt, 
so daß bei größeren Heimen eine prozentuale Kür- 
zung der Raumgebühr gerechtfertigt erscheint. 

163. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister die Ergebnisse seiner Prüfungen im einzel- 
nen mitgeteilt. Der Bundesminister hat u. a. er- 
widert: 

Unteroffizierheime dienten nach wie vor sowohl 
dienstlichen als auch außerdienstlichen Zwecken. 
Zwar werde die Weiterbildung der Unteroffiziere 
meist in Lehrsälen durchgeführt, Vorträge fänden 
jedoch in den Heimen statt. Im übrigen seien den 
Unteroffizieren neue Aufgaben erwachsen. Ihre ge- 
sellschaftliche Stellung habe sich allgemein gehoben. 
Öffentlichkeitsarbeit und Repräsentation seien da- 
mit verbunden und müßten in den Heimen wahrge- 
nommen werden. Auch müsse hier der Kontakt zu 
den Unteroffizieren der Gaststreitkräfte gepflegt 
werden. Schließlich gelte es, Stellung und Ansehen 
des Unteroffiziers in der Truppe zu heben. Größe 
und Ausstattung der Unteroffizierheime müßten des- 
halb in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Offizierheimen stehen. Eine Erhöhung der Raum- 
gebühr im Jahre 1970 sei nach alledem unumgänglich 
gewesen. Sie könne auch künftig grundsätzlich nicht 
herabgesetzt werden. Ausnahmen seien jedoch je 
nach den örtlichen Verhältnissen möglich. Bei gro- 
ßen Heimtypen werde die Raumgebühr prozentual 
gekürzt. Kellerbars sollten als Pausen-, Dienstvor- 
bereitungs- und Besprechungsräume erhalten blei- 
ben, auch wenn angemessene Unteroffizierheime 
vorhanden sind. Ihre Anrechnung auf die Raumge- 
bühr für Unteroffizierheime könne nur in Ausnahme- 
fällen in Betracht gezogen werden, wenn sie den 
bauaufsichtlichen Vorschriften entsprächen, minde- 
stens für die Unteroffiziere einer Kompanie aus- 
reichten, ordnungsmäßig ausgestattet seien und 
durch die Inanspruchnahme der Räume keine zu- 
sätzlichen Forderungen entstünden. 

Ob die neu errichteten Heime ausreichend genutzt 
würden, lasse sich noch nicht beurteilen. Der Nut- 
zungsgrad hänge weitgehend von der Bewirtschaf- 
tung, der Ausstattung und dem allgemeinen Freizeit- 
angebot ab. Hier sei künftig mehr Initiative der 
Heimgesellschaften und damit eine Besserung der 
Verhältnisse zu erwarten. 

164. Die Ausführungen des Bundesministers haben 
die Bedenken des Bundesrechnungshofes nicht aus- 
räumen können. Vorträge finden nur ausnahmsweise 
in den Heimen statt; dabei handelt es sich lediglich 
um allgemeinbildende Vorträge vor einem kleinen 
Kreis. Für einen größeren Zuhörerkreis sind die 
meisten Heime schon ihrer ganzen Anlage nach 
wenig geeignet. Dafür stehen im übrigen genügend 
andere Räumlichkeiten zur Verfügung, z. B. Lehr- 
und Speisesäle oder Soldatenheime. Die angeblich 
neuen Aufgaben sind auch bisher schon im Rahmen 
geselliger Veranstaltungen wahrgenommen worden. 
Wenn darüber hinaus kein besonderer Bedarf be- 
steht, kann die Einrichtung und Unterhaltung zu- 
sätzlicher Räume auch nicht damit begründet wer- 
den, daß Unteroffizierheime in ihren Ausmaßen den 


Offizierheimen angeglichen werden müßten. Eine 
solche Betrachtungsweise würde allen wirtschaft- 
lichen Grundsätzen widersprechen. 

Der Bundesrechnungshof begrüßt daher die Bereit- 
schaft des Bundesministers, die Raumgebühr im 
Einzelfall herabzusetzen und unter bestimmten Vor- 
aussetzungen auch die Kellerbars zu berücksichtigen. 
Er hält dies jedoch nicht nur in Ausnahmefällen, son- 
dern allgemein für erforderlich. Kellerbars sollten 
stets angerechnet werden, wenn sie neben Unter- 
offizierheimen bestehen. 

Es ist richtig, daß sich der Nutzungsgrad von Heimen 
erst nach längerer Betriebszeit beurteilen läßt. Eben 
deshalb hat sich der Bundesrechnungshof nicht auf 
die Überprüfung neuer Heime beschränkt. In den 
erwähnten vier Standorten mit neuen Unteroffizier- 
heimen ließen aber bereits die örtlichen Verhältnisse 
erkennen, daß kein Bedarf bestand, so daß Heime gar 
nicht erst hätten errichtet werden dürfen. 

165. Inzwischen hat der Bundesminister eine Kom- 
mission eingesetzt, die seit 1972 die Betreuungs- 
situation in allen Standorten, in denen neue Offi- 
zier-, Unteroffizier- oder Soldatenheime geplant 
sind, überprüft. Der Bundesrechnungshof hat sich an 
diesen Prüfungen beteiligt. Die Empfehlungen der 
Kommission bilden die Grundlage für die Entschei- 
dung über neue Vorhaben. Der Bundesminister ist 
den Empfehlungen, die die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes weitgehend berücksichtigen, bisher 
stets gefolgt. Bei diesem Verfahren ist gewährleistet, 
daß Heime nur noch dort gebaut werden, wo tatsäch- 
lich Bedarf besteht. Die bisherige Tätigkeit der 
Kommission in 60 Standorten hat dazu geführt, daß 
120 Millionen DM eingespart werden konnten. 

Was die Raumgebühr betrifft, so ist noch keine Lö- 
sung gefunden. Der Bundesrechnungshof wird dieser 
Frage weiterhin seine Aufmerksamkeit zuwenden. 

Bewirtschaftung der Offizier- und Unteroffizierheime 

166. Bei seinen Erhebungen hat der Bundesrech- 
nungshof auch die mit der Bewirtschaftung der Offi- 
zier- und Unteroffizierheime zusammenhängenden 
Fragen geprüft. Die Heime werden fast ausnahmslos 
von Offizier- bzw. Unteroffiziervereinigungen selbst 
bewirtschaftet. Mit der Geschäftsführung sind vor- 
nehmlich Feldwebeldienstgrade betraut, die nur 
diese Tätigkeit ausüben und damit ihren eigent- 
lichen Aufgaben, für die sie aus dem Bundeshaus- 
halt bezahlt werden, entzogen sind. Außerdem wer- 
den Soldaten — auch außerhalb der Dienstzeit — 
als sog. Ordonnanzen in unterschiedlicher Zahl be- 
schäftigt. Nach einem Erlaß des Bundesministers 
vom 10. April 1972 ist es zulässig, in den Heimen 
Soldaten in „Zweitfunktion" als Hilfskräfte ein- 
zusetzen. Der Bundesminister hat die Bemessung 
dieses Personals den Kommandeuren überlassen und 
lediglich angeordnet, seine Zahl so klein wie mög- 
lich zu halten. Nur vereinzelt hat der Bundesrech- 
nungshof festgestellt, daß ziviles Personal von Heim- 
gesellschaften beschäftigt und abgefunden wird. In 
manchen Heimen erhalten die Ordonnanzen gering- 
fügige Entgelte. Zum Ausgleich für die außerhalb 
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der normalen Dienstzeit in den Heimen verbrachte 
Zeit werden sie zumeist an anderen Tagen vom 
Dienst freigestellt. 

Der Bundesrechnungshof vermag sich nach allen 
bisherigen Erfahrungen und zur Vermeidung erheb- 
lich höherer Kosten dieser Lösung nicht zu ver- 
schließen, sofern der Personaleinsatz unter Berück- 
sichtigung der Größe des Heimes, der Zahl der Mit- 
glieder und der Höhe des Umsatzes auf das un- 
bedingt notwendige Maß beschränkt bleibt. Möglich- 
keiten, den Personalumfang durch Selbstbedienung 
— zumindest innerhalb der Dienstzeit — zu verrin- 
gern, sind jedoch überall zu nutzen. Die ganztägige 
Beschäftigung eines Soldaten als Geschäftsführer 
hält der Bundesrechnungshof nicht für vertretbar. 

167 . Die Preise für die in den Offizier- und Unter- 
offizierheimen angebotenen Waren dürfen nach den 
Weisungen des Bundesministers nicht niedriger sein 
als für Waren gleicher Art und Güte in den Trup- 
penkantinen. In fast allen Heimen wird jedoch gegen 
diese Weisung verstoßen. Das beruht vornehmlich 
darauf, daß Preise für Waren in den Offizier- und 
Unteroffizierheimen in der Regel mit wesentlich 
weniger Kosten belastet sind als in den Truppen- 
kantinen. Vor allem müssen Mannschaften das Kan- 
tinenpersonal über die Preise bezahlen, während 
den Offizieren und Unteroffizieren diese Kosten 
durchweg erspart bleiben. Dies hat allgemeine Unzu- 
friedenheit zur Folge. Die Mitglieder der Heimver- 
einigungen sind allerdings überwiegend der Auf- 
fassung, daß die Heime für sie nur so lange von 
Interesse seien, wie die Preise niedriger als anders- 
wo sind. Ein Anheben auf die Höhe der Kantinen- 
preise dürfte dazu führen, daß die meisten Heime 
leer stehen. In einem Falle haben Unteroffiziere die 
Übernahme eines Heimes abgelehnt, weil sie nicht 
billiger als die Kantinen verkaufen durften. Eine 
solche Einstellung sollte zu denken geben, weil sie 
Rückschlüsse auf den tatsächlichen Bedarf an der- 
artigen Einrichtungen zuläßt. 

Eine Änderung ließe sich bei der gegenwärtigen 
Bewirtschaftungsform nur mit der strikten Durch- 
setzung des Verbots erreichen, die Kantinenpreise 
zu unterschreiten. Ein Teil des dann erzielten Ge- 
winns müßte als Anteil an den Personal- und sonsti- 
gen Bewirtschaftungskosten den Bundesmitteln zu- 
geführt werden. Die Selbstbewirtschaftung könnte 
aber auch aufgehoben und eine gemeinsame Bewirt- 
schaftung von Heimen und Kantinen eingeführt wer- 
den. Damit ließe sich nicht nur der mit der Eigenbe- 
wirtschaftung verbundene beträchtliche Verwal- 
tungsaufwand verringern, sondern es stünde vor 
allem auch die einheitliche Preisgestaltung außer 
Frage. Zugleich würde die Truppe von den ihr 
fremden Aufgaben entbunden und trotzdem eine ge- 
regelte Betreuung zu angemessenen Preisen finden. 

168 . Die jährlichen Bewirtschaftungskosten für 
neue Heime betragen je nach Größe zwischen 30 000 
und 40 000 DM. Zusammen mit den Kosten für das 
Personal würden sich unter Zugrundelegung der 
üblichen Tariflöhne beim gegenwärtigen Personal- 
bestand durchschnittlich mehr als 200 000 DM je 


Heim und Jahr ergeben. Eine Senkung dieser Kosten 
ist nach Auffassung des Bundesrechnungshofes nur 
durch Anlegen eines strengen Maßstabes beim 
Raumbedarf und bei der Personalbemessung, durch 
eine Beteiligung der Heimvereinigungen an den Be- 
wirtschaftungskosten oder durch eine andere Bewirt- 
schaftungsform möglich. 

169 . Der Bundesminister hat darauf erwidert, es 
müßten zunächst die Erfahrungen der Truppe mit 
dem Einsatz von Soldaten in „Zweitfunktion" nach 
dem Erlaß vom 10. April 1972 abgewartet werden, 
über die binnen Jahresfrist zu berichten sei. Die 
ganztägige Beschäftigung von Soldaten als Ge- 
schäftsführer habe der Erlaß nicht regeln wollen, er 
lasse aber eine solche Auslegung zu. Auch zu der 
Höhe der Personalkosten und der Beteiligung der 
Heimvereinigungen an den Bewirtschaftungskosten 
bei den selbstbewirtschafteten Heimen könne noch 
nicht Stellung genommen werden. Auf die Anord- 
nung, daß die Preise in den Heimen nicht niedriger 
als in den Truppenkantinen sein dürfen, sei die 
Truppe erneut hingewiesen worden. Im übrigen sei 
beabsichtigt, noch im Jahre 1973 die mit der Bewirt- 
schaftung der Heime zusammenhängenden Fragen zu 
untersuchen und endgültige Regelungen zu treffen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß der 
Bundesminister auch in dieser Frage beschleunigt 
entscheiden muß. 


Haushaltsjahre 1973 und früher 

Bau bundeswehreigener Schwimmhallen 

170 . Der Bundesminister hat sich für den Bau 
bundeswehreigener Schwimmhallen entschieden, da 
die vorhandenen, meist kommunalen Schwimmbäder 
seiner Meinung nach für den Schwimmbetrieb der 
Bundeswehr nicht ausreichten. 

Nach dem im Weißbuch 1970 veröffentlichten Pro- 
gramm sollte jeder Standort mit mehr als 4000 Sol- 
daten und jeder Schulstandort eine eigene Schwimm- 
halle erhalten. Danach ergäbe sich ein Gesamtbedarf 
von 186 Schwimmhallen. Bei der Bedarfsberechnung 
ist der Bundesminister davon ausgegangen, daß die 
Schwimmhallen 40 Stunden in der Woche oder 8 
Stunden am Tag von jeweils 100 Soldaten benutzt 
würden und damit ausgelastet wären. 

Der Bau einer Schwimmhalle kostete nach Unter- 
lagen aus dem Jahre 1971 2,5 bis 3,5 Millionen DM. 
Inzwischen sind die Baukosten beträchtlich gestie- 
gen. Die Bewirtschaftungskosten sind mit etwa 
10 v. H. der Investitionskosten, also mit mindestens 
300 000 DM im Jahr anzusetzen. 

171 . Der Bundesrechnungshof hat frühzeitig gegen 
den Bau bundeswehreigener Schwimmhallen Beden- 
ken erhoben und darauf hingewiesen, daß nach sei- 
nen Erfahrungen nicht mit einer Nutzung der 
Schwimmhallen zu rechnen sei, die ausreiche, den 
Investitions- und Betriebsaufwand zu rechtfertigen. 
Im Jahre 1972 hat er untersucht, wie fünf be- 
reits längere Zeit bestehende bundeswehreigene 
Schwimmhallen im Jahre 1971 genutzt worden sind. 
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Dabei hat er festgestellt, daß die Schwimmhallen 
während bis zu 35 v. H. der Dienststunden der Sol- 
daten — - unvermeidliche Ausfallzeiten nicht einge- 
rechnet — überhaupt leer standen. In etwa 67 v. H. 
der in diese Dienststunden fallenden Schwimmstun- 
den wurden sie von höchstens 20 Personen und in 
nur 8 v. H. von mehr als 40 Personen benutzt. Im 
Durchschnitt suchten in jeder der Bundeswehr zur 
Verfügung stehenden Betriebsstunde 13 Soldaten, 
in jeder genutzten Betriebsstunde 19 Soldaten die 
Schwimmhallen auf. Außerhalb der Dienststunden 
fanden sich in den Schwimmhallen durchschnittlich 
27 Besucher (Soldaten und Zivilpersonen) je Stunde 
ein. 

Diese Feststellungen haben die Bedenken des Bun- 
desrechnungshofes gegen den Bau bundeswehreige- 
ner Schwimmhallen verstärkt und ihn veranlaßt, in 
13 Standorten, die im Jahre 1973 bundeswehreigene 
Schwimmhallen erhalten sollten, weitere Erhebun- 
gen anzustellen. Diese ergaben, daß ein Bedarf nur 
in einem Fall anzuerkennen ist. In den übrigen 
12 Standorten erwies sich die Möglichkeit zur Nut- 
zung der Hallen als so gering, daß die Investitions-, 
vor allem aber die Folgekosten nicht zu rechtfertigen 
wären. In diesen Standorten läßt sich nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes aber auch ohne 
eigene Schwimmhalle eine erfolgreiche Schwimmaus- 
bildung betreiben, wenn die Bundeswehr alle vor- 
handenen Möglichkeiten ausschöpft. 

Im übrigen läßt, wie der Bundesrechnungshof schon 
bei früheren Prüfungen festgestellt hat, die geringe 
Inanspruchnahme der öffentlichen Bäder durch die 
Truppe darauf schließen, daß die Bundeswehr da- 
neben vielfach keine weiteren Schwimmöglichkeiten 
braucht. Kommandeure und Ausbildungsoffiziere 
sehen sich angesichts des vorgeschriebenen reich- 
haltigen Ausbildungsstoffes auf sportlichem Gebiet 
häufig nicht in der Lage, mehr Stunden für die 
Schwimmausbildung anzusetzen. Wo dennoch ein 
Bedarf besteht, dürften Verhandlungen mit den Ge- 
meinden über eine erweiterte Mitbenutzung der 
kommunalen Bäder im allgemeinen erfolgverspre- 
chend sein. In vielen Fällen sind auch kommunale 
Schwimmhallen im Bau, die nach Fertigstellung von 
der Bundeswehr mitbenutzt werden können und 
bereits vorhandene Schwimmöglichkeiten verbes- 
sern würden. Es dürfte möglich sein, im Rahmen der 
Verhandlungen über die Gewährung von Bundes- 
finanzhilfen für öffentliche Schwimmbäder der 
Truppe genehme und mit dem sonstigen Badebetrieb 
in Einklang stehende Zeiten zu vereinbaren. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
die Ergebnisse seiner Untersuchungen im einzelnen 
mitgeteilt und ihn gebeten, den Schlüssel für die 
Bedarfsberechnung zu überprüfen. Er hat empfohlen, 
bundeswehreigene Schwimmhallen nur in begründe- 
ten Ausnahmefällen zu bauen und statt dessen mit 
den Gemeinden über die gemeinsame Planung und 
Finanzierung von Hallenschwimmbädern zu verhan- 
deln. Einen unabweisbaren Bedarf an bundeswehr- 
eigenen Schwimmhallen könne er z. Z. nur bei sol- 
chen Schulen anerkennen, deren Lehrgangsziel eine 
intensive Schwimmaus- und -Weiterbildung erfor- 
dert und deren Lehrgangsstärken eine ausreichende 


Nutzung der Schwimmhallen erwarten lassen. Im 
übrigen hat er dem Bundesminister vorgeschlagen, 
gemeinsam zu untersuchen, ob sich die bisherigen 
Feststellungen bei den im Bau befindlichen oder in- 
zwischen fertiggestellten Schwimmhallen bestätigen 
oder neue Erkenntnisse gewonnen werden können, 
die für künftige Planungen von Bedeutung sind. 

172 . Der Bundesminister hat die Wehrbereichs- 
verwaltungen inzwischen angewiesen, mit dem Bau 
neuer Schwimmhallen vorläufig nicht zu beginnen. 
Er hat im übrigen mitgeteilt, eine zusammenfassende 
Stellungnahme sei erst möglich, wenn die Erhebun- 
gen abgeschlossen seien, die er auf Grund der Prü- 
fungsmitteilungen eingeleitet habe. Danach wolle 
er die grundsätzlichen Fragen mit dem Bundesrech- 
nungshof zunächst mündlich erörtern. 

Der Bundesminister hat im übrigen erklärt, daß er 
beabsichtige, an dem Bau von Schwimmhallen nur 
noch in den Schul- und Großstandorten festzuhalten, 
in denen der Bedarf nicht durch die Mitbenutzung 
vorhandener oder geplanter ziviler Hallenbäder ge- 
deckt werden könne. Dies werde von Fall zu Fall 
sorgfältig zu untersuchen sein. Um einen zuverläs- 
sigen Überblick über die Auslastung der in Betrieb 
befindlichen Schwimmhallen zu gewinnen, werde er 
einheitliche Bäderbenutzungsbücher einführen. Mit 
Hilfe ihrer Daten werde sich der Ausnutzungsgrad 
der Hallen besser als bisher beurteilen lassen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiterverfolgen. 

Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen beson- 
deren Umfangs bei militärischen Bauvorhaben und Wohn- 
siedlungen 

(Titel 85311, 86311, 883 11, 89311 sowie entsprechende 
frühere Titel) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1972 

173 . Bei der Errichtung großer militärischer Bau- 
ten und damit zusammenhängender Wohnsiedlungen 
gewährt der Bund den Beteiligten, vor allem Ge- 
meinden, Zuschüsse und Darlehen zum Ausgleich 
von Sonderbelastungen, die sich durch Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen ergeben, 
soweit den Beteiligten nicht zugemutet werden kann, 
die Belastungen allein zu tragen. Die Gesamtaus- 
gaben für diesen Zweck betrugen bis Ende 1971 rund 
eine Milliarde DM. Für 1972 waren weitere 41 Mil- 
lionen DM veranschlagt. 

Nach Feststellungen des Bundesrechnungshofes sind 
die Belange des Bundes bei der Gewährung dieser 
finanziellen Hilfen nicht immer ausreichend gewahrt 
worden. So hat es der Bundesminister häufig zuge- 
lassen, daß Gemeinden ungerechtfertigt Vorteile aus 
den Finanzhilfen des Bundes gezogen haben. Er hat 
ihnen teilweise Zuschüsse gezahlt, obwohl Darlehen 
genügt hätten. Schließlich haben Gemeinden ihre 
vertraglichen Pflichten gegenüber dem Bund nicht 
erfüllt, ohne daß der Bundesminister hiergegen mit 
dem nötigen Nachdruck angegangen wäre. Einzel- 
heiten sind im folgenden dargestellt. 
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174 . Bei der Aufschließung militärischer Wohn- 
siedlungsgebiete durften nach einem Erlaß des Bun- 
desministers vom August 1964 kleinen, finanzschwa- 
chen Gemeinden zur Deckung ihres Anteils am Er- 
schließungsaufwand Darlehen gewährt werden. Die 
Wehrbereichs Verwaltungen haben jedoch in größe- 
rem Umfang — z. T. mit Genehmigung des Bundes- 
ministers — Gemeinden auch Zuschüsse zugebilligt. 
Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet, weil 
im Ergebnis die Förderungssätze für Bundesdar- 
lehenswohnungen aufgestockt wurden. 

Der Bundesminister hat der Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes nach längeren Erörterungen zu- 
gestimmt, die Rückforderung gezahlter Beträge ver- 
anlaßt und zugesagt, dafür zu sorgen, daß sein Erlaß 
vom August 1964 künftig eingehalten Wird. 

175 . Manche Gemeinden weigern sich, Bedingun- 
gen und Auflagen zu erfüllen, die sie bei Gewäh- 
rung der Zuschüsse zur Finanzierung von Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen, insbesondere des Baues von Ver- 
sorgungseinrichtungen und Abwasseranlagen, ver- 
traglich anerkannt haben. Entgegen den Abmachun- 
gen haben sie z. B. verlangt, daß der Bund laufende 
Gebühren in gleicher Höhe wie die anderen Benut- 
zer bezahlt. Sie haben ihre Forderungen damit be- 
gründet, daß ihre Satzungen eine generelle Ermäßi- 
gung der Gelbühren nicht zuließen. Mit der gleichen 
Begründung haben sie sich auch geweigert, verein- 
barungsgemäß die Anliegerbeiträge an den Bund 
abzuführen, die im Bereich der ausschließlich von 
ihm finanzierten Teile der Anlagen von Dritten er- 
hoben werden. 

Wehrbereichsverwaltungen haben es, nachdem auch 
die Einschaltung der jeweiligen Kommunalaufsicht 
keinen Erfolg hatte, daraufhin unterlassen, entspre- 
chende Bedingungen und Auflagen in die Bewilli- 
gungsbescheide aufzunehmen. Sie haben dem Bun- 
desminister über die Schwierigkeiten berichtet, und 
mindestens eine Wehrbereichsverwaltung hat um 
Entscheidung gebeten, ob eine gerichtliche Klärung 
herbei ge führt werden solle. 

Der Bundesminister prüft seit 1967 die einschlägigen 
Rechtsfragen; er hat jedoch, Obwohl es der Bundes- 
rechnungshof wiederholt angeregt hat, bisher nicht 
entschieden, wie in Streitfällen zu verfahren ist. 
Das hat zu einer Rechtsunsicherheit, einer unglei- 
chen Behandlung der Gemeinden sowie zu erhebli- 
chen vermeidbaren Ausgaben geführt. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
schließlich im August 1972 empfohlen, bei Vertrags- 
verletzung durch Gemeinden die jeweilige Kommu- 
nalaufsichtsbehörde einzuschalten, ggf. den Zuschuß 
zurückzufordern und notfalls eine gerichtliche Klä- 
rung heiib eizuführen. Außerdem hat er dem Bundes- 
minister angeraten, die Zuschüsse künftig nur so 
hoch zu bemessen, daß sich für den Bund die gleiche 
laufende Belastung ergibt wie für zivile Benutzer 
der Anlagen. Etwaige Finanzierungsschwierigkeiteil 
der Gemeinden könnten durch Darlehen des Bundes 
übeibrückt werden, für die grundsätzlich die markt- 
üblichen Zins- und Tilgungsleistungen zu fordern 
wären. 


Der Bundesminister hat zugesagt, die Anregungen 
des Bundesrechnungshofes zu berücksichtigen. In 
geeigneten Fällen will er nunmehr eine gerichtliche 
Entschei dun g h erbei füh ren . 

Damit weitere finanzielle Nachteile für den Bund 
vermieden werden, sollte der Bundesminister die 
Bearbeitung der Angelegenheit beschleunigen. 

176 . Viele Mängel bei der Bewilligung von Zu- 
schüssen und Darlehen für Aufschließungsmaßnah- 
men und Folgeeinrichtungen beruhen darauf, daß 
die Vorschriften des Bundesministers 'für die nach- 
geordnete Verwaltung unübersichtlich geworden 
sind. Die ursprünglichen Richtlinien von 1957 sind 
vielfach geändert worden; die Änderungen sind 
jedoch in zahlreichen Einzelerlassen oder in Ergeb- 
nisvermerken über Dezernententagungen der Wehr- 
bereichsverwaltungen enthalten. 

Der Bundesrechnungshof hatte deshalb schon im 
Juli 1970 angeregt, die Richtlinien insgesamt neu 
zu fassen. Der Bundesminister hatte dieser Anre- 
gung grundsätzlich zugestimmt, aber mitgeteilt, er 
habe nicht zuletzt wegen Personalmangels die Neu- 
fassung der Richtlinien zurückstellen müssen. Außer- 
dem halbe er abwarten wollen, wie sich die gesetz- 
lichen Neuregelungen auf den Gebieten des Finanz- 
ausgleichs und des Schulwesens auswirkten. 

Nunmehr bereitet der Bundesminister der Finanzen 
einheitliche Richtlinien für Ausgleichsleistungen des 
Bundes nach Art. 106 Abs. 8 GG vor, die auch im 
Bereich des Bundesministers der Verteidigung gel- 
ten werden. Damit soll der Neufassung der einschlä- 
gigen haushaltsrechtlichen Vorschriften Rechnung 
getragen und — entsprechend der Anregung des 
Bundesrechnungshofes — zugleich gewährleistet 
werden, daß einheitlich verfahren Wird. 


Flugzeuge, Flugkörper und flugtechnisches Gerät 

(Kapitel 14 19) 

Beschaffung und Erhaltung von Flugzeugen 

(Titel 553 01, 554 01, früher 965 und 350) 

Haushaltsjahre 1964 bis 1972 

Beschaffung und Instandsetzung von drei Seenotrettungs- 
fiugzeugen 

177 . Im Februar 1972 veräußerte der Bundesmini- 
ster acht Seenotrettungsflugzeuge des Musters 
„Albatros" an einen privaten Käufer im Ausland 
'für durchschnittlich je 46 666 DM. 

Darunter befanden sich drei Flugzeuge, die der Bun- 
desminister im Jahre 1964 aus ausgemusterten Be- 
ständen der US-Streitkräfte für je 220 000 DM er- 
worben hatte. Diese Maschinen waren bei der Bun- 
deswehr nie in Dienst gestellt worden, weil es trotz 
eines Reparaturaufwandes von 'mehr als 6 Millio- 
nen DM nicht gelungen war, sie bis zu ihrer Aus- 
musterung im Jahre 1969 einsatzfähig zu machen. 
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Der Bundesrechnungshof hatte in einer Prüfungs- 
mitteilung vom Februar 1971 die Beschaffung und 
Instandsetzung dieser Flugzeuge als unwirtschaft- 
lich beanstandet. Er kann erst jetzt darüber berich- 
ten, weil der Bundesminister auf die Prüfungsmit- 
teilung erst mit Schreiben vom 31. August 1972 — 
beim Bundesrechnungshof eingegangen am 21. Sep- 
tember 1972 — geantwortet hat. 

178 . Der Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Im Juni 1962 bat die Marine den Bundesminister, 
den damals vorhandenen Bestand an fünf Seenot- 
rettungsflugbooten des Typs „Albatros" HU 16 B 
durch drei neue Maschinen des gleichen Typs zu 
ergänzen. Die zusätzliche Beschaffung sollte den 
Seenotrettungsdienst alsbald verbessern und es 
ermöglichen, die durch Verschleiß drohenden Aus- 
fälle zu überbrücken und diesen Flugzeugtyp bis zu 
seiner Aussonderung — die für Ende der 60er Jahre 
geplant war — in Dienst zu halten. 

Nachdem der Verteidigungs- und der Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages dem Beschaffungs- 
vorhaben zu gestimmt hatten, wurde bekannt, daß 
der Hersteller dieses Flugzeugmuster nicht mehr 
fertigte. Der Bundesminister kaufte daraufhin unter 
Rücktrittsvorbehalt am 11. September 1964 von den 
Streitkräften der USA drei ausgemusterte „Alba- 
tros "-Flugzeuge des Typs A in der Absicht, sie in 
den von der Marine benutzten Typ B umbauen zu 
lassen. 

Die Abteilung Wehrwirtschaft des Bundesministe- 
riums erhob dagegen Anfang 1965 Bedenken, als 
sich zeigte, daß die Umbaukosten ein Vielfaches des 
Kaufpreises betragen würden. Sie wies auch darauf 
hin, daß sich die Beschaffungsvorlage an den Bun- 
destag und dessen Genehmigung ausschließlich auf 
die Beschaffung neuer Flugzeuge bezogen habe. 

Die Marine hielt jedoch an dem Vorhaben fest. 

Im November 1965 erklärte der amerikanische Flug- 
zeughersteller, er sehe sich wegen Überlastung durch 
andere Flugzeugprogramme außerstande, die Ma- 
schinen umzubauen. 

Mittlerweile waren die im Dienst befindlichen fünf 
Seenotrettungsflugboote der Marine wegen Korro- 
sdonsschäden kaum noch einsetzbar. Dadurch beun- 
ruhigt, ließ der Bundesminister Mitte 1966 die drei 
hinzugekauften Flugzeuge in Tuscon/Arizona durch 
eine deutsche Kommission auf ihren Zustand unter- 
suchen. Die Kommission sollte feststellen, ob die 
Maschinen ohne Grundüberholung noch etwa zwei 
Jahre geflogen werden könnten. Sie erstattete im 
August 1966 ihren Bericht. Darin machte sie vier 
Vorschläge für eine Grundüberholung. Hinsichtlich 
des Zustandes der Flugzeuge beschränkte sie sich 
auif folgende Feststellungen: 

Die Flugzeuge seien nicht flugfähig. Sie stünden seit 
drei Jahren ohne Außenkonservierung im Freien 
auf einem klimatisch geeigneten Flugplatz. Sie hät- 
ten einen schwarzen Farbanstrich. An ihnen seien 
seit dem Tag des Abstellens in Arizona keine Ände- 
rungen durchgeführt worden. Die Triebwerke seien 


langfristig konserviert. Das Leitwerk eines Flug- 
zeuges sei beschädigt, werde jedoch von der ameri- 
kanischen Luftwaffe ersetzt. Die Rumpfböden zeig- 
ten von außen keine Schäden; Dichtigkeitsüberprü- 
fungen seien allerdings erforderlich. Die eigene 
Prüfung auf Korrosions Schäden sei negativ verlau- 
fen. 

Inzwischen hatte der Bundesminister über eine 
kanadische Behörde ein Angebot einer kanadischen 
Instandsetzungsfirma erhalten, die sich bereit er- 
klärte, die drei Flugzeuge je nach Wunsch entweder 
einer umfassenden Untersuchung und Grundinstand- 
setzung zu unterziehen oder sie innerhalb von drei 
Monaten in beschränktem Umfange nach den Depot- 
Untersuchungsvorschriften der kanadischen Luft- 
waffe instandzusetzen. 

Obwohl die Besichtigungskommission in ihren vier 
Reparaturvorschlägen ausschließlich umfassende 
G rundüb eiholungen empfohlen und dafür Angebote 
eingeholt hatte, entschied sich der Bundesminister 
am 17. Oktober 1966 dafür, die kanadische Firma 
mit einer billigen und weniger aufwendigen Depot - 
Instandsetzung zu beauftragen. Zugleich ließ er die 
Absicht fallen, die Flugzeuge in den Typ „B" um- 
zubauen. 

Ausschlaggebend für die Wahl der Firma und für 
den Verzicht auf eine umfassende Grundüberholung 
war die von der Firma angebotene kurze Reparatur- 
zeit und die Auskunft der kanadischen Behörde, daß 
die Flugzeuge auch nach einer eingeschränkten 
Depot-Inspektion noch einige Jahre betrieben wer- 
den könnten. 

Am 13. Februar 1967 erteilte das Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung der kanadischen 
Firma den Instandsetzungsauftrag. Der Empfehlung 
der kanadischen Behörde, für die Dauer der Arbei- 
ten einen ständigen technischen Beauftragten zur 
Firma zu entsenden, damit dieser an Ort und Stelle 
etwa erforderliche Entscheidungen treffen könne, 
wurde nicht gefolgt. 

Im März 1967 wurden die Flugzeuge von Arizona 
nach Kanada übergeführt. In der Zwischenzeit waren 
dort sechs in Deutschland umgerüstete Triebwerke 
eingetroffen, die in die Flugzeuge eingebaut werden 
sollten. 

Nach Ablauf der vereinbarten Reparaturfrist ließ die 
Marine im September 1967 den Stand der Instand- 
setzung in Kanada durch einen Beauftragten fest- 
stellen. Dabei zeigte sich, daß die Reparatur noch 
länger dauern werde und daß der Auftrag erweitert 
werden müsse. Das Marinefliegerkommando stellte 
nun fest, daß eine Grundüberholung hätte in Auf- 
trag gegeben werden müssen, weil die Flugzeuge 
schon zu viele Stunden geflogen waren und seit 
1963 im Freien gestanden hatten. Ein Vergleich der 
kanadischen Vorschriften, die zur Grundlage des 
Reparaturauftrages gemacht worden waren, mit den 
deutschen Instandsetzungsrichtlinien habe ergeben, 
daß jene nur etwa 50 v. H. der Arbeiten und Kon- 
trollen einer Grundüberholung vorsahen und nicht 
einmal den deutschen Wartungs- und Instandset- 
zungserfordermssen für den laufenden Betrieb ent- 
sprachen. 
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Im Juni 1968 schließlich konnte die Marine die Flug- 
zeuge in Kanada übernehmen. Damit war die ge- 
plante Reparaturzeit von nur drei Monaten, wegen 
deren Kürze die kanadische Firma letztlich ausge- 
wählt worden war, bereits um ein Jahr überschrit- 
ten. 

Nach Überführung des ersten Flugzeuges in die 
Bundesrepublik entdeckte die Bauaufsicht der Bun- 
deswehr schon bei der äußeren Besichtigung zahl- 
reiche Mängel und Schäden, die nicht erst durch den 
Überführungsflug entstanden sein konnten. Sie 
stellte fest, daß die letzte Grundüberholung, die bei 
eiinem Stand von 1 180 Flugstunden durchgeführt 
worden war, 13 Jahre zurücklag und daß das Flug- 
zeug inzwischen nach dem Bordbuch schon wieder 
rd. 2 000 Flugstunden hinter sich hatte. 

Die zweite Maschine wurde Mitte Juli 1968 in die 
Bundesrepublik geibracht, die dritte noch später. 

Im Oktober 1968 entschied eine Kommission aus 
Vertretern der Musterprüfstelle, des Bundesamtes 
für Wehrtechnik und Beschaffung, der Bauaufsicht 
und der Marine, daß das inzwischen demontierte 
erste Flugzeug einer erweiterten Grundüberholung 
zu unterziehen sei, die rd. 1 Million DM kosten 
sollte. Die Musterprüfstelle erklärte, sie werde für 
die beiden anderen Flugzeuge, nachdem diese flug- 
klar gemacht worden seien, eine auf etwa sieben 
Monate oder 240 Flugstunden befristete vorläufige 
Fluggenehmigung erteilen; nach Ablauf der Fristen 
müsse jedoch auch an ihnen eine erweiterte Grund- 
überholung durchgeführt werden. 

Da die generelle Aussonderung der Flugboote spä- 
testens für Januar 1972 in Aussicht genommen 
war, hätten die Maschinen nur noch kurze Zeit ein- 
gesetzt werden können. Inzwischen hatte sich auch 
der Bestand an anderen Such- und Rettungsmitteln 
erhöht. 

Im Februar 1969 gab daher der Führungsstab der 
Luftwaffe die Weisung, die drei Flugzeuge nur noch 
so weit instandzusetzen, daß sie veräußert werden 
könnten. Anfang März 1969 verzichtete er endgültig 
auf sie und gab sie zur Verwertung frei. 

Die^Abrechnung über die Instandsetzung steht noch 
aus. Nach den vorläufigen Zählen übersteigen die 
Ausgaben für den Erwerb und die Instandsetzung 
der drei Flugboote (ohne überführungskosten für 
die Flugzeuge und Triebwerke und ohne Verwal- 
tungsaufwand) den Verwertungserlös um rd. 6,7 Mil- 
lionen DM. Diesen Ausgaben steht kein Nutzen 
gegenüber. 

179 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der Bundesminister die alten Flugzeuge gekauft hat, 
obwohl die Bundestagsausschüsse nur der Beschaf- 
fung neuer Maschinen zugestimmt hatten. Er ist der 
Meinung, daß der Bundesminister die Ausschüsse 
von der Änderung seines Vorhabens hätte unter- 
richten müssen. Der Schaden wäre dann mit großer 
Wahrscheinlichkeit bereits in diesem Stadium ver- 
hindert worden. Es kann kaum angenommen werden, 
daß die Ausschüsse Mitte der 60er Jahre einer Be- 
schaffung, Instandsetzung und Umrüstung von Flug- 
zeugen zugestimmt hätten, die aus dem Jahre 1946 


stammten, deren Zustand und militärische Brauch- 
barkeit unbekannt waren und für die weder der 
Umfang noch die Kosten der erforderlichen Instand- 
setzung und der damals noch beabsichtigten Um- 
rüstung ermittelt worden waren. 

Aber auch unabhängig davon, wie sich die Bundes- 
tagsausschüsse verhalten hätten, wäre der Bundes- 
minister verpflichtet gewesen, vor dem Kauf zu 
prüfen, ob der angestrebte Beschaffungszweck mit 
diesen alten, bisher in der Bundeswehr nicht ver- 
wendeten Flugzeugtypen würde erreicht werden 
können, ob der erforderliche Instandsetzungsauf- 
wand in einem angemessenen Verhältnis zum Nut- 
zen stünde und ob die Instandsetzung so schnell 
durchführbar wäre, daß die Marine die Flugzeuge 
noch vor der Ausmusterung des Flugzeugtyps nut- 
zen konnte. Eine solche Prüfung wäre — wie die 
späteren Untersuchungen zeigten — negativ ver- 
laufen. 

Der Bundesrechnungshof hat weiter beanstandet, 
daß die deutsche Delegation die Flugzeuge im 
August 1966 in Arizona offenbar nicht mit der er- 
forderlichen Gründlichkeit besichtigt hat und der 
darüber erstattete Bericht zu dürftig und seine Aus- 
wertung nicht sachgerecht war. 

Der Besichtigungskommission hat er insbesondere 
vorgeworfen, daß sie die Flugzeugdokumente (Bord- 
bücher und dergl.) nicht genügend beachtet und die 
Frage der Abteilung Wehrwirtschaft, ob die Flug- 
zeuge noch zweieinhalb Jahre ohne eingehende 
Grundübeiholung eingesetzt werden könnten, nicht 
mit der nötigen Klarheit verneint hat. Den Stellen, 
die den Bericht auswerteten, hat der Bundesrech- 
nungshof vorgehalten, daß sie sich mit dem Besich- 
tigungsbericht zufrieden gaben, obgleich dieser über 
die wichtigsten Fragen keine eindeutige und zuver- 
lässige Auskunft gab. Aus den Instandsetzungsvor- 
schlägen der Kommission und den Lebenslaufakten 
der Flugzeuge hätte der zwingende Schluß gezogen 
werden müssen, daß die damals nahezu 20 Jahre 
alten Maschinen nicht den erstrebten Nutzen ver- 
sprachen und jeder Aufwand für sie unwirtschaftlich 
sein werde. Spätestens im Oktober 1966, als fest- 
stand, daß eine Umrüstung der Flugzeuge in den 
Typ B nicht mehr in Frage kam, hätte der Bundes- 
minister — auch aus technisch-logistischen Gründen 
— vom Kauf zurücktreten müssen. Das wäre selbst 
noch zu dieser Zeit öhne Schaden für die Bundes- 
republik möglich gewesen. Die Entscheidung, die 
Flugzeuge zu behalten und keine Grundüberholung, 
sondern nur eine billige, eingeschränkte Instand- 
setzung in Auftrag zu geben, war nicht zuletzt auch 
deshalb fehlerhaft, weil die Luftwaffe in ihren Repa- 
raturvorschriften für dieses Flugzeugmuster ohne 
Rücksicht auf die Flugleistung mindestens alle zwei 
Jahre oder spätestens nach 1 200 Flugstunden 
Grundüberholungen bindend vorgeschrieben hatte. 
Die Erklärung der kanadischen Behörde, die Maschi- 
nen könnten auch nach einer billigen, eingeschränk- 
ten Überholung noch einige Jahre ihren Dienst ver- 
sehen, entband den Bundesminister nicht von der 
Verpflichtung, die in der Bundesrepublik geltenden 
Sicheriieitsbestimmungen zu beachten. Der Verzicht 
auf eine Grundüberholung ist auch nicht etwa von 
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der kanadischen Firma empfohlen worden? vielmehr 
hatte sie es dem Bundesminister freigestellt, eine 
Grundüberholung oder eine billige Depot-Kontrolle 
in Auftrag zu geben. Die Entscheidung darüber hatte 
allein er zu treffen. 

Schließlich hat der Bundesrechnungshof kritisiert, 
daß entgegen der Empfehlung der kanadischen Be- 
hörde davon Abstand genommen wurde, einen tech- 
nischen Beauftragten zur Überwachung und zur Ab- 
nahme der Reparaturen nach Kanada zu schicken. 

180 . Der Bundesminister hat erwidert, der Ent- 
schluß, drei weitere Albatros-Flugzeuge zu beschaf- 
fen, könne nicht beanstandet werden, da der vor- 
handene Bestand nicht ausgereicht habe, die See- 
notrettungsbereitschaft sicherzustellen. Ein besser 
geeignetes Flugboot als die Albatros sei noch Mitte 
der 60er Jahre nicht auf dem Markt gewesen. Auch 
aus technisch-logistischen Gründen sei damals die 
Beschaffung eines anderen Flugzeugmusters nicht in 
Betracht gekommen. Nach Abwägung aller Zeit- und 
Kostenfaktoren habe er das Beschaffungsamt ange- 
wiesen, die drei Flugzeuge in Kanada nach den 
kanadischen Depot-Instandsetzungsbestimmungen 
instandsetzen zu lassen. Ein besonderer Vorteil sei 
darin gesehen worden, daß das deutsch-kanadische 
Regierungsabkommen die gegenseitige Anerken- 
nung der Prüfungen von amtlichen Prüfstellen vor- 
gesehen habe. Aus diesem Grunde habe man auch 
davon ausgehen dürfen, daß die Entsendung eines 
technischen Beauftragten zur kanadischen Firma 
nicht erforderlich war. 

Die zunächst im Februar 1967 in Auftrag gegebenen 
Arbeiten habe die kanadische Firma innerhalb der 
vereinbarten Dreimonatsfrist durchgeführt. Die Ver- 
zögerungen seien durch die Erweiterung des Auf- 
trages sowie durch die nicht rechtzeitige Zuführung 
von elektronischem Gerät hervorgerufen worden. 
Kanadische Behörden hätten die ordnungsgemäße 
Durchführung der Arbeiten bestätigt und ein Attest 
über die Funktions- und Lufttüchtigkeit der Flug- 
zeuge erteilt. Spätere Untersuchungen bei der deut- 
schen Instandsetzungsfirma hätten keinen Nachweis 
dafür erbracht, daß die kanadische Firma ihren ver- 
traglichen Verpflichtungen nicht nachgekommen sei. 
Der Entschluß der Marine vom 2. August 1966, auf 
eine vollständige Wiederherstellung der Flugboote 
und auf ihre Umrüstung in den Typ B zu verzichten, 
müsse im Zusammenhang mit bestimmten, vom 
Bundesrechnungshof nicht erwähnten Ereignissen 
gesehen werden. Dabei handele es sich um die Ver- 
lagerung des F 104 G-Ausbildungsflugbetriebes in 
den Küstenbereich und über See, die dadurch erfor- 
derlich gewordene erhöhte Such- und Rettungsbe- 
reitschaft, die Starfighterkrise, den Absturz eines 
Flugzeugs Mitte 1966 über der Nordsee sowie die 
daraufhin vom Parlament gesetzten Prioritäten für 
den Such- und Rettungsdienst. 

Was den Besichtigungsbericht vom August 1966 und 
seine Auswertung anbelange, so sei die Besichti- 
gung der Flugzeuge durch eine Kommission der 
Marine durch Untersuchungen von Fachleuten der 
amerikanischen Luftwaffe und verschiedener In- 
standsetzungsfirmen ergänzt worden. Die Instand- 


setzungswürdigkeit der Maschinen sei übereinstim- 
mend bejaht worden. Solange die beabsichtigte In- 
standsetzung und Umrüstung angestrebt worden sei, 
hätten Zweifel weder an der Instandsetzungswürdig- 
keit noch an der Güte der nach militärischen Vor- 
schriften durchzuführenden Arbeiten aufkommen 
können. Der Zustand der im Dienst befindlichen fünf 
Flugboote habe nicht zwingend Anlaß gegeben, 
negative Folgerungen hinsichtlich der zugekauften 
drei Maschinen zu ziehen, da diese unter klimatisch 
günstigen Bedingungen abgestellt gewesen seien. 

Das Schadensprüfungsverfahren habe keinen beson- 
ders schwerwiegenden Verstoß von Bediensteten 
gegen Dienstpflichten ergeben. 

181 . Den Bundesrechnungshof vermögen diese Ant- 
worten nicht zu befriedigen, da sie auf seine wesent- 
lichsten Beanstandungen nicht eingehen. Insbeson- 
dere hat der Bundesminister nicht erklärt, warum er 
die Bundestagsausschüsse, die der Beschaffung neuer 
Flugzeuge zugestimmt hatten, nicht davon unter- 
richtet hat, daß er statt neue alte Maschinen beschaf- 
fen und diese umbauen lassen wollte. Er hat auch 
nicht dargetan, warum er die Flugzeuge ohne vor- 
hergehende Besichtigung gekauft und weshalb er 
nicht vor dem Kauf Untersuchungen darüber ange- 
stellt hat, wie sich die Kosten zu dem erwarteten 
Nutzen verhalten würden. Sein Hinweis, nicht nur 
die Besichtigungskommission der Marine, sondern 
auch amerikanische Fachleute hätten die Instand- 
setzungswürdigkeit der Flugzeuge bejaht, räumt 
die Feststellung des Bundesrechnungshofes nicht 
aus, daß die eigens nach Amerika entsandte deutsche 
Kommission keinen eindeutigen und hinreichenden 
Aufschluß über den tatsächlichen Zustand der Flug- 
boote, den Umfang ihrer früheren Nutzung, die ge- 
leisteten Flugstunden, die bisherige Wartung (In- 
spektionen und Reparaturen) und über die Notwen- 
digkeit einer umfassenden Grundüberholung gege- 
ben hat sowie daß der Bericht nicht sachgemäß aus- 
gewertet worden ist. 

Unbeantwortet geblieben ist weiter die Frage, 
warum die Flugzeugdokumente nicht ausreichend 
geprüft und gewürdigt worden sind. 

Auch auf die Ereignisse des Sommers 1966 kann sich 
der Bundesminister nicht berufen. Nicht die Verla- 
gerung der Flugausbildung der Luftwaffe über die 
Nordsee, der Flugzeugabsturz im Sommer 1966 und 
die vom Parlament vorrangig verlangte Verbesse- 
rung des Such- und Rettungsdienstes waren nach den 
Akten des Führungsstabes der Marine der Grund 
dafür, daß am 2. August 1966 auf eine umfassende 
Grundüberholung der Amphibienflugzeuge verzich- 
tet wurde, sondern „die erfolgversprechenden Ver- 
handlungen über ein Nachfolgemuster" und die Er- 
kenntnis, daß Instandsetzungen an den Flugzeugen 
nur noch „zur Überwindung der etwa zweieinhalb- 
jährigen Durststrecke notwendig" seien. Von Fe- 
bruar 1966 bis Juli 1968 vertrat die Marine die Auf- 
fassung, daß die zusätzlichen Such- und Rettungs- 
aufgaben nur mit Hubschraubern gelöst werden 
könnten, die von Schiffen aus eingesetzt werden. 
Mitte 1968 kam sie zum Schluß, daß alle vorhande- 
nen und geplanten Such- und Rettungseinsatzmittel 
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durch einen leistungsfähigen allwettertauglichen 
Hubschrauber ersetzt werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb an seiner Auf- 
fassung fest, daß der Schaden von mehr als 6 Mil- 
lionen DM vermeidbar gewesen wäre. 

Der Bundesminister wird nochmals eingehend zu 
prüfen haben, wer für den Schaden verantwortlich 
und ggf. haftbar ist. 

Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

(Titel 554 01) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1970 

Dokumentation für das Flugzeugmuster TRANSALL C 160 

182 . Im Jahre 1959 vereinbarten die Verteidi- 
gungsminister der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreichs, gemeinsam das militärische Transport- 
flugzeug TRANS ALL C 160 zu entwickeln und zu 
bauen. Eine Abrede über das anzuwendende Doku- 
mentationssystem trafen sie zunächst nicht. 

Bei der Dokumentation handelt es sich um die Samm- 
lung der technischen Vorschriften für den Betrieb, 
die Wartung und die Instandsetzung der Flugzeuge. 
Eine einheitliche technisch-logistische Betreuung 
der fliegenden Waffensysteme setzt voraus, daß nur 
ein Dokumentationssystem verwendet wird. Der 
Bundesminister hatte auf Grund eines Vorschlags 
des Führungsstabes der Luftwaffe bereits im Jahre 
1960 angeordnet, die technischen Dienstvorschriften 
nach dem amerikanischen Dokumentationssystem zu 
erstellen. Danach sind die Wartungs- und Inspek- 
tionsvorschriften entsprechend der Organisation des 
Wartungsdienstes nach Funktionsgruppen (Hydrau- 
lik, Elektronik usw.) unterteilt, während das franzö- 
sische System die Aufteilung nach Flugzeugbau- 
gruppen wie Rumpf, Flügel, Leitwerk und dergl. vor- 
nimmt. 

Entgegen der allgemein für die deutsche Luftwaffe 
getroffenen Regelung schlugen französische Stellen 
am 10. März 1961 vor, die Dokumentation für die 
TRANSALL nach dem französischen System zu er- 
stellen, da die Erprobung in Frankreich durchgeführt 
werden sollte. Die Frage nach dem System mußte 
entschieden werden, als die für den Bau und die 
Wartung der Flugzeuge in Betracht kommenden Fir- 
men vom Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf- 
fung wissen wollten, welches Dokumentationssystem 
sie für die TRANSALL aufstellen sollten. Das Amt 
schlug vor, vorerst das französische System zu ver- 
wenden und die Umarbeitung auf das amerikanische 
System bis zur Serienbeschaffung zurückzustellen. 

Der Führungsstab der Luftwaffe stimmte diesem 
Vorschlag zu. Daraufhin wies das Bundesamt, nach- 
dem es auch von der Musterprüfstelle für Luftfahrt- 
gerät der Bundeswehr aufgefordert worden war, die 
Dokumentation nach dem französischen System auf 
die Prototypen zu beschränken, die Industrie an, die 
Dokumentation für die deutsche Nullserie (3 Flug- 
zeuge) und die deutsche Hauptserie (110 Flugzeuge) 
nach dem amerikanischen System zu erarbeiten. 


Bei den deutsch-französischen Fachgruppenverhand- 
lungen im Februar, März und Mai 1962 erklärte sich 
die deutsche Seite jedoch damit einverstanden, daß 
abweichend von der Entscheidung des Führungs- 
stabs sowie einer inhaltlich gleichen Anweisung des 
Bundesministers vom 14. November 1961 auch noch 
die Dokumentation der Nullserie der TRANSALL 
nach dem französischen System aufgestellt wurde, 
damit die gemeinsamen Truppenversuche in Frank- 
reich ungehindert durchgeführt werden könnten. Sie 
bekräftigte aber gleichzeitig die Forderung des Füh- 
rungsstabes, daß für die deutsche Hauptserie das 
amerikanische System verwendet werden müsse. In 
den weiteren Verhandlungen rückten die Vertreter 
des Bundesministers auch davon ab und erklärten 
sich damit einverstanden, daß für alle Flugzeuge, 
die deutschen wie die französischen, eine gemein- 
same Dokumentation, ein Gemisch aus beiden Syste- 
men, erstellt werde. 

Die Musterprüfstelle lehnte am 19. Februar 1964 die 
Entwürfe dieser gemischten Dokumentation mit der 
Begründung ab, die Luftwaffe besitze Flugzeuge und 
Luftfahrtgerät aus verschiedenen Ländern; erfolg- 
reiche und sichere Flugeinsätze seien nur dann zu 
gewährleisten und die Einsatzbereitschaft sowie ein 
reibungsloser und zuverlässiger Wartungsdienst nur 
dann sicherzustellen, wenn einheitliche Betriebs- und 
Wartungsvorschriften vorhanden seien. 

Dessen ungeachtet wurden die „Ausführungsbestim- 
mungen für die technischen Vorschriften" der Null- 
serie am 23. November 1964 auch für die Flugzeuge 
der Hauptserie für anwendbar erklärt. 

Als die Musterprüfstelle davon erfuhr, erhob sie am 
24. Juni 1965 erneut Widerspruch. Auch der Füh- 
rungsstab bekräftigte — am 29. Juni 1966 — noch- 
mals seine früheren Entscheidungen und erklärte, 
die Luftwaffe bestehe darauf, daß für die deutsche 
Serie die Dokumentation nach dem amerikanischen 
System erstellt werde; eventuelle Mehrkosten müß- 
ten in Kauf genommen werden. Der deutsch-franzö- 
sische Arbeitsausschuß TRANSALL, der am 8. Juli 
1966 von dieser Entscheidung unterrichtet wurde, 
konnte sich aber auch jetzt noch nicht entschließen, 
dieser seit fünf Jahren immer wieder in Erinnerung 
gebrachten Forderung nachzukommen, und bat den 
Inspekteur der Luftwaffe, seine Entscheidung zu 
überprüfen. 

Der Führungsstab ersuchte daraufhin am 4. Oktober 
1966 den deutschen Präsidenten des Arbeitsausschus- 
ses TRANSALL, unverzüglich sicherzustellen, daß 
bei Auslieferung der Serienflugzeuge an die Bundes- 
wehr die Dokumentation nach amerikanischer Norm 
vollständig vorliege. Zugleich lehnte er die franzö- 
sische Forderung ab, die Kosten für die Stufe 3 der 
gemischten sogenannten gemeinsamen Seriendoku- 
mentation anteilig zu übernehmen, und zwar mit der 
Begründung, daß der Bundesminister keine rechtliche 
Verpflichtung eingegangen sei, aus der ein solcher 
Anspruch abgeleitet werden könne. Der Arbeitsaus- 
schuß TRANSALL indessen kam auch dem Ersuchen 
des Führungsstabes nicht nach, sondern beschloß in 
der Sitzung vom 6. Oktober 1966 auf Vorschlag sei- 
nes deutschen Präsidenten, direkten Kontakt mit 
dem Inspekteur der Luftwaffe aufzunehmen. Nach 
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„langen kritischen Überlegungen und großen Beden- 
ken unter Inkaufnahme von erheblichen Nachteilen 
für die deutsche Luftwaffe und zur Wahrung der 
französisch-deutschen Zusammenarbeit und Freund- 
schaft" gab der Inspekteur am 24. November 1966 
schließlich die Zusage, daß sich die Bundesrepublik 
Deutschland an den Kosten der gemeinsamen Serien- 
dokumentation (ohne Änderungsdienst) beteiligen 
werde, hielt aber gleichzeitig ausdrücklich an seiner 
früheren Entscheidung fest, daß die Dokumentation 
für die deutsche Serie auf alle Fälle auch nach ame- 
rikanischer Norm zu erstellen sei. 

Der zuständige Referent, der zugleich Präsident des 
Arbeitsausschusses TRANSALL war, wies jedoch 
das Beschaffungsamt erst am 28. Februar 1968 an, 
die von der Luftwaffe geforderte amerikanische 
Serien-Dokumentation in Auftrag zu geben. Das Be- 
schaffungsamt schloß erst weitere 19 Monate später, 
am 9. Oktober 1969, einen entsprechenden Vertrag 
und vereinbarte die Lieferung der Dokumentation 
zum 1. Juli 1972. 

Die Ausgaben für die gemeinsame Dokumentation 
(Stufen 1 bis 3) betrugen bis Mitte 1970 31,315 Mil- 
lionen DM. Davon entfallen auf die Bundesrepublik 
21,529 Millionen DM. Für die Umstellung der Zel- 
lendokumentation auf das amerikanische System 
wurden 12,5 Millionen DM veranschlagt. Die Doku- 
mentation der Ausrüstung nach amerikanischem 
System wird weitere 20 Millionen DM kosten. Um zu 
verhindern, daß die Flugzeuge, die am 1. November 
1967 in Betrieb genommen werden sollten, beim Ver- 
band oder bei der Industrie stehen bleiben mußten, 
war die Bundeswehr gezwungen, die Flugzeuge 
durch Firmenpersonal nach Firmenunterlagen warten 
und versorgen zu lassen. Diese Betreuung kostete 
bis September 1970 273 332 DM. Welche Kosten 
danach angefallen sind, hat der Bundesminister noch 
nicht mitgeteilt. 

183 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Verantwortlichen die ständigen Forderungen 
und Weisungen des Führungsstabes nicht oder nicht 
rechtzeitig befolgt und dadurch vermeidbare Aus- 
gaben für die gemeinsame Seriendokumentation und 
für Betreuungspersonal verursacht haben. Er hat den 
Bundesminister gebeten, ein Dienstaufsichts- und 
Schadensprüfungsverfahren einzuleiten. 

184 . Der Bundesminister hat erwidert, für die Auf- 
stellung einer einheitlichen Dokumentation -nach 
amerikanischer Norm seien Richtlinien erst in den 
Jahren nach 1960 erarbeitet worden. Der Führungs- 
stab der Luftwaffe hätte auch nicht auf seiner Forde- 
rung bestanden, wenn ihm von den unüberbrück- 
baren Schwierigkeiten berichtet worden wäre, die 
der Erfüllung der Forderung entgegenstanden. Das 
gemeinsame französisch-deutsche Dokumentations- 
system habe als Grundlagendokumentation gedient. 
Wesentliche Teile davon hätten die Bedingungen so- 
wohl des französischen als auch des amerikanischen 
Systems erfüllt. Aus diesen Gründen könne die ge- 
meinsame Dokumentation auch nicht als unbrauch- 
bar bezeichnet werden; sie habe die Aufnahme des 
Einsatzflugbetriebs ermöglicht und sei aus zeitlichen, 


wirtschaftlichen und aus Kapazitätsgründen geboten 
und sachdienlich gewesen. Die Behauptung, das ein- 
geschlagene Verfahren habe Mehrkosten verursacht, 
sei nicht bewiesen. 

Bei dieser Sachlage könne nicht von einem pflicht- 
widrigen Verhalten der deutschen Vertreter in den 
bilateralen Ausschüssen gesprochen werden; sie 
hätten nach der jetzt vertretenen Auffassung nicht 
anders handeln können. Nachteile hätten sich nicht 
ergeben. Einer Haftungsprüfung bedürfe es daher 
nicht. 

185 . Diese Antwort steht im Widerspruch vor 
allem zu. den Angaben des Systembeauftragten für 
das Waffensystem, des Materialamts der Luftwaffe 
und der Musterprüfstelle für Luftfahrtgerät, die 
übereinstimmend die gemeinsame Dokumentation 
als für die Truppe unbrauchbar bezeichnet haben und 
auch heute noch bezeichnen. Auch der Führungsstab 
hält an seiner Forderung fest, daß für alle deut- 
schen Serienflugzeuge nur das amerikanische Do- 
kumentationssystem verwendet wird, und läßt 
selbst solche Waffensysteme, die schon längst ein- 
geführt sind, wie die Noratlas, noch nachträglich mit 
dieser Dokumentation ausrüsten. Für neue Pro- 
jekte, z. B. Alpha-Jet, ist schon in der Entwick- 
lungsphase vertraglich sichergestellt worden, daß 
die Dokumentation für die deutschen Serienflug- 
zeuge ausschließlich nach amerikanischem System 
erstellt wird. 

Auch die übrigen Einwände des Bundesministers 
sind unbegründet. Ob einzelne Teile der gemein- 
samen Dokumentation die Bedingungen beider 
Systeme erfüllen, ist nicht entscheidend, da diese 
Dokumentation insgesamt von der Musterprüfstelle 
und vom Materialamt verworfen worden ist und die 
Dokumentation für die deutsche Luftwaffe in allen 
Teilen umgearbeitet oder neu erstellt werden mußte. 
Daß dadurch Mehrkosten entstanden sind, ist offen- 
sichtlich. So steht den Kosten für die Dokumenta- 
tionsstufe 3 in Höhe von 4,979 Millionen DM über- 
haupt keine durch die Bundeswehr nutzbare Leistung 
gegenüber. 

Unzutreffend ist auch, daß die gemeinsame Doku- 
mentation Voraussetzung für die Aufnahme des Ein- 
satzflugbetriebes gewesen sei. Vielmehr hatte die 
Musterprüfstelle diese Dokumentation nicht freige- 
geben, und der Systembeauftragte beim Führungs- 
stab der Luftwaffe hatte am 18. August 1967 und 
nochmals am 11. Januar 1968 festgestellt, das Fehlen 
der Dokumentation verhindere die zeitgerechte Auf- 
nahme des Einsatzflugbetriebes. Auch der Hinweis 
darauf, daß Dokumentations-Richtlinien erst nach 
1960 erarbeitet worden seien, stützt nicht die An- 
nahme des Bundesministers, daß durch die ge- 
mischte Dokumentation ein Zeitgewinn erzielt wor- 
den sei. Es wäre der Industrie in der Zeit von Okto- 
ber 1961, als sie sich zur Erstellung der Seriendoku- 
mentation nach amerikanischer Norm bereiterklärte, 
bis Ende 1964, als die Dokumentation spätestens 
hätte in Auftrag gegeben werden müssen, leicht 
möglich gewesen, die erforderlichen Vorbereitungen 
auf der Grundlage der amerikanischen Vorschriften 
zu treffen. 
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Der Bundesminister wird zu prüfen haben, warum 
die in die deutsch-französischen TRANSALL-Aus- 
schüsse entsandten Bediensteten nicht die Weisun- 
gen des Führungsstabs der Luftwaffe befolgt haben 
und ob daraus eine Ersatzpflicht herzuleiten ist. Fer- 
ner wird er im Rahmen der Dienstaufsicht sicherzu- 
stellen haben, daß künftig die Interessen der Bundes- 
wehr bei gemeinschaftlichen Beschaffungen besser 
vertreten werden. 


Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen 

(jetzt Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau) 

(Einzelplan 25) 

Förderung von Einzelmaßnahmen 
des Wohnungsbaues 

(Kapitel 25 03) 

Verschiedene Titel 
Haushaltsjahre 1972 und früher 

186. Der Bundesminister verteilt die bei Kapi- 
tel 25 03 Titel 852 26 für Darlehen im Rahmen des 
langfristigen Wohnungsbauprogramms veranschlag- 
ten Mittel entsprechend § 19 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes (II. WoBauG) schlüsselmäßig global an 
die Länder. Dagegen stellt er die Mittel bei den 
Titeln 852 06 (Darlehen an Länder zur Förderung des 
Wohnungsbaues für alte Menschen), 852 36 (Dar- 
lehen an Länder für sonstige Förderung von Maßnah- 
men zugunsten des sozialen Wohnungsbaues) und 
852 76 (Darlehen an Länder zur Förderung von Ver- 
suchs-, Vergleichs- und Demonstrativbauten unter 
Berücksichtigung raumordnerischer Zielsetzungen) 
nur auf Antrag für Einzelmaßnahmen bereit. Dies gilt 
auch für den Fonds für Härte- und Sonderfälle (Mini- 
sterfonds) aus Titel 852 26. Die Länder beantragen 
im allgemeinen die Bereitstellung dieser Bundes- 
mittel für jeden Einzelfall gemäß den Richtlinien des 
Bundesministers. Obwohl es sich nur um zusätzliche 
Förderungsmittel handelt, die zudem im Vergleich 
mit den Gesamtkosten sowie den Baudarlehen der 
Länder aus global zugeteilten Bundes- und Landes- 
mitteln von geringerer Bedeutung sind, führt die 
Einzelvergabe doch zu einem erheblichen Verwal- 
tungsaufwand. Das fällt um so mehr ins Gewicht, als 
sich die Zahl der Einzeldarlehen von 215 im Jahr 
1962 mit einer Gesamtsumme von rd. 43 Millionen 
DM auf 923 im Jahr 1971 mit einem Gesamtbetrag 
von rd. 167 Millionen DM vervierfacht hat. Zusätz- 
liche Arbeitslast entsteht dem Bundesminister auch 
daraus, daß bei jeder Änderung gegenüber dem 
ursprünglichen Antrag die Bewilligungsbedingungen 
neu festzusetzen oder Bundesmittel zurückzuziehen 
sind. 

187. Zur Vereinfachung dieses umständlichen Ver- 
fahrens hat der Bundesrechnungshof daher bereits 


im Jahre 1960 vorgeschlagen, auch die Mittel für 
Einzelmaßnahmen grundsätzlich schlüsselmäßig glo- 
bal zu verteilen. 

Der Bundesminister hat daraufhin zwar das Verfah- 
ren hinsichtlich der Antragsunterlagen, des Bewilli- 
gungsbescheides, des Abrufs der Bundesmittel und 
des Verwendungsbescheides ab 1. Juli 1964 neu ge- 
regelt; auf den Antrag der Länder für den Einzelfall, 
ggf. für mehrere Fälle gleicher oder ähnlicher Art, 
wollte er aber aus „wohnungspolitischen Gründen“ 
nicht verzichten. Für eine ins Gewicht fallende Ver- 
einfachung wäre es aber gerade darauf angekommen, 
von dem System der Antragstellung für jeden Einzel- 
fall abzugehen. Die zunehmende Zahl der Anträge 
auf Einzeldarlehen hätte dazu allen Anlaß geboten. 

Der Bundesminister kann sein aufwendiges Verfah- 
ren, über jeden einzelnen Darlehensantrag selbst zu 
entscheiden, auch nicht damit rechtfertigen, daß nur 
so ein besonders wirkungsvoller Einsatz der Bundes- 
mittel habe erreicht werden können. Auch bei die- 
sem Verfahren ist es z. B. vorgekommen, daß an- 
tragsgemäß bereitgestellte Mittel in Höhe von rd. 
15 Millionen DM jahrelang gebunden wurden, weil 
sich die Bewilligung wegen Planungsänderungen 
oder Kostensteigerungen verzögerte. Es wäre wirt- 
schaftlich gewesen, diese Mittel inzwischen für an- 
dere Vorhaben einzusetzen. 

Der Bundes rechnungshof hat im Jahre 1970 erneut 
Vorschläge für eine globale Verteilung der für 
Einzelmaßnahmen verfügbaren Mittel gemacht. Der 
Bundesminister hat daraufhin eine Neuregelung 
zwar in Aussicht gestellt, die Angelegenheit aber 
doch nicht weiterverfolgt. Eine Erinnerung blieb 
erfolglos. 

188. Inzwischen hat der Bundesrat unter ausdrück- 
lichem Hinweis auf die Forderungen des Bundesrech- 
nungshofes empfohlen, die Finanzierung des Woh- 
nungsbaues durch den Bund zu reorganisieren mit 
dem Ziel, die Vielzahl einzelner Maßnahmen durch 
Globalbewilligungen an die Länder zu ersetzen 
(Nr. 14 der Stellungnahme zum Entwurf des Haus- 
haltsgesetzes 1972, Anlage zur Drucksache 550/71 
— Beschluß vom 12. November 1971). Durch die Zu- 
weisung von Globaldarlehen und -zinszuschüssen 
könne das Verfahren wesentlich vereinfacht werden. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
auf diese Entschließung, seine früheren Vorschläge 
und auf den mit der ständig steigenden Zahl der 
Einzelfälle wachsenden Verwaltungsaufwand hin- 
gewiesen. 

Der Bundesminister hat sich jedoch nicht zu einem 
Verzicht auf die Einzelbewilligung entschließen kön- 
nen. Er hat vielmehr bemerkt, die Länder legten 
seinem Wunsch entsprechend zunehmend Sammel- 
anträge für von ihnen ausgewählte bewilligungsreife 
Einzelbauvorhaben vor, die nach besonderen Merk- 
malen (z. B. Gruppenkleinsiedlung, kinderreiche Fa- 
milien, Schwerbehinderte) zusammengefaßt seien. 
Damit werde dem Anliegen des Bundesrechnungs- 
hofes weitgehend entsprochen. 
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Das Verfahren, auf das sich der Bundesminister be- 
zieht, betrifft jedoch nur einen Teil der Einzelfälle 
und bringt auch nicht die erstrebte Vereinfachung 
mit sich. Die Länder müssen noch immer listen- 
mäßige Zusammenstellungen über die geförderten 
Einzelfälle — z. T. unter Angabe des Namens und 
Wohnortes des Bauherrn, der Bauorte und Straßen- 
bezeichnungen sowie der Finanzierung — vorlegen. 
Bei nachträglichen Änderungen, wie sie sich häufig 
ergeben, muß neu berichtet werden. 

Demgegenüber wären die Länder ohne weiteres in 
der Lage, diese Bundesmittel auch aus Globalzutei- 
lungen zu bewilligen. Durch entsprechende Auflagen 
bei der Mittelzuteilung könnte der Bundesminister 
dafür sorgen, daß die Wohnungsbaupolitik der Bun- 
desregierung schwerpunktmäßig durchgesetzt wird. 
Er kann sich auch Verwendungsnachweise in ein- 
facher Form vorlegen lassen, um den Mitteleinsatz 
zu prüfen. 

Für den Einwand des Bundesministers, der Gesetz- 
geber habe eine globale Verteilung der für Einzel- 
maßnahmen einzusetzenden Bundesmittel nicht ge- 
wollt, fehlt es an einem Anhalt. In der maßgeblichen 
Vorschrift — § 20 II. WoBauG — ist lediglich be- 
stimmt, daß die in Rede stehenden Darlehensrück- 
flüsse zur Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaues zu verwenden sind, 
nicht dagegen, auf welche Weise diese Mittel zu 
vergeben sind oder daß es sich um die Förderung 
von Einzelmaßnahmen handeln muß. Dementspre- 
chend werden seit 1969 auch die Bundesmittel nach 
§§ 18, 19 a II. WoBauG beim Rückfluß-Kapitel 25 03 
veranschlagt. 

Auf den Hinweis des Bundesrechnungshofes, der 
Bund sollte nicht Verwaltungstätigkeit in diesem 
Umfange ausüben, die zudem auch die Länder un- 
nötig belastet, hat der Bundesminister mitgeteilt, er 
habe den Vorschlag des Bundesrechnungshofes in 
seine Überlegungen für ein neues Gesamtkonzept 
für den sozialen Wohnungsbau einbezogen. 

Der Bundesrechnungshof hält es nicht für gerecht- 
fertigt, daß die Vereinfachung des derzeitigen Ver- 
fahrens weiterhin verzögert wird. 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelpian 60) 

Steuern und steuerähnliche Abgaben 

(Kapitel 60 01) 

Gesellschaftsteuer 

(Titel 022 01) 

Haushaltsjahre 1971 und 1972 

189. Das Aufkommen der Kapitalverkehrsteuern 
(Gesellschaftsteuer und Börsenumsatzsteuer) — frü- 
her Landessteuem — steht seit dem 1. Januar 1970 
dem Bunde zu (Artikel 106 Absatz 1 Nr. 4 GG i. d. F. 


des Finanzreformgesetzes vom 12. Mai 1969). Die 
Steuern werden im Auftrag des Bundes (Artikel 85 
und 108 Abs. 3 GG) von den Finanzbehörden der 
Länder verwaltet und erhoben. 

Der Bundesrechnungshof hat seit 1970 bei 15 der 33 
Finanzämter, die Kapitalverkehrsteuern verwalten 
(Kapitalverkehrsteuerämter), die Festsetzung und 
Erhebung dieser Steuern örtlich geprüft. Er hat da- 
bei insbesondere festgestellt, daß die Kapitalver- 
kehrsteuerstellen zu schwach besetzt sind. Das hat 
zu erheblichen Arbeitsrückständen geführt, zumal 
die Zahl der zu versteuernden Rechtsvorgänge so- 
wie der zu prüfenden Stellen in den letzten Jahren 
zugenommen hat. Dies wirkt sich besonders nach- 
teilig auf die örtlichen Prüfungen dieser Steuern bei 
den Kapitalgesellschaften und Banken aus, die alle 
fünf Jahre durchgeführt werden sollen (§§ 40, 42 
KVStDV). Diesen Turnus können die meisten Finanz- 
ämter seit Jahren nicht mehr einhalten. Dadurch 
sind wichtige Rechtsvorgänge um Jahre zu spät, oft 
erst kurz vor Ablauf der Verjährungsfrist durch 
Außenprüfungen, ermittelt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat immer wieder festgestellt, daß Steuer- 
ansprüche bereits verjährt waren. In einzelnen Fäl- 
len betrugen die Ausfälle bis zu 40 000 DM. 

Diese unbefriedigende Lage wird dadurch verschärft, 
daß die meisten Steuerschuldner und die anderen 
Beteiligten (z. B. die Gesellschafter) den Finanzäm- 
tern die Rechtsvorgänge, die der Steuer unterliegen, 
nicht oder nicht rechtzeitig mitteilen. Es bedarf da- 
her oft schwieriger und zeitraubender Ermittlungen 
der Kup/italverkehrsteuerstellen bei den Gesellschaf- 
ten. Das ist ohne eine spürbare Vermehrung der 
Zahl der Bediensteten nicht möglich, weil anders 
die Kontrollen nicht mit der notwendigen Intensität 
und in den erforderlichen kurzen Abständen vorge- 
nommen werden können. 

190. Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes in 
diesem Bereich halben dazu geführt, daß bei neun 
Finanzämtem die Anzahl der Arbeitskräfte bei den 
Kapitalverkehrsteuerstellen erhöht worden ist. In 
einem Land hat das Finanzministerium außerdem 
angeordnet, daß zur Prüfung von Kapitalverkehr- 
steuern auch die Betriebsprüfung stärker heranzu- 
ziehen ist. 

Der Bundesrechnungshof hat im Hinblick darauf, daß 
die Lage bei den bisher nicht geprüften Kapitalver- 
kehrsteuerämtern nicht günstiger sein dürfte, den 
Bundesminister gebeten, die Finanzminister (-Sena- 
toren) der Länder zu bitten, die personelle Beset- 
zung der Kapitalverkehrsteuerstellen insgesamt zu 
überprüfen. Es wird nicht verkannt, daß angesichts 
des allgemeinen Personalmangels in der Steuer- 
verwaltung eine kurzfristige Besserung der Arbeits- 
lage in den Kapitalverkehrsteuerstellen nicht mög- 
lich sein wird. Um so mehr kommt es darauf an, den 
Arbeitsablauf rationeller zu gestalten. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher vorgeschlagen, für eine 
engere Zusammenarbeit der anderen Arbeitsgebiete 
der Finanzämter mit der Kapitalverkehrsteuerstelle 
zu sorgen. So sollten die Teilbezirke und die Be- 
triebsprüfung, denen oftmals einschlägige Rechts- 
vorgänge früher bekannt werden als der Kapital- 
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verkehrsteuerstelle, dieser sofort Kontrollmitteilun- 
gen zuleiten. Dies gilt besonders für die häufigeren 
Tatbestände der Resteinzahlungen der Gesellschaf- 
ter auf das Stammkapital und die Verlustübernah- 
men bei Ergebnisabführungsverträgen. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß er die An- 
regungen des Bundesrechnungshofes mit den Finanz- 
ministern (-Senatoren) der Länder erörtern werde. 
Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter verfolgen. 

191 . Es bereitet oft große Schwierigkeiten, den 
gemeinen Wert eines Unternehmens zu bestimmen 
(§ 9 BewG), der die Grundlage für die zutreffende 
Ermittlung des Wertes von Gesellschaftsrechten 
durch die Kapitalverkehrsteuerämter bildet (§ 8 
KVStG). 

Die Finanzämter bedienen sich unterschiedlicher 
Methoden und kommen zu unterschiedlichen Ergeb- 
nissen. Die einen wenden die sog. indirekte Methode 
an, wobei der Wert des Unternehmens aus dem 
Mittel von Substanzwert und Ertragswert abgeleitet 
wird, die anderen ein Verfahren, das sich an die 
Anteilsbewertung nach den Vermögensteuer-Richt- 
linien anlehnt. Aber auch innerhalb der jeweiligen 
Methode verfahren die Finanzämter unterschiedlich. 
Betriebswirtschaftliche Untersuchungen, wie sie die 
neueste iSteuerrechtsprechung für ieine Unterneh- 
mensbewertung fordert, werden nicht durchgeführt. 
So wird bei der Ermittlung des Ertrags Werts meist 
schematisch ein Durch schnittsgewinn aus den Ergeb- 
nissen der Vergangenheit errechnet, ohne daß die 
Zukunfts aus sichten und Entwicklungsmö'glichkeiten 
des Unternehmens beurteilt würden. Der Kapitulisie- 
rungszinsfuß, der den Ertragswert beeinflußt, wird 
in fast allen Fällen ohne Rücksicht auf die Kapital- 
marktverhältnisse und die besonderen Verhältnisse 
des zu bewertenden Unternehmens bestimmt. 
Manchmal sind sogar Werte durch einen lediglich 
geschätzten Zuschlag zum Nennwert frei gebildet 
worden. 

Die Steuerbehörden ,sind derzeit nicht in der Lage, 
die umfangreichen und schwierigen Untersuchungen 
für die Unternehmensbewertung durchzuführen. Die 
Ursachen hierfür liegen einerseits in dem ständigen 
Zeitdruck, unter dem die Kapitalverkehrsteuerstel- 
len gegenwärtig arbeiten, außerdem aber in dem 
Fehlen der erforderlichen betriebswirtschaftlichen 
Schulung und Praxis. Um die Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung sicherzustellen, hält es der Bundes- 
rechnungshof für erforderlich, daß für die Unterneh- 
mensbewertung ein einheitliches Verfahren, ähnlich 
der Schätzung des gemeinen Werts von nicht notier- 
ten Aktien und Anteilen an Kapitalgesellschaften, 
alsbald eingeführt wird. Er hat den Bundesminister 
gebeten, hierfür ausführliche und praktikable An- 
weisungen zu erlassen. Außerdem ist der Weiter- 
bildung der Bediensteten große Aufmerksamkeit zu 
widmen. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, er stimme mit 
dem Bundesrechnungshof darin überein, daß die 
Kapitalverkehrsteuerstellen mit der Anwendung der 
von der Betriebs Wirtschaft entwickelten Methoden 
gegenwärtig überfordert und deshalb im Ergebnis 


auf Schätzungen angewiesen seien. Diese sollten 
jedoch wenigstens nach einheitlichen Grundsätzen 
vorgenommen werden. Auf Grund der Hinweise des 
Bundesrechnungshofes werde tim Einvernehmen mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder geprüft, 
wie abgeholfen werden kann. 

Auch in dieser Angelegenheit wird der Bundesrech- 
nungshof den weiteren Ablauf verfolgen. . 

Zölle 

(Titel 026 01) 

Haushaltsjahre 1970 und 1971 

Nichterhebung des Zolls für Branntweineinfuhren aus Algerien 

192 . Nach dem Vertrag zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und Frankreich zur Regelung 
der Saarfrage von 1956 (Saarvertrag) gewährte die 
Bundesrepublik im Rahmen bestimmter Kontingente 
Zollbefreiung für in das Saarland eingeführte Wa- 
ren, die ihren Ursprung und ihre Herkunft im Wäh- 
rungsgebiet des französischen Franken hatten und 
dort .eingekauft worden waren. Die Gewährung 
der Zollbefreiung war im Jahre 1970 für Waren alge- 
rischen Ursprungs nicht mehr zulässig, da Algerien 
zu der Zeit nicht mehr zum Währungsgebiet des 
französischen Franken gehörte. Außerdem durfte 
die Zollbefreiung für Waren aus Ländern, die wie 
Algerien außerhalb des Gebiets der Europäischen 
Gemeinschaft liegen, auf Grund der Bestimmungen 
des EWG-Vertrages nach dem 31. Dezember 1969 
nicht mehr gewährt werden. Im Hinblick auf die 
neue Rechtslage hat auch das Bundesamt für Er- 
nährung und Forstwirtschaft in den im Bundesanzei- 
ger veröffentlichten Ausschreibungen der zolltarif- 
lieben Kontingente des Saarvertrags für das 1. und 
2. Halbjahr 1970 ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß nur solche Waren eingeführt werden dürfen, 
„deren Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsland 
Frankreich ist". 

Dennoch haben Zollstellen im Saarland im Jahre 
1970 aus Algerien .eingeführtes Weindestillat zur 
zollfreien Einfuhr abgefertigt. 

Nach einer Beanstandung durch den Bundesrech- 
nungshof ermittelte die Zollverwaltung, daß Abga- 
ben in Höhe von 5 383 623,50 DM nachzufordern 
waren. Die Verwaltung hat aber von der Erhebung 
abgesehen, ohne — wie es in § 96 Abs. 3 BHO vor- 
geschrieben ist — vorher den Bundesrechnungshof 
zu hören. Sie hat dies damit begründet, daß sowohl 
Importeure wie auch Zollstellen von Bediensteten 
des Bundesamtes und des Saarländischen Ministe- 
riums für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft 
mündlich die Auskunft erhalten hätten, daß algeri- 
sches Weindestillat auch noch im Jahre 1970 im 
Rahmen des Saarvertrags zollfrei eingeführt wer- 
den könne. 

Der Bundesminister der Finanzen meint, daß wegen 
der Auskünfte der genannten Behörden und der 
entsprechenden Behandlung der Einfuhren durch die 
AbfertigungszolLstellen eine nachträgliche Zahlung 
des Zolls nach Treu und Glauben nicht mehr gefor- 
dert werden könne. 
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193 . Der Bundesrechnungshof teilt diese Auffas- 
sung nicht. 

Trotz eingehender Ermittlungen haben sich keine 
Beweise dafür ergeben, daß die genannten Behörden 
Auskünfte des behaupteten Inhalts erteilt hätten. 
Doch kann dies dahingestellt bleiben, da die be- 
haupteten Auskünfte für die Zollabfertigung uner- 
heblich waren. Das Saarländische Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft hatte ledig- 
lich die für die Einfuhren im Rahmen der Saar- 
Kontingente den Zoll, stellen vorzulegenden Saar- 
Einfuhrscheine vorzubereiten und dem Bundesamt 
zur Vollziehung zuzuleiten. Die Aufgabe des Bundes- 
amts beschränkte sich auf die Erteilung der Saar-Ein- 
fuhrscheine. Diese Zuständigkeitsregelung war den 
Einfuhrfirmen, die sich seit Jahren mit Einfuhren im 
Rahmen des Saarvertrags befaßten und mit den ein- 
schlägigen Bestimmungen wohl vertraut waren, gut 
bekannt. Aus etwa doch erteilten Auskünften des 
Landesministeriums und des Bundesamtes über die 
abgabenrechtliche Behandlung der Einfuhren kann 
daher nicht hergeleitet werden, daß sich diese Fir- 
men auf den Schutz von Treu und Glauben berufen 
könnten. Allenfalls käme dies in Betracht, wenn die 
einschlägigen Bestimmungen unklar oder schwer 
verständlich gewesen wären. Das Gegenteil war 
jedoch angesichts des klaren Wortlauts der Aus- 
schreibung im Bundesanzeiger der Fall. Die Behörde 
hätte daher nach dem Hinweis des Bundesrechnungs- 
hofes auf die unzulässigen Zollfreistellungen mit 
allem Nachdruck die Nacherhebung der Eingangsab- 
gaben betreiben müssen. Auch der Bundesminister 
hätte, nachdem er über den Sachverhalt unterrichtet 
worden war, unverzüglich dahingehend auf die nach- 
geordnete Behörde einwirken müssen. 

Der Bundesminister wird die Ersatzfrage zu prüfen 
haben; dabei wird er gegebenenfalls berücksichtigen 
müssen, daß offenbar die Dienstaufsicht über die 
Zollabfertigung nicht wirksam genug ausgeübt wor- 
den ist. Außerdem wird er die Beachtung des § 96 
Abs. 3 BHO durch die ihm nachgeordneten Behörden 
sicherzustellen haben. 

Die Betätigung bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

Gründung verlustbringender Unternehmen durch eine vom Bund 
finanziell gestützte Gesellschaft 

(Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen) 

194 . Eine Gesellschaft, deren Anteile dem Bund 
und einem Land gehören (Muttergesellschaft), hat 
zusammen mit anderen Gesellschaften mehrere Un- 
ternehmen gegründet, die im Betriebsverbund Zu- 
sammenarbeiten. Die Muttergesellschaft wird wegen 
ihrer ungünstigen Ertragslage von ihren Anteils- 
eignern regelmäßig durch Zuwendungen, Bürgschaf- 
ten und auf andere Weise finanziell unterstützt. Für 
die Gründung waren neben unternehmerischen auch 
wirtschaftspolitische Überlegungen maßgebend. Die 
Standorte der Betriebe wurden hauptsächlich nach 
regionalwirtschaftlichen Gesichtspunkten gewählt; 
eine langjährige Fertigung wurde vorgesehen. Für 
das gesamte Vorhaben sind rd. 295 Millionen DM 


aufgewendet worden. Die Muttergesellschaft hat 
dazu — der Beteiligung entsprechend — etwa die 
Hälfte beigetragen. 

Der Bundesrechnungshof und der zuständige Lan- 
desrechnungshof haben sich über diesen Bereich der 
Betätigung der Gebietskörperschaften bei der Mut- 
tergesellschaft sowie bei einigen der Unternehmen 
unterrichtet und dabei festgestellt: 

Die vor der Gründung der neuen Unternehmen von 
den Gesellschaftern erhofften Gewinne wurden nicht 
erzielt. Vielmehr hat die Muttergesellschaft aus der 
Beteiligung an dem Vorhaben bisher (insgesamt 
einen Verlust von etwa 110 Millionen DM erlitten, 
so daß sich das Gesamtvorhaben schon wenige 
Jahre nach Gründung der Unternehmen als Fehl- 
schlag erwies. Ursächlich hierfür war, daß 

— sich die Marktuntersuchungen und -planungen 
nicht als zutreffend erwiesen haben, weil sie von 
zu optimistischen Erwartungen ausgegangen 
waren, 

— der Betriebs verbünd erst nach erheblichen Ver- 
zögerungen in Gang kam, weil die Anlagen ein- 
zelner Unternehmen entgegen der Planung ver- 
spätet und abweichend von der vorgesehenen 
Reihenfolge fertiggestellt wurden, 

— die Betriebe für wirtschaftliche Verbundleistun- 
gen zu weit voneinander entfernt liegen, 

— die infolge der notwendigen Einarbeitung ent- 
standenen Anlaufkosten erheblich waren. 

Schließlich stellte sich heraus, daß bereits die Her- 
stellungskosten der Erzeugnisse infolge verspäteter 
Betriebsaufnahme einzelner Unternehmen, techni- 
scher Schwierigkeiten und fortschreitenden Preis- 
verfal'ls eines der Enderzeugnisse ganz erheblich 
über den Marktpreisen lagen. Die Herstellungs- 
kosten dieses Erzeugnisses wurden nur etwa zur 
Hälfte gedeckt. Nach Ermittlungen der Muttergesell- 
schaft bei dem Unternehmen der letzten Fertigungs- 
stufe des Verbundes entstanden bei einem Jahres- 
umsatz von knapp 30 Millionen DM jährlich fast 
18 Millionen DM Verlust. 

Die Verluste erforderten die Sanierung von zwei 
Unternehmen. Hierfür sind rd. 40 Millionen DM auf- 
gewendet worden. Die Muttergesellschaft leistete 
dazu etwa die Hälfte. Seitdem wurden die Erzeug- 
nisse der Unternehmen im wesentlichen von der 
Muttergesellschaft und einem der anderen Gesell- 
schafter zu den Herstellungskosten abgenommen. 
Dadurch wurden die Verluste der Unternehmen von 
der Muttergesellschaft und der anderen Gesellschaft 
getragen. Nach dem Ergebnis der Erhebungen wer- 
den die Unternehmen insgesamt in absehbarer Zeit 
weiterhin mit Verlust arbeiten. 

Der Bundesrechnungshof hat daher beim zuständi- 
gen Bundesminister angeregt, darauf hinzuwirken, 
daß der Betriebs verbünd aufgelöst und einzelne 
Anlagen stillgelegt werden, falls nicht neue Auf- 
gäben oder Veräußerungen in Betracht kommen. 
Auch hat er empfohlen, die Konzernrevision der 
Muttergesellschaft für ergänzende Untersuchungen 
einzusetzen. Schließlich hat er den Bundesminister 
um Stellungnahme dazu gebeten, welche Personen 
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im einzelnen für diese Fehlmaßnahmen verantwort- 
lich zu machen sind und welche Folgerungen sonst 
daraus gezogen werden. 

Der Bundesminister hat veranlaßt, daß die Mutter- 
gesellschaft durch Verhandlungen mit den anderen 
Gesellschaftern den Betriebsverbund in der bisheri- 
gen Form aufgelöst hat. Das konnte nur dadurch 
geschehen, daß die Muttergesellschaft ihre Ge- 
schäftsanteile an den beiden Unternehmen der letz- 
ten Fertigungsstufe des Verbundes an einen Mitge- 
sellschafter gegen Gewährung von Geschäftsanteilen 
übertragen hat. 

Auch dagegen hat der Bundesrechnungshof Beden- 
ken. Denn da die Muttergesellschaft jetzt an dem 
Mitgesellschafter beteiligt ist, nimmt sie weiterhin, 
wenn auch nur noch mittelbar, am Ergebnis jener 
beiden Unternehmen teil; sie kann jedoch, da sie 
nur über eine Minderheitsbeteiligung verfügt, auf 
die Geschäftstätigkeit dieser Unternehmen keinen 
nennenswerten Einfluß mehr ausülben. Zudem mußte 
die Muttergesellschaft bei dieser Umgruppierung der 
beiden Unternehmen preisliche Zugeständnisse ma- 
chen und Kapitalhilfen gewähren. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister über die 
Beurteilung aller dieser Maßnahmen, über die ins- 
gesamt entstandenen Verluste und über die Frage, 
wer dafür verantwortlich ist, sind noch im Gange. 

Erwerb einer mittelbaren Beteiligung 

(Geschäftsbereich des Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau) 

195 . Der Bundesminister hielt es im Jahre 1972 
für erforderlich, die Mehrheit der Anteile eines 
Unternehmens zu erwerben, das sich mit Fragen der 
Grundstücksbewertung beschäftigte. Dadurch sollte 
erreicht werden, daß „Grundwerte für allgemein gül- 
tige Verfährensgrundlagen ,, in diesem Wirtschafts- 
bereich gewonnen und andere hiermit zusammen- 
hängende Leistungen erbracht würden. Da Haus- 
haltsmittel für den Erwerb der Anteile nicht zur 
Verfügung standen, hat er auf eine Gesellschaft, an 
der der Bund mit Mehrheit beteiligt ist, eingewirkt, 
die Anteile mit eigenen Mitteln zu erwerben. Die 
Gesellschaft war mit Zustimmung ihres Aufsichts- 
rates bereit, dem Wunsch zu entsprechen, obwohl sie 
kein eigenes Interesse an dem Erwerb hatte und 
ihr begrenzter Gesellschaftszweck es notwendig 
machte, zuvor einen Beschluß der Versammlung 
ihrer Anteilseigner herbeizuführen. Der Bundes- 
minister hat den Bundesminister der Finanzen ge- 
beten, dem Erwerb der Anteile gemäß § 65 Abs. 3 
BHO zuzustimmen, weil er der für das Unternehmen 
vorgesehenen Tätigkeit besondere Bedeutung bei- 
messe. Nachdem aber eine Prüfung ergeben hatte, 
daß das Unternehmen überschuldet war, hat die 
Gesellschaft von dem Erwerb der Anteile abge- 
sehen. 

Der Bundesminister regte bei der Gesellschaft nun- 
mehr an, zusammen mit anderen Gesellschaften und 
Einrichtungen ein neues Unternehmen zu gründen, 
dessen Unternehmensziele mit denen des über- 
schuldeten übereinstimmen. Das wurde verwirklicht. 


Die Gesellschaft übernahm die Mehrheit der Anteile 
des neuen Unternehmens, obwohl sie nach wie vor 
kein eigenes Interesse an der Gründung des Unter- 
nehmens hatte. 

Inzwischen haben von der Tätigkeit des neuen 
Unternehmens Betroffene kartellrechtliche Bedenken 
geltend gemacht und beantragt, ein Verfahren vor 
dem Bundeskartellamt durchzu führen. Sie befürch- 
ten außerdem, daß in diesem Bereich anfallende Auf- 
gaben nicht mehr mit der gebotenen Unabhängig- 
keit währgenommen werden können. 

196 . Der Bundesrechnungshof hat gegen die vom 
Bundesminister getroffenen Maßnahmen Bedenken 
geäußert. Er vermag ein wichtiges Interesse des 
Bundes, für die erwähnten Aufgaben eine Beteili- 
gung zu erwerben oder eine Gesellschaft zu grün- 
den, nicht zu erkennen. Durch Rechtsverordnung 
sind nämlich in dem fraglichen Wirtschaftsbereich 
schon Vorschriften erlassen worden, die die An- 
wendung gleicher Grundsätze bei den erwähnten 
Dienstleistungen sichern sollen, 'die auch nach dem 
Bundeshaugesetz vom 23. Juni 1960 (BGBl. I S. 341) 
zu erbringen sind. Durch eine systematische Aus- 
wertung vorhandener Unterlagen könnten diese 
Grundsätze verbessert und auf den neuesten Stand 
gebracht werden. Außerdem wird ein anderer Teil 
der für das neue Unternehmen vorgesehenen Auf- 
gaben bereits durch Behörden sowie Gremien, die 
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes gebil- 
det sind, wahrgenommen oder könnte von diesen 
erfüllt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat auch bemängelt, daß 
vor der Gründung des Unternehmens keine aus- 
reichenden Grundlagen für eine realistische Wirt- 
schaftlichkeitsrechnung geschaffen worden sind. Eine 
nur annähernd zutreffende Beurteilung des auch 
von dem Bundesminister anerkannten wirtschaft- 
lichen Risikos, das mit der Tätigkeit des Unterneh- 
mens verbunden ist, ist deshalb nicht möglich. Der 
Bundesminister der Finanzen hat in seinem Schrei- 
ben an den Bundesminister, mit dem er in die Grün- 
dung des Unternehmens und in die Übernahme der 
Mehrheit der Anteile durch die Gesellschaft einwil- 
ligte, vorsorglich zum Ausdruck gebracht, daß die Li- 
quidation des Unternehmens einzuleiten wäre, wenn 
sich eine nachhaltige Verlustsituation ergeben sollte. 
Im übrigen sind bisher die kartellrechtlichen und 
sonstigen Bedenken offenbar nicht ausgeräumt wor- 
den. 

Der Bundesrechnungshof ist deshalb der Auffas- 
sung, daß es nicht erforderlich war, für die Verwirk- 
lichung der angestrebten Ziele ein Unternehmen in 
der Rechtsform des privaten Rechts zu gründen. Er 
hat zudem Zweifel, ob das Unternehmen eine aus- 
reichende wirtschaftliche Grurndlage für seine Tätig- 
keit haben wird. Auch ist die Entscheidung über den 
Erwerb der Anteile dem parlamentarischen Bewilli- 
gungsverfahren dadurch entzogen worden, daß der 
Bundesminister die Gesellschaft als Kapitalgeberin 
eingeschaltet hat. 

Der Bundesminister hat hierzu bisher nicht Stellung 
genommen, obwohl der Bundesrechnungshof dies 
wiederholt erbeten hat. 
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Mängel in der Überwachung der Geschäftsführung 
eines Unternehmens 

(Geschäftsbereich des Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau) 

197 . Ein als gemeinnützig anerkanntes Unterneh- 
men der Wohnungswirtschaft, an dem der Bund 
beteiligt ist, hat sich wiederholt auf Grund von 
Darlehensverträgen Beträge auszahlen lassen, die 
höher waren als die für die Bautätigkeit mehrerer 
Jahre benötigte Summe. Es hat einen großen Teil 
dieser Gelder zu ungewöhnlich hohen Zinssätzen als 
Festgelder mit Laufzeiten bis zu vier Jahren ohne 
nähere Prüfung des damit verbundenen Risikos bei 
zwei kleinen Privatbanken angelegt, deren Eigen- 
kapital weit geringer war als die vom Unternehmen 
angelegten Gelder. Außerdem hat es für einen 
größeren Betrag festverzinsliche Wertpapiere er- 
worben. 

Die Geldgeschäfte führten zeitweise zu einer ange- 
spannten Liquiditätslage und zwangen das Unter- 
nehmen, Zwischenkredite aufzunehmen; für diese 
mußte es teilweise höhere Zinsen aufbringen, als es 
selbst für die Festgelder erhielt. Hierdurch hat es 
nicht unerhebliche Verluste erlitten. 

Weitere hohe Verluste sind zu befürchten, weil 
beide Banken inzwischen in finanzielle Schwierigkei- 
ten geraten sind. Bei der einen Bank ist das Unter- 
nehmen für den Fall der Abwicklung, des Konkur- 
ses oider des Vergleichs mit einem größeren Betrag 
hinter die übrigen Gläubiger zurückgetreten. Hier- 
durch konnten die Schwierigkeiten der Bank jedoch 
nicht behoben werden; vielmehr befindet sich diese 
Bank seit Anfang 1973 in Liquidation, über das 
Vermögen der anderen Bank ist wenig später das 
Konkursverfahren eröffnet worden. 

198 . Die Geldgeschäfte widersprachen einer ge- 
ordneten Geschäftsführung. Zum einen stellten sie 
wegen des ungewöhnlichen Umfanges eine bank- 
geschäftliche Tätigkeit dar, die nicht zum Geschäfts- 
betrieb des Unternehmens gehörte, das nach dem 
Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungs- 
wesen als gemeinnützig anerkannt und deshalb auf 
die Errichtung und Bewirtschaftung von Wohnungen 
und die damit 'zusammenhängenden Rechtsgeschäfte 
beschränkt ist. Zum anderen war es mit der Sorg- 
falt eines ordentlichen Geschäftsmannes nicht ver- 
einbar, nur vorübergehend verfügbare Gelder lang- 
fristig anzulegen und das sich aus dem offensicht- 
lichen Mißverhältnis zwischen der Höhe der ange- 
legten Gelder und dem geringen Eigenkapital der 
beteiligten Banken ergebende Risiko ohne eine 
besonders »sorgfältige Prüfung einzugehen. Zu einer 
solchen Prüfung hätte auch der ungewöhnlich hohe 
Zinssatz Anlaß geben müssen, mit dem das kaufmän- 
nische Mitglied der Geschäftsleitung die Auswahl 
der Banken begründet hat. 

199 . Die Geschäftsleitung hat den Aufsichtsrat 
auch nicht zeitgerecht über diese ungewöhnlichen 
Geschäfte in Kenntnis gesetzt. In den vierteljährli- 
chen Berichten an den Aufsichtsrat hat sie die um- 
fangreichen und außergewöhnlichen Geldgeschäfte 


nicht erwähnt. Die Behauptung des Vorsitzenden 
in den Berichten des Aufsichtsrats für die Geschäfts- 
jahre 1967 bis 1971, die Geschäftsleitung habe dem 
Aufsichtsrat alle wichtigen Vorfälle mitgeteilt, trifft 
somit auf diese Geschäfte nicht zu. Allerdings waren 
der Vorsitzende, sein Stellvertreter und einige wei- 
tere Mitglieder des Aufsichtsrats, darunter auch 
solche, die auf Veranlassung des Bundes bestellt 
worden sind, durch die Vorlage der monatlichen 
Liquiditätsübersichten insoweit unterrichtet, als darin 
die Banken bezeichnet und die Höhe der Konto- 
stände auf geführt waren. 

Der gesamte Aufsichtsrat 'hat erstmals in der Sitzung 
am 5. September 1969 bei der Erörterung des Jahres- 
abschlusses zum 31. Dezember 1968 von den Geld- 
geschäften und der ungewöhnlichen Höhe der Fest- 
geldguthaben Kenntnis erlangt. Er hat sich erst im 
Januar 1970 ausführlicher unterrichten lassen und 
erst dann angeregt, den Gesellschaftsvertrag dahin 
zu ergänzen, daß die Aufnahme von Darlehen und 
die Anlage verfügbarer Mittel von einer bestimmten 
Höhe an seiner vorherigen Zustimmung bedarf. Er 
hat ferner eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft be- 
auftragt, die Geldgeschäfte des Unternehmens zu 
prüfen. Dieser Auftrag wurde indessen später münd- 
lich dahingehend eingeschränkt, daß die Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft die Gelddispositionen nicht 
werten und zur Frage der Sicherung der hingege- 
benen Gelder und der Bonität der Schuldner nicht 
Stellung nehmen solle. Im übrigen wurden die 
Jahresabschlüsse der Gesellschafterversammlung 
stets verspätet vorgelegt. 

200. Die Mitglieder des Aufsichtsrats einschließ- 
lich der vom Bund benannten hätten die mangel- 
hafte Unterrichtung nicht hinnehmen dürfen. Sie 
hätten erkennen müssen, daß die Geldgeschäfte mit 
dem Gegenstand des Unternehmens und dem Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetz nicht zu vereinbaren 
und die Festgeldanlagen mit erheblichen Risiken 
behaftet waren. 

Der Bundesminister, der aus der Niederschrift über 
die Sitzung des Aufsichtsrats am 5. September 1969 
und dem Jahresabschluß zum 31. Dezember 1968 von 
den Geldgeschäften Kenntnis erlangt hatte, hat es 
zudem versäumt, die auf seine Veranlassung be- 
stellten Aufsichtsratsmitglieder dazu anzuhalten, 
darauf zu drängen, daß der Aufsichtsrat unverzüg- 
lich eingehend über Art und Umfang der Geld- 
geschäfte unterrichtet wurde. Auch die mangelhafte 
Berichterstattung der Geschäftsleitung an den Auf- 
sichtsrat und die verspätete Feststellung der Jahres- 
abschlüsse hätten hierzu Anlaß geben müssen. 
Außerdem hätte der Bundesminister mit allem Nach- 
druck darauf hinwirken müssen, daß die von ihm 
benannten Mitglieder des Aufsichtsrats ihrer Pflicht 
nachkamen, die Geschäftsleitung zu überwachen. 

Ferner ist zu beanstanden, daß der Bundesminister 
ohne ausreichende Prüfung die Weisung erteilt hat, 
in der Gesellschafterversammlung der Entlastung 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 1969 zuzu- 
stimmen. Mindestens ungewöhnlich ist schließlich, 
daß er auch in die Wiederbestellung des kaufmänni- 
schen Geschäftsführers auf weitere fünf Jahre ein- 
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gewilligt hat, obwohl diesem die Entlastung für das 
Geschäftsjahr 1969 versagt worden war. Er hätte 
zumindest verlangen müssen, daß die Wirtschafts- 
prüfungsgesellsehaft, die nach dem mündlich ein- 
geschränkten Auftrag in ihrem Gutachten nur den 
Sachverhalt darstellen sollte, beauftragt wurde, die 
Geldgeschäfte in rechtlicher und kaufmännischer 
Hinsicht zu werten. Bei seinen Entscheidungen hätte 
er das Ergebnis berücksichtigen können. 

Im übrigen hätte der Bundesminister entsprechend 
den Hinweisen des Bundesministers der Finanzen 
für die Verwaltung von Bundesbeteiligungen vom 
5. Juli 1963 ('Drucksache IV/1450 und MinBIFin 1963 
S. 330) schon früher darauf hinwirken müssen, daß 
die Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag über zu- 
stimmungsbedürftige Geschäfte ergänzt wurden. Da- 
durch wäre zumindest ein Teil des bisher entstan- 
denen und noch zu erwartenden Verlustes wahr- 
scheinlich vermieden worden. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
gebeten, zu prüfen, ob Mitglieder der Geschäfts- 
leitung und des Aufsichtsrats zum Ausgleich des der 
Gesellschaft bisher entstandenen und noch ent- 
stehenden Schadens herangezogen werden können, 
und ihm mitzuteilen, was er veranlaßt hat, damit 
Geschäfte dieser Art künftig unterbleiben. 

201 . Der Bundesminister hat erwidert, die Ge- 
sellschaft habe die vom Bundesrechnungshof bean- 
standete Art der Finanzierung gewählt, weil sie mit 
wenig Eigenkapital ausgestattet gewesen sei und 
sich die Gesellschafter seit Jahren nicht in der Lage 
gesehen hätten, Mittel für eine Kapitalerhöhung zur 
Verfügung zu stellen. Es sei aber auch nicht in Be- 
tracht gekommen, die Bautätigkeit einzustellen. 
Überdies habe der Abschlußprüfer für das Geschäfts- 
jahr 1969 festgestellt, daß zu der Zeit, als die Dar- 
lehensgelder angelegt wurden, keine Risiken er- 
kennbar gewesen seien und daß die Geschäftsführung 
stets den Grundsätzen der Ordnungsmäßigkeit ent- 
sprochen habe. Ebenso habe der Prüfer alljährlich er- 
klärt, daß sich die Tätigkeit der Gesellschaft im Rah- 
men des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes ge- 
halten habe, keine Bedenken gegen die Kapitalver- 
wendung bestünden und der Aufsichtsrat der ihm 
obliegenden Überwachungspflicht genügt habe. 

Unter diesen Umständen sei der Vorwurf, der Auf- 
sichtsrat habe sich früher unterrichten und die Ver- 
treter des Bundes hätten die Risiken eher erkennen 
müssen, nicht gerechtfertigt. Angesichts der Stel- 
lungnahme des Abschlußprüfers habe auch kein 
Anlaß bestanden, gegen die Entlastung des Auf- 
sichtsrats zu stimmen oder früher auf eine Ergän- 
zung des Gesellschaftsvertrages hinzuwirken. 

Letztlich sei der Vorwurf unberechtigt, er — der 
Bundesminister — habe es versäumt, eine Ergänzung 
des Gutachtens der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
zu fordern. Als dieses Verlangen später gestellt wor- 
den sei, habe sich die Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft nicht in der Lage gesehen, ihm Rechnung zu 
tragen. 


202 . Das Vorbringen ist insgesamt nicht geeignet, 
die Bedenken des Bundesrechnungshofes auszuräu- 
men. Der Mangel an Eigenkapital rechtfertigte es 
nicht, gegen das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
und den Gesellschaftsvertrag zu verstoßen. Der 
Bundesminister hätte deshalb seinen Einfluß dahin 
geltend machen müssen, daß die von den Gesell- 
schaftern gewollte Bautätigkeit des Unternehmens 
und seine Kapitalausstattung in Einklang gebracht 
wurden, zumal ihm nach seiner eigenen Einlassung 
die geringe Eigenkapitalausstattung des Unterneh- 
mens bekannt war. Ein Anlaß zu den zweifelhaften 
Geldgeschäften hätte dann nicht bestanden. Er 
durfte sich auch nicht ausschließlich auf die zusam- 
menfassende Beurteilung des Abschlußprüfers ver- 
lassen, sondern mußte berücksichtigen, daß der Auf- 
sichtsrat die gesamte Geschäftsführung laufend zu 
überwachen hat und verpflichtet ist, allen Zweifeln 
an der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
nachzugehen, sobald sich aus den ihm zugänglichen 
Unterlagen hierzu Anlaß ergibt. Die monatlichen Li- 
quiditätsübersichten von etwa Mitte 1968 an, aus 
denen die hohen Festgeldanlagen ersichtlich waren, 
hätten die Mitglieder des Aufsichtsrats einschließ-, 
lieh der vom Bund benannten zum Anlaß nehmen 
müssen, sich unverzüglich über die Geldgeschäfte 
unterrichten zu lassen. Dies ist jedoch erst in der 
Aufsichtsratssitzung am 16. Januar 1970 geschehen. 
Noch bis Februar 1969 hat die Gesellschaft einen 
großen Teil der ursprünglich kurzfristig festgelegten 
Gelder auf die Dauer von vier Jahren angelegt. Dies 
hätte der Aufsichtsrat verhindern können, wenn er 
sich unverzüglich, nachdem ein Teil seiner Mitglie- 
der von den hohen Festgeldanlagen Kenntnis erhal- 
ten hatte, über die Geldgeschäfte unterrichtet hätte. 
Es kann deshalb nicht ausgeschlossen werden, daß 
das Verhalten des Aufsichtsrats für einen Teil des 
bereits entstandenen und noch zu erwartenden Scha- 
dens ursächlich ist. 

Die Ergänzung des Gesellschaftsvertrages entspre- 
chend den Verhältnissen des Unternehmens wäre 
unabhängig von den Geldgeschäften erforderlich ge- 
wesen, wie dies auch die erwähnten Hinweise des 
Bundesministers der Finanzen für die Verwaltung 
von Bundesbeteiligungen vorschreiben. 

Weshalb er nicht widersprochen hat, als der an die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gerichtete Prüfungs- 
auftrag eingeschränkt wurde, hat der Bundesminister 
nicht dargetan. Sofern die Prüfungsgesellschaft auch 
seinerzeit nicht in der Lage war, die beanstandeten 
Geschäfte zu werten, hätte ein anderer Gutachter 
beauftragt werden müssen. 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb seine Bean- 
standung der Betätigung des Bundes bei diesem 
Unternehmen aufrecht. 

Der Bundesminister wird unter den vom Bundes- 
rechnungshof dargelegten Gesichtspunkten nochmals 
zu prüfen haben, wer für die der Gesellschaft bereits 
entstandenen und noch entstehenden Verluste ver- 
antwortlich ist. Er wird außerdem sicherzustellen ha- 
ben, daß sich Mängel der erwähnten Art nicht wie- 
derholen. 


72 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1242 


Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Personelle Entwicklung der Ausglelchsverwaltung 

203 . Der Arbeitsanfall bei der Ausgleichsverwal- 
tung ist seit längerer Zeit rückläufig. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher schon seit Jahren darauf hin- 
gewirkt, daß die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Zusammenlegung von Ausgleichsbehörden recht- 
zeitig geschaffen wurden und die Personalausstat- 
tung dem rückläufigen Arbeitsanfall stetig angepaßt 
wurde. Die Bemühungen, die von der Verwaltung 
unterstützt wurden, waren erfolgreich. Die Zahl der 
Ausgleichsämter ist von 1961 bis 1973 von 598 auf 
317 zurückgegangen. Die Zahl der Mitarbeiter 
konnte in der gleichen Zeit von rd. 25 000 auf rd. 
13 000 verringert werden. Diese Entwicklung ist um 
so bemerkenswerter, als die Ausgleichsleistungen in 
den letzten Jahren mit jeweils etwa 4 Milliarden DM 
annähernd gleichgeblieben sind. 

Allerdings kann nicht erwartet werden, daß sich die- 
ser Rückgang gleichmäßig fortsetzen wird. Während 
der Arbeitsanfall auf dem Gebiet der Schadensfest- 
stellung nach dem Feststellungsgesetz geringer ge- 
worden ist, haben die keineswegs leicht zu bear- 
beitenden Anträge nach dem Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz und dem Reparationsschäden- 
gesetz zugenommen. Der Bundesrechnungshof wird 
daher sein Augenmerk darauf richten, daß den ver- 
bleibenden Ämtern bei voller Ausnutzung aller Ra- 
tionalisierungsmöglichkeiten bis auf weiteres eine 
ausreichende Zahl von qualifizierten Mitarbeitern er- 
halten bleibt. 

Die künftige Entwicklung der Ausgleichsverwaltung 
wird vor allem davon abhängen, wie sich der Gesetz- 
geber zu weiteren Novellierungswünschen stellt und 
ob sich etwaige Änderungsgesetze auch auf die an- 
nähernd 7 Millionen bereits entschiedenen Fälle aus- 
wirken. Bei diesem Umfang würde ein Wiederauf- 
leben auch nur eines Teiles der bereits erledigten 
Verfahren die Arbeit erheblich vermehren. Eine er- 
neute Personalverstärkung mit allen nachteiligen 
Folgen wäre nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes unausweichlich, wenn nicht eine beträchtliche 
Verzögerung der Antragsbearbeitung in Kauf ge- 
nommen werden soll. 


Kosten der Ausgleichsverwaltung 

204 . Die bei der Durchführung des Lastenaus- 
gleichs entstehenden Verwaltungskosten werden bis 
zum 31. Dezember 1973 von den beteiligten Ge- 
bietskörperschaften aufgebracht und im allgemeinen 
zur Hälfte vom Bund erstattet. Die Abrechnung hier- 
über war zunächst kompliziert und daher sehr auf- 
wendig. Das erschwerte auch die Prüfung der Ab- 
rechnungen und führte zudem zu erheblichen finan- 
ziellen Prüfungsergebnissen. In mehreren Fällen 
wurden um jeweils weit mehr als 100 000 DM über- 
höhte Anforderungen der Stadt- oder Landkreise 
festgestellt. Sie sind inzwischen ausgeglichen wor- 
den oder werden bei der nächsten Abrechnung be- 


rücksichtigt werden. Aus früheren Prüfungen des 
Bundesrechnungshofes (vgl. Drucksache VI/559 
Nr. 247) sind dem Bund nach mehrjährigen Verhand- 
lungen mit den Ländern inzwischen noch rd. 2,6 Mil- 
lionen DM erstattet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt Verein- 
fachung des Abrechnungsverfahrens angeregt (vgl. 
Drucksache V/1603 Nr. 229 und V/4066 Nr. 197). Der 
Bundesminister der Finanzen hat dem auch mehrfach 
Rechnung getragen. Nunmehr fällt die Erstattung 
von Verwaltungskosten durch den Bund mit Beginn 
des Jahres 1974 überhaupt weg (Artikel 2 Abs. 2 
und 3 i. V. mit Art. 17 des Finanzanpassungsgesetzes 
vom 30. August 1971 — BGBl. I S. 1426 — ). 

Kosten der Darlehensverwaltung 

205 . Für die treuhänderische Verwaltung der Dar- 
lehen des Ausgleichsfonds hat das vor rd. 18 Jahren 
dafür eingerichtete Kreditinstitut (Anstalt des öffent- 
lichen Rechts) neben dem Ausgleich der eigenen 
Kosten bisher noch einen Gewinnzuschlag von 
15 v. H. dieser Kosten erhalten. Dieser Zuschlag 
wurde in der Vergangenheit auch der Höhe nach als 
angemessen angesehen, weil die Eigenkapitaldecke 
des Kreditinstituts im Vergleich zu anderen Geld- 
instituten unzureichend war. Inzwischen haben sich 
die Verhältnisse geändert. Das Kreditinstitut hat er- 
hebliche Rücklagen bilden können und ist jetzt mit 
einem ausreichenden Eigenkapital ausgestattet. 

Der Bundesrechnungshof hat daher eine Senkung 
des Gewinnzuschlages angeregt. Die Bundesminister 
der Finanzen und des Innern haben sich dem ange- 
schlossen. Daraufhin wird mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1973 nach einem neuen Vertrag der dem Kredit- 
institut für die Kosten der Treuhandverwaltung zu- 
gebilligte Gewinnzuschlag um jährlich 1 v. H. ge- 
senkt, bis er im Jahre 1977 den Endstand von 
10 v. H. erreicht. Die Ausgaben des Bundes verrin- 
gern sich dadurch bis 1977 um rd. 1 Million DM und 
über die gesamte Laufzeit der Darlehen um mehrere 
Millionen DM. 


Sondervermögen Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Bundespost 

Rechnungslegung der beiden Sondervermögen 
in ihren Jahresabschlüssen und Geschäftsberichten 

206 . Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen immer wieder Anhaltspunkte dafür gefun- 
den, daß die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost nach Grundsätzen und Verfahren, die 
zum Teil erheblich voneinander abweichen, in ihren 
Jahresabschlüssen und Geschäftsberichten Rechnung 
legen. Die Belange des Bundes erfordern es jedoch, 
daß dies bei Bahn und Post nicht nur sachgerecht, 
sondern auch möglichst einheitlich geschieht. Nur 
dann lassen sich ihre Leistungen wie ihre Kosten 
und damit der Erfolg ihrer Tätigkeit, aber auch ihre 
Investitionspolitik, ihre Finanzierungsweise und 
viele andere Fragen im Vergleich miteinander beur- 
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teilen. Für den Bund ist dies besonders wichtig, weil 
davon Entscheidungen der Legislative und der Exe- 
kutive über unmittelbare Leistungen an die Sonder- 
vermögen oder andere sie betreffende Maßnahmen 
beeinflußt werden. Sachdienliche Ergebnisse werden 
dabei im allgemeinen nur zu erwarten sein, wenn die 
Entscheidungen auf Grundlagen beruhen, die den 
Gegebenheiten gerecht werden und miteinander ver- 
gleichbar sind. 

Der Bundesrechnungshof hat daher die von der Deut- 
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
angewandten Grundsätze und Verfahren umfassend 
miteinander verglichen und daraufhin untersucht, in- 
wieweit sie den Belangen des Bundes als des Eigen- 
tümers beider Sondervermögen gerecht werden. Da- 
bei hat sich gezeigt, daß, wie es Art, Umfang und 
Vielfalt des Geschäfts der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost bedingen, bei der 
Rechnungslegung ein ungewöhnlich großer Bu- 
chungsstoff zu verarbeiten ist. Die Daten hierzu fal- 
len verstreut an sehr vielen Stellen und in unter- 
schiedlichem Maße aufbereitet an. Das führt zu der 
Frage, wie dieser Buchungsstoff mit möglichst nied- 
rigem Verwaltungsaufwand zu bewältigen ist. Bei- 
den Verwaltungen ist es mit beachtlichem Erfolg ge- 
lungen, ihre Rechnungslegung so zu vereinfachen, 
daß der dazu erforderliche Verwaltungsaufwand in 
engen Grenzen bleibt. Sie wenden zu diesem Zweck 
allerdings Verfahren an, die zum Teil sehr vonein- 
ander ab weichen und keine Vergleiche zulassen. Der 
Bundesrechnungshof hat daher wesentliche Ände- 
rungen empfohlen, die den Aussagegehalt der Jah- 
resabschlüsse — auch im Vergleich miteinander — 
erheblich verbessern würden. 

Damit die Rechnungslegung der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost ihren Anforde- 
rungen gerecht werden kann, müssen allerdings auch 
die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften vor- 
handen sein. Unzweckmäßige oder unerfüllbare Be- 
stimmungen sollten aufgehoben, zugleich aber die 
Grundsätze der Rechnungslegung für die Sonderver- 
mogen so festgelegt werden, daß der Rahmen für zu- 
sätzlich zu erlassende Ausführungsbestimmungen 
eindeutig abgesteckt ist. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Untersuchung im 
Juli 1971 abgeschlossen und seine Vorschläge für 
eine Verbesserung der Rechnungslegungsgrundsätze 
bei Bahn und Post den Bundesministern für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen sowie dem 
damaligen Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen zugeleitet. Inzwischen haben beide Betriebsver- 
waltungen einigen Vorschlägen des Bundesrech- 
nungshofes entsprochen; die Deutsche Bundespost 
bereitet weitere Änderungen ihrer Rechnungslegung 
vor. 

Im August 1973 haben die Bundesminister der Finan- 
zen, für das Post- und Fernmeldewesen und für Ver- 
kehr eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die die Ergeb- 
nisse der Untersuchung auswerten soll. Der Bundes- 
rechnungshof wird sich hieran beteiligen und über 
das Ergebnis in den nächsten Bemerkungen be- 
richten. 


Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 

(Zuständigkeitsbereich des Bundesministers für Verkehr) 

Haushaltsjahre 1972 und früher 

Vermögens- und Erfolgsiage 

207 . Die Vermögenslage der Deutschen Bundes- 
bahn war im Haushaltsjahr 1971 vor allem durch 
einen Zuwachs des Anlagevermögens gekennzeich- 
net. Die Netto-Bilanzsumme war mit rd. 38,4 Milliar- 
den DM zum 31. Dezember 1971 um mehr als 7 v. H. 
höher als am Schluß des Vorjahres. Gleichzeitig hat 
sich der Anteil der eigenen Mittel einschließlich der 
ihnen gleichzustellenden Finanzierungsmittel in Form 
von Baukostenzuschüssen Dritter und von Anleihen, 
deren Kapitaldienst der Bund trägt, von 55,4 v. H. 
der Netto-Bilanzsumme am Ende des Vorjahres auf 
51,2 v. H. verringert. Die Deutsche Bundesbahn hat 
sich noch mehr als zuvor verschuldet, um den Zu- 
wachs bei ihren Vermögenswerten finanzieren zu 
können. Der Bundesrechnungshof hat die Bundes- 
regierung schon seit Jahren immer wieder auf die 
erheblichen Vorbehalte aufmerksam gemacht, denen 
die zunehmende Fremdfinanzierung des Sonderver- 
mögens angesichts der schlechten Erfolgslage der 
Bahn begegnen muß. Der Bund trägt diesen Beden- 
ken jetzt wenigstens insoweit Rechnung, als er der 
Deutschen Bundesbahn seit dem Haushaltsjahr 1973 
einen großen Teil des Zinsaufwandes für die Fremd- 
mittel abnimmt. Die schwierige Finanzlage der Deut- 
schen Bundesbahn würde allerdings erst dann nach- 
haltig gebessert, wenn der Bahn auch die Tilgungs- 
last für die Kredite genommen, würde. 

Sogar absolut ist die Summe der eigenen Mittel und 
der ihnen gleichzusetzenden Finanzierungsmittel 
leicht zurückgegangen, obwohl der Bund der Deut- 
schen Bundesbahn im Haushaltsjahr 1971 wiederum 
einen Investitionszuschuß zur Kapitalaufstockung 
von 500 Millionen DM gewährt hat und die Bahn 
vom Bund und von anderen weitere beträchtliche 
Baukostenzuschüsse erhalten hat. Entscheidend für 
diese Entwicklung war, daß die Zuwendungen des 
Bundes an die Bahn zu Erhaltung ihrer Liquidität im 
Haushaltsjahr 1971 mit rd. 1,4 Milliarden DM den 
Jahresfehlbetrag der Bahn von rd. 2,5 Milliarden DM 
bei weitem nicht erreichten. Die Vorfinanzierung von 
Verlusten durch die Deutsche Bundesbahn stieg in- 
folgedessen bis Ende 1971 auf rd. 2,2 Milliarden DM. 
Es wird noch erheblicher Anstrengungen bedürfen, 
bis die Finanzlage der Bahn auch insoweit bereinigt 
ist. 

208 . Ohne die unmittelbar erfolgswirksamen Lei- 
stungen des Bundes blieben im Jahre 1971 die Er- 
träge der Deutschen Bundesbahn um rd. 5,2 Milliar- 
den DM hinter den Aufwendungen zurück. Dieses 
Ergebnis war um rd. 1 ,4 Milliarden DM schlechter als 
im Vorjahr. Zwar erzielte die Bahn vor allem durch 
Tariferhöhungen im Personen- und Güterverkehr 
trotz Rückganges des Verkehrsaufkommens im Gü- 
terverkehr um rd. 0,9 Milliarden DM höhere Erträge. 
Die Zunahme der Aufwendungen überwog jedoch 
den Ertragszuwachs bei weitem. Allein rd. 1,7 Mil- 
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liarden DM entfielen auf die Zunahme des Personal- 
aufwands — ohne betriebsfremde Versorgungsla- 
sten — . Die Erhöhungen der Gehälter der Beamten 
und der Versorgungsbezüge für die Ruhestandsbe- 
amten und Hinterbliebenen nach dem 1. BesVNG, 
der Löhne der Arbeiter und der Vergütungen der 
Angestellten, zahlreiche sonstige Verbesserungen 
für das Personal, insbesondere die Hebung von rd. 
27 200 Planstellen, und nicht zuletzt die Erhöhung 
des Personalbestandes vor allem der Arbeiter haben 
dies bewirkt. Da der Bund seine unmittelbar erfolgs- 
wirksamen Leistungen für das Jahr 1971 nur um rd. 
110 Millionen DM auf rd. 2,7 Milliarden DM erhöhte, 
hat sich die verschlechterte Erfolgslage der Deut- 
schen Bundesbahn fast uneingeschränkt auf das Jah- 
resergebnis ausgewirkt. 

Personslaufwand 

209 . Die Deutsche Bundesbahn hatte — ohne die 
vom Bund getragenen betriebsfremden Versor- 
gungslasten — im Jahre 1970 rd. 9 754 Millionen 
DM, 1971 rd. 11 463 Millionen DM und 1972 rd. 
12 675 Millionen DM Personalaufwendungen. Im 
Jahresdurchschnitt 1971 beschäftigte die Deutsche 
Bundesbahn 402 809 Dienstkräfte und 12 979 Nach- 
wuchskräfte. Das waren 2,6 v. H. Dienstkräfte und 
51,4 v. H. Nachwuchskräfte mehr als im Vorjahr. Die 
hohe Zahl der Beschäftigten und der Umfang des 
dafür erforderlichen Aufwands bestätigen, wie 
wichtig eine straffe, jede Möglichkeiten zur Ver- 
minderung des Personalbedarfs ausschöpfende Per- 
sonalwirtschaft gerade für die Deutsche Bundesbahn 
ist und wie sehr bei ihr auf eine auch für den Bund 
annehmbare Regelung der Beschäftigungsbedingun- 
gen zu achten ist. 

Wegen der Bedeutung des Personalaufwands für das 
Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bundesbahn hat 
der Bundesrechnungshof seine Erhebungen während 
der Berichtszeit ebenso wie bei der Deutschen Bun- 
despost besonders auf diesen Bereich erstreckt. 
Gleichzeitig hat der Prüfungsdienst für die Deut- 
sche Bundesbahn seine Prüfungen des Personalauf- 
wands verstärkt. Die Prüfungen haben Mängel auf 
dem Gebiete der Personalwirtschaft und der Orga- 
nisation ergeben wie auch erhebliche Abweichungen 
in den Beschäftigungsbedingungen gegenüber den 
Regelungen in der übrigen Bundesverwaltung, für 
die ein ausreichender Anlaß nicht zu erkennen ist. 

210 . Die Abstellung dieser Mängel und der Abbau 
nicht gerechtfertigter Sonderregelungen haben zwar 
auch gewisse Verschlechterungen für die Bedienste- 
ten zur Folge. Sie werden sich jedoch im Hinblick 
auf die den Bediensteten der Deutschen Bundesbahn 
in den letzten Jahren zugute gekommenen Verbes- 
serungen rechtfertigen lassen. Wie sich zum Beispiel 
die Situation der Lohnempfänger verbessert hat, er- 
weist ein vom Hauptprüfungsamt für die Deutsche 
Bundesbahn durchgeführter Vergleich. Danach hat 
sich der Durchschnittsbruttolohn (ohne Nebenvergü- 
tungen) allein in den Jahren 1969 bis 1971 wie folgt 
entwickelt: 

1969 = 12 362 DM/ Jahr = 1 030 DM/Monat 

(100,0 v. H.) 


1970 - 15 061 DM/Jahr = 1 255 DM/Monat 

(121,8 v. H.) 

1971 = 17 394 DM/ Jahr = 1 450 DM/Monat 

(140,6 v.H.). 

Die durchschnittlichen Bruttolohn-Stundenverdienste 
der Lohnempfänger der Deutschen Bundesbahn la- 
gen danach in den Jahren 1970 und 1971 höher als 
in der Industrie in der Bundesrepublik: 



DB 

Industrie 


DM 

DM 

1970 

6,69 

6,09 

1971 

7,92 

6,82 


Wie sehr die Deutsche Bundesbahn durch die stän- 
digen Verbesserungen der Tariflöhne in den letzten 
Jahren auch im Verhältnis zur freien Wirtschaft für 
Arbeitskräfte attraktiv geworden ist, zeigt der Ver- 
gleich mit einigen Durchschnittsbruttostundenver- 
diensten (Effektivlöhnen) des Jahres 1971 in der 
Industrie, der auf Angaben des Statistischen Bundes- 
amtes beruht. Danach verdiente ein Arbeiter z. B. 
in den Industriezweigen 

DM/Stunde 


Energiewirtschaft und Wasserversorgung 7,79 
Investitionsgüterindustrie 7,29 

Bergbau 7,26 

Verbrauchsgüterindustrie 6,83 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 6,63. 


211 . Die folgenden Einzelergebnisse beruhen auf 
örtlichen Prüfungen des Bundesrechnungshofes im 
Bereich zweier Bundesbahndirektionen sowie auf 
Feststellungen, die der Prüfungsdienst für die Deut- 
sche Bundesbahn im gesamten Bereich getroffen hat. 

Personalwirtschaft 

212 . Prüfungen, die der Prüfungsdienst unter per- 
sonalwirtschaftlichen und organisatorischen Ge- 
sichtspunkten vorgenommen hat, lassen u. a. erken- 
nen, daß die Dienststellen der Deutschen Bundes- 
bahn bisher nicht alle Möglichkeiten genutzt haben, 
den Betriebsablauf zu rationalisieren und den Per- 
sonaleinsatz jeweils dem tatsächlichen Bedarf anzu- 
passen. Darüber hinaus hat der Prüfungsdienst Zwei- 
fel geäußert, ob die Personalmehrungen in vollem 
Umfange berechtigt waren. Besonders gilt das für 
den Verwaltungsdienst, in dem der Personalbestand 
im Jahresdurchschnitt 1971 um 1 505 Dienstkräfte, 
d. h. um 4,06 v. H., über dem des Jahres 1970 lag. In 
diesem Bereich ist vielfach über Anträge auf Per- 
sonalmehrung entschieden worden, ohne daß 
Arbeitsplatzuntersuchungen angestellt waren oder 
zutreffende Personalbemessungswerte Vorlagen. 

213 . Dienststellen des Betriebsführungs- und Vor- 
haltungsbereichs haben ihren Personalbestand nicht 
immer entsprechend einem Rückgang des Verkehrs- 
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und Arbeitsaufkommens vermindert. So ergaben 
Stichproben bei einer Güterabfertigung einen um 
40 Dienstposten zu hohen Bestand. Bei einem Gleis- 
bauhof waren 15 Dienstposten entbehrlich. Auch 
wurde der Personalbedarf für den Spitzenverkehr 
zur Weihnachtszeit z. T. überschätzt. 

Auf Empfehlungen des Prüfungsdienstes ließ sich der 
Personalbedarf an anderen Stellen durch technische 
Verbesserungen vermindern. Beispielsweise wurden 
bei zwei Güterabfertigungen nach Einsatz weiterer 
Flurfördermittel 15 Kräfte entbehrlich. 

Auch durch Vorschläge für eine zweckmäßigere 
Arbeitsorganisation hat der Prüfungsdienst gezeigt, 
wie der Personalbedarf vermindert werden kann. 
U. a. hat er für den Abnahmedienst bei dem Bundes- 
bahnzentralamt Minden Vorstellungen entwickelt, 
nach denen mindestens 30 bis 40 Dienstposten einge- 
spart werden könnten. Zwar bringt es der Betrieb 
der Deutschen Bundesbahn mit sich, daß viele 
Dienstposten vorgehalten werden müssen, die vom 
Arbeitsaufkommen her nicht voll ausgelastet sind. 
Diese Dienstposten sind aber immer wieder darauf- 
hin zu untersuchen, ob die vorgesehenen Beset- 
zungszeiten unabweisbar erforderlich sind und wie 
die Tätigkeiten noch mehr — ggf. über die Fach- 
sparten hinweg — verzahnt werden können. 

Das Personal kann häufig wirtschaftlicher eingesetzt 
werden. Zu diesem Zweck hat der Prüfungsdienst 
empfohlen, stets zu überlegen, ob 

— Fachkräften die ihrer Ausbildung entsprechenden 
Aufgaben übertragen, 

— Aufgaben wahrgenommen werden, die unabweis- 
bar notwendig, 

— Zuständigkeiten und Aufgaben zweckmäßig ver- 
teilt, 

— gleichartige, bei verschiedenen Stellen vorkom- 
mende Arbeiten möglichst an einer Stelle kon- 
zentriert und vereinheitlicht und 

— Doppelarbeiten ausgeschlossen 
sind. 

Zu diesen Empfehlungen ist der Prüfungsdienst bei- 
spielsweise durch die Feststellung gekommen, daß 
im Hochbaudienst ein Teil der Ingenieuren über- 
tragenen Aufgaben von Kräften des mittleren oder 
gehobenen Dienstes wahrgenommen werden könn- 
ten, die nicht zum Ingenieur ausgebildet sind. 

Nach einer Untersuchung der Deutschen Bundesbahn 
könnten im gesamten bautechni sehen Dienst ohne 
Personalvermehrung Arbeiten, die bisher Kräfte des 
gehobenen Dienstes ausführen, Kräften des mittleren 
Dienstes übertragen werden. In einigen Fällen hatte 
der Prüfungsdienst zu bemängeln, daß die Deutsche 
Bundesbahn Ruhestandsbeamten durch Werkver- 
träge Aufgaben übertragen hatte, die von aktiven 
Beamten hätten wahrgenommen werden können. 

Aus organisatorischen und technischen Änderungen 
hat die Deutsche Bundesbahn nicht immer die not- 
wendigen personalwirtschaftlichen Folgerungen ge- 
zogen. So hat sie, obgleich sie im Umladedienst zu- 
nehmend Flurfördermittel, Paletten und Kleincon- 
tainer einsetzt, die Stückzeiten der im Gedinge 


arbeitenden Kräfte noch nicht ausreichend den ver- 
änderten Arbeitsbedingungen angepaßt. Sie hat bei 
den Umladestellen durchschnittliche Überverdienste 
bis zu 49,8 v. H. gezahlt. Bei einer Umladestelle 
haben die Gedingearbeiter die Arbeit regelmäßig bis 
zu einer Stunde vor dem planmäßigen Dienstende 
eingestellt. Gleichwohl zahlte die Deutsche Bundes- 
bahn neben dem vollen Monatslohn einen durch- 
schnittlichen Gedingeüberverdienst von 37,1 v. H. 
Bezogen auf die tatsächlich geleistete Arbeitszeit 
betrug der Gedingeüberverdienst bei täglich einer 
halben Minderleistungsstunde 47,2 v. H. und bei täg- 
lich einer ganzen Minderleistungsstunde 57,9 v. H. 
Die beste Verdienstgemeinschaft erarbeitete sogar 
einen Überverdienst von 85,7 v. H. Der Prüfungs- 
dienst erörtert die Angelegenheit noch mit der Deut- 
schen Bundesbahn. 

Die Bemessungswerte, nach denen in vielen Berei- 
chen der Personalbedarf ermittelt wird, sind nicht 
immer zutreffend festgesetzt worden. Auch hat der 
Prüfungsdienst festgestellt, daß sich der Personal- 
bestand in den zentralen Stellen vermindern ließe, 
wenn bei diesen die für die Präsidial- und Personal- 
büros der Bundesbahndirektionen zur Erprobung 
eingeführten Personalbemessungswerte entsprechend 
angewendet würden. Vielfach mußte der Prüfungs- 
dienst feststellen, daß Zuschläge zu dem sich nach 
den Bemessungswerten ergebenden Personalbedarf 
zugebilligt worden sind, die entweder nicht zulässig 
oder — am zusätzlichen Arbeitsaufwand gemessen — 
überhöht waren. 

Sogar sachliche und rechnerische Fehler in den Per- 
sonalbedarfsrechnungen, Überschreitungen des von 
den Vorgesetzten Dienststellen genehmigten Perso- 
nalbestandes und Mängel bei der Abrechnung der 
Arbeitszeiten hat der Prüfungsdienst festgestellt, so 
etwa im Bezirk einer kleineren Bundesbahndirek- 
tion die Überschreitung des genehmigten Bestandes 
an Bauarbeitern im Jahresdurchschnitt um rd. 
150 Kräfte. 

214 . Der Prüfungsdienst hat zusammenfassend 
hervorgehoben, er verkenne nicht, daß es in dem 
weitverzweigten und vielseitigen Bereich der Deut- 
schen Bundesbahn schwierig ist, eine Personalbe- 
messung und -Verwendung sicherzustellen, die stets 
den sich ändernden Gegebenheiten entspricht. Trotz- 
dem ist er auf Grund seiner vielfältigen Feststellun- 
gen der Ansicht, daß im Hinblick auf die Entwick- 
lung der Personalkosten zu prüfen sein wird, welche 
weiteren Maßnahmen zur Ausschöpfung aller perso- 
nalwirtschaftlichen Einsparungsmöglichkeiten zu tref- 
fen sind. 

Dieser Auffassung schließt sich der Bundesrech- 
nungshof uneingeschränkt an. 

215 . Die Deutsche Bundesbahn hat zu den Fest- 
stellungen des Prüfungsdienstes erklärt, ihre Dienst- 
stellen seien angewiesen, ständig den Personalbe- 
stand an das jeweilige Arbeitsaufkommen anzupas- 
sen und die Arbeitsorganisation zu prüfen. Sie hat 
weiter auf ihre Personalwirtschaftsvorschrift, ihre 
Personalbemessungsrichtlinien und die bei Bedarf 
erlassenen Einzelanordnungen hingewiesen, in 
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denen die Bemessung des Personalbedarfs einschließ- 
lich der Zu- und Abschläge sowie die Personalbuch- 
führung geregelt seien. Die Bundesbahndirektionen 
seien u. a. auch angewiesen, die Zuschläge in allen 
Bereichen systematisch kritisch zu überprüfen. Die 
Anpassung des Personalbedarfs an verändertes 
Arbeitsaufkommen sei jedoch in den meisten Fällen 
nur mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung mög- 
lich. Beim personellen Vollzug solcher Maßnahmen 
könnten außerdem soziale Gesichtspunkte und die 
durch die jeweilige Arbeitsmarktlage bedingten Ver- 
hältnisse nicht unberücksichtigt bleiben. Dazu hat die 
Deutsche Bundesbahn auf besondere Schwierigkeiten 
bei der Anpassung der Stückzeiten an die fort- 
schreitende Entwicklung im Umladedienst hingewie- 
sen. Da jedoch auch nach eigenen Feststellungen der 
Deutschen Bundesbahn die Personalverwendung 
nicht immer befriedigend sei, würden mit Nachdruck 
die Bemühungen fortgesetzt, die Personalvorhaltung 
den durch die jeweilige Aufgabenstellung bedingten 
Erfordernissen besser anzupassen. 

Der Bundesminister für Verkehr hat in seinem 
„Kursbuch für die Verkehrspolitik" gesagt, daß 
eine spürbare Herabsetzung der Personalintensität 
der Bahn der entscheidende Weg ist, die Ertrags- 
kraft des Unternehmens zu verbessern. Der Bundes- 
rechnungshof unterstreicht diese Auffassung. 


Maßnahmen zur Gewinnung von Nachwuchskräften 

216 . Die Deutsche Bundesbahn hat in den Jahren 
1969 bis 1972 Nachwuchskräften des gehobenen tech- 
nischen Dienstes nachträglich Studienbeihilfen ge- 
währt. Die Aufwendungen betrugen allein in den 
Jahren 1969 und 1970 rd. 8 Millionen DM. So haben 
im Bereich einer kleinen Bundesbahndirektion neun 
Technische Bundesbahninspektoranwärter Beträge 
von 9 200 DM bis zu 13 090 DM für das bereits abge- 
schlossene Studium an einer Ingenieurschule erhal- 
ten. An vier dieser Beamten wurden die Zahlungen 
erst rd. ein Jahr nach der Begründung des Beamten- 
verhältnisses als Inspektoranwärter geleistet. 28 In- 
genieurschulstudenten im Bereich dieser Direktion 
haben neben den Studienbeihilfen für die noch abzu- 
leitenden restlichen Fachsemester bis zu 12 940 DM 
für die bereits absolvierten Studiensemester erhal- 
ten. Die Deutsche Bundesbahn bezog in ihre Förde- 
rungsmaßnahmen sogar Kräfte ein, denen andere 
Öffentlich-rechtliche Dienstherren bereits Studienbei- 
hilfen gewährt hatten. 

Dieses Vorgehen verzerrte den Wettbewerb zwi- 
schen den öffentlich-rechtlichen Dienstherren bei der 
Gewinnung von technischem Nachwuchs. Es machte 
die Koordinierungsbemühungen des Bundesministers 
des Innern auf diesem Gebiet zunichte und stellte 
die Glaubwürdigkeit des Bundes gegenüber den Be- 
werbern in Frage. Im übrigen waren Berufungen der 
früher eingestellten technischen Nachwuchskräfte zu 
befürchten, die ihr Studium selbst finanziert hatten. 

Auf die Forderung des Bundesrechnungshofes, Stu- 
dienbeihilfen nicht mehr nachträglich zu gewähren, 
hatte sich die Deutsche Bundesbahn zunächst nur 
dazu bereitgefunden, Technischen Inspektoran Wär- 


tern nach der Einstellung Studienbeihilfen nicht mehr 
rückwirkend zu zahlen. Alle anderen Arten nach- 
träglicher Studienbeihilfen wollte sie dagegen bei- 
behalten. Sie verwies auf den steigenden Personal- 
fehlbestand im gehobenen technischen Dienst und 
ihren zusätzlichen Bedarf an Ingenieuren insbeson- 
dere für Planungsaufgaben bei Vorhaben zur Ver- 
besserung des Personennahverkehrs in Ballungs- 
räumen. Die deutsche Bundesbahn war zudem der 
Ansicht, ihren Leistungen stünden weder Rechts- 
normen noch Verwaltungsregelungen entgegen. Die 
Koordinierungsbemühungen im Bundesbereich seien 
noch nicht abgeschlossen und wegen unterschied- 
lichen Bedarfs und unterschiedlicher Arbeitsbedin- 
gungen auch nicht geboten. 

Erst nachdem der Bundesminister des Innern der An- 
sicht des Bundes re chnungshof es beigetreten und die 
Angelegenheit mit den hauptbeteiligten Ressorts 
erörtert worden war, verfügte die Deutsche Bundes- 
bahn schließlich im Februar 1972, daß Studienbei- 
hilfen künftig nur während eines Ingenieurstudiums, 
und zwar vom Antragsmonat an, zu zahlen sind. 

217 . Bedenken hatte der Bundesrechnungshof auch 
dagegen, daß Bediensteten, deren Kinder das Stu- 
dium bestimmter Fachrichtungen an einer Ingenieur- 
akademie aufgenommen hatten und laufend Studien- 
beihilfen von der Deutschen Bundesbahn erhielten, 
daneben einmalige Ausstattungsbeihilfen von je 
1 000 DM gewährt wurden. Eine Rechtsgrundlage für 
diese Beihilfen war nicht gegeben. Soweit sie an 
Beamte als Elternteile von Studierenden geleistet 
worden sind, stellten sie gesetzlich nicht geregelte 
Zuwendungen dar, die nur bei Vorliegen der beson- 
deren Voraussetzungen des § 22 BBesG hätten be- 
willigt werden dürfen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat auch diese Leistungen 
eingestellt. 

Wohnungen und Leistungszulagen 

218 . Die Deutsche Bundesbahn hat ihren Beamten 
bis zum April 1972 erhebliche Belohnungen zur Ab- 
geltung von Freizeitansprüchen gewährt. Diese Be- 
lohnungen setzten sich zusammen aus einem Abgel- 
tungsbetrag für Mehrleistungen, den die Deutsche 
Bundesbahn von ursprünglich 40 DM je Dienstschicht 
zunächst auf 45 und dann auf 50 DM erhöht hatte, 
und seit Anfang 1970 aus einer zusätzlichen „Be- 
lohnung für besondere Leistungen" von 35 DM für 
diejenigen, die auf den Freizeitausgleich für drei 
Überzeitschichten verzichteten. Insgesamt ergab sich 
daraus ein für die Beamten aller Laufbahngruppen 
einheitlicher Durchschnittssatz je Mehrleistungs- 
stunde von rd. 8,80 DM. 

Demgegenüber gewährte die Deutsche Bundespost, 
die sich mit dem Problem der Barabgeltung von 
Überstunden ihrer Beamten seit langem auseinander- 
setzt, bis zum April 1972 Belohnungen, die 30 bis 
40 v. H. niedriger waren. 

Inzwischen ist die Barabgeltung von Mehrleistungen 
gesetzlich geregelt worden; für die in den Bereichen 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bun- 
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despost gezahlten höheren Belohnungssätze ist eine 
Besitzstandswahrung vorgesehen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes bezieht 
sich diese Besitzstandswahrung nur auf den eigent- 
lichen Abgeltungsbetrag je Dienstschicht, nicht aber 
auf die zur Förderung der Bereitwilligkeit der Be- 
amten zur Leistung von Überstunden abgestellte zu- 
sätzliche Belohnung von 35 DM je drei Schichten. 

Die Deutsche Bundesbahn ist dieser Auffassung bis- 
her nicht gefolgt. Sie hat die Besitzstandswahrung 
auch auf die zusätzliche Belohnung erstreckt. Des- 
halb erhalten ihre Beamten seit Mai 1972 weiterhin 
höhere Stundensätze als beispielsweise die Beamten 
der Deutschen Bundespost. Die Erörterungen sind 
noch nicht abgeschlossen. 

219 . Die Deutsche Bundesbahn gewährt Beamten 
und Angestellten auf der Grundlage von Belohnungs- 
richtlinien gern. § 23 Abs. 1 BbG nach Besoldungs- 
oder Vergütungsgruppen gestaffelte „Belohnungen 
für besondere Leistungen" im Betrage von 25 bis 
120 DM für „Spitzenleistungen der Bediensteten in 
der Betriebsabwicklung und Verkehrsbedienung". 
Nach den Erläuterungen vom März 1969 zu den Be- 
lohnungsrichtlinien ist eine schematische oder gar 
gleichmäßige Verteilung der Mittel unstatthaft. 

Demgegenüber halten die Buridesbahndirektionen 
und Ämter im allgemeinen alle Mitarbeiter des 
Außendienstes für belohnungswürdig und zahlen da- 
her kleine Beträge an viele Beamte und Angestellte, 
statt sie wenigen zuzuwenden, die sich entsprechend 
ausgezeichnet haben. 

Diese überwiegend schematische Verteilung der Be- 
lohnungsmittel stellt den Zweck, den Leistungswil- 
len besonders zu fördern, in Frage. Allerdings ver- 
leiten die offenbar zu großzügigen Mittelzuweisun- 
gen zu dieser nicht sachgerechten Handhabung. 

Die Deutsche Bundesbahn beruft sich auf die schwie- 
rige Personalsituation in der zurückliegenden Zeit. 
Im übrigen sei in Einzelanweisungen und Bespre- 
chungen mit den Personaldezernenten auf die ein- 
schränkenden Grundsätze hingewiesen worden. Die- 
sen Bemühungen war bisher aber offenbar kein Er- 
folg beschieden, wie die in der Zwischenzeit ange- 
stellten Erhebungen des Prüfungsdienstes bestätigt 
haben. 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick- 
lung beobachten. 

220 . Die Aufwendungen für Dienstpostenzulagen 
nach § 23 Abs. 2 BbG haben sich im Jahre 1971 
gegenüber dem Vorjahre um rd. 22 000 DM auf rd. 
1,6 Millionen DM erhöht, obwohl die zahlreichen 
Höherstufungen von Dienstposten und die damit zu- 
sammenhängenden Beförderungen eine Ausgaben- 
minderung hätten erwarten lassen. Auch in den be- 
sonderen Weisungen für die Wirtschaftsführung in 
den Geschäftsjahren 1970 und 1971 ist ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die veränderten Umstände 
bei der Auswahl der für eine Zulage in Betracht 
kommenden Dienstposten angemessen zu berück- 
sichtigen und die Zulagen ggf. zu verringern oder 
ganz zu streichen seien. Davon haben die Bundes- 


bahndirektionen jedoch nur ungenügend Gebrauch 
gemacht. 

Der Prüfungsdienst hat daher angeregt, alsbald durch 
eine Kürzung der Wirtschaftsmittel wirksam und 
steuernd einzugreifen. 

Die Deutsche Bundesbahn ist dieser Empfehlung 
nicht gefolgt. Sie begründet dies mit dem Hinweis, 
daß die Dienstpostenzulagen von 1,8 Millionen DM 
im Jahre 1967 auf 1,6 Millionen DM im Jahre 1968 
zurückgegangen und seitdem auf diesem Stand ge- 
blieben seien. Das bedeute bereits eine ständige 
Verminderung, weil die Zulage der Preis- und Lohn- 
entwicklung angepaßt werden müsse, wenn sie ihren 
Wert und ihre Bedeutung als Anreiz und Anerken- 
nung für eine gute Leistung auf besonders schwie- 
rigen Dienstposten behalten solle. Die Auswahl der 
mit der Zulage bedachten Dienstposten werde lau- 
fend den sich ändernden Arbeitsanforderungen und 
Beförderungsverhältnissen angepaßt. 

Diese Stellungnahme vermag nicht zu befriedigen; 
sie läßt insbesondere außer acht, daß infolge von 
Höherstufungen in vielen Fällen Dienstpostenzu- 
lagen nicht mehr gerechtfertigt sind. Der Bundes- 
rechnungshof wird die Angelegenheit mit der Deut- 
schen Bundesbahn weiter erörtern. 

221 . Der Bundesrechnungshof ist auch der Frage 
nachgegangen, wie die Dienststellen die „Bestim- 
mungen über die Gewährung von Leistungszulagen" 
handhaben. 

Danach sind die Leistungszulagen individuell, d. h. 
nach dem Wert der Leistung des einzelnen Arbeiters 
festzusetzen. Für die Bewertung sind Geschicklich- 
keit, Fleiß, Sorgfalt, Zuverlässigkeit und Verantwor- 
tung sowie Menge und Güte der Arbeit entschei- 
dend. Die Höchstsätze dürfen nur für besondere Lei- 
stungen gezahlt werden. Für geringere Leistungen 
ist ein entsprechend niedrigerer Satz zu gewähren. 
Werden keine höherwertigen Leistungen erbracht, 
ist von der Zahlung abzusehen. 

In Wirklichkeit erhalten aber — von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen — fast alle zulageberechtigten 
Arbeiter die jeweiligen Höchstsätze. Niedrigere 
Sätze werden im allgemeinen nur bei mangelhaften 
Leistungen und bei der Verursachung von Schäden 
oder Unfällen gewährt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wider- 
spricht es der Lebenserfahrung, daß die Vorausset- 
zungen für die Gewährung der Höchstsätze in einem 
so hohen Ausmaß gegeben sein sollen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat zwar mitgeteilt, die 
Lohndezernenten seien darauf hingewiesen worden, 
daß der veränderten Personalsituation auch bei der 
Bemessung von Leistungszulagen durch stärkere Be- 
achtung der Grundsätze Rechnung zu tragen sei. Die 
vom Bundesrechnungshof und vom Prüfungsdienst 
für die Deutsche Bundesbahn durchgeführten Erhe- 
bungen haben jedoch ergeben, daß der allgemeine 
Hinweis zu keinem nennenswerten Erfolg geführt 
hat. Die Masse der Dienststellen geht nach wie vor 
davon aus, daß die Zubilligung des Höchstsatzes den 
Regelfall darstelle. In Personalwerbeprospekten der 
Deutschen Bundesbahn wird die Leistungszulage mit 
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Höchstsatz wie ein fester Lohnbestandteil behandelt. 
Sollte es der Deutschen Bundesbahn nicht gelingen, 
die Angelegenheit befriedigend zu lösen, wird sie 
sich für den Abbau und schließlichen Wegfall dieser 
Zulagenregelung zu entscheiden haben. Den gleichen 
Schritt hat die Deutsche Bundespost bereits vor rd. 
20 Jahren getan. 

222 . In Anlehnung an die Regelung über die Ab- 
geltung von Freizeitansprüchen der Beamten hat die 
Hauptverwaltung die Bundesbahndirektionen im 
Jahre 1970 ermächtigt, Arbeitern, die sich für Mehr- 
leistungen größeren Umfangs durch Ableistung zu- 
sätzlicher Schichten zur Verfügung stellen, einmalige 
Lohnzulagen in Höhe von 12 DM je Schicht zu zah- 
len. 

Die Prüfung bei einer Bundesbahndirektion ergab, 
daß deren Dienststellen sämtliche Mehrleistungen 
seit dem 1. Januar 1970 in die Regelung einbezogen 
hatten, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die be- 
reits gern. LTV mit einem Überzeitzuschlag von 
25 v. H. honorierte Mehrarbeit später durch Gewäh- 
rung von Freizeit oder bar abgegolten worden war. 
Dadurch erhielten diese Lohnzulagen anteilig auch 
zahlreiche Bedienstete, deren gesamte Mehrleistun- 
gen im Vierteljahr keine volle Dienstschicht erreich- 
ten. 

Auch bei voller Würdigung der damaligen perso- 
nellen Schwierigkeiten ging diese Handhabung zu 
weit. Mehrleistungen, die im Vierteljahr insgesamt 
noch nicht einmal eine volle Dienstschicht ergeben, 
sollten nicht besonders abgefunden werden. Dar- 
über hinaus hat der Bundesrechnungshof Bedenken 
grundsätzlicher Art gegen diese Lohnzulagen erho- 
ben. Die Abgeltung von Überzeitarbeit ist im LTV 
geregelt. Die Gewährung einer zusätzlichen Zulage 
stellt sich demzufolge als übertarifliche Maßnahme 
dar, durch die sich der Lohn für jede Mehrleistungs- 
stunde in allen Lohngruppen um rd. 1 ,67 DM erhöht. 
Diese Regelung ist geeignet, die Gestaltung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen in anderen Zweigen 
der Bundesverwaltung zu beeinflussen. Das gilt ins- 
besondere für die Deutsche Bundespost, die ihren 
Lohnbediensteten für Überzeitarbeit nur die tarifver- 
traglich vereinbarten Lohnzuschläge zahlt, obwohl 
sie in nicht geringerem Ausmaß als die Bediensteten 
der Deutschen Bundesbahn zu Überzeitarbeit heran- 
gezogen werden. Entsprechend dem für Tarifverein- 
barungen von grundsätzlicher Bedeutung vor ge- 
schriebenen Verfahren hätte diese Regelung deswe- 
gen mit den zuständigen Ressorts abgestimmt wer- 
den müssen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat inzwischen die Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes zum Anlaß 
genommen, die Gewährung von einmaligen Lohn- 
zulagen bei Mehrleistungen von Lohnbediensteten 
auf volle Dienstschichten zu beschränken. Die grund- 
sätzlichen Bedenken des Bundesrechnungshofes 
bleiben hiervon indes unberührt, insbesondere nach- 
dem für die Barabgeltung der Freizeitansprüche der 
Beamten aus Anlaß von Mehrleistungen seit dem 
1. Mai 1972 eine andere Rechtsgrundlage gilt (vgl. 
Nr. 218). 


Zuschüsse nach dem Beihilferecht 
und Unterstützungen 

223 . Die Deutsche Bundesbahn gewährt den bei 
der „Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten 1 ' 
(KVB) versicherten Bediensteten seit 1967 „Zuschüsse 
nach dem Beihilferecht ", wenn den Bediensteten in 
Krankheits-, Geburts- oder Todesfällen im Hinblick 
auf die Leistungen der KVB ein unzumutbar hoher 
Anteil an ungedeckten Aufwendungen verbleibt. 

Die einzelnen Bundesbahn direktionen wenden die 
Verfügungen über die Gewährung solcher Zuschüsse 
sehr unterschiedlich an. Stichproben haben ergeben, 
daß die Zahlungen durchweg nicht den Grundsätzen 
gerecht werden, die in der Bundesverwaltung gelten 
und nach denen hier sinngemäß zu verfahren ist 
(vgl. Nr. 12 Abs. 3 Ziff. 4 BhV — alte Fassung [jetzt 
Nr. 13 Abs. 8 Ziff. 4]). Die Hauptverwaltung hatte 
zwar schon mit Verfügung vom 26. November 1968 
gegenüber den Bundesbahndirektionen die Erwar- 
tung ausgesprochen, „daß künftig Zuschüsse ledig- 
lich in besonderen Ausnahmefällen gewährt werden, 
die nur bei Anlegung des strengsten Maßstabes i. S. 
der Nr. 12 Abs. 3 Ziff. 4 BhV anzunehmen sind". 
Offenbar ist dies jedoch bei der Veranschlagung 
und Zuweisung der Wirtschaftsmittel nicht genügend 
berücksichtigt worden, obwohl sich die Höhe der 
jährlich gezahlten Zuschüsse erfahrungsgemäß an 
der Flöhe der zugewiesenen Wirtschaftsmittel aus- 
richtet. 

Die Deutsche Bundesbahn hat überdies bereits im 
Jahre 1971 aufgrund des damaligen Prüfungsergeb- 
nisses in Aussicht gestellt, Richtlinien mit allgemein 
verbindlichen Maßstäben für die Gewährung von 
Beihilfen in besonderen Fällen zu erlassen. Erst am 
9. Juli 1973 hat sie mitgeteilt, die im Entwurf fertig- 
gestellten Richtlinien könnten nach Beratung mit 
der Personalvertretung voraussichtlich noch im Laufe 
des Jahres 1973 bekanntgegeben werden. 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick- 
lung beobachten. 

224 . Stichproben haben auch ergeben, daß ein 
wesentlicher Teil der für einmalige Unterstützungen 
nach den Unterstützungsgrundsätzen bereitgestell- 
ten Mittel u. a. an Vertragsbedienstete verausgabt 
wird, denen Aufwendungen für Säuglingsausstat- 
tungen entstanden sind, sowie an krankenversiche- 
rungspflichtige Vertragsbedienstete, die Zahnersatz 
oder größere Heil- und Hilfsmittel beschaffen muß- 
ten. Die in einem entsprechenden Vertragsverhältnis 
beschäftigten Bediensteten der übrigen Bundesver- 
waltung haben aufgrund tarifvertraglicher Ver- 
einbarungen Anspruch auf Beihilfen nach den BhV. 

Der Bundesrechnungshof hat daher angeregt, auch 
diese Frage zum Gegenstand der in Aussicht genom- 
menen Neuregelung auf dem Gebiet der „Allgemei- 
nen Zuschüsse nach dem Beihilferecht" zu machen 
(vgl. Nr. 223). 

Die Deutsche Bundesbahn hat dazu im Juli 1973 mit- 
geteilt, die Tarifpartner hätten bisher den Abschluß 
entsprechender tarifvertraglicher Regelungen nicht 
beantragt, weil die Deutsche Bundesbahn ihren Ver- 
pflichtungen durch die Gewährung pauschalierter 
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Zuschüsse an die Bundesbahn-Betriebskrankenkasse 
zur Verbesserung der satzungsmäßigen Leistungen 
und deren Angleichung an die Leistungen nach den 
BhV nachkomme. überdies habe sie den vom Bun- 
desrechnungshof aufgeworfenen Fragen „aus Grün- 
den der Personalknappheit wegen anderer vordring- 
licher Arbeiten" noch nicht nachgehen können. Sie 
werde nunmehr eine Untersuchung des Gesamtpro- 
blems einleiten, die bei dem Umfang der erforder- 
lichen Erhebungen einen längeren Zeitraum bean- 
spruchen werde. 

Der Bundesrechnungshof hält den beschleunigten 
Abschluß der Untersuchung für geboten, zumal nicht 
auszuschließen ist, daß die Aufwendungen der Ver- 
tragsbediensteten bisher zum Teil doppelt honoriert 
worden sind. 


Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 

225 . Aus dem versicherungsfreien Beschäftigungs- 
verhältnis ausgeschiedene Beamte sind in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter oder der Angestellten 
für die versicherungsfreien Beschäftigungszeiten 
durch Nachentrichtung von Versicherungsbeiträgen 
nachzuversichern (tatsächliche Nachversicherung). 
Die einschlägigen Gesetze enthalten Regelungen, 
wonach bestimmte Personen für die bis zum Zusam- 
menbruch des Deutschen Reiches im öffentlichen 
Dienst verbrachten versicherungsfreien Beschäfti- 
gungszeiten als nachversichert gelten (fiktive Nach- 
versicherung). Die Deutsche Bundesbahn hat den 
Rentenversicherungsträgern die auf die fiktive Nach- 
versicherung entfallenden Rentenanteile zu erstat- 
ten. Die dafür aufgewendeten Beträge erstattet ihr 
der Bund aus den Mitteln bei Kapitel 12 02 Titel 
687 1 1 des Bundeshaushalts (Ausgleich von betriebs- 
fremden Versorgungslasten). 

Bei einer Bundesbahndirektion hat der Bundesrech- 
nungshof im Jahre 1970 festgestellt, daß die für 
beide Nachversicherungsarten geltenden Bestimmun- 
gen vielfach nicht beachtet worden sind. So waren 
sämtliche von der Prüfung erfaßten 45 Vorgänge 
über die von der Bundesbahndirektion veranlaßten 
tatsächlichen Nachversicherungen fehlerhaft. Ur- 
sache dafür waren im wesentlichen organisatorische 
Mängel. 

Die Deutsche Bundesbahn hat aufgrund der Prü- 
fungsfeststellungen im April 1971 zur Sicherung 
eines einheitlichen Verfahrens „Richtlinien über den 
'Aufschub der Nachentrichtung von Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung" herausgegeben. 

Gelegentlich einer anderen Prüfung im Jahre 1972 
hat der Bundesrechnungshof untersucht, inwieweit 
diese Anordnung das Verfahren gebessert hat. Er 
hat jedoch wiederum auf allen Gebieten beträcht- 
liche Mängel festgestellt. Dies hat die Deutsche Bun- 
desbahn nunmehr zu eigenen örtlichen Erhebungen 
und zur Herausgabe mehrerer grundsätzlicher Wei- 
sungen für das Gebiet der fiktiven Nachversicherung 
veranlaßt. 

Die Erörterungen in der Angelegenheit sind noch 
nicht abgeschlossen. 


226 . Seit dem 1. Oktober 1961 sind die öffent- 
lichen Arbeitgeber berechtigt, von den Versiche- 
rungsträgern die Arbeitgeberanteile zur Sozialver- 
sicherung zurückzufordern, sofern ehemalige Be- 
rufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige des 
RAD, die nach dem G 131 keinen Anspruch auf Al- 
ters- oder Hinterbliebenenversorgung hatten, später 
aber eine solche Anwartschaft aus einem neuen 
Dienstverhältnis erworben haben oder noch er- 
werben, für die nach dem 31. März 1951 im Bundes- 
dienst verbrachte Zeit Beiträge entrichtet haben. 

In der Mehrzahl der Fälle wurden die Rückforde- 
rungen unterlassen, obwohl die Personalakten aus- 
reichende Unterlagen über die Rechtsstellung am 
8. Mai 1945 enthielten. 

Die Deutsche Bundesbahn hat dazu im September 
1971 mitgeteilt, die Bundesbahndirektionen seien 
auf Grund der Prüfungsmitteilung des Bundesrech- 
nungshofes angewiesen worden, die Möglichkeiten 
der Rückerstattung der Arbeitgeberanteile nachträg- 
lich 'auszuschöpfen. Insgesamt sei die Beitragsrück- 
forderung in mehr als 1 400 Fällen unterblieben. 
Jetzt sei sie nur noch in wenigen Fällen möglich, 
weil sich die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte und einige Landesversicherungsanstalten auf 
die Versäumung der Antragsfrist beriefen. Die 
Bundesbahn- Versicherungsanstalt verweise auf den 
Ablauf der 10- Jahresfrist nach § 1423 Abs. 2 RVO. 
Sie habe aber wissen lassen, daß wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung dieser Rechtsfrage ein Revi- 
sionsverfahren beim* Bundessozialgericht anhängig 
sei. Von der Entscheidung wolle sie ihre Entschlie- 
ßung abhängig machen. 

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, daß das 
Revisionsverfahren schon abgeschlossen worden 
war. Er empfahl, zur Vermeidung weiterer Frist- 
versäumnisse umgehend zu prüfen, ob im Hinblick 
auf die durch das Urteil eröffne te neue Rückforde- 
rungsfrist nunmehr noch Beitragserstattungen in Fäl- 
len durchgesetzt werden können, im denen das bisher 
unterblieben war. 

Die Deutsche Bundesbahn ist der Empfehlung ge- 
folgt. Die Bundesbahndirektionen wurden angewie- 
sen, wegen des Ende des Jahres 1971 drohenden 
Fristablaufs Sicherzustellen, Ansprüche noch bis zum 
31. Dezember 1971 geltend zu machen. 

Bei seiner Prüfung im Jahre 1972 hat der Bundes- 
rechnungshof feststellen müssen, daß die geprüfte 
Direktion die Weisungen nicht ordnungsmäßig aus- 
geführt hatte. Es zeigten sich erneut erhebliche Män- 
gel, die beträchtliche finanzielle Nachteile zur Folge 
hatten. Ursächlich waren nicht nur die fehlerhafte 
Auslegung der einschlägigen Vorschriften, sondern 
auch Zuständigkeitsüberschneidungen innerhalb der 
Personalabteilung der Direktion. 

Die Hauptverwaltung hat daraufhin die Rechtslage 
in mehreren Verfügungen klargestellt und die Di- 
rektionen angewiesen sicherzustellen, daß in den 
Rückforderungsfällen nunmehr alle Möglichkeiten 
für die Anwendung des § 73 G 131 ausgeschöpft 
werden. 

Auch in dieser Angelegenheit sind die Erörterungen 
noch nicht abgeschlossen. 
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Schadensersatz aus Anlaß von Dienst-, Arbeits- und 
außerbetrieblichen Unfällen 

227 . Der Bundesrechnungshof hat auch untersucht, 
wie die Deutsche Bundesbahn beim Vollzug des 
§ 87 a BBG und der entsprechenden tarifrechtlichen 
Vorschriften Schadensersatzansprüche verfolgt, die 
ihr gegen Dritte zustehen. Dabei haben sich eben- 
falls erhebliche Mängel gezeigt. Auch insoweit sind 
der Deutschen Bundesbahn durch die nicht sachge- 
rechte und häufig verzögerte Bearbeitung der Un- 
fallvorgänge, fehlerhafte Berechnung der Ersatz- 
forderungen sowie nicht vertretbare Zugeständnisse 
an die Schuldner beträchtliche finanzielle Nachteile 
erwachsen. Der Prüfungsdienst ist in Verfolg der 
Prüfungsfeststellungen (des (Bundesrechnungshofes 
inzwischen bei weiteren Bundesbahndirektionen zu 
gleichen Erkenntnissen gelangt. 

Die Erörterungen darüber, wie die Deutsche Bundes- 
bahn die Mängel am besten abstellen kann, schwe- 
ben noch. 

Abschluß von Werkverträgen anstelle von Arbeitsverträgen 

228 . Bedingt durch den Personalmangel — insbe- 
sondere im technischen Dienst — hat die Deutsche 
Bundesbahn in den Jahren 1970 und 1971 verstärkt 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, Ruhestands- 
beamte weiterzubeschäftigen. Obwohl sie im we- 
sentlichen ihre bisherigen Tätigkeiten weiter aus- 
übten, sind mit den meisten von ihnen zur Umge- 
hung der Ruhensvorschriften des § 158 BBG als 
Werkverträge bezeichnete Vereinbarungen abge- 
schlossen worden. Nachdem mehrfache Weisungen 
keinen Erfolg hatten, hat sich die Deutsche Bundes- 
bahn im Hinblick auf die laufenden Beanstandungen 
des Prüfungsdienstes veranlaßt gesehen, die Direk- 
tionen nochmals eingehend auf die Gestaltungsmög- 
lichkeiten von Verträgen über die Beschäftigung von 
Ruhestandsbeamten sowie über die Einhaltung der 
Ruhensregelungen des § 158 BBG hinzuweisen. 


Sondervermögen Deutsche Bundespost 

Haushaltsjahre 1970 und 1971 

Stand der Entlastung durch den Verwaltungsrat 

229 . Das Entlastungsverfahren zu den Jahresrech- 
nungen der Deutschen Bundespost bis einschließlich 
1971 ist abgeschlossen. 

Vermögens- und Erfolgslage 

230 . Der Umfang des Sondervermögens Deutsche 
Bundespost hat sich auch im Haushaltsjahr 1971 ver- 
größert. Die Netto-Bilanzsumme war mit rd. 45,6 Mil- 
liarden DM zum 31. Dezember 1971 um 19,3 v. H. 
größer als zum 31. Dezember 1970. Ursächlich hierfür 
waren weitere beträchtliche Investitionen, durch die 
der Buchwert des Sachanlagevermögens um 18,4 
v. H. auf rd. 27,3 Milliarden DM stieg, und eine 


neuerliche Zunahme des Geschäftsvolumens im Post- 
scheck- und Postsparkassendienst. 

Gleichzeitig hat sich die Finanzlage der Post gegen- 
über dem Vorjahr erneut erheblich verschlechtert. 
Zwar hat der Bund den Kapitaldienst für weitere 
500 Millionen DM Verbindlichkeiten übernommen 
und dem Sondervermögen von der nach § 21 Abs. 1 
PostVwG geschuldeten Ablieferung 276 Millionen 
DM als zusätzliches Eigenkapital belassen. Dennoch 
hat sich der Anteil des Eigenkapitals und der ihm 
gleichzusetzenden Finanzierungsmittel an der Netto- 
Bilanzsumme der Teilbilanz des Post- und Fern- 
meldewesens von 25,3 v. H. am 31. Dezember 1970 
auf 19,3 v. H. am 31. Dezember 1971 verringert (für 
die Gesamtbilanz ergibt sich sogar ein Rückgang 
von 17,9 v. H. auf 13,5 v. H.). 

Der Verlust erreichte im Haushaltsjahr 1971 die 
Höhe von rd. 1 485 Millionen DM gegenüber 531 Mil- 
lionen DM im Vorjahr. Zwar lagen die Umsatzerlöse 
im Haushaltsjahr 1971 infolge von Gebührenerhö- 
hungen und Verkehrssteigerungen um rd. 1,983 Mil- 
liarden DM = 13,4 v. H. über denen des Vorjahres, 
doch sind die Aufwendungen noch stärker gestiegen. 
Besonders hervorzuheben ist die Steigerung der Auf- 
wendungen für das Personal (Zunahme rd. 1,6 Mil- 
liarden DM = 18,7 v. H.), für Abschreibung und Un- 
terhaltung des wachsenden Anlagevermögens und 
nicht zuletzt für die Verzinsung des Fremdkapitals. 

Die Deutsche Bundespost hat auch im Haushaltsjahr 
1971 ihren zusätzlichen Finanzbedarf überwiegend 
durch Aufnahme weiterer Kredite und zu einem klei- 
neren Teil durch Entnahmen aus dem Postscheck- 
und dem Postsparkassenvermögen gedeckt, die Ent- 
nahmemöglichkeit im Rahmen der hierfür bestehen- 
den Grundsätze aber bei weitem nicht ausgeschöpft. 

Personal Wirtschaft 

231 . Angesichts des ständigen Anwachsens der 
Personalaufwendungen (im Haushaltsjahr 1971 ins- 
gesamt rd. 10,4 Milliarden DM = 56 v. H. der Ge- 
samtaufwendungen) hat der Bundesrechnungshof in 
den letzten Jahren in zunehmendem Maße die Perso- 
nalwirtschaft der Deutschen Bundespost geprüft. 

232 . Im Bereich des Postwesens hat er während 
der Berichtszeit schwerpunktartig die personalwirt- 
schaftliche Lage des Bahnpostdienstes untersucht, 
in dem z. Z. knapp 5 000 Kräfte beschäftigt werden. 

Er hat festgestellt, daß vielfach ein Mißverhältnis 
zwischen dem echten Tätigkeitsinhalt und der tat- 
sächlichen Bewertung der Dienstposten besteht, das 
sich selbst bei Würdigung aller Schwierigkeiten im 
Bahnpostbegleitdienst nicht rechtfertigen läßt. 

Auch die Zuordnung der einzelnen Bahnposten zu 
den Ämtern widerspricht vielfach wirtschaftlichen 
Erfordernissen und wird den sozialen Belangen des 
Fahrpersonals nicht gerecht. Ursächlich dafür ist vor 
allem eine zu schematische und vom Ämteregoismus 
bestimmte Entwicklung in der Aufteilung der ein- 
zelnen Strecken und Bahnposten. Für den Bereich der 
sieben untersuchten Ämter ist festzuhalten, daß 
durch eine anderweitige Zuordnung bestimmter 
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Bahnposten der unproduktive Anteil des Bahnpost- 
begleitdienstes bei gleichzeitiger Kürzung langer 
Überlagerzeiten erheblich verringert werden könnte. 
Dadurch ergäbe sich eine Verminderung der Per- 
sonalkosten um jährlich rd. 1 Million DM. Einspa- 
rungen in etwa gleicher Höhe wären bei den übrigen 
14, z. T. erheblich kleineren Ämtern mit Bahnpost- 
dienst zu erwarten. Auch die Dienststundenpläne 
würden sich erheblich verbessern, da allein bei den 
sieben . Ämtern rd. 7 430 Uberlagerstunden in der 
Woche wegfielen. 

Außerdem haben die Analyse der Dienststunden- 
pläne und die örtlichen Erhebungen ergeben, daß der 
Zeitanteil produktiver Tätigkeit’ im Bahnpostbegleit- 
dienst wegen der Besonderheiten und Erschwernisse 
dieses Dienstzweiges höchstens 50 v. H. der hier auf 
40 Stunden gekürzten Wochenarbeitszeit beträgt. 

Er ist damit erheblich geringer als in den übrigen 
Bereichen des Postdienstes. Der Bundesminister hat 
dem im Jahre 1971 durch Maßnahmen zur Einschrän- 
kung des Bahnpostdienstes am Wochenende zur 
Verminderung der Verteilerarbeit Rechnung getra- 
gen. Dabei sollte die bisherige Betriebsgüte der 
Briefzustellung erhalten bleiben. Die Ämter haben 
daraufhin den Dienst in den Bahnposten an Sams- 
tagen und Sonntagen zum Teil erheblich einge- 
schränkt. Verschiedentlich sind an diesen Tagen ein- 
zelne Bahnposten ganz weggefallen. 

Uber diese Einschränkungen hinaus wird der Bahn- 
postdienst nur dann wirksam entlastet werden kön- 
nen, wenn der aufwendige Briefverteildienst in den 
Bahnpostwagen auf die stationäre Briefabgangsbe- 
arbeitung verlagert wird. Das hätte für einen ver- 
hältnismäßig geringen Teil des Briefaufkommens 
allerdings eine Verzögerung um höchstens einen 
Tag zur Folge. Der Bundesrechnungshof meint, daß 
die Entwicklung der Finanzsituation der Deutschen 
Bundespost, die Lage am Arbeitsmarkt und die Rück- 
sichtnahme auf den Personalbedarf anderer Bedarfs- 
träger dazu zwingen, diese weiteren Einschränkun- 
gen ernstlich zu erwägen. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, die vom Bundes- 
rechnungshof entwickelten Vorschläge für eine wei- 
tere Rationalisierung des Bahnpostbegleitdienstes 
lägen auf der Linie seiner eigenen Zielvorstellungen. 
Diese könne er aber erst in einem langfristigeren 
Grundkonzept verwirklichen. So sei die Einschrän- 
kung und schließlich der Wegfall des Briefverteil- 
dienstes in den Bahnposten nur in Verbindung mit 
der vorgesehenen großräumigen Zentralisierung der 
Briefabgangsbearbeitung realisierbar. 

Im Hinblick auf die angespannte Finanzlage der 
Deutschen Bundespost hält es der Bundesrechnungs- 
hof demgegenüber für erforderlich, schon kurzfristig 
alle Möglichkeiten zur Verringerung des hohen 
Kostenaufwandes im Bahnpostbegleitdienst zu 
nutzen. 

233 . Stichproben in anderen Bereichen des Post- 
betriebsdienstes haben ergeben, daß auch dort die 
Rationalisierungsmöglichkeiten noch nicht hinrei- 
chend ausgeschöpft sind. 


So hatten Ämter in den Bezirken verschiedener 
Oberpostdirektionen nicht oder nicht ausreichend 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, den Land- 
zustelldienst durch Verwendung eines vom Bundes- 
minister eigens hierfür entwickelten und 1970 einge- 
führten Zustellkastens zu vereinfachen. Andere 
Ämter haben im Briefzustelldienst in ungerechtfer- 
tigt großem Umfang Mehrarbeit für ständige Mehr- 
leistungen und für die Zustellung von Massendruck- 
sachen anerkannt. 

In den Bereichen anderer Oberpostdirektionen haben 
Postämter in einer großen Zahl von Zustellbezirken 
auch dann eine zweite Zustellung durchgeführt, 
wenn dies den Richtlinien des Bundesministers 
widersprach oder die Zustellungen wegen des ge- 
ringen Aufkommens an Postsendungen nach diesen 
Richtlinien hätten wegfallen können. Der Schalter- 
dienst und auch die Dienstbereitschaften außerhalb 
der allgemeinen Schalterstunden waren ohne ersicht- 
lichen Grund unterschiedlich geregelt. Schließlich 
gingen bei zahlreichen Ämtern die für den Nacht- 
und Kastenleerungsdienst getroffenen Regelungen 
über das betrieblich notwendige Maß hinaus. 

Aus alledem ergaben sich ein überhöhter Personal- 
aufwand und Nachteile für die Dienstplangestaltung. 

Die betroffenen Oberpostdirektionen haben den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrechnungshofes 
entsprochen. Der Bundesminister hat inzwischen auf 
Grund eigener Untersuchungen im Juli 1972 ange- 
ordnet, die zweite Briefzustellung allgemein einzu- 
stellen. Ferner hat er zum 1. Januar 1973 neue Vor- 
schriften für den Kastenleerungsdienst erlassen. Der 
Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister emp- 
fohlen, auf eine möglichst einheitliche und wirt- 
schaftliche Regelung gleichartiger betrieblicher Ver- 
hältnisse hinzuwirken. 

234 . Im Jahre 1972 hat der Bundesrechnungshof 
das Schwergewicht seiner personalwirtschaftlichen 
Untersuchungen auf personalintensive Bereiche des 
Fernmeldewesens gelegt. Er hat durch örtliche Er- 
hebungen bei vier Fernmeldeämtern und Auswer- 
tung der Unterlagen von 34 weiteren Ämtern fest- 
gestellt, daß die am 1. April 1971 vom Bundesmini- 
ster in Kraft gesetzte „Dienstanweisung für die Per- 
sonalbemessung bei den Ämtern der Deutschen Bun- 
despost" die Bemessungspraxis der Fernmeldeämter 
bisher nur unwesentlich beeinflußt hat, zumal für 
die Bemessungsbereiche des Fernmeldewesens — 
von geringfügigen Ausnahmen abgesehen — objek- 
tivierte Bemessungswerte noch nicht vorliegen und 
sich auch bei Anwendung der angebotenen Beobach- 
tungsverfahren insbesondere bei uneinheitlichen und 
oft unterbrochenen Arbeitsabläufen Schwierigkeiten 
ergeben haben. Es wurde vielmehr — bis in die 
jüngste Zeit — meist nach veralteten Werten be- 
messen, die sich überwiegend an Bestandsdaten 
(z. B. Zahl der Hauptanschlüsse) orientierten und der 
fortgeschrittenen technischen Entwicklung nicht ge- 
recht wurden. 

Der Bundesrechnungshof vertritt die Auffassung, daß 
der Personalbedarf z. B. im Aufgabenbereich „Teil- 
nehmerdienste" (Anmeldedienst, Fernmelderech- 
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nungsdienst u. a.) und in den Gebührenüber- 
wachungsstellen in erster Linie nicht vom Bestand, 
sondern von der Bewegung des Bestandes (Zugänge, 
Abgänge, Veränderungen) abhängt. Unter diesem 
Gesichtspunkt hat er am Beispiel des Anmeldedien- 
stes für Fernmeldeeinrichtungen (rd. 4 700 Arbeits-. 
kräfte) aufgezeigt, daß sich bei einer Bemessung 
nach Bewegungsdaten in diesem Bereich allein auf- 
grund einer für die Zeit von 1968 bis 1971 vorgenom- 
menen Bemessungskorrektur eine Einsparung von 
mindestens 250 Arbeitsposten ergeben hätte. Erste 
Untersuchungen bei Dienststellen anderer Aufgaben- 
bereiche lassen dort zum Teil noch erheblichere Ein- 
sparungsmöglichkeiten erwarten. 

Insbesondere gilt das für den Fernsprechentstörungs- 
dienst, für den insgesamt mehr als 18 000 Personal- 
posten ausgewiesen sind. Die Untersuchungen des 
Bundesrechnungshofes bei fünf Fernmeldeämtern 
haben jedenfalls Grund zu der Annahme gegeben, 
daß in diesem Bereich die bei der Personalbemes- 
sung zugrunde gelegten Werte weit überhöht sind. 

Die Erörterungen über diese Ergebnisse mit dem 
Bundesminister, der sich an einem Teil der Erhebun- 
gen beteiligt hatte, sind noch nicht abgeschlossen. 
Der Minister hat inzwischen Maßnahmen getroffen, 
um den Personaleinsatz den tatsächlichen Erforder- 
nissen anzupassen (Veränderungssperre und Erar- 
beitung neuer Bemessungswerte). Es ist damit zu 
rechnen, daß in weiten Bereichen des Fernmelde- 
wesens nicht nur der bisher errechnete Personal- 
fehlbestand beseitigt wird, sondern daß auch nicht 
unbeträchtliche Kürzungen des Istbestandes möglich 
sein werden. 

235 . Nennenswerte Einsparungen lassen sich auch 
durch eine Änderung des Verfahrens für die Unter- 
haltung von Fernsprechvermittlungsstellen erzielen. 
Das Fernmeldetechnische Zentralamt hat im Aufträge 
des Bundesministers ein solches arbeitsparendes 
Verfahren schon vor längerer Zeit entwickelt. Dies 
unterscheidet sich von dem bisherigen im wesent- 
lichen dadurch, daß vorbeugende Unterhaltungsmaß- 
nahmen nur noch gezielt durchgeführt werden und 
der Personaleinsatz zentral gesteuert wird. 

Nach dem Ergebnis der Erprobung bei sieben Fern- 
meldeämtern waren anstelle von 1 093 Arbeitsposten 
nur 755 erforderlich, was einer Einsparung von 
8,1 Millionen DM jährlich entspricht. Die Betriebs- 
güte der technischen Einrichtungen ist dabei gehal- 
ten oder sogar noch leicht verbessert worden. 

Das Zentralamt hat auf Grund der guten Ergebnisse 
der Betriebsversuche das Verfahren für einführungs- 
reif gehalten und im Juli 1970 beim Bundesminister 
beantragt, das neue Verfahren — als erste Stufe 
einer allgemeinen Einführung — von 1971 an auf 
weitere Fernmeldeämter auszudehnen und die er- 
arbeiteten Richtlinien zu genehmigen. 

Da der Bundesminister Mitte 1972 noch nicht über 
den Antrag des Zentralamtes entschieden hatte, hat 
der Bundesrechnungshof ihn gebeten, seine Entschei- 
dung wegen der zu erwartenden günstigen perso- 
nellen und finanziellen Auswirkung baldmöglichst 
zu treffen; er hat darauf hingewiesen, daß bei Ein- 


führung des Verfahrens im gesamten Bereich der 
Bundespost voraussichtlich eine Verminderung um 
rd. 3 400 der bisher für erforderlich gehaltenen 
Arbeitsposten eintreten würde, was schon nach dem 
Stand von 1970 einer Minderausgabe von 81 Mil- 
lionen DM jährlich entsprochen hätte. Mit Verfü- 
gung vom 2. August 1972 hat der Bundesminister die 
Ausdehnung des neuen Unterhaltungsverfahrens auf 
22 weitere Fernmeldeämter eingeleitet. 

Als Begründung dafür, daß er seine Entscheidung erst 
so spät getroffen habe, hat er ausgeführt, daß zu- 
nächst die durch die Rationalisierungsmaßnahmen ein- 
tretenden personellen Auswirkungen hätten geklärt 
und die Arbeitsanweisungen hätten überarbeitet wer- 
den müssen. Dem ist entgegenzuhalten, daß die per- 
sonalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Er- 
probung bei den sieben Fernmeldeämtern bekannt 
waren; Personalfürsorgemaßnahmen hätten daher 
rechtzeitig eingeleitet werden können und müssen. 
Der Bundesrechnungshof ist im übrigen der Auffas- 
sung, daß die Ausdehnung des neuen Verfahrens 
auf weitere Ämter nicht von der Überarbeitung der 
Arbeitsanweisungen abhängig zu machen war, da 
die für den Probebetrieb bei den sieben Ämtern vor- 
handenen Arbeitsanweisungen hierfür ausgereicht 
hätten. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, das neue 
Verfahren so bald wie möglich allgemein einzu- 
führen. 

236 . Daß im Rahmen der Personalwirtschaft auch 
geringfügig erscheinende Maßnahmen wegen der 
großen Zahl der Betroffenen erhebliche Auswirkun- 
gen haben können, zeigt die Regelung des Verkehrs- 
unterrichts für die Inhaber von Postführerscheinen. 
Nach den vom Bundesminister erlassenen Weisun- 
gen müssen sie — es handelt sich um rd. 120 000 
Kräfte — monatlich jeweils etwa 2 Stunden an einem 
dienstlichen Verkehrsunterricht teilnehmen. Ein- 
schließlich der Wegezeiten u. ä. ergeben sich rd. 
4 000 000 Arbeitsstunden jährlich, was einem Auf- 
wand von rd, 60 Millionen DM entspricht. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß die 
Deutsche Bundespost damit einen wichtigen Beitrag 
zur Verkehrssicherheit leistet. Er hat jedoch um 
Prüfung- gebeten, ob der verfolgte Zweck nicht auch 
durch Unterricht in größeren Abständen erreicht 
werden kann. 

Der Bundesminister hat erwidert, er sei seit längerer 
Zeit überzeugt, daß der Fortbildungsunterricht bei 
gleichzeitiger qualitativer Verbesserung nennens- 
wert gekürzt werden könne. Er habe das Posttech- 
nische Zentralamt daher schon im Juni 1970 mit 
einer entsprechenden Prüfung beauftragt. Der im 
Februar 1972 vorgelegte Schlußbericht werde z. Z. 
(Frühjahr 1973) ausgewertet. Mit der Einführung des 
neu gestalteten, wesentlich reduzierten Verkehrs- 
unterrichts sei voraussichtlich Anfang 1974 zu 
rechnen. 

In Anbetracht der beträchtlichen finanziellen Aus- 
wirkungen hat der Bundesrechnungshof dem Bundes- 
minister empfohlen, die Angelegenheit nunmehr be- 
schleunigt zum Abschluß zu bringen. 
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Beschaffungswesen 

237 . Beispiele zeigen, daß auch bei Beschaffungs- 
maßnahmen wirtschaftlicher hätte verfahren werden 
können. 

So wurden von 1967 bis 1970 im Jahres durchs dinitt 
rd. 41 Millionen DM für die „Unterhaltung, Erneue- 
rung und Vermehrung der Möbel, Geräte und Schutz- 
kleidung", im Haushaltsjahr 1971 dagegen 63,3 Mil- 
lionen DM ausgegeben. Für das Haushaltsjahr 1972 
waren 83 Millionen DM veranschlagt. Die Steige- 
rungsquote beträgt demnach von 1970 auf 1971 rd. 
52 v. H. und würde — sofern die für das Rechnungs- 
jahr 1972 veranschlagten Mittel voll ausgegeben 
worden wären — von 1971 auf 1972 nochmals rd. 
31 v. H. betragen haben. 

Die verantwortlichen Dienststellen begründeten die 
hohen Zuwachsraten im wesentlichen mit Preis- 
steigerungen, mit der Ausstattung neuer Dienstge- 
bäude und Wohnheime sowie mit der Beschaffung 
von Spezial- und Organisationsmöbeln zur Aus- 
stattung neuer Arbeitsplätze. 

Dies vermochte jedoch die außergewöhnlich hohe 
Steigerungsrate nicht zu erklären, da die Preissteige- 
rungen in den Jahren 1971 und 1972 insgesamt 
höchstens 18 v. H. betrugen, neue Dienstgebäude 
und Wohnheime auch in früheren Rechnungsjahren 
auszustatten waren sowie die Einrichtungen neuer 
Arbeitsplätze nur im Rahmen der tatsächlichen Per- 
sonalvermehrung notwendig geworden sein kann. 
Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
ist ein erheblicher Teil der Steigerungsraten darauf 
zurückzuführen, daß sich nicht alle Oberpostdirek- 
tionen bei der Beschaffung neuer Möbel und Geräte 
die gebotene Zurückhaltung auferlegt haben. Er ver- 
kennt nicht die Notwendigkeit, im Zuge der fort- 
schreitenden Rationalisierung Dienststellen der 
Deutschen Bundespost nach und nach mit Organisa- 
tionsmöbeln auszustatten. Er ist jedoch der Ansicht, 
daß der Beschaffung durch die derzeitige Haushalts- 
lage der Deutschen Bundespost Grenzen gesetzt sind. 
Möbel und Geräte, die nicht unmittelbar der Be- 
trieb sab Wicklung oder einer mit Personaleinsparun- 
gen verbundenen Rationalisierung dienen, sollten 
nur unter Anlegung eines strengen Maßstabes be- 
schafft werden. 

Der Bundesminister hat inzwischen Sparmaßnahmen 
angeordnet, die dazu geführt haben, daß 1972 statt 
der veranschlagten 83 Millionen DM nur etwa 
68 Millionen DM ausgegeben worden sind. Er wird 
künftig auf eine noch sparsamere Bewirtschaftung 
der Mittel zu drängen haben. 

238 . Bei der Ermittlung des Bedarfs an Ortskabeln 
sind häufig die Bestandsüberhänge aus dem Vorjahr 
unberücksichtigt geblieben, was zu einer sehr be- 
trächtlichen Erhöhung der Bestände geführt hat. Um 
sie niedriger darzustellen, haben die Fernmelde- 
ämter vielfach verfrüht Umbuchungen vom Vorats- 
auf den Verbrauchstitel vorgenommen. Die auf Bau- 
stellen gewonnenen Kabel sind häufig allein deshalb 
dem Altstoff zugeführt worden, weil auf der Bau- 
stelle die für das Prüfen und Abdrücken mit Druck- 
luft erforderlichen Kräfte nicht zur Verfügung stan- 


den. Schließlich sind nicht mehr gängige Kabeltypen 
nur in geringem Umfang verwendet worden, so daß 
bei einigen Zeugämtern noch größere Vorräte vor- 
handen sind. 

Der Bundesminister hat inzwischen entsprechende 
Maßnahmen eingeleitet. 

Der Bundesrechnungshof hat im übrigen zur Ver- 
meidung von Fehlinvestitionen empfohlen, die ge- 
samte Ausrüstung der neu eingerichteten Außen- 
lager stärker als bisher vom Fernmeldetechnischen 
Zentralamt überwachen zu lassen. Der Bundes- 
minister ist dieser Anregung gefolgt. 

239 . Im Haushaltsjahr 1970 hat das Fernmelde- 
technische Zentralamt für 1971 Verträge über die 
Lieferung von 165 000 Gemeinschaftsumschaltern im 
Gesamtwert von rd. 25 Millionen DM geschlossen, 
weil es nicht davon unterrichtet worden war, daß 
eine Änderung der fernmelderechtlichen Bestim- 
mungen bevorstand, nach der die Herstellung von 
Gemeinschaftsanschlüssen erheblich eingeschränkt 
werden sollte (vgl. Fernmeldeordnung vom 5. Mai 
1971). Das Zentralamt hat daher Gemeinschafts- 
umschalter in den früher benötigten, den neuen Be- 
darf aber weit überschreitenden Mengen in Auftrag 
gegeben. Da die Verträge nicht mehr rückgängig ge- 
macht werden konnten, mußten rd. 142 000 Gemein- 
schaftsumschalter eingelagert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß das 
Zentralamt nicht zeitgerecht von der beabsichtigten 
Änderung der Fernmeldeordnung unterrichtet wor- 
den ist. 

Der Bundesminister hat hierzu u. a. mitgeteilt, daß 
zum Zeitpunkt der Auftrags vergäbe für 1971, näm- 
lich im Juli und August 1970, noch keine Vorstellun- 
gen über die Neuordnung der Benutzungsverordnun- 
gen bestanden hätten. 

Diese Darstellung vermag schon deshalb nicht zu 
überzeugen, weil seit Jahren Tendenzen bestanden, 
die Einrichtung von Gemeinsdiaftsanschlüssen aus 
wirtschaftlichen Gründen einzuschränken. Hinzu 
kommt, daß die Überarbeitung einer so umfang- 
reichen Verordnung wie der Fernmeldeordnung mo- 
natelanger Vorbereitungen bedarf. 

Der Bundesrechnungshof hält daher an seiner Auf- 
fassung fest, daß es möglich gewesen wäre, das 
Zentralamt zeitgerecht zu unterrichten. 

240 . Der Bundesminister beauftragte das Fem- 
meldetechnische Zentralamt, für die Olympischen 
Spiele 1972 neue Fernsprechzellen und Fernsprech- 
hauben entwickeln zu lassen und zu beschaffen, weil 
nach Ansicht der Olympia-Baugesellschaft die sonst 
in Innenräumen verwendeten Fernsprechzellen aus 
Holz für eine Aufstellung in den Gebäuden auf dem 
Olympischen Gelände nicht repräsentativ genug und 
die üblichen Fernsprechhauben für den Einbau von 
Münzfernsprechern nicht geeignet waren. Beschafft 
wurden für rd. 3 Millionen DM 476 Fernsprechzellen 
und 257 Femsprechhauben in runder Form aus 
Aluminiumblech, einschließlich Transportkufen und 
Schutzhüllen aus Kunststoff. 
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Der Bundesrechnungshof hat die Beschaffung als zu 
aufwendig beanstandet und darauf hingewiesen, daß 
eine ausreichende künftige Benutzung nicht sicher- 
gestellt sei. Er ist der Auffassung, daß allenfalls an- 
statt der Fernsprechzellen aus Holz ansprechendere 
hätten beschafft werden dürfen. Fernsprechhauben 
hätten in die Neuentwicklung nicht einbezogen wer- 
den dürfen, da auf dem Markt runde Fernsprech- 
hauben aus Plastik angeboten werden, die den Ein- 
bau von Münzfernsprechern gestattet und auch allen 
berechtigten Anforderungen an ein verbessertes 
„visuelles Erscheinungsbild" entsprochen hätten. Die 
Mehrkosten gegenüber den gebräuchlichen Fern- 
sprechzellen betragen rd. 340 v. H. r gegenüber den 
auf dem Markt befindlichen Fernsprechhauben rd. 
300 v. H. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister sind noch 
nicht abgeschlossen. 

241 . Fast alle Oberpostdirektionen haben druck- 
frische Exemplare des Amtlichen Fernsprechbuches 
1971/72 in großer Zahl dem Altstoff zugeführt. So 
hat allein die Oberpostdirektion Hamburg bis Au- 
gust 1971 116 000 Exemplare vernichten lassen. 

Die Oberpostdirektionen begründen dies überwie- 
gend damit, daß viele Fernsprechteilnehmer die 
ihnen zustehenden Amtlichen Fernsprechbücher nicht 
abholen. Sie hätten die Auflagenhöhe im übrigen 
nach der Dienstanweisung festgelegt. Hiernach sei 
für jeden gebührenpflichtigen Hauptanschluß, der 
zum Zeitpunkt der Herausgabe des neuen Amtlichen 
Fernsprechbuches im Geltungsbereich vorhanden 
oder zu erwarten sei, ein Exemplar vorzusehen. 

Das Verfahren widerspricht den Grundsätzen einer 
wirtschaftlichen Haushaltsführung. Der Bundes- 
rechnungshof hat dem Bundesminister empfohlen, 
künftig bei der Bedarfsermittlung die Zahl der Fern- 
sprechteilnehmer, die ihr Amtliches Fernsprechbuch 
erfahrungsgemäß nicht abholen, zu berücksichtigen, 
entsprechende Abschläge bei der Ermittlung des Be- 
darfs vorzunehmen und die Dienstanweisung inso- 
weit zu ändern. 

Der Bundesminister will den Vorschlägen des Bun- 
desrechnungshofes folgen. 

Vorbereitung von Investitionsvorhaben 

242 . Planung und Durchführung voneinander ab- 
hängiger Maßnahmen im Fernmeldewesen sind nicht 
immer ausreichend aufeinander abgestimmt wor- 
den. 

Im Bereich der Oberpostdirektionen Kiel, Köln, Mün- 
chen und Nürnberg und im Bereich der Landespost- 
direktion Berlin sind z. B. 38 Fernmeldedienst- 
gebäude bis zu 16 Monate später als geplant fertig- 
gestellt worden, ohne daß die Fernmeldeabteilungen 
rechtzeitig von den Verzögerungen unterrichtet wor- 
den wären. Das hatte zur Folge, daß die Termine für 
die Lieferung der technischen Einrichtungen und für 
die vertraglich . vereinbarten Vorschußzahlungen 
dem nicht angepaßt werden konnten. 

Hierdurch sind Zinsverluste von rd. 600 000 DM ent- 
standen. Hinzu kamen Mehrkosten durch zwischen- 


zeitlichen Lohnanstieg, Aufwendungen für die Miete 
von Lagerräumen, zusätzliche Transporte u. a. m. 

Da gleichgelagerte Verhältnisse bei fast allen Ober- 
postdirektionen vorliegen dürften, hält es der Bun- 
desrechnungshof für erforderlich, daß der Bundes- 
minister die Oberpostdirektionen erneut auf die Not- 
wendigkeit einer zeitgerechten Koordinierung bei 
Bauvorhaben der Fernmeldetechnik hinweist. 

243 . Bei allen Oberpostdirektionen sind für ein- 
zehne Bauvorhaben der Linientechnik die veran- 
schlagten Mittel erheblich — bis zu 60 v. H. — über- 
schritten worden. Das hat dazu geführt, daß ein Teil 
der Ausbauprogramme nicht durchgeführt werden 
konnte. 

Diese Überschreitungen sind auf unzureichende Pla- 
nung und Bauveranschlagung zurückzuführen. So 
wurde wiederholt erst während der Bauausführung 
festgestellt, daß vorhandene Kabelkanalzüge nicht 
mehr aufnahmefähig waren, Fremdanlagen zu ver- 
legt und anstelle von Straßenaufbrüchen wesentlich 
teurere Straßendurchbohrungen vorgenommen wer- 
den mußten. Kosten für Kabeltransporte und für die 
Wiederherstellung von Wegeoberflächen waren viel- 
fach in den Bauanschlägen nicht oder nur zum Teil 
berücksichtigt. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß zahl- 
reiche Unzulänglichkeiten auf den derzeitigen Man- 
gel an geeignetem Personal in den Planungs- und 
Baustellen zurückzuführen sind. Ungeachtet dessen 
hat er den Bundesminister gebeten, die Oberpost- 
direktionen erneut auf die Notwendigkeit sorgfäl- 
tiger Planung und Bauveranschlagung hinzuweisen, 
da Mängel in diesem Bereich nicht nur die Durch- 
führung der Ausbauprogramme, sondern ebenso die 
bautechnische Abwicklung der Bauvorhaben und die 
ordnungsgemäße Mittelbewirtschaftung beeinträch- 
tigen. 


Hochbau 

Haushaltsjahre 1970 bis 1972 

Raumbedarf bei Neubauten für Oberpostdirektionen 

244 . Die Oberpostdirektionen Bremen, Dortmund, 
Düsseldorf, Freiburg im Breisgau, Hamburg und 
Nürnberg halben den Neubau ihrer Dienstgebäude 
geplant und teilweise bereits ausgeführt. Den Raum- 
bedarf haben sie nach den Vorläufigen Richtlinien 
für den Raumbedarf der Deutschen Bundespost er- 
mittelt. Die Flächen weisen — auch bei den der 
Größe nach vergleichbaren Oberpostdirektionen — 
erhebliche Unterschiede auf und gehen oft weit über 
die Bedürfnisse einer Oberpostdirektion hinaus. 

Nach den Raumplänen stehen für die Dienstzimmer 
der Präsidenten Flächen zwischen 40 und 54 qm 
zur Verfügung. Bei verschiedenen Oberpostdirek- 
tionen sind außer zwei großen Sitzungssälen noch 
bis zu 12 Besprechungsizimmer eingeplant. Einige 
Oberpostdirektionen halben Warteräume für Be- 
sucher nur im Bereich der Präsidialräume vorge- 
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sdhen, andere dagegen weitere Besucherzimmer, und 
zwar in unterschiedlicher Zahl und Größe. Die Ober- 
postdirektion Hamburg beabsichtigt z. B. f 18 Räume 
mit rd. 350 qm für diesen Zweck einzurichten, wäh- 
rend die Oberpostdirektionen Dortmund und Bremen 
je zwei Räume mit jeweils weniger als 15 qm für 
ausreichend ansehen. 

Für Aktenräume hat die Oberpostdirektion Düssel- 
dorf rd. 70 v. H. mehr Lagerfläche vorgesehen als 
die etwa gleich große Oberpostdirektion Hamburg, 
die ihren Bedarf schon großzügig bemessen hat. Die 
Oberpostdirektion Dortmund hat für diesen Zweck 
rd. 10 v. H. mehr Fläche eingeplant, als die zusam- 
men wesentlich größeren Oberpostdirektionen Bre- 
men und Freiburg im Breisgau insgesamt vorgesehen 
haben. 

Die Oberpostdirektionen Hamburg, Dortmund und 
Düsseldorf haben 30, 20 und 10 Teeküchen im Raum- 
plan vorgesehen; die Oberpostdirektionen Freiburg 
im Breisgau und Nürnberg dagegen halten derartige 
Einrichtungen nicht für erforderlich. 

Die Oberpostdirektion Dortmund hat für die Lage- 
rung von mobilen Trennwänden eine Fläche von 
384 qm eingeplant; die Raumpläne der übrigen Ober- 
postdirektionen weisen derartige Räume überhaupt 
nicht aus. 

Nur bei der Oberpostdirektion Freiburg im Breisgau 
sind fünf Räume mit insgesamt 300 qm Fläche für 
Fernbauleitungen vorgesehen; die Oberpostdirek- 
tion Nürnberg wiederum hält als einzige 60 qm 
Bürofläche für Aushilfskräfte bei Besoldungsaktionen 
für erforderlich. 

Im Gegensatz zu den 'anderen Oberpostdirektionen 
sieht die Oberpostdirektion Düsseldorf insgesamt 
633 qm Pausenflächen für die Bauabteilung sowie 
die Postbeamtenkrankenkasse und die Besoldungs- 
kasse vor. 

Die Oberpostdirektionen haben auch die Flächen- 
ansätze für die Sonderstellen der Deutschen Bundes- 
post sehr unterschiedlich festgelegt. So übersteigt 
z. B. der Raumbedarf der Oberpostdirektion Dort- 
mund für die Postbeamtenkrankenkasse den der 
Oberpostdirektion Hamburg um 58 v. H. und den 
der Oberpostdirektion Düsseldorf um 25 v. H., ob- 
gleich die Oberpostdirektionen Hamburg und Düs- 
seldorf größer sind als die Oberpostdirektion Dort- 
mund. 

Auch die Dienstwohnungen für Hauswart, technische 
Beamte und Kraftfahrer sind sehr unterschiedlich 
geplant. Die Oberpostdirektion Bremen hält z. B. je 
65 qm W ohnfläche für Hauswart und Kraftfahrer für 
angemessen, die Oberpostdirektion Düsseldorf da- 
gegen 100 qm. 

Die eingeplanten Raumreserven weichen ebenfalls 
erheblich voneinander ab. Die größten Reserveflä- 
chen hat die Oberpostdirektion Hamburg mit 25 v. H. 
für einen Zeitraum von 15 Jahren vorgesehen. Die 
Oberpostdirektion Düsseldorf ist von einem Zuwachs 
von 20 v. FI. in 20 Jahren ausgegangen. Die Ober- 
postdirektionen Bremen und Freiburg im Breisgau 
glauben, mit 15 v. H. auszukommen, die Oberpost- 
direktion Nürnberg hat überhaupt keine Reserve 


berücksichtigt. Auch für Sonderstellen sind die Pla- 
nungen sehr unterschiedlich. Die Oberpostdirekti- 
onen Hamburg und Düsseldorf z.B. halten hierfür 
eine Reserve auch wegen der zu erwartenden Um- 
stellung auf die elektronische Datenverarbeitung 
nicht für erforderlich, die Oberpostdirektion Dort- 
mund jedoch hat gerade mit dieser Begründung eine 
Raumreserve von 300 qm in Ansatz gebracht. 

Selbst über die notwendigen Geschoßhöhen bestehen 
bei den Oberpostdirektionen unterschiedliche Auf- 
fassungen. Die Oberpostdirektion Freiburg im Breis- 
gau z. B. hat als Geschoßhöhe 3,40 m vorgesehen, 
die Oberpostdirektion Düsseldorf dagegen 3,80 m. 
Die lichte Raumhöhe beläuft sich bei der Oberpost- 
direktion Nürnberg auf 2,65 m, die Oberpostdirek- 
tion Freiburg im Breisgau hat demgegenüber 3,00 m 
angesetzt. 

Der Bundesminister hat die unterschiedlichen Raum- 
pläne jeweils genehmigt. 

245 . Die Oerpostdirektionen haben in ihren Ent- 
würfen die Flächenansätze der genehmigten Raum- 
pläne häufig noch überschritten. So wurden in den 
Entwürfen gegenüber den Rumplänen 

— die Büroflächen der sechs Oberpostdirektionen 
um linsgesamt rd. 2 200 qm ausgedehnt, wobei 
die Flächen der Präsidentenzimmer der Oberpost- 
direktionen Freiburg im Breisgau von 40 auf 
69 qm und Nürnberg von 50 auf 66 qm erhöht 
worden sind, 

— die Sitzungssäle bei den Oberpostdirektionen 
Hamburg und Dortmund um mehr als 35 v. H. 
vergrößert, 

— bei den Oberpostdirektionen Hamburg, Dort- 
mund, Düsseldorf und Nürnberg die für Büche- 
reien ausgewiesenen Flächen um etwa 380 qm 
erweitert, 

— • die Kantinenflächen bei den sechs Oberpostdirek- 
tionen um insgesamt 1 160 qm ausgedehnt, 

— bei der Oberpostdirektion Düsseldorf statt 10 
Teeküchen mit 200 qm nunmehr 13 mit insgesamt 
603 qm vorgesehen und 

— die Raumreserve der Oberpostdirektion Düssel- 
dorf um 3 782 qm = 225 v. H. vergrößert. 

Eine ähnliche Ausweitung der Flächenansätze in den 
Entwürfen gegenüber den genehmigten Raumplänen 
hat der Bundesrechnungshof auch bei zahlreichen 
anderen Postneubauten festgestellt. 

246 . Die in den Raumplänen nachgewiesenen 
Raumgrößen weichen zudem erheblich von den 
Werten ab, die für die Baumaßnahmen der Bundes- 
verwaltung verbindlich und in den „Richtlinien für 
die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes im 
Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltung 
(RBBau)" festgelegt sind. Auch die Deutsche Bun- 
desbahn hat sie für ihren Geschäftsbereich einge- 
führt. 

So überschreiten die Büroflächen — ohne die Flä- 
chen für Sonderstellen — die nach den RBBau zu- 
lässigen Größen bei den Neubauten für die sechs 
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Oberpostdirektionen um insgesamt rd. 7 000 qm und 
im Mittel um etwa 20 v. H. Auch die Nebenräume 
sind zumeist sehr großzügig bemessen. 

247 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der Bundesminister derart unterschiedliche Raum- 
pläne gebilligt und damit seine Aufgaben als Zen- 
tralinstanz nicht ausreichend wahrgenommen hat. 
Ferner hat er bemängelt, daß die Oberpostdirek- 
tionen die genehmigten Raumgrößen in den Entwür- 
fen noch überschritten haben. Er ist der Auffassung, 
daß auch für die Deutsche Bundespost die nach den 
RBBau zulässigen Flächengrößen maßgebend sein 
sollten, da keine Gründe erkennbar sind, ihr größere 
Räume als vergleichbaren anderen Stellen der Bun- 
desverwaltung oder der Deutschen Bundesbahn zu- 
zugestehen. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
hätten die Flächen der Neubauten für die sechs Ober- 
postdirektionen unter Berücksichtigung der Reserve- 
flächen und der anteiligen Verkehrsflächen — jedoch 
ohne Flächen für Sonderstellen — um mindestens 
21 000 qm verringert werden können. Bei Baukosten 
von rd. 2 200 DM je qm würde dies einer Ausgaben- 
minderung von mehr als 46 Millionen DM ent- 
sprechen. 

Der Bundesrechnungshof hat daher den Bundesmini- 
ster um Prüfung gebeten, welche Binsparungsmög- 
lichkeiten bei den sechs Oberpostdirektionen be- 
stehen und Ob Räume entfallen, anderweitig durch 
die Post genutzt oder vermietet werden können. 
Darüber hinaus hat er angeregt, daß der Bundes- 
minister die Flächengrößen der RBBau für seinen 
Bereich einführt. 

Der Bundesminister hat hierzu mitgeteilt, die Vor- 
läufigen Richtlinien für den Raumbedarf der Deut- 
schen Bundespost enthielten keine Angaben für die 
Planung von Oberpostdirektions-Neubauten. Da- 
durch sei das Aufstellen und Prüfen von Raumplänen 
erheblich erschwert worden, und es sei zu unter- 
schiedlichen Raumansätzen gekommen. Die Vor- 
läufigen Richtlinien sollten nunmehr durch Arbeits- 
anweisungen für das Auf stellen von Raumplänen 
ersetzt werden, die auch Ansätze für die Dienst- 
stellen der Oberpostdirektionen enthalten würden. 
Außerdem sollten in die neu auszuarbeitenden 
Hochbaurichtlinien Richtmaße für die lichten Raum- 
höhen in Verwaltungsgebäuden aufgenommen wer- 
den. 

Als Höchstflächen für Geschäftszimmer würden weit- 
gehend die in den Richtlinien für die Durchführung 
von Baufaufgaben des Bundes (RBBau) festgelegten 
Werte übernommen werden. Allerdings müßten we- 
gen der Aufgaben, der Leistungen und des Arbeits- 
umfanges für Mitarbeiter, Referenten und Präsiden- 
ten der Oberpostdirektionen größere Flächen als in 
den RBBau vorgesehen werden. Die Einrichtung von 
Teeküchen sei wirtschaftlich, weil die Einnahme 
eines Imbisses am Arbeitsplatz weit weniger Zeit 
in Anspruch nehme als ein Aufenthalt in der Kan- 
tine und zudem der Arbeitsplatz besetzt bleibe. Er 
werde aber künftig nur noch einen Raumansatz von 
jeweils vier qm vorsehen. 


Bis zur Herausgabe der Arbeitsanweisungen sollen 
die Oberpostdirektionen, die einen Neubau planen, 
ihre Raumpläne unter Berücksichtigung der ihnen 
genannten Höchstflächen überarbeiten und Bele- 
gungspläne vorlegen. Als Raumreserve für einen 
Zeitraum von 15 Jahren sollen einheitlich 15 v. H. 
zugeschlagen werden. Der Bundesminister will bei 
der Überprüfung der Belegungspläne darauf achten, 
daß die zulässigen Raumgrößen nicht überschritten 
und Reserveräume zu Einheiten zusammengefaßt 
werden, damit sie zunächst durch andere Dienst- 
stellen genutzt oder vermietet werden können. Auf 
die Frage der Überschreitung der Flächen nach den 
genehmigten Raumplänen in den Entwürfen ist er 
nicht eingegangen. 

Der Bundesrechnungshof hält die Herausgabe neuer 
Richtlinien für die Bemessung des Raumbedarfs 
ebenfalls für dringend erforderlich. Er ist der An- 
sicht, daß der Bundesminister als Zentralinstanz die 
bisher unterschiedliche Ermittlung des Raumbedarfs 
durch die Oberpostdirektion bei der Prüfung und 
Genehmigung der Raumpläne hätte erkennen und 
dementsprechend schon vor längerer Zeit verbind- 
liche Weisungen erlassen müssen. 

Der Ansicht, daß von den Höchstflächen der RBBau 
abgewichen werden müsse, kann der Bundesrech- 
nungshof nicht beipflichten. Art und Umfang der 
Tätigkeit der Bediensteten der Oberpostdirektionen 
unterscheiden sich von denen anderer Mittelbehör- 
den — beispielsweise der Oberfinanzdirektionen — 
nicht derart, daß ein abweichender Raumbedarf an- 
zuerkennen wäre. Wenn man im übrigen der An- 
sicht des Bundesministers über die Zweckmäßigkeit 
der Einrichtung von Teeküchen folgt, wäre nicht nur 
ihre Größe, sondern auch ihre Zähl zu beschränken. 

Im übrigen wird der Bundesminister sicherstellen 
müssen, daß bei Aufstellung der Entwürfe die in den 
genehmigten Raumplänen verbindlich festgelegten 
Flächengrößen nicht überschritten werden. 

Architektenwettbewerbe 

248 . Die Deutsche Bundespost hat beim Neubau 
von Dienstgebäuden für Oberpostdirektionen in 
mehreren Fällen Architektenwettbewerbe durchge- 
führt. 

249 . Beim Wettbewerb für den Neubau der Ober- 
postdirektion Bremen batte das Preisgericht zwei 
Entwürfe in der Gesamtwertung etwa gleich be- 
urteilt und ihnen den 1. und 2. Preis zuerkannt. Es 
hatte der Verwaltung empfohlen, dem 1. Preisträger 
die Architektenleistungen zu übertragen; es wollte 
der Oberpostdirektion so die Mühe einer eigenen 
Auswahl ersparen. 

Die Verwaltung ist diesem Vorschlag gefolgt. Sie 
hat dabei nicht berücksichtigt, daß der Entwurf 1 
ungleich weniger wirtschaftlich war als der gleich- 
wertig beurteilte Entwurf 2 und daß er technische 
Mängel aufwies. 

Der umbaute Raum ist bei gleicher Bürofläche beim 
Entwurf 1 um rd. 20 v. H. größer als beim Ent- 
wurf 2. Er muß bei der Ausführung sogar noch er- 
heblich vergrößert werden, weil der Architekt z. B. 
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zu kleine Aufzugschächte vorgesehen und die für 
die Vollklimatisierung erforderlichen Räume nicht 
ausreichend berücksichtigt hatte, obgleich die Kli- 
matisierung notwendig ist und er sie selbst vorge- 
schlagen hatte. 

250. Beim Wettbewerb für den Neubau der Ober- 
postdirektion Freiburg im Breisgau wurden eben- 
falls dem 1. Preisträger die weiteren Architekten- 
leistungen übertragen, obgleich die Lösung auch in 
diesem Fall weniger wirtschaftlich als die des 3. und 
ungünstiger als die des 2. Preisträgers war. So ist 
der umbaute Raum beim Wettbewerbsentwurf des 
1. Preisträgers erheblich größer als bei dem des 
3. Preisträgers. Der Preis je qm der Geschoßnetto- 
fläche ist beim 1. Preisträger am höchsten und liegt 
um 30 v. H. über dem des 3. Preisträgers. Dies ist 
durch die besonders unregelmäßige und kostspielige 
Gestaltung des Bauwerks bedingt. 

Die vom Preisgericht hervorgehobenen städtebau- 
lichen und gestalterischen Vorzüge dürften nicht 
ausreichen, die wesentlich geringere Wirtschaftlich- 
keit der Lösung auszugleichen. 

251. Auch beim Wettbewerb für den Neubau der 
Oberpostdirektion Dortmund wurde der 1. Preisträ- 
ger — wie dies bereits in den Wettbewerbsbedin- 
gungen vorgesehen war — mit der weiteren Bear- 
beitung der Planung und Baudurchführung beauf- 
tragt, obgleich zu erkennen war, daß die Baukosten 
bei Ausführung dieses Entwurfs „im mittleren Be- 
reich" und die zu erwartenden Betriebskosten über 
dem Durchschnitt liegen würden und es mehrere 
Lösungen gab, deren Erstellungskosten als „im un- 
teren Bereich" liegend und deren Betriebskosten als 
„niedrig" oder „durchschnittlich" bezeichnet worden 
waren. Daß diese anderen, wirtschaftlicheren Ent- 
würfe den städtebaulichen und architektonischen 
Anforderungen sämtlich nicht genügt haben sollten, 
ist wenig wahrscheinlich. 

252. Beim Wettbewerb für den Neubau des 
Dienstgebäudes für die Oberpostdirektion Hamburg 
erkannte das Preisgericht keinen 1. Preis, sondern 
zwei 2. Preise zu und empfahl, die Träger dieser 
Preise aufzufordern, ihre Konzeption zu überarbei- 
ten. Die Verwaltung wählte dann zur Ausführung 
die Lösung aus, bei der das Verhältnis umbauter 
Raum zur Nutzfläche von allen Arbeiten das weit- 
aus ungünstigste war und deren Konstruktion sehr 
aufwendig ist. Wesentlich wirtschaftlichere Lösungen 
wurden auch hier nicht berücksichtigt. 

Zu Nr. 249 bis 252 

Der Bundesrechnungshof hält Architektenwettbe- 
werbe für zweckmäßig und notwendig, wenn es dar- 
um geht, die besten Lösung für bedeutende Baumaß- 
nahmen zu finden. Er beanstandet aber, daß die Ver- 
waltung jeweils den Empfehlungen des Preisgerichts 
gefolgt ist und ihre Entscheidung nach dem Wettbe- 
werb mehr auf architektonisch-ästhetische Erwägun- 
gen gegründet, aber nicht ausreichend geprüft hat, 
ob auch die technische Zweckmäßigkeit und die 


Wirtschaftlichkeit es rechtfertigten — insbesondere 
unter Berücksichtigung der angespannten Finanzlage 
der Deutschen Bundespost — , die Preisträger mit der 
weiteren Planung zu beauftragen. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher angeregt, die Architekten bereits 
in den Wettbewerbsbedingungen darauf hinzuwei- 
sen, daß der Bauherr die Wirtschaftlichkeit des Ent- 
wurfs besonders würdigen werde. 

Bezüglich des Neubaus eines Dienstgebäudes für die 
Oberpostdirektion Bremen hat der Bundesrechnungs- 
hof den Bundesminister gebeten, die Entscheidung 
über die Beauftragung des 1. Preisträgers mit den 
weiteren Architektenleistungen zu überprüfen. 

Der Bundesminister hat erklärt, bei der Beurteilung 
der Wettbewerbsentwürfe komme vor allem der 
städtebaulichen Lösung und der Funktionstüchtig- 
keit des geplanten Bauwerks Bedeutung zu. Die 
Wirtschaftlichkeit der Planung werde durch die wei- 
tere Bearbeitung des Wettbewerbsentwurfs gewähr- 
leistet, bei der nach der Entscheidung des Preis- 
gerichts noch wesentliche Änderungen mit dem Ziel 
vorgenommen würden, eine möglichst wirtschaftliche 
Lösung zu erreichen. Er werde darüber hinaus in 
Zukunft in den Wettbewerbsunterlagen auf den ho- 
hen Rang hinweisen lassen, der der Wirtschaftlich- 
keit bei der Beurteilung der Entwürfe zukomme. Er 
halte es aber für problematisch, wenn die Verwal- 
tung nachträglich eine von der Entscheidung des 
Preisgerichts unabhängige Entscheidung treffe. 

Zu den angeführten Beispielen hat der Bundesmini- 
ster erklärt, die Oberpostdirektionen hätten jeweils 
sorgfältig geprüft, ob einem anderen als dem 1. Preis- 
träger der Vorzug zu geben sei. Die übrigen Arbei- 
ten hätten sich aber als erheblich schlechter und bei 
genauerer Prüfung meist als nicht wirtschaftlicher 
erwiesen. Auch beim Neubau des Dienstgebäudes 
für die Oberpostdirektion Bremen habe eine inzwi- 
schen vorgenommene eingehende Überprüfung be- 
wiesen, daß die Entscheidung für den Entwurf des 
1. Preisträgers richtig gewesen sei. 

Der Bundesrechnungshof hält dem entgegen, daß die 
Beurteilung der Preisgerichte die Verwaltung nicht 
davon entbinden kann, ihre Entscheidung selbstän- 
dig auch nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
treffen. Er sieht deshalb in der Zusage, den 1. Preis- 
träger mit der weiteren Bearbeitung zu beauftragen, 
die die Oberpostdirektionen Dortmund und Hamburg 
in die Wettbewerbsbedingungen aufgenommen hat- 
ten, eine unzweckmäßige Beschränkung der Entschei- 
dungsfreiheit des Bauherrn. 

Entgegen den Ausführungen des Bundesministers 
dürften nicht alle Möglichkeiten der Wahl wirt- 
schaftlicherer Entwürfe genutzt worden sein. In die- 
ser Auffassung sieht sich der Bundesrechnungshof 
dadurch bestätigt, daß über die endgültige Planung 
des Dienstgebäudes in Bremen noch immer keine 
Klarheit besteht und zur Zeit erwogen wird, einen 
völlig neuen Entwurf für ein niedrigeres, nicht kli- 
matisiertes Gebäude aufzustellen, dem die Arbeiten 
mehererer Preisträger zugrunde gelegt werden sol- 
len. 

Die Erörterung der Einzelfragen mit dem Bundes- 
minister ist noch nicht abgeschlossen. 
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Aufwendiges Bauen 

253 . Bei der Prüfung der Bauvorhaben hat der Bun- 
de srechnungshof festgestellt, daß bei Planung und 
Ausführung von Hochbauten Fragen der Wirtschaft- 
lichkeit und Zweckmäßigkeit vielfach vernachläs- 
sigt werden. Oft steht der Aufwand in keinem an- 
gemessenen Verhältnis zum Bauzweck. Folgende 
Beispiele mögen das veranschaulichen: 

Gestaltung 

254 . Die Oberpostdirektion Frankfurt am Main 
plant, die rd. 200 m lange, fast 100 m breite Gleis- 
halle des dortigen Postbahnhofs mit einer Konstruk- 
tion aus Stahlfachwerkbindern zu überdachen. Sie 
hat dabei einen sehr großen Stützenabstand gewählt, 
der mit dazu geführt hat, daß die Binder 20 m breit 
und 6 m hoch werden und zu einer Gesamthöhe der 
Halle von 13 m führen. Das geht weit über das be- 
trieblich erforderliche Maß hinaus, wie Beispiele be- 
reits fertiggestellter Hallen mit gleicher Zweckbe- 
stimmung zeigen. 

Der Bundesminister hat hierzu aufgrund einer Stel- 
lungnahme der Oberpostdirektion mitgeteilt, für die 
Wahl der Stützenabstände und Hallenabmessungen 
seien nahezu ausschließlich betriebstechnische und 
arbeitspsychologische Überlegungen maßgebend ge- 
wesen. Obwohl er sich der Begründung der Ober- 
postdirektion nicht in allen Punkten anschließen 
könne, sei er der Ansicht, daß die Vorteile für den 
Betriebsablauf und das Personal den Mehraufwand 
rechtfertigten. 

Demgegenüber geht aus der Stellungnahme der 
Oberpostdirektion hervor, daß vor allem städtebau- 
liche und architektonische Erwägungen die Planung 
beeinflußt haben. Im übrigen ist nicht einzusehen, 
weshalb den gleichen Zwecken dienende Postbahn- 
höfe derartig Unterschiedlich gestaltet werden müs- 
sen. 

255 . Dieselbe Oberpostdirektion hatte für den Neu- 
bau der Knoten- und Ortsvermittlungsstelle Fran- 
kenberg/Eder drei Treppenanlagen vorgesehen, die 
als Gestaltungselemente deutlich in Erscheinung 
treten sollten und sehr aufwendig gewesen wären. 
Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß bei einer geringen Verschiebung des Haupt- 
treppenhauses die beiden giebelseitig geplanten zu- 
sätzlichen Treppen entfallen und erhebliche Kosten 
eingespart werden könnten. Die Oberpostdirektion 
hat daraufhin die Planung überarbeitet und auf 
einen Treppenturm verzichtet? dadurch können rd. 
800 000 DM eingespart werden. 

256 . Die Oberpostdirektion Braunschweig hatte für 
den 4. Bauabschnitt der Postdienstgebäude am 
Hauptbahnhof Braunschweig einen Vorentwurf auf- 
gestellt, der mit Kosten von 6,8 Millionen DM ab- 
schloß und den der Bundesminister genehmigt hatte. 

Einige Zeit später stellte sie einen Entwurf auf, der 
eine Steigerung der Baukosten von 135 v. H. vorsah, 
die mit Baupreiserhöhungen und der Vergrößerung 
des Bauvolumens infolge gestiegenen Raumbedarfs 
begründet wurde. 


Tatsächlich ist die Kostenerhöhung aber weniger 
durch zusätzlich benötigte Flächen als vielmehr 
durch die neue Entwurfs anordnung bedingt. Einer 
Vergrößerung der Fläche um nur 22,5 v. H. steht 
nämlich eine Vergrößerung des umbauten Raumes 
um 75 v. H. gegenüber. Während ursprünglich durch- 
weg kubische Baukörper vorgesehen waren, sollen 
diese nunmehr unregelmäßig mit stumpf- und spitz- 
winkligen Ecken ausgeführt werden. 

Der Bundesminister, dem der neue Entwurf zur Prü- 
fung vorlag, hat nach der Beanstandung durch den 
Bundesrechnungshof die Oberpostdirektion aufge- 
fordert, den neuen Vorentwurf mit dem Ziel zu über- 
arbeiten, das Bauvolumen zu verringern und die 
Kosten zu senken. 

257 . Die Oberpostdirektion Dortmund hat die Ost- 
und Westfassaden des Fernmeldedienstgebäudes 
Plettenberg-Holthausen abschnittsweise mit rost- 
freiem Edelstahl zum Preis von über 390 DM je qm 
verkleiden lassen. Der genehmigte Kostenvoran- 
schlag sah dagegen eine einfachere Ausführung mit 
Klinkerverblendung zu einem Preis von 110 bzw. 
160 DM je qm vor. Die Änderung hat Mehrkosten 
von rd. 66 700 DM verursacht, zu denen noch weitere 
Kosten für die nunmehr notwendige Ausführung 
auch der Fenster, Vordächer und Zwischenblenden 
in Edelstahl hinzutreten. 

Die Oberpostdirektion Düsseldorf hat beim Neubau 
des Fernmeledamtes Duisburg, Saarstraße, die Fas- 
saden des Kasinos und teilweise auch des Haupt- 
gebäudes mit Aluminium verkleidet und hierfür rd. 
300 DM je qm aufgewendet. Diese Verkleidung ist 
sowohl in der Herstellung als auch im Betrieb sehr 
aufwendig, weil diese Fassade — auch nach dem 
Urteil der Architekten — alle ein bis zwei Monate 
gereinigt werden muß. In der Tat ist die Fassade des 
Kasinogebäudes bereits vor der Übergabe des Bau- 
werks einer Erst-, einer Zwischen- und einer 
Schlußreinigung unterzogen worden. 

258 . Für den Aufenthalt von Bediensteten während 
der Arbeitspausen wurden teure Dachterrassen ge- 
baut, obwohl andere Erholungsmöglichkeiten mit 
weit geringerem Aufwand hätten geschaffen werden 
können. 

Sonnenschutzanlagen werden vielfach aus architek- 
tonischen Gründen selbst dort vorgesehen und aus- 
geführt, wo sie nicht erforderlich sind. So wurden 
sie sogar dort vorgesehen, wo überhaupt keine Fen- 
ster vorhanden sind. Der Ansicht des Bundesmini- 
sters, für die Ausführung derartiger Anlagen seien 
nicht architektonische, sondern technische oder wirt- 
schaftliche Gründe maßgebend gewesen, kann der 
Bundesrechnungshof aufgrund seiner Prüfungsfest- 
stellungen nicht beipflichten. 

Bei einer größeren Zahl von Gebäuden wurden 
Sonnenschutzjalousien mit komplizierten automa- 
tischen Steuerungen eingebaut, die hohe Bau- und 
Unterhaltungskosten verursachen. Der Darstellung 
des Bundesministers, derartige Anlagen seien nur 
in begründeten Ausnahmefällen hergestellt worden, 
kann der Bundesrechnungshof nicht folgen, da bei- 
spielsweise im Bezirk der Oberpostdirektion Frei- 
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bürg im Breisgau mehrere Post- und Fernmelde- 
dienstgebäude üblicher Art mit solchen Anlagen aus- 
gestattet worden sind, obwohl dafür kein anzuerken- 
nendes Bedürfnis bestand. 

Auch bei den Außenanlagen hat ein steigender Hang 
zur Repräsentation zu aufwendigen Einfriedigungen, 
großzügiger Gartengestaltung und wertvollen Plat- 
tenbelägen geführt. Die Begründung des Bundes- 
ministers, diese Anlagen trügen zur Verbesserung 
der Lebensqualität der Bediensteten bei, überzeugt 
nicht, da dieses durchaus erstrebenswerte Ziel meist 
auch mit geringerem Aufwand erreicht werden kann. 

Zu Nr. 254 bis 258 

Der Bundesrechnungshof hat den übertriebenen Auf- 
wand beanstandet. Er verkennt zwar nicht, daß die 
Anlagen der Deutschen Bundespost gefällig und — 
der Umgebung entsprechend — angemessen zu ge- 
stalten sind. Er ist jedoch der Auffassung, daß die 
gestalterischen Gesichtspunkte bei weitem über- 
betont wurden und daß der Zweck auch mit einfache- 
ren Mitteln hätte erreicht werden können. 

Soweit überhöhte Ausgaben für die Gestaltung auf 
eigenmächtige Abweichungen von den genehmigten 
Plänen zurückzuführen sind, wird der Bundesmini- 
ster die Schadenersatzfrage zu prüfen haben. 

Montagetrennwände 

259. Die Deutsche Bundespost bildet zunehmend 
Innenwände von Gebäuden als versetzbare Wände 
aus. Sie verwendet derartige Montagetrennwände zu 
einem Preis von rd. 150 DM je qm oft auch dann, 
wenn in den Entwürfen nur fest eingebaute, leichte 
Trennwände, die etwa 40 bis 45 DM je qm kosten, 
vorgesehen sind. 

Der Bundesrechnungshof hat diese aufwendige Aus- 
führung bei mehreren Oberpostdirektionen bean- 
standet. Er verkennt zwar nicht, daß eine volle Flexi- 
bilität dort von Vorteil ist, wo mit Veränderungen 
von Raumgrößen und -funktionen — besonders in 
Betriebsgebäuden — zu rechnen ist. Bei anderen 
Bauten jedoch ist es ausreichend, Veränderungsmög- 
lichkeiten konstruktiv vorzusehen; werden Raum- 
veränderungen allenfalls im Laufe von Jahren erfor- 
derlich, so ist es wirtschaftlicher, leichte Trennwände 
abzubrechen und neue aufzubauen, als von vorn- 
herein Montagewände zu erstellen. Bei einem Ver- 
zicht auf diese Wände könnten z. B. allein bei den 
Neubauten für die Postämter München 40 und 70, 
für das Verwaltungsgebäude West der Bahnpost- 
anlagen am Hauptbahnhof Frankfurt am Main und 
beim Neubau für die Oberpostdirektion Bremen rd. 
2,5 Millionen DM gespart werden. 

Die Oberpostdirektion Nürnberg hat nach Beanstan- 
dung durch den Bundesrechnungshof auf die Errich- 
tung der aufwendigen Montagetrennwände verzich- 
tet und hierdurch rd. 350 000 DM weniger ausgege- 
ben. 

Der Bundesminister hat eingeräumt, es müsse in 
jedem Einzelfall geprüft werden, ob solche Mehr- 
aufwendungen vertretbar seien. Die Verwendung 


von Montagewänden könne aber auch der Rationa- 
lisierung des Baues dienen und durch Überlegun- 
gen über die Gestaltung des Arbeitsplatzes und die 
Bauunterhaltung beeinflußt werden. 

Der Bundesrechnungshof teilt diese Ansicht nicht. 
Eine Rationalisierung, die mit erheblich höheren 
Baukosten erkauft wird, verfehlt ihren Zweck; auch 
beeinträchtigt der Verzicht auf die Verwendung mo- 
biler Trennwände nicht die Gestaltung des Arbeits- 
platzes, und schließlich werden etwaige Ersparnisse 
bei der Bauunterhaltung durch die höheren Bau- 
kosten bei weitem aufgewogen. Der Bundesminister 
hat seine Dienststelle inzwischen angewiesen, mo- 
bile Trennwände nur noch in berechtigten Aus- 
nahmefällen vorzusehen. 

Bauleitungsunterkünfte 

260. Wenn für die Unterbringung der Bauleitungs- 
kräfte der Deutschen Bundespost und der Architek- 
ten keine geeigneten posteigenen Räume zur Ver- 
fügung stehen, werden diese Kräfte in Mieträumen 
oder eigens hergestellten Bauleitungsbaracken 
untergebracht. 

Einige dieser Unterkünfte sind mit einem unange- 
messenen Aufwand erstellt worden. Obwohl die 
Bauleitungsbaracken nur für einen begrenzten Zeit- 
raum gebraucht werden, hat z. B. die Oberpostdirek- 
tion Hamburg unter Beteiligung eines Architekten 
eine Bauleitungsunterkunft mit dem Äußeren eines 
Wohnfertighauses errichten lassen, und die Ober- 
postdirektion Düsseldorf hat eine Baracke auf eine 
geschoßhohe Stützenkonstruktion gestellt, die allein 
rd. 250 000 DM gekostet hat. Die dadurch gewonnene 
Grundfläche dient lediglich als Abstellplatz für Per- 
sonenwagen. Vielfach stehen die Kosten für die Bau- 
leitungsunterkünfte auch nicht in einem vertret- 
baren Verhältnis zu den Gesamtkosten der Bau- 
vorhaben. Die Gebäude werden nicht immer ausrei- 
chend genutzt. Oft ist auch die Ausstattung zu kost- 
spielig. 

Der Bundesrechnungshof hat den übertriebenen Auf- 
wand beanstandet. Wenn die Erstellung eigener Bau- 
leitungsbaracken unumgänglich ist, weil posteigene 
oder anzumietende Räume nicht zur Verfügung ste- 
hen, so sollte der Aufwand für die Unterkunft ent- 
sprechend dem auch zeitlich begrenzten Verwen- 
dungszweck so gering wie möglich gehalten werden. 
Ist im Zusammenhang mit einem Bauvorhaben ein 
Wohngebäude oder ähnliches zu erstellen, sollte das 
so frühzeitig geschehen, daß es vorübergehend als 
Bauleitungsunterkunft genutzt werden kann. 

Der Bundesminister hat sich im wesentlichen der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes angeschlos- 
sen und die Oberpostdirektion angewiesen, nach die- 
sen Gesichtspunkten zu verfahren. 

Zu Nr. 254 bis 269 

Der Bundesrechnungshof hält es — vor allem auch 
im Hinblick auf die angespannte Finanzlage der 
Deutschen Bundespost — für erforderlich, daß spar- 
samer gebaut wird. Er hatte hierauf bereits in frühe- 
ren Prüfungsberichten nach § 19 Abs. 5 PostVwG 
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hingewiesen. Dementsprechend hat der Bundesmini- 
ster wiederholt, zuletzt mit Verfügung vom 22. Sep- 
tember 1971, angeordnet, daß unangemessen auf- 
wendige Ausführungen und Ausstattungen von Post- 
dienstgebäuden und Dienst- und Mieträumen künftig 
grundsätzlich ausgeschlossen und im Hinblick auf 
die angespannte Finanzlage der Deutschen Bundes- 
post sowohl vorliegende Planungen für die Errich- 
tung und Ausstattung von Postdienstgebäuden und 
-räumen als auch bereits in der Ausführung befind- 
liche Objekte unverzüglich überprüft werden sollten. 
Diese Anordnung ist offenbar ohne nachhaltige Wir- 
kung geblieben, denn ein großer Teil der Feststel- 
lungen des Bundesrechnungshofes bezieht sich auf 
Planungen und Ausführungen im Jahre 1972. 

Zu diesen neuerlichen . Feststellungen hat der Bun- 
desminister zwar die Notwendigkeit einer spar- 
samen Verwendung der Haushaltsmittel grundsätz- 
lich anerkannt, jedoch darauf hingewiesen, daß er 
vor allem auf dem Fernmeldesektor gelegentlich 
auch weniger wirtschaftliche Vorentwürfe genehmi- 
gen müsse, um die benötigten Gebäude schneller 
bereitstellen zu können. Auch politische Erwägun- 
gen führten mitunter zu Kompromissen. 

Der Bundesrechnungshof hält diese Gründe nicht für 
überzeugend, da die Billigung unzureichender Vor- 
entwürfe und die Bereitschaft zu Kompromissen die 
nachgeordneten Behörden dazu verleiten können, 
bei ihrer Tätigkeit die Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit noch stärker außer acht zu 
lassen. 

Der Bundesminister wird daher insbesondere bei 
der Genehmigung der Vorentwürfe darauf zu achten 
haben, daß ein unangemessener Aufwand bei der 
Gestaltung und Ausgestaltung der Bauvorhaben ver- 
mieden wird. Darüber hinaus wird er Bedienstete, 
die gegen seine hierauf abzielenden Anordnungen 
verstoßen, zur Rechenschaft ziehen müssen. 

Planung und Bau von Ortsvermittlungsstellen 

261 . Die starke Nachfrage nach Fernsprech- 
anschlüssen führte zu einer schnellen Ausweitung 
des Fernsprechnetzes und stellte die Deutsche Bun- 
despost vor die Aufgabe, in kurzer Zeit eine große 
Anzahl von Gebäuden für Ortsvermittlungsstellen 
zu errichten. Um Planung und Ausführung dieser 
Gebäude zu vereinheitlichen und zu vereinfachen 
und dadurch die Bauleistungen zu steigern, hat eine 
Arbeitsgruppe im Jahre 1962 für vier Gebäudetypen 
verbindliche Grundriß- und Schnittzeichnungen, 
statische Berechnungen und Erläuterungsberichte 
entwickelt. Darüber hinaus kam der Bundesminister 
in den Jahren 1964 und 1965 unter Mitarbeit eines 
Fachmannes für Industriebau zu dem Ergebnis, daß 
es zweckmäßig und wirtschaftlich sei, Gebäude für 
Ortsvermittlungsstellen auf der Grundlage der vor- 
liegenden Typenpläne mit vorgefertigten Bauteilen 
als Normengebäude durch Generalunternehmer aus- 
führen zu lassen. Der Bundesminister beauftragte 
daraufhin in den Jahren 1966 und 1967 eine Ober- 
postdirektion, Versuchsserien von je fünf Gebäuden 
zweier Typen auszuführen mit dem Ziel, dadurch 
gegenüber der herkömmlichen Bauweise die Bau- 


zeiten zu verkürzen sowie Planungs- und Baukosten 
einzusparen. 

Bereits bei den ersten Versuchsbauten zeigte sich, 
daß die Fertigteilbauweise nicht zu der erwarteten 
Senkung der Baukosten, sondern zu einer erheb- 
lichen Baukostensteigerung von zum Teil über 
50 v. H. führte. Die Baukosten der folgenden Serien 
von Fertigteilbauten stiegen noch stärker an als die 
anderer Bauwerke. 

Die ungewöhnlich ungünstige Kostenentwicklung ist 
zum Teil darauf zurückzuführen, daß die Planungs- 
unterlagen nicht fertigungsgerecht waren. Verteu- 
ernd wirkte sich auch aus, daß die Fertigteile mit 
Spezialfahrzeugen transportiert und montiert wer- 
den müssen, wozu nur wenige große und speziali- 
sierte Unternehmen mit entsprechend umfangreichen 
und kostspieligen Einrichtungen in der Lage sind. 
Dies hat zu einer erheblichen Einschränkung des 
Wettbewerbs und damit auch zu nachteiligen Aus- 
wirkungen auf die Preisgestaltung geführt. 

Auch die Herstellungszeiten konnten meist nicht 
verkürzt werden. Infolge der übermäßig langen 
Planungszeit verzögerte sich die Fertigstellung der 
Ausführungsunterlagen bei der ersten Serie erheb- 
lich. Bei den folgenden Serien waren zwar die Bau- 
zeiten kürzer; die Anlagen konnten jedoch oft nicht 
früher genutzt werden, weil die fernmeldetech- 
nischen Einrichtungen wegen der Auslastung der 
Fernmelde-Industrie und des Montagepersonals erst 
längere Zeit nach Fertigstellung der Bauarbeiten 
montiert werden konnten. 

Gleichwohl hat der Bundesminister auch weiterhin 
den Bau von Ortsvermittlungsstellen in Fertigteil- 
bauweise wesentlich stärker gefördert als die Er- 
richtung von Gebäuden in herkömmlicher Bauweise. 
Dies hat erhebliche Mehrkosten verursacht. Bei- 
spielsweise hat die Oberpostdirektion Frankfurt am 
Main von 1967 bis 1971 mehr als 100 Normenge- 
bäude für Ortsvermittlungsstellen mit einer Gesamt- 
bausumme von 80 Millionen DM errichten lassen; 
der Preis lag um 30 bis 100 v. H. höher als bei einer 
Ausführung in herkömmlicher Bauweise. Die Mehr- 
aufwendungen dürften allein in diesem Bezirk rd. 
20 bis 25 Millionen DM betragen haben. Entspre- 
chende Mehreinnahmen an Gebühren sind nicht an- 
gefallen. 

Darüber hinaus hat die Normenbauweise weitere 
Nachteile. Typengebäude in der herkömmlichen Bau- 
weise können ohne weiteres erweitert, d. h. aufge- 
stockt oder verlängert werden. Eine Aufstockung bei 
Normengebäuden ist dagegen aus konstruktiven 
und fertigungstechnischen Gründen ausgeschlossen, 
eine Verlängerung wäre nur in konventioneller Bau- 
weise möglich. Dies hat mehrfach dazu geführt, daß 
die für die Bestimmung des Bautyps zuständigen 
Dienststellen von vornherein den nächstgrößeren 
Bautyp gewählt haben. Die hierdurch entstandenen 
Mehrkosten sind ebenfalls beträchtlich. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß das 
Bauen mit Fertigteilen vorteilhaft sein kann. Wie 
die Prüfungsergebnisse zeigen, ist dies hier aber 
nicht der Fall. Der Bundesrechnungshof hatte daher, 
noch bevor die erste Versuchsserie von Normenge- 
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bäuden fertiggestellt war, den Bundesminister ge- 
beten, wegen der erheblichen Mehrkosten der Nor- 
menbauweise entsprechende Folgerungen zu ziehen. 
Er hatte ihn darüber hinaus wegen der Dringlichkeit 
des Bauprogramms bereits im Jahre 1966 gebeten, 
auch die herkömmliche Bauweise ebenso eingehend 
wie die Normenbauweise zentral planen und ein- 
heitliche Vergabeunterlagen erstellen zu lassen. Er 
hat ihn hieran in den Jahren 1968, 1970 und 1971 
erinnert. 

Der Bundesminister hat erklärt, die Normung der 
Bauten für Ortsvermittlungsstellen habe nicht der 
Senkung der Baukosten, sondern der Deckung des 
ständig steigenden Bedarfs dienen und eine einfache 
Bauvorbereitung, kurze Bauzeiten und Personalein- 
sparungen ermöglichen sollen. Diese Erwartungen 
hätten sich erfüllt. Die Höhe der Baukosten und die 
Länge der Zeiten bis zur Inbetriebnahme müßten 
getrennt davon behandelt werden. 

Die Mehrkosten der Normengebäude seien zwar 
bereits nach Fertigstellung der ersten Versuchsbau- 
ten zu erkennen gewesen. Wegen der geringen Zahl 
der damals errichteten Normengebäude und fehlen- 
der Vergleichsmöglichkeiten mit Typengebäuden 
hätten aber erst weitere Großversuche einen zu- 
treffenden Kostenvergleich gestattet. Das Preisge- 
fälle zwischen der Fertigteil- und der herkömmlichen 
Bauweise habe ihn jedoch Ende 1970 zu der Anord- 
nung veranlaßt, die Planung der Normengebäude 
mit dem Ziel zu überarbeiten, den Wettbewerb aus- 
zuweiten und zu preisgünstigeren Gebäuden zu 
kommen. 

Die Zeiten, in denen Gebäude nach ihrer Fertigstel- 
lung bis zur frühestmöglichen Lieferung der fern- 
meldetechnischen Einrichtung leerstanden, hätten 
durchschnittlich nur 1,5 Monate betragen. Ursächlich 
hierfür sei die bei Anordnung der Großversuche 
nicht erkennbare Auslastung der Fernmeldeindustrie 
gewesen. 

Die Schwierigkeiten einer späteren Erweiterung hät- 
ten auf die Wahl des Fertigteilgebäudetyps keinen 
Einfluß gehabt. Die Größe der Gebäude sei vielmehr 
nach dem voraussichtlichen Endausbau aufgrund 
der Ortsnetz-Entwicklungsplanung festgelegt wor- 
den. Hierzu sei im Jahre 1972 eine Arbeitsanweisung 
zur Vorausschätzung des Bedarfs und des Bestandes 
an Fernsprechhauptanschlüssen erlassen worden. 
Eine Arbeitsgruppe, die auch für die in herkömm- 
licher Bauweise zu errichtenden Typenhäuser ver- 
gabereife Angebots- und Ausschreibungsunterlagen 
erarbeitet habe, sei bereits Ende 1969 gebildet wor- 
den. 

Die Ausführungen haben den Bundesrechnungshof 
nicht überzeugt. Zunächst kann nicht unwiderspro- 
chen bleiben, daß die Normenbauweise nicht auch 
der Senkung der Baukosten habe dienen sollen. Die 
Zweckmäßigkeit dieser Bauausführung wurde viel- 
mehr ausdrücklich damit begründet, daß dadurch 
Kosten gespart werden könnten. Der Bundesrech- 
nungshof ist ferner der Ansicht, daß die Entschei- 
dung, wie der Bedarf gedeckt werden soll, weder von 
der Prüfung der Wirtschaftlichkeit der geplanten 
Maßnahmen noch von der Klärung der Frage, ob 
tatsächlich die Betriebsbereitschaft der Vermittlungs- 


stellen in kurzer Zeit zu erreichen ist, getrennt wer- 
den kann. 

Die Ursachen der Mehrkosten waren bereits nach 
dem ersten Versuch in den Jahren 1967 und 1968 
erkennbar, ohne daß es umfassender Vergleiche mit 
anderen Gebäuden bedurfte. 

Dementsprechend hatte auch die Notwendigkeit 
einer Überarbeitung der Planung von Normenge- 
bäuden weit früher erkannt werden müssen, zumal 
da auch die Anregungen des Bundesrechnungshofes 
dem Bundesminister bereits im Frühjahr 1970 mitge- 
teilt worden waren. 

Prüfungsergebnisse des Jahres 1972 rechtfertigen 
ferner die Feststellung, daß bis in die jüngste Zeit 
zahlreiche Ortsvermittlungsstellen erst längere Zeit 
nach Abschluß der Bauarbeiten in Betrieb genom- 
men werden konnten, weil die Montage der fern- 
meldetechnischen Einrichtungen sich verzögert. Die 
Liefermöglichkeiten der Fernmeldeindustrie, die 
noch heute den Zeitpunkt der Inbetriebnahme der 
Ortsvermittlungsstellen bestimmen, hätten dem 
Bundesminister schon wegen des ständig bestehen- 
den und auch erforderlichen Kontakts zu den Liefer- 
firmen bekannt sein müssen. 

Noch in jüngster Zeit hat der Bundesrechnungshof 
ferner festgestellt, daß mehrere Oberpostdirektio- 
nen wegen der unzureichenden Erweiterungsmög- 
lichkeit von Normengebäuden größere Gebäude- 
typen gewählt haben, als dies unter Berücksichti- 
gung der Ortsnetz-Entwicklungsplanungen erforder- 
lich gewesen wäre. Im übrigen hat der Bundesmini- 
ster in seiner Verfügung vom 3. September 1968 
selbst die Schwierigkeiten einer Erweiterung als 
Nachteil der Normenbauweise genannt. 

Die Arbeitsgruppe, die für die Ausarbeitung ver- 
gabereifer Angebots- und Ausschreibungsunterlagen 
für Typenhäuser in herkömmlicher Bauweise gebil- 
det worden war, hat ihre Tätigkeit bisher noch nicht 
abschließen können. Sie hat lediglich für die beiden 
kleinsten Gebäude typen bis zum Frühjahr 1972 ver- 
gabereife Verdingungsunterlagen vorgelegt. Schon 
für diesen Teilbereich hat sich aber gezeigt, daß 
durch eine solche Vereinheitlichung erhebliche Zeit- 
gewinne und Personaleinsparungen erzielt werden 
können. Die ersten Ausschreibungsergebnisse haben 
zudem bestätigt, daß mit der herkömmlichen Bau- 
weise der Typengebäude erhebliche Einsparungen 
zu erzielen sind. Der Bundesrechnungshof hält des- 
halb daran fest, daß die Arbeiten an einheitlichen 
Unterlagen für Typengebäude beschleunigt zum Ab- 
schluß gebracht werden müssen, da auch für sie die 
vom Bundesminister angeführten Erwartungen — 
einfachere Bauvorbereitung, kurze Bauzeiten und 
Personaleinsparungen — gelten. Er ist darüber hin- 
aus der Auffassung, daß zur Erzielung des günstig- 
sten Preises die Ortsvermittlungsstellen alternativ 
in Fertigteil- und in herkömmlicher Bauweise aus- 
geschrieben werden sollten. 

Vergabe von Bauleistungen 

262 . Die Baudienstellen der Oberpostdirektionen 
— besonders im süddeutschen Raum — haben wie- 
derholt gegen die Vergabevorschriften gehandelt, 
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indem sie bei Großvorhaben die Bauleistungen nicht 
öffentlich ausgeschrieben, sondern nach öffentlichem 
Hinweis und beschränkter Ausschreibung vergeben 
haben. Sie haben dabei ohne stichhaltige Begrün- 
dung immer wieder dieselben Großfirmen zur Ange- 
botsabgabe aufgefordert und mittlere, auch ortsan- 
sässige Firmen nicht berücksichtigt, obgleich zahl- 
reiche derartige Unternehmen an der Ausführung 
der Arbeiten interessiert waren. 

Der Bundesrechnungshof hatte diese Vergabepraxis 
bereits in seinem Prüfungsbericht (§ 19 Abs. 5 Post- 
VwG) vom 18. Dezember 1969 beanstandet. Er hat 
den Bundesminister darauf hingewiesen, daß seinq 
Baudienststellen auch weiterhin die Vergabericht- 
linien nicht beachteten. 

Der Bundesminister hat hierzu ausgeführt, daß sich 
nach den Erfahrungen der Oberpostdirektionen lei- 
stungsfähige Firmen eher an einer beschränkten als 
an einer öffentlichen Ausschreibung beteiligten. Er 
habe nicht, feststellen können, daß überwiegend 
Großfirmen zur Angebotsabgabe aufgefordert wor- 
den seien. Mit ursächlich für die Bevorzugung des 
Hinweisverfahrens gegenüber der öffentlichen Aus- 
schreibung sei im übrigen neben dem Bauboom die 
Entwicklung der Baupreise. 

Demgegenüber ist der Bundesrechnungshof auf 
Grund seiner Erfahrungen der Auffassung, daß nur 
die öffentliche Ausschreibung zur Beteiligung einer 
großen Zahl von Bewerbern und zu einem angemes- 
senen Wechsel 'der Auftragnehmer führt. Bei der 
beschränkten Ausschreibung besteht die Gefahr, daß 
der gleiche Kreis von Großfirmen immer wieder 
beteiligt wird. Er stimmt im übrigen mit dem Bun- 
deskartellamt darin überein, daß öffentliche Auf- 
träge grundsätzlich öffentlich ausgeschrieben und 
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beschränkte Ausschreibungen nur ausnahmsweise 
bei Vorliegen der in der VOB genannten Voraus- 
setzungen durchgeführt werden sollten. Der Bundes- 
minister wird dafür zu sorgen haben, daß künftig 
danach verfahren wird. 

263 . Im übrigen hat der Bundesminister als Ent- 
scheidungsgrundlagen für die Wahl der einzelnen 
Vergabearten Höchstbeträge festgesetzt. Der Bun- 
desrechnungshof hat dies beanstandet, weil durch 
derartige Wertgrenzen die in der VOB genannten 
Voraussetzungen, unter denen von der im Regelfall 
gebotenen öffentlichen Ausschreibung abgewichen 
werden darf, nicht erfüllt werden. 

Der Bundesminister hat dazu mitgeteilt, er halte 
diese Regelung, die im übrigen nicht im Wider- 
spruch zur VOB stehe, für zweckmäßig, da sie den 
Aufwand verringere und die Vergabestellen ent- 
laste. Er habe inzwischen die Wertgrenzen erhöht 
und werde danach in der Lage sein, von den Ver- 
gabestellen die strikte Beachtung der Vorschriften 
zu verlangen. 

Nach der VOB darf jedoch die Wahl der Vergabeart 
nur von sachlichen Gesichtspunkten (z. B. besondere 
Fachkunde, außergewöhnliche Leistungsfähigkeit, 
Zuverlässigkeit), nicht aber von betragsmäßig fest- 
gesetzten Wertgrenzen abhängig gemacht werden. 
Prüfungsergebnisse aus dem Jahre 1972 zeigen zu- 
dem, daß das in der VOB vorgesehene Verfahren 
nicht zu höherem Verwaltungsaufwand führt und 
daß noch immer Aufträge, die die erhöhten Wert- 
grenzen weit überschreiten, nach beschränkter Aus- 
schreibung oder sogar freihändig vergeben werden. 

Der Bundesminister wird daher seine Richtlinien 
zu überprüfen haben. 


Bundesrechnungshof 

Dr. Schäfer 
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